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Auszug aus der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (des Rates vom 21. März 1972)


VERORDNUNG (EWG) Nr. 574/72 DES RATES

vom 21. März 1972

über die Durchführung der Verordnung (EWG)

Nr. 1408/71 über die Anwendung der Syste­

me der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer,

Selbständige sowie deren Familienangehö­

rige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und

abwandern


Amtsblatt Nr. L 074 vom 27/03/1972 
S. 0001 - 0083 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Gemeinschaft, insbesondere auf die 
Artikel 51 und 235, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
zur Anwendung der Systeme der sozialen Si­
cherheit auf Arbeitnehmer, Selbständige und de­
ren Familienangehörige, die innerhalb der Ge­
meinschaft zu- und abwandern, insbesondere 
auf Artikel 98, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla­
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es sind den Grundvorschriften der Verordnung 
(EWG) Nr. 14081/71 angepaßte und den im Lau­
fe der Jahre bei der Anwendung dieser Texte ge­
sammelten Erfahrungen entsprechende Durch­
führungsvorschriften festzulegen. 

Insbesondere sind die zuständigen Behörden 
und Träger der einzelnen Mitgliedstaaten sowie 
die Verbindungsstellen genau festzulegen, die 
befugt sind, direkt miteinander in Verbindung zu 
treten. 

Außerdem sind die von den betreffenden Per­
sonen zur Erlangung von Leistungen beizubrin­
genden und auszufüllenden Unterlagen anzu­
geben. 

Die Regelungen für die Durchführung der Be­
stimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
zur Festlegung der anzuwendenden Rechtsvor­
schriften sowie der Bestimmungen zu den ein­
zelnen Leistungsgruppen sind im einzelnen dar­
zulegen. 

Außerdem sind die Vorschriften für die Erstat­
tung von Aushilfsleistungen und die Aufgaben 
des Rechnungsausschusses genau festzulegen. 

Die Durchführungsvorschriften zum Verfahren 
für die Währungsumrechnung im Rahmen des 
Europäischen Währungssystems sind festzule­
gen. 

Um den Verkehr zwischen den Behörden und 
Trägern der Mitgliedstaaten zu erleichtern, ist 
die Möglichkeit elektronischer Verarbeitung der 
bei der Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 
1408/71 anfallenden Daten vorzusehen. 

Es ist die Möglichkeit vorzusehen, die Anhänge 
1, 4, 5, 6, 7 und 8 der Verordnung (EWG) Nr. 
574/72 durch eine Verordnung zu ändern, die 
die Kommission auf Antrag des oder der betref­
fenden Mitgliedstaaten oder ihrer zuständigen 
Behörden nach Stellungnahme der Verwal­
tungskommission erläßt; die Änderung dieser 
Anhänge stellt nämlich allein darauf ab, die von 
den betreffenden Mitgliedstaaten oder deren 
zuständigen Behörden gefaßten Beschlüsse in 
ein Gemeinschaftsinstrument aufzunehmen -
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Auszug aus der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (des Rates vom 21. März 1972)


Artikel 1 

Artikel 2 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Für die Anwendung dieser Verordnung 

a) bezeichnet der Begriff „Verordnung" die Verord­
nung (EWG) Nr. 1408/71; 

b) bezeichnet der Begriff „Durchführungsverord­
nung“ diese Verordnung; 

c)	 gelten die in Artikel 1 der Verordnung festge­
legten Begriffsbestimmungen. 

Artikel 2 

Formblätter - Unterrichtung über Rechtsvor­
schriften - Merkblätter 

(1) Die Muster für Dokumente, die zur Anwen­
dung der Verordnung und der Durchführungs­
verordnung erforderlich sind, werden von der 
Verwaltungskommission festgelegt. 

Diese Dokumente können zwischen den Trä­
gern entweder mittels Papiervordrucken oder in 
anderer Form oder mittels genormter elektroni­
scher Nachrichten über Telematikdienste ge-
mäß Titel VIa übermittelt werden. Der Informa­
tionsaustausch durch Telematikdienste unter­
liegt einer Vereinbarung zwischen den zustän­
digen Behörden oder von diesen bezeichneten 
Stellen des Absendermitgliedstaats und des 
Empfängermitgliedstaats. 

(2) Die Verwaltungskommission kann für die 
zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaats An-
gaben über die innerstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten zusammenstellen, für die die Verordnung gilt. 

(3) Die Verwaltungskommission arbeitet Merk­
blätter aus, die den betroffenen Personenkreis 
über seine Rechte und über die bei deren Gel­
tendmachung zu beachtenden Formvorschrif­
ten unterrichten. 

Der Beratende Ausschuß wird vor der Fest­
legung dieser Merkblätter angehört. 

Artikel 3 

Verbindungsstellen - Verkehr zwischen Trä­
gern sowie zwischen Personen und Trägern 

(1) Die zuständigen Behörden können Ver­
bindungsstellen bezeichnen, die unmittelbar mit-
einander verkehren können. 

(2) Jeder Träger eines Mitgliedstaats sowie 
jede Person, die im Gebiet eines Mitgliedstaats 
wohnt oder sich dort aufhält, kann sich unmittel­
bar oder durch Vermittlung der Verbindungsstel­
len an den Träger eines anderen Mitgliedstaats 
wenden. 

(3) Bescheide oder sonstige Schriftstücke 
eines Trägers eines Mitgliedstaats, die für eine 
im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats woh­
nende oder sich dort aufhaltende Person be­
stimmt sind, können dieser unmittelbar mittels 
Einschreiben mit Rückschein zugestellt wer-
den. 

Artikel 4 

Anhänge 

(1) In Anhang 1 ist die zuständige Behörde 
bzw. sind die zuständigen Behörden jedes Mit­
gliedstaats aufgeführt. 

(2) In Anhang 2 sind die zuständigen Träger 
jedes Mitgliedstaats aufgeführt. 

(3) In Anhang 3 sind die Träger des Wohn­
orts und die Träger des Aufenthaltsorts jedes 
Mitgliedstaats aufgeführt. 

(4) In Anhang 4 sind die Verbindungsstellen 
aufgeführt, die gemäß Artikel 3 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung bezeichnet worden 
sind. 

(5) In Anhang 5 sind die in Artikel 5, Artikel 
53 Absatz 3, Artikel 104, Artikel 105 Absatz 2, 
Artikel 116 und Artikel 121 der Durchführungsver­
ordnung genannten Vorschriften aufgeführt. 

(6) In Anhang 6 ist gemäß Artikel 53 Absatz 
1 der Durchführungsverordnung das Verfahren 
für die Zahlung der Leistungen aufgeführt, das 
die zur Zahlung verpflichteten Träger der ein­
zelnen Mitgliedstaaten anwenden. 

(7) In Anhang 7 sind Name und Sitz der in Ar­
tikel 55 Absatz 1 der Durchführungsverordnung 
bezeichneten Banken aufgeführt. 

Artikel 3 

Artikel 4 

DVKA Stand: 12.04.2007 

3 
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Artikel 4 (8) In Anhang 8 sind die Mitgliedstaaten auf-
geführt, in deren gegenseitigen Beziehungen Ar­
tikel 10a Absatz 1 Buchstabe d) der Durchfüh­
rungsverordnung anzuwenden ist. 

(9) In Anhang 9 sind die Systeme aufgeführt, 
die für die Berechnung der Jahresdurchschnitts­
kosten der Sachleistungen gemäß Artikel 94 
Absatz 3 Buchstabe a) und Artikel 95 Absatz 3 
Buchstabe a) der Durchführungsverordnung zu­
grunde zu legen sind. 

(10) In Anhang 10 sind die Träger oder Stel­
len aufgeführt, die von den zuständigen Behörden 
insbesondere aufgrund der folgenden Vorschrif­
ten bezeichnet worden sind: 

a) 	Verordnung: Artikel 14c, Artikel 14d Absatz 3 
und Artikel 17; 

b) Durchführungsverordnung: Artikel 6 Absatz 1, 
Artikel 8, Artikel 10b, Artikel 11 Absatz 1, Arti­
kel 11a Absatz 1, Artikel 12a, Artikel 13 Ab­
sätze 2 und 3, Artikel 14 Absätze 1, 2 und 3, 
Artikel 38 Absatz 1, Artikel 70 Absatz 1, Arti­
kel 80 Absatz 2, Artikel 81, Artikel 82 Absatz 2, 
Artikel 85 Absatz 2, Artikel 86 Absatz 2, Arti­
kel 89 Absatz 1, Artikel 91 Absatz 2, Artikel 102 
Absatz 2, Artikel 109, Artikel 110 und Artikel 
113 Absatz 2. 

(11)gestrichen durch VO (EG) Nr. 647/2005. 
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Artikel 5 

Artikel 6 

TITEL II 

DURCHFÜHRUNG DER ALLGEMEINEN 
VORSCHRIFTEN DER VERORDNUNG 

Durchführung der Artikel 6 und 7 der 
Verordnung 

Artikel 5 

Anwendung der Durchführungsvereinbarung 
an Stelle der Vereinbarungen zur Durchfüh­
rung der Abkommen 

Die Durchführungsverordnung tritt an die Stel­
le der Vereinbarungen zur Durchführung der in 
Artikel 6 der Verordnung genannten Abkommen; 
sie tritt ebenfalls an die Stelle der Bestimmun­
gen zur Durchführung der in Artikel 7 Absatz 2 
Buchstabe c) der Verordnung genannten Abkom­
mensbestimmungen, soweit diese Durchführungs­
bestimmungen nicht in Anhang 5 aufgeführt sind. 

Durchführung des Artikels 9 der 
Verordnung 

Artikel 6 

Zulassung zur freiwilligen Versicherung oder 
freiwilligen Weiterversicherung 

(1) Erfüllt eine Person unter Berücksichtigung 
des Artikels 9 und des Artikels 15 Absatz 3 der 
Verordnung die Voraussetzungen für die Zulas­
sung zur freiwilligen Versicherung oder zur frei­
willigen Weiterversicherung für den Fall der Inva­
lidität, des Alters oder des Todes (Renten) auf­
grund der Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
in mehreren Versicherungssystemen und ist sie 
nicht aufgrund ihrer letzten Beschäftigung oder 
selbständigen Tätigkeit in einem dieser Systeme 
pflichtversichert gewesen, so kann sie aufgrund 
der genannten Artikel in dem in den Rechtsvor­
schriften dieses Mitgliedstaats bestimmten Sys­
tem oder, sofern ein System nicht bestimmt wor­
den ist, in dem von ihr gewählten System zur frei­
willigen Versicherung oder freiwilligen Weiterver­
sicherung zugelassen werden. 

(2) Eine Person hat für die Inanspruchnahme 
der Regelungen nach Artikel 9 Absatz 2 der Ver­
ordnung dem Träger des in Betracht kommen-
den Mitgliedstaats eine Bescheinigung über die 
Versicherungs- oder Wohnzeiten vorzulegen, die 
nach den Rechtsvorschriften aller anderen Mit­
gliedstaaten zurückgelegt worden sind. Diese 
Bescheinigung wird auf Antrag der betreffenden 
Person von dem oder den Trägern ausgestellt, 

die die Rechtsvorschriften anwenden, nach de­
nen die Person diese Zeiten zurückgelegt hat. 

Durchführung des Artikels 12 der 
Verordnung 

Artikel 7 

Grundregeln für die Anwendung der Bestim­
mungen über das Verbot des Zusammentref­
fens von Leistungen 

(1) Können die nach den Rechtsvorschriften 
von zwei oder mehr Mitgliedstaaten geschulde­
ten Leistungen gegenseitig gekürzt, zum Ruhen 
gebracht oder entzogen werden, so werden Be­
träge, die bei strenger Anwendung der in den 
Rechtsvorschriften der betreffenden Mitgliedstaa­
ten vorgesehenen Kürzungs-, Ruhens- oder Ent­
ziehungsbestimmungen nicht ausgezahlt werden, 
durch die Zahl der zu kürzenden, zum Ruhen 
zu bringenden oder zu entziehenden Leistungen 
geteilt. 

(2) Die jeweils zuständigen Träger erteilen 
einander für die Durchführung des Artikels 12 Ab­
sätze 2, 3 und 4 sowie der Artikel 46a, 46b und 
46c der Verordnung auf Anfrage alle erforderli­
chen Auskünfte. 

Artikel 8 

Vorschriften für das Zusammentreffen von An­
sprüchen auf Leistungen bei Krankheit oder 
Mutterschaft nach den Rechtsvorschriften meh­
rerer Mitgliedstaaten 

(1) Hat ein Arbeitnehmer oder Selbständiger 
oder einer seiner Familienangehörigen nach den 
Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Mitglied­
staaten Anspruch auf Leistungen bei Mutter­
schaft, so werden diese Leistungen ausschließ-
lich nach den Rechtsvorschriften des Mitglied­
staats zuerkannt, in dessen Gebiet die Entbin­
dung stattgefunden hat, oder, falls sie nicht im Ge­
biet eines dieser Mitgliedstaaten stattgefunden 
hat, ausschließlich nach den Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaats, die für diesen Arbeitnehmer 
oder Selbständigen zuletzt galten. 

(2) Hat ein Arbeitnehmer oder Selbständiger 
nach den Rechtsvorschriften Irlands und des 
Vereinigten Königreichs für dieselbe Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf Leistungen bei 
Krankheit, so werden diese Leistungen ausschließ-
lich nach den Rechtsvorschriften des Mitglied­
staats zuerkannt, die für den Betreffenden zu­
letzt galten. 

Artikel 7 

Artikel 8 
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Artikel 8 

Artikel 8a 

Artikel 9 

(3) In den Fällen nach Artikel 14c Buchsta­
be b) und Artikel 14f der Verordnung gelten fol­
gende Vorschriften, wenn die betreffende Per­
son oder ein Familienangehöriger aufgrund der 
Rechtsvorschriften beider beteiligten Mitglied­
staaten Anspruch auf Sachleistungen wegen 
Krankheit oder Mutterschaft hat: 

a) Werden nach den Rechtsvorschriften mindes­
tens eines dieser Mitgliedstaaten die Leistun­
gen dem Empfänger in Form von Erstattungen 
gewährt, so werden sie ausschließlich von 
dem Träger des Mitgliedstaats übernommen, 
in dessen Gebiet sie erbracht wurden. 

b) Wurden die Leistungen im Gebiet eines ande­
ren als der beiden beteiligten Mitgliedstaa­
ten erbracht, so werden sie ausschließlich 
von dem Träger des Mitgliedstaates übernom­
men, unter dessen Rechtsvorschriften die be­
treffende Person aufgrund ihrer Arbeitnehmer­
tätigkeit fällt. 

Artikel 8a 

Vorschriften für das Zusammentreffen von 
Ansprüchen auf Leistungen bei Krankheit, 
Arbeitsunfall oder Berufskrankheit nach den 
griechischen Rechtsvorschriften und den 
Rechtsvorschriften eines oder mehrerer an­
derer Mitgliedstaaten 

Hat ein Arbeitnehmer oder Selbständiger oder 
einer seiner Familienangehörigen nach den grie­
chischen Rechtsvorschriften und nach den Rechts­
vorschriften eines oder mehrerer anderer Mitglied­
staaten für ein und denselben Zeitraum Anspruch 
auf Leistungen bei Krankheit, Arbeitsunfall oder 
Berufskrankheit, so werden diese Leistungen 
ausschließlich nach den Rechtsvorschriften ge­
währt, denen der Betreffende zuletzt unterlag. 

Artikel 9 

Vorschriften für das Zusammentreffen von An­
sprüchen auf Sterbegeld nach den Rechts­
vorschriften mehrerer Mitgliedstaaten 

(1) Tritt der Tod im Gebiet eines Mitglied­
staats ein, so bleibt nur der nach den Rechtsvor­
schriften dieses Mitgliedstaats erworbene An­
spruch auf Sterbegeld bestehen, während der 
nach den Rechtsvorschriften jedes anderen Mit­
gliedstaats erworbene Anspruch erlischt. 

(2) Tritt der Tod im Gebiet eines Mitglied­
staats ein und besteht Anspruch auf Sterbegeld 
nach den Rechtsvorschriften von zwei oder meh­
reren anderen Mitgliedstaaten oder tritt der Tod 
außerhalb des Gebiets der Mitgliedstaaten ein 
und besteht Anspruch auf Sterbegeld nach den 

Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Mitglied­
staaten, so bleibt nur der Anspruch nach den 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats bestehen, 
die für den Verstorbenen zuletzt galten, wäh­
rend der nach den Rechtsvorschriften jedes an-
deren Mitgliedstaats erworbene Anspruch er­
lischt. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 
werden in den Fällen nach Artikel 14c Buchsta­
be b) oder Artikel 14f der Verordnung alle An­
sprüche auf Sterbegeld, die aufgrund der Rechts­
vorschriften der beteiligten Mitgliedstaaten er­
worben wurden, gewahrt. 

Artikel 9a 

Vorschriften für das Zusammentreffen von An­
sprüchen auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Begibt sich ein Arbeitnehmer oder Selbstän­
diger, der nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats, denen er während seiner letzten 
Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit ge-
mäß Artikel 69 der Verordnung unterlag, An­
spruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit hat, 
nach Griechenland, wo er aufgrund einer früher 
nach griechischem Recht zurückgelegten Zeit 
der Versicherung, Beschäftigung oder selbstän­
diger Tätigkeit ebenfalls Anspruch auf Leistun­
gen bei Arbeitslosigkeit hat, so ruht der Anspruch 
auf Leistungen nach griechischem Recht wäh­
rend des in Artikel 69 Absatz 1 Buchstabe c) der 
Verordnung vorgesehenen Zeitraums. 

Artikel 10 

Vorschriften für das Zusammentreffen von An­
sprüchen auf Familienleistungen oder -beihil­
fen für Arbeitnehmer und Selbständige 

(1) a)	 Der Anspruch auf Familienleistungen o­
der -beihilfen, die nach den Rechtsvor­
schriften eines Mitgliedstaats geschuldet 
werden, nach denen der Erwerb des An­
spruchs auf diese Leistungen oder Bei­
hilfen nicht von einer Versicherung, Be­
schäftigung oder selbständigen Tätigkeit 
abhängig ist, ruht, wenn während des­
selben Zeitraums für dasselbe Familien­
mitglied Leistungen allein aufgrund der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaats oder nach Artikel 
73, 74, 77 oder 78 der Verordnung geschul­
det werden, bis zur Höhe dieser geschul­
deten Leistungen. 

b) Wird jedoch 

Artikel 9a 

Artikel 10 
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Artikel 10 
i) in dem Fall, in dem Leistungen allein auf­

grund der innerstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats oder 
nach Artikel 73 oder 74 der Verordnung 
geschuldet werden, von der Person, die 
Anspruch auf die Familienleistungen hat, 
oder von der Person, an die sie zu zah­
len sind, in dem unter Buchstabe a) erst-
genannten Mitgliedstaat eine Berufstätig­
keit ausgeübt, so ruht der Anspruch auf 
die allein aufgrund der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften des anderen Mitglied­
staats oder nach den genannten Artikeln 
geschuldeten Familienleistungen, und 
zwar bis zur Höhe der Familienleistun­
gen, die in den Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaats vorgesehen sind, in des­
sen Gebiet das Familienmitglied wohn­
haft ist. Leistungen, die der Mitgliedstaat 
zahlt, in dessen Gebiet das Familienmit­
glied wohnhaft ist, gehen zu Lasten die­
ses Staates; 

ii) in dem Fall, in dem Leistungen allein auf­
grund der innerstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten eines anderen Mitgliedstaats oder 
nach Artikel 77 oder 78 der Verordnung 
geschuldet werden, von der Person, die 
Anspruch auf diese Leistungen hat, oder 
von der Person, an die sie zu zahlen sind, 
in dem unter Buchstabe a) erstgenann­
ten Mitgliedstaat eine Berufstätigkeit aus­
geübt, so ruht der Anspruch auf diese Fa­
milienleistungen oder -beihilfen, die allein 
aufgrund der innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften des anderen Mitgliedstaats oder 
nach diesen Artikeln geschuldet werden; 
in diesem Fall hat der Betreffende An­
spruch auf die Familienleistungen oder ­
beihilfen des Mitgliedstaats, in dessen 
Gebiet die Kinder wohnen, zu Lasten 
dieses Mitgliedstaats sowie gegebenen­
falls auf nicht unter die Familienbeihilfen 
nach Artikel 77 oder 78 der Verordnung 
fallende Leistungen zu Lasten des nach 
diesen Artikeln zuständigen Staates. 

(2) Hat ein den Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats unterliegender Arbeitnehmer An­
spruch auf Familienleistungen aufgrund früher 
nach griechischem Recht zurückgelegter Ver­
sicherungs- oder Beschäftigungszeiten, so ruht 
dieser Anspruch, wenn während ein und des­
selben Zeitraums für ein und denselben Fami­
lienangehörigen Familienleistungen aufgrund der 
Rechtsvorschriften des erstgenannten Mitglied­
staats gemäß den Artikel 73 und 74 der Ver­
ordnung geschuldet werden, bis zur Höhe die­
ser geschuldeten Leistungen. 

(3) Werden nach Artikel 73 und/oder 74 der 
Verordnung Familienleistungen für ein und den­
selben Zeitraum für ein und denselben Familien-
angehörigen von zwei Mitgliedstaaten geschul­
det, so zahlt der zuständige Träger des Mitglied­
staats, dessen Rechtsvorschriften den höheren 
Leistungsbetrag vorsehen, diesen ganzen Be­
trag aus, der ihm dann von dem zuständigen 
Träger des anderen Mitgliedstaats zur Hälfte zu 
erstatten ist, wobei der nach den Rechtsvor­
schriften des letzteren Mitgliedstaats vorgese­
hene Leistungssatz die obere Grenze bildet. 

Artikel 10a 

Vorschriften für Arbeitnehmer oder Selbstän­
dige, für die während ein und desselben Zeit­
raums oder eines Teils eines Zeitraums nach-
einander Rechtsvorschriften mehrerer Mit­
gliedstaaten galten 

Galten für einen Arbeitnehmer oder Selbstän­
digen während eines Zahlungszeitraums, wie 
er in den Rechtsvorschriften eines oder zweier 
beteiligter Mitgliedstaaten für die Gewährung von 
Familienleistungen vorgesehen ist, nacheinan­
der die Rechtsvorschriften zweier Mitgliedstaa­
ten, so sind folgende Vorschriften anzuwenden: 

a)	 Die Familienleistungen, die der Betreffende 
nach den Rechtsvorschriften jedes dieser Mit­
gliedstaaten beanspruchen kann, entsprechen 
der Anzahl der nach den jeweiligen Rechts­
vorschriften geschuldeten täglichen Leistun­
gen. Sehen die Rechtsvorschriften dieser Mit­
gliedstaaten keine täglichen Familienleistun­
gen vor, so werden die Familienleistungen 
im Verhältnis der Dauer gewährt, während 
der für die betreffende Person die Rechtsvor­
schriften eines jeden Mitgliedstaats unter Be­
rücksichtigung des in den jeweiligen Rechts­
vorschriften festgelegten Zeitraums galten. 

b)	 Hat ein Träger während eines Zeitraums Fa­
milienleistungen gewährt, in dem diese von 
einem anderen Träger hätten gewährt wer-
den müssen, so rechnen diese Träger sie 
untereinander ab. 

c)	 Werden die nach den Rechtsvorschriften ei­
nes Mitgliedstaats zurückgelegten Zeiten der 
Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit 
in anderen Einheiten ausgedrückt als denje­
nigen, die zur Berechnung der Familienleis­
tungen nach den für den Arbeitnehmer oder 
Selbständigen während desselben Zeitraums 
ebenfalls geltenden Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaats dienen, so erfolgt die 
Umrechnung für die Anwendung der Buch­
staben a) und b) nach Artikel 15 Absatz 3 
der Durchführungsverordnung. 

Artikel 10a 
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d) Abweichend von Buchstabe a) übernimmt im
Artikel 10a	 Rahmen der in Anhang 8 der Durchführungs­

verordnung genannten Beziehungen zwi­
schen den Mitgliedstaaten der Träger, der die 
Kosten der Familienleistungen aufgrund der 
ersten Beschäftigung oder selbständigen 
Tätigkeit im Verlauf des Bezugszeitraums zu 
tragen hat, diese Kosten für den gesamten 
Zeitraum. 

DVKA Stand: 12.04.2007


8




Auszug aus der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (des Rates vom 21. März 1972)


Artikel 10b 

Artikel 10c 

Artikel 11 

TITEL III 

DURCHFÜHRUNG DER VORSCHRIFTEN 
DER VERORDNUNG ZUR BESTIMMUNG 
DER ANZUWENDENDEN RECHTSVOR­

SCHRIFTEN 

Durchführung der Artikel 13 (zutreffend: 
10b - DVKA) bis 17 der Verordnung 

Artikel 10b 

Formvorschriften für die Durchführung von 
Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe f) der Verord­
nung 

Der Zeitpunkt und die Voraussetzungen, zu de­
nen die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
nicht weiter für die Artikel 13 Absatz 2 Buchsta­
be f) der Verordnung genannte Person gelten, 
werden nach diesen Rechtsvorschriften be­
stimmt. Der Träger, den die zuständige Behörde 
des Mitgliedstaats bezeichnet, dessen Rechts­
vorschriften auf diese Person anwendbar wer-
den, erkundigt sich bei dem von der zuständi­
gen Behörde des ersten Mitgliedstaats bezeich­
neten Träger nach diesem Zeitpunkt. 

Artikel 10c 

Formvorschriften für die Durchführung von 
Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe d der Verord­
nung in Bezug auf Beamte und ihnen gleich­
gestellte Personen 

Zur Durchführung von Artikel 13 Absatz 2 Buch­
stabe d stellt der Träger, den die zuständige 
Behörde des Mitgliedstaats bezeichnet, dessen 
Rechtsvorschriften anwendbar sind, eine Be­
scheinigung darüber aus, dass für den Beamten 
oder die einem Beamten gleichstellte Person 
die Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats 
gelten. 

Artikel 11 

Formvorschriften bei Entsendung eines Ar­
beitnehmers gemäß Artikel 14 Absatz 1 und 
Artikel 14b Absatz 1 der Verordnung und bei 
Vereinbarungen gemäß Artikel 17 der Ver­
ordnung 

(1) Der Träger, den die zuständige Behörde 
desjenigen Mitgliedstaats bezeichnet, dessen 
Rechtsvorschriften weiterhin anzuwenden sind, 
stellt 

a)	 auf Antrag des Arbeitnehmers oder seines 
Arbeitgebers in den Fällen des Artikels 14 Ab­
satz 1 und des Artikels 14b Absatz 1 der Ver­
ordnung, 

b) in den Fällen des Artikels 17 der Verordnung 

eine Bescheinigung darüber aus, daß und 
bis zu welchem Zeitpunkt diese Rechtsvor­
schriften weiterhin für den Arbeitnehmer gel­
ten. 

(2) Die in Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b) 
und Artikel 14b Absatz 1 der Verordnung vorge­
sehene Genehmigung ist vom Arbeitnehmer 
(zutreffend: Arbeitgeber - DVKA) zu beantra­
gen. 

Artikel 11a 

Formvorschriften gemäß Artikel 14a Absatz 
1 und Artikel 14b Absatz 2 der Verordnung 
und im Falle von Vereinbarungen gemäß Ar­
tikel 17 der Verordnung bei Ausübung einer 
Tätigkeit im Gebiet eines anderen als des 
Mitgliedstaats, in dem die betreffende Per­
son gewöhnlich eine selbständige Tätigkeit 
ausübt 

(1) Der Träger, den die zuständige Behörde 
desjenigen Mitgliedstaats bezeichnet, dessen 
Rechtsvorschriften weiterhin anzuwenden sind, 
stellt 

a)	 auf Antrag des Selbständigen in den Fällen 
des Artikels 14a Absatz 1 und des Artikels 14b 
Absatz 2 der Verordnung, 

b) in den Fällen des Artikels 17 der Verordnung 

eine Bescheinigung darüber aus, daß und 
bis zu welchem Zeitpunkt diese Rechtsvor­
schriften weiterhin für den Selbständigen 
gelten. 

(2) Die in Artikel 14a Absatz 1 Buchstabe b) 
und Artikel 14b Absatz 2 der Verordnung vorge­
sehene Genehmigung ist vom Selbständigen 
zu beantragen. 

Artikel 12 

Sondervorschriften für die Zugehörigkeit von 
Arbeitnehmern zum deutschen System der 
sozialen Sicherheit 

Gelten für einen Arbeitnehmer, dessen 
Unternehmen oder Arbeitgeber seinen Sitz oder 
Wohnsitz nicht im Gebiet Deutschlands hat, auf­
grund des Artikels 13 Absatz 2 Buchstabe a), 

Artikel 11a 

Artikel 12 
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Artikel 12	 des Artikels 14 Absätze 1 und 2 oder des Arti­
kels 14b Absatz 1 der Verordnung oder aufgrund 
einer nach Artikel 17 der Verordnung geschlos­
senen Vereinbarung die deutschen Rechtsvor­
schriften und hat der Arbeitnehmer keine feste 
Betriebsstätte im Gebiet Deutschlands, so sind 
die deutschen Rechtsvorschriften so anzuwen­
den, als wäre der Arbeitnehmer an seinem Wohn­
ort im Gebiet Deutschlands beschäftigt. 

Hat der Arbeitnehmer keinen Wohnort im 
Gebiet Deutschlands, so sind die deutschen 
Rechtsvorschriften so anzuwenden, als ob er im 
Zuständigkeitsbereich der Allgemeinen Orts­
krankenkasse Bonn, Bonn beschäftigt wäre. 

Artikel 12a 

Vorschriften für die in Artikel 14 Absätze 2 
und 3, Artikel 14a Absätze 2 bis 4 und Artikel 
14c der Verordnung genannten Personen, die 
eine Beschäftigung oder selbstständige Tätig­
keit gewöhnlich im Gebiet von zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten ausüben 

Artikel 12a	 Für die Anwendung von Artikel 14 Absätze 2 
und 3, Artikel 14a Absätze 2 bis 4 und Artikel 
14c der Verordnung gilt Folgendes: 

1.	 a) Eine Person, die ihre Tätigkeit gewöhn­
lich im Gebiet von zwei oder mehr Mit­
gliedstaaten oder in einem Unternehmen 
ausübt, das seinen Sitz im Gebiet eines 
Mitgliedstaats hat und durch dessen Be­
trieb die gemeinsame Grenze zweier Mit­
gliedstaaten verläuft, oder die gleichzei­
tig im Gebiet eines Mitgliedstaats be­
schäftigt und im Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaats selbständig tätig ist, unter­
richtet davon den von der zuständigen 
Behörde desjenigen Mitgliedstaats be­
zeichneten Träger, in dessen Gebiet sie 
wohnt. 

b)	 Sind die Rechtsvorschriften des Mit­
gliedstaats, in dessen Gebiet die Person 
wohnt, auf sie nicht anwendbar, so unter­
richtet der von der zuständigen Behörde 
dieses Mitgliedstaats bezeichnete Trä­
ger seinerseits den von der zuständigen 
Behörde desjenigen Mitgliedstaats be­
zeichneten Träger, dessen Rechtsvor­
schriften gelten. 

(1a)	 Gelten nach Artikel 14 Absatz 2 Buch­
stabe a der Verordnung für eine Person, 
die als Mitglied des fahrenden oder flie­
genden Personals eines internationalen 
Transportunternehmens beschäftigt wird, 
die Rechtsvorschriften des Mitglied­
staats, in dessen Gebiet sich entweder 
der Sitz, die Zweigstelle oder die ständi­
ge Vertretung des Unternehmens, das 

sie beschäftigt, oder aber der Ort befin- Artikel 12a

det, an dem sie wohnt und überwiegend

beschäftigt ist, so stellt der von der zu­

ständigen Behörde dieses Mitgliestaats

bezeichnete Träger der betroffenen Per­

son eine Bescheinigung darüber aus,

dass die Rechtsvorschriften dieses Mit­

liedstaats für sie gelten. 


2.	 a) Gelten nach Artikel 14 Absatz 2 Buchsta­
be b) Ziffer i) oder nach Artikel 14a Ab­
satz 2 Satz 1 der Verordnung für eine 
Person, die gewöhnlich im Gebiet von 
zwei oder mehr Mitgliedstaaten beschäf­
tigt oder selbständig tätig ist und die 
einen Teil ihrer Tätigkeit in dem Mitglied­
staat ausübt, in dessen Gebiet sie wohnt, 
die Rechtsvorschriften dieses Mitglied­
staats, so stellt der von der zuständigen 
Behörde dieses Mitgliedstaats bezeich­
nete Träger der betroffenen Person eine 
Bescheinigung darüber aus, daß die 
Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats 
für sie gelten, und übermittelt eine Ab­
schrift dieser Bescheinigung dem Trä­
ger, der von der zuständigen Behörde 
jedes anderen Mitgliedstaats bezeichnet 
wurde, 

i) in dessen Gebiet die Person einen Teil 
ihrer Tätigkeit ausübt und/oder, 

ii) falls sie Arbeitnehmer ist, in dessen 
Gebiet ihr Unternehmen oder Arbeit­
geber seinen Wohnsitz hat. 

b)	 Der letztgenannte Träger erteilt erforder­
lichenfalls dem Träger, der von der zu­
ständigen Behörde des Mitgliedstaats 
bezeichnet wurde, dessen Rechtsvor­
schriften gelten, die Auskünfte, die für die 
Festsetzung der Beiträge notwendig 
sind, welche der oder die Arbeitgeber 
und/oder die betreffende Person nach 
diesen Rechtsvorschriften schulden. 

3.	 a) Gelten nach Artikel 14 Absatz 3 oder 
Artikel 14a Absatz 3 der Verordnung für 
eine Person, die im Gebiet eines Mit­
gliedstaats bei einem Unternehmen be­
schäftigt ist, das seinen Sitz im Gebiet 
eines anderen Mitgliedstaats hat und 
durch dessen Betrieb die gemeinsame 
Grenze dieser Staaten verläuft, oder die 
in einem solchen Unternehmen eine selb­
ständige Tätigkeit ausübt, die Rechtsvor­
schriften des Mitgliedstaats, in dessen 
Gebiet das Unternehmen seinen Sitz hat, 
so stellt der von der zuständigen Behör­
de des letzteren Mitgliedstaats bezeich­
nete Träger der betreffenden Person ei­
ne Bescheinigung darüber aus, daß die 
Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats 
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Artikel 12a	 für sie gelten, und übermittelt eine Ab­
schrift dieser Bescheinigung dem Trä­
ger, der von der zuständigen Behörde 
jedes anderen Mitgliedstaats bezeichnet 
wurde, 

i) in dessen Gebiet die Person beschäf­
tigt oder selbständig tätig ist, 

ii) in dessen Gebiet die Person wohnt. 

b) Absatz 2 Buchstabe b) gilt entsprechend. 

4.	 a) Gelten nach Artikel 14 Absatz 2 Buch­
stabe b) Ziffer ii) der Verordnung für 
einen Arbeitnehmer, der nicht im Gebiet 
eines der Mitgliedstaaten wohnt, in de­
nen er seine Tätigkeit ausübt, die Rechts­
vorschriften des Mitgliedstaats, in des­
sen Gebiet sein Unternehmen oder Ar­
beitgeber seinen Sitz oder Wohnsitz hat, 
so stellt der von der zuständigen Behör­
de des letzteren Mitgliedstaats bezeich­
nete Träger dem Arbeitnehmer eine Be­
scheinigung darüber aus, daß die Rechts­
vorschriften dieses Mitgliedstaats für den 
Arbeitnehmer gelten, und übermittelt ei­
ne Abschrift dieser Bescheinigung dem 
Träger, der von der zuständigen Behörde 
jedes anderen Mitgliedstaats bezeichnet 
wurde, 

i) in dessen Gebiet der Arbeitnehmer 
einen Teil seiner Tätigkeit ausübt, 

ii) in dessen Gebiet der Arbeitnehmer 
wohnt. 

b) Absatz 2 Buchstabe b) gilt entsprechend. 

5.	 a) Gelten nach Artikel 14a Absatz 2 Satz 2 
der Verordnung für eine Person, die ge­
wöhnlich im Gebiet von zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten selbständig tätig ist, 
aber keinen Teil ihrer Tätigkeit im Gebiet 
des Mitgliedstaats ausübt, in dem sie 
wohnt, die Rechtsvorschriften des Mit­
gliedstaats, in dessen Gebiet sie ihre 
Haupttätigkeit ausübt, so unterrichtet 
der Träger, der von der zuständigen Be­
hörde des Mitgliedstaats bezeichnet 
wurde, in dessen Gebiet die betreffende 
Person wohnt, unverzüglich die von den 
zuständigen Behörden der übrigen 
beteiligten Mitgliedstaaten bezeichneten 
Träger. 

b)	 Die zuständigen Behörden der beteilig­
ten Mitgliedstaaten oder die von diesen 
zuständigen Behörden bezeichneten 
Träger stellen im gemeinsamen Einver­
nehmen die auf die betreffende Person 
anzuwendenden Rechtsvorschriften un­

ter Berücksichtigung des Buchstabens Artikel 12a
d) und gegebenenfalls des Artikels 14a 
Absatz 4 der Verordnung innerhalb von 
höchstens sechs Monaten ab dem Tag 
fest, an dem einer der beteiligten Träger 
von den die Person betreffenden Tatsa­
chen unterrichtet wurde. 

c)	 Der Träger des Mitgliedstaats, dessen 
Rechtsvorschriften als für die betreffen­
de Person maßgebend festgestellt wur­
den, stellt dieser Person eine Bescheini­
gung darüber aus, daß diese Rechtsvor­
schriften für die gelten, und sendet eine 
Abschrift dieser Bescheinigung an die 
übrigen beteiligten Träger. 

d)	 Bei der Bestimmung der Haupttätigkeit 
der betreffenden Person nach Artikel 
14a Absatz 2 Satz 3 der Verordnung ist 
zu allererst zu berücksichtigen, wo die 
feste und ständige Wohnung liegt, von 
der aus die betreffende Person ihren Tä­
tigkeiten nachgeht. Andernfalls sind 
Merkmale wie die gewöhnliche Art oder 
die Dauer der ausgeübten Tätigkeiten, 
die Zahl der erbrachten Dienstleistun­
gen und das Einkommen aus diesen 
Tätigkeiten heranzuziehen. 

e)	 Die beteiligten Träger tauschen alle An-
gaben aus, die zur Bestimmung der 
Haupttätigkeit der betreffenden Person 
und der Beiträge erforderlich sind, die 
nach den Rechtsvorschriften zu entrich­
ten sind, welche als für die betreffende 
Person maßgebend festgestellt wurden. 

6. a) Stellt der Träger, der von der zuständigen 
Behörde des Mitgliedstaats bezeichnet 
wurde, dessen Rechtsvorschriften gemäß 
Artikel 14a Absatz 2 oder 3 der Verord­
nung gelten würden, fest, daß Absatz 4 
des genannten Artikels gilt, so unterrichtet 
er hiervon die zuständigen Behörden der 
übrigen beteiligten Mitgliedstaaten oder 
die von diesen Behörden bezeichneten 
Träger; Absatz 5, insbesondere dessen 
Buchstabe b), bleibt hiervon unberührt; 
erforderlichenfalls wird im gemeinsamen 
Einvernehmen bestimmt, welche Rechts­
vorschriften für die betreffende Person 
maßgebend sind. 

b) Die Auskünfte nach Absatz 2 Buchstabe 
b) werden dem Träger, der von der 
zuständigen Behörde des Mitgliedstaats 
bezeichnet wurde, dessen Rechtsvor­
schriften als maßgebend festgestellt 
werden, von den Trägern der beteiligten 
Mitgliedstaaten erteilt. 
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Artikel 12a 
7. a)	 Gelten nach Artikel 14c Buchstabe a) der 

Verordnung für eine Person, die gleich­
zeitig im Gebiet eines Mitgliedstaats be­
schäftigt und im Gebiet eines andern 
Mitgliedstaats selbständig tätig ist, die 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in 
dessen Gebiet sie beschäftigt ist, so 
stellt der von der zuständigen Behörde 
des letzteren Mitgliedstaats bezeichnete 
Träger der betreffenden Person eine Be­
scheinigung darüber aus, daß die Rechts­
vorschriften dieses Mitgliedstaats für sie 
gelten, und übermittelt eine Abschrift 
dieser Bescheinigung dem Träger, der 
von der zuständigen Behörde jedes an-
deren Mitgliedstaats bezeichnet wurde, 

i) in dessen Gebiet die Person selbstän­
dig tätig ist, 

ii) in dessen Gebiet die Person wohnt. 

b) Absatz 2 Buchstabe b) gilt entsprechend. 

8. Unterliegt die Person, die im Gebiet verschie­
dener Mitgliedstaaten gleichzeitig eine Ar­
beitnehmertätigkeit und eine selbständige 
Tätigkeit ausübt, nach Artikel 14c Buchstabe 
b) der Verordnung den Rechtsvorschriften 
zweier Mitgliedstaaten, so gelten im Zusam­
menhang mit der Arbeitnehmertätigkeit die 
Nummern 1, 2, 3 und 4 und im Zusammen­
hang mit der Selbständigentätigkeit die 
Nummern 1, 2, 3, 5 und 6 sinngemäß. 

Die Träger, die von den zuständigen Behör­
den der beiden Mitgliedstaaten bezeichnet 
wurden, deren Rechtsvorschriften letztlich 
gelten, unterrichten sich hierüber gegensei­
tig. 

Artikel 12b 

Vorschriften für die in Artikel 14e oder 14f 
der Verordnung genannten Personen 

Artikel 12b Die Vorschriften nach Artikel 12a Absätze 1, 
2, 3 und 4 gelten entsprechend für Personen, 
die unter Artikel 14e oder Artikel 14f der Ver­
ordnung fallen. Die Träger, die von den zustän­
digen Behörden der Mitgliedstaaten bezeichnet 
wurden, deren Rechtsvorschriften letztlich gel­
ten, unterrichten sich in den Fällen nach Artikel 
14f der Verordnung hierüber gegenseitig. 

Artikel 13 

Artikel 13	 Ausübung des Wahlrechts durch das Ge­
schäftspersonal der diplomatischen Vertre­
tungen (es fehlt: „und“ - DVKA) der konsula­
rischen Dienststellen 

(1) Das Wahlrecht nach Artikel 16 Absatz 2 Artikel 13
der Verordnung ist erstmalig innerhalb von drei 
Monaten nach dem Tag auszuüben, an dem 
der Arbeitnehmer bei der diplomatischen Ver­
tretung oder der konsularischen Dienststelle 
eingestellt worden oder in den persönlichen 
Dienst von Angehörigen dieser Vertretung oder 
Dienststelle getreten ist. Die Wahl wird am Tag 
des Dienstantritts wirksam. 

Übt der Arbeitnehmer am Ende eines Kalen­
derjahres sein Wahlrecht erneut aus, so wird 
die Wahl am ersten Tag des folgenden Kalen­
derjahrs wirksam. 

(2) Der Arbeitnehmer, der von seinem Wahl­
recht Gebrauch macht, zeigt dies dem Träger 
an, den die zuständige Behörde des Mitglied­
staats bezeichnet, für dessen Rechtsvorschrif­
ten der Arbeitnehmer sich entschieden hat; 
gleichzeitig unterrichtet dieser seinen Arbeit­
geber. Der Träger unterrichtet erforderlichen­
falls alle anderen Träger desselben Mitglied­
staats gemäß den Weisungen, die die zuständi­
ge Behörde dieses Mitgliedstaats erteilt. 

(3) Der Träger, den die zuständige Behörde 
des Mitgliedstaats bezeichnet, für dessen 
Rechtsvorschriften der Arbeitnehmer sich ent­
schieden hat, stellt diesem eine Bescheinigung 
darüber aus, daß für ihn für die Dauer seiner 
Beschäftigung in der betreffenden diplomatischen 
Vertretung oder konsularischen Dienststelle 
oder bei einem Angehörigen dieser Vertretung 
oder Dienststelle die Rechtsvorschriften dieses 
Mitgliedstaats gelten. 

(4) Hat der Arbeitnehmer sich für die An­
wendung der deutschen Rechtsvorschriften 
entschieden, so sind diese so anzuwenden, als 
wäre er an dem Ort beschäftigt, an dem die 
deutsche Regierung ihren Sitz hat. Die zustän­
dige Behörde bestimmt den zuständigen Träger 
der Krankenversicherung. 

Artikel 14 

Ausübung des Wahlrechts durch die Hilfs­
kräfte der Europäischen Gemeinschaften 

(1) Das Wahlrecht nach Artikel 16 Absatz 3 Artikel 14 
der Verordnung ist zum Zeitpunkt des Ab­
schlusses des Anstellungsvertrags auszuüben. 
Die zum Abschluß dieses Vertrages befugte 
Behörde unterrichtet den Träger, den die zu­
ständige Behörde desjenigen Mitgliedstaats be­
zeichnet, für dessen Rechtsvorschriften die 
Hilfskraft sich entschieden hat. Dieser Träger 
unterrichtet erforderlichenfalls alle anderen Trä­
ger desselben Mitgliedstaats. 
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(2) Der Träger, den die zuständige Behörde
Artikel 14	 desjenigen Mitgliedstaats bezeichnet, für des­

sen Rechtsvorschriften die Hilfskraft sich ent­
schieden hat, stellt dieser eine Bescheinigung 
darüber aus, daß für sie für die Dauer ihrer Be­
schäftigung als Hilfskraft im Dienst der Euro­
päischen Gemeinschaften die Rechtsvorschrif­
ten dieses Mitgliedstaats gelten. 

(3) Die zuständigen Behörden der Mitglied­
staaten bezeichnen erforderlichenfalls die für 
die Hilfskräfte der Europäischen Gemeinschaf­
ten zuständigen Träger. 

(4) Hat eine in einem anderen Mitgliedstaat 
als Deutschland beschäftigte Hilfskraft sich für 
die Anwendung der deutschen Rechtsvorschrif­
ten entschieden, so sind diese so anzuwenden, 
als wäre die Hilfskraft an dem Ort beschäftigt, 
an dem die deutsche Regierung ihren Sitz hat. 
Die zuständige Behörde bestimmt den zustän­
digen Träger der Krankenversicherung. 
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Artikel 15 

TITEL IV


DURCHFÜHRUNG DER BESONDEREN

VORSCHRIFTEN


DER VERORDNUNG

FÜR DIE EINZELNEN LEISTUNGSARTEN 


KAPITEL 1 


ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN FÜR DIE

ZUSAMMENRECHNUNG DER ZEITEN


Artikel 15 


(1) Für die Zusammenrechnung der Zeiten 
nach Artikel 18 Absatz 1, Artikel 38, Artikel 45 
Absätze 1 bis 3, Artikel 64 Sowie Artikel 67 Ab­
sätze 1 und 2 der Verordnung gilt folgendes: 

a)	 Den Versicherungs- oder Wohnzeiten, die 
nach den Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats zurückgelegt worden sind, wer-
den die nach den Rechtsvorschriften aller 
anderen Mitgliedstaaten zurückgelegten 
Versicherungs- oder Wohnzeiten hinzuge­
rechnet, soweit dies erforderlich ist, um die 
nach den Rechtsvorschriften des erstge­
nannten Mitgliedstaats zurückgelegten 
Versicherungs- oder Wohnzeiten für den 
Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das 
Wiederaufleben des Leistungsanspruchs zu 
ergänzen, die Versicherungs- oder Wohn­
zeiten dürfen sich jedoch nicht überschnei­
den. Handelt es sich um Leistungen bei 
Invalidität, Alter oder Tod (Renten), die von 
den Trägern von zwei oder mehr Mit­
gliedstaaten gemäß Artikel 46 Absatz 2 der 
Verordnung festzustellen sind, so nimmt je-
der der in Betracht kommenden Träger die­
se Zusammenrechnung getrennt vor und 
berücksichtigt dabei, soweit Artikel 45 Ab­
sätze 2 und 3 und Artikel 47 Absatz 1 Buch­
stabe a) der Verordnung nichts anderes be­
stimmen, sämtliche Versicherungs- oder 
Wohnzeiten, die der Arbeitnehmer oder Selb­
ständige nach den Rechtsvorschriften aller 
Mitgliedstaaten zurückgelegt hat, die für ihn 
galten. In den Fällen nach Artikel 14c Buch­
stabe b) oder Artikel 14f der Verordnung 
berücksichtigen diese Träger für die Fest­
stellung der Leistungen jedoch auch die auf­
grund einer Pflichtversicherung im Rahmen 
der Rechtsvorschriften der beteiligten Mit­
gliedstaaten zurückgelegten Versicherungs­
oder Wohnzeiten, die sich überschneiden; 

b)	 fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats im Rahmen einer Pflichtver­
sicherung zurückgelegte Versicherungs­
oder Wohnzeit mit einer nach den Rechts­
vorschriften eines anderen Mitgliedstaats zu­
rückgelegten Zeit einer freiwilligen (es fehlt: 
Versicherung oder freiwilligen – DVKA) Wei­
terversicherung zusammen, so wird nur die 
im Rahmen einer Pflichtversicherung zu­
rückgelegte Zeit berücksichtigt; 

c)	 fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats zurückgelegte Versicherungs­
oder Wohnzeit, die keine gleichgestellte Zeit 
ist, mit einer nach den Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaats gleichgestell­
ten Zeit zusammen, so wird nur die Zeit be­
rücksichtigt, die keine gleichgestellte Zeit ist; 

d)	 jede nach den Rechtsvorschriften von zwei 
oder mehr Mitgliedstaaten gleichgestellte 
Zeit wird nur von dem Träger des Mitglied­
staats berücksichtigt, nach dessen Rechts­
vorschriften der Versicherte zuletzt vor die­
ser Zeit pflichtversichert war; ist der Versi­
cherte vor dieser Zeit nicht nach den Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats pflichtver­
sichert gewesen, so wird sie von dem Träger 
des Mitgliedstaats berücksichtigt, nach des­
sen Rechtsvorschriften er nach der betref­
fenden Zeit zum erstenmal pflichtversichert 
war; 

e)	 kann der Zeitraum, in dem bestimmte Versi­
cherungs- oder Wohnzeiten nach den Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats zurückge­
legt worden sind, nicht genau ermittelt wer-
den, so wird unterstellt, daß diese Zeiten 
sich nicht mit Versicherungs- oder Wohnzei­
ten überschneiden, die nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats zu­
rückgelegt worden sind; sie werden bei der 
Zusammenrechnung berücksichtigt, soweit 
sie für diesen Zweck in Betracht gezogen 
werden können; 

f)	 ist nach den Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats die Berücksichtigung gewisser 
Versicherungs- oder Wohnzeiten davon ab­
hängig, daß sie während einer bestimmten 
Frist zurückgelegt worden sind, so verfährt 
der Träger, der diese Rechtsvorschriften an­
wendet, wie folgt: 

i)	 Er berücksichtigt die nach den Rechts­
vorschriften eines anderen Mitglied­
staats zurückgelegten Versicherungs­
oder Wohnzeiten nur, wenn sie inner­
halb dieser Frist zurückgelegt worden 
sind, oder 

Artikel 15 
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Artikel 15 ii)	 Er verlängert diese Frist um die gesam­
te Dauer oder einen Teil der Dauer der 
nach den Rechtsvorschriften eines an-
deren Mitgliedstaats während dieser 
Frist zurückgelegten Versicherungs­
oder Wohnzeiten, sofern es sich um Ver­
sicherungs- oder Wohnzeiten handelt, 
die nach den Rechtsvorschriften des 
zweiten Mitgliedstaats lediglich die Aus­
setzung der Frist zur Folge haben, in­
nerhalb deren Versicherungs- oder Wohn­
zeiten zurückgelegt sein müssen. 

(2) Sind Versicherungs- oder Wohnzeiten 
nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats zurückgelegt worden, für die diese Ver­
ordnung nicht gilt, sind sie jedoch aufgrund von 
Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats, für die 
diese Verordnung gilt, zu berücksichtigen, so 
gelten diese Zeiten als Versicherungs- oder 
Wohnzeiten, die für die Zusammenrechnung zu 
berücksichtigen sind. 

(3) Sind Versicherungszeiten, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats zurück-
gelegt worden sind, in Einheiten ausgedrückt, 
die von den in den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaats vorgesehenen Einhei­
ten abweichen, so werden sie für die Zusam­
menrechnung wie folgt umgerechnet: 

a)	 Handelt es sich bei der betreffenden Person 
um einen Arbeitnehmer, für den die Sechs­
tagewoche galt, oder um einen Selbständi­
gen, 

i)	 so entsprechen einander ein Tag und 
acht Stunden; 

ii)	 so entsprechen einander sechs Tage 
und eine Woche; 

iii)	 so entsprechen einander sechsund­
zwanzig Tage und ein Monat; 

iv)	 so entsprechen einander drei Monate, 
dreizehn Wochen, achtundsiebzig Tage 
und ein Vierteljahr; 

v) so werden für die Umrechnung der 
Wochen in Monate und umgekehrt die 
Wochen und Monate in Tage umgerech­
net; 

vi) so darf die Anwendung der genannten 
Regeln nicht dazu führen, daß als wäh­
rend eines Kalenderjahres insgesamt 
zurückgelegte Versicherungszeiten mehr 
als dreihundertzwölf Tage oder zweiund­
fünfzig Wochen oder zwölf Monate oder 
vier Vierteljahre berücksichtigt werden. 

b)	 Handelt es sich bei der betreffenden Person 
Artikel 15um einen Arbeitnehmer, für den die Fünfta­

gewoche galt, 

i)	 so entsprechen einander ein Tag und 
neun Stunden; 

ii)	 so entsprechen einander fünf Tage und 
eine Woche; 

iii)	 so entsprechen einander zweiundzwan­
zig Tage und ein Monat; 

iv)	 so entsprechen einander drei Monate, 
dreizehn Wochen, sechsundsechzig 
Tage und ein Vierteljahr; 

v) so werden für die Umrechnung der 
Wochen in Monate und umgekehrt die 
Wochen und Monate in Tage umgerech­
net; 

vi) so darf die Anwendung der genannten 
Regeln nicht dazu führen, daß als wäh­
rend eines Kalenderjahres insgesamt 
zurückgelegte Versicherungszeiten mehr 
als zweihundertvierundsechzig Tage 
oder zweiundfünfzig Wochen oder zwölf 
Monate oder vier Vierteljahre berück­
sichtigt werden. 

c)	 Handelt es sich bei der betreffenden Person 
um einen Arbeitnehmer, für den die Sieben­
tagewoche galt, 

i)	 so entsprechen einander ein Tag und 
sechs Stunden; 

ii)	 so entsprechen einander sieben Tage 
und eine Woche; 

iii)	 so entsprechen einander dreißig Tage 
und ein Monat; 

iv)	 so entsprechen einander drei Monate, 
dreizehn Wochen, neunzig Tage und ein 
Vierteljahr; 

v) so werden für die Umrechnung der 
Wochen in Monate und umgekehrt die 
Wochen und Monate in Tage umgerech­
net; 

vi) so darf die Anwendung der genannten 
Regeln nicht dazu führen, daß als wäh­
rend eines Kalenderjahres insgesamt 
zurückgelegte Versicherungszeiten mehr 
als dreihundertsechzig Tage oder zwei­
undfünfzig Wochen oder zwölf Monate 
oder vier Vierteljahre berücksichtigt wer-
den. 
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Artikel 15 

Artikel 16 

Artikel 17 

Werden die nach dem Recht eines Mitglied­
staats zurückgelegten Versicherungszeiten in 
Monaten ausgedrückt, so gelten die Tage, die 
gemäß dem vorliegenden Absatz einem Teil 
eines Monats entsprechen, als ein ganzer Mo­
nat. 

KAPITEL 2 

KRANKHEIT UND MUTTERSCHAFT 

Durchführung des Artikels 18 der 
Verordnung 

Artikel 16 

Bescheinigung über Versicherungszeiten 

(1) Zur Anwendung von Artikel 18 der Ver­
ordnung hat der Arbeitnehmer oder Selbstän­
dige dem zuständigen Träger eine Bescheini­
gung über die Versicherungszeiten vorzulegen, 
die er nach den Rechtsvorschriften, die vorher 
zuletzt für ihn galten, zurückgelegt hat. 

(2) Diese Bescheinigung wird auf Antrag des 
Arbeitnehmers oder Selbständigen von dem 
Träger oder den Trägern des Mitgliedstaats 
ausgestellt, dessen Rechtsvorschriften vorher 
zuletzt für ihn galten. Legt der Arbeitnehmer 
oder Selbständige die Bescheinigung nicht vor, 
so fordert der zuständige Träger sie bei diesem 
Träger oder diesen Trägern an. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn Versicherungszeiten, die vorher nach den 
Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten zu­
rückgelegt worden sind, für die Erfüllung der in 
(zutreffend wäre: den – DVKA) Rechtsvor­
schriften des zuständigen Staates geforderten 
Voraussetzungen berücksichtigt werden müs­
sen. 

Durchführung des Artikels 19 der 
Verordnung 

Artikel 17 

Sachleistungen bei Wohnort in einem ande­
ren Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat 

(1) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger 
hat für den Bezug von Sachleistungen nach Ar­
tikel 19 der Verordnung sich und seine Fami­
lienangehörigen bei dem Träger des Wohnorts 
eintragen zu lassen und dabei eine Bescheini­
gung darüber vorzulegen, daß er für sich und 
seine Familienangehörigen Anspruch auf diese 
Sachleistungen hat. Der zuständige Träger 
stellt diese Bescheinigung gegebenenfalls auf­

grund von Auskünften des Arbeitgebers aus. 
Legt der Arbeitnehmer oder Selbständige oder 
legen seine Familienangehörigen diese Be­
scheinigung nicht vor, so fordert der Träger des 
Wohnorts sie beim zuständigen Träger an. 

(2) Diese Bescheinigung gilt solange, bis 
der Träger des Wohnorts eine Mitteilung über 
ihren Widerruf erhalten hat. Die Bescheinigung 
eines deutschen, französischen, italienischen 
oder portugiesischen Trägers gilt vom Ausstel­
lungstag an jedoch nur ein Jahr und ist jährlich 
zu erneuern. 

(3) Bei Saisonarbeitern gilt die Bescheini­
gung nach Absatz 1 für die gesamte voraus­
sichtliche Dauer der Saisonarbeit, sofern nicht 
der zuständige Träger den Träger des Wohn­
orts vor Ablauf dieses Zeitraums von ihrem 
Widerruf unterrichtet. 

(4) Der Träger des Wohnorts benachrichtigt 
den zuständigen Träger von jeder von ihm ge-
mäß Absatz 1 vorgenommenen Eintragung. 

(5) Die betreffende Person legt bei jedem 
Antrag auf Sachleistungen die Nachweise vor, 
die nach den Rechtsvorschriften des Mitglied­
staats, in dessen Gebiet sie wohnt, für die Ge­
währung der Sachleistungen erforderlich sind. 

(6) Gestrichen durch VO (EWG) Nr. 631/2004, 
Amtsblatt der Europäischen Union (L 
100/1), vom 31.03.2004 

(7) Gestrichen durch VO (EWG) Nr. 631/2004, 
Amtsblatt der Europäischen Union (L 
100/1), vom 31.03.2004 

(8) Der Arbeitnehmer oder Selbständige 
oder seine Familienangehörigen haben den 
Träger des Wohnorts von jeder Änderung in 
ihren Verhältnissen zu unterrichten, die den 
Anspruch auf Sachleistungen ändern kann, ins-
besondere von jeder Beendigung oder jedem 
Wechsel der Beschäftigung oder selbständigen 
Tätigkeit der betreffenden Person und von 
jedem Wechsel des Wohn- oder Aufenthaltsorts 
des Arbeitnehmers oder Selbständigen oder 
eines Familienangehörigen. Auch der zuständi­
ge Träger unterrichtet den Träger des Wohnorts 
von der Beendigung der Versicherungszuge­
hörigkeit oder dem Erlöschen der Ansprüche 
des Arbeitnehmers oder Selbständigen auf 
Sachleistungen. Der Träger des Wohnorts kann 
vom zuständigen Träger jederzeit Auskünfte 
über die Versicherungszugehörigkeit oder die 
Ansprüche des Arbeitnehmers oder Selbstän­
digen auf Sachleistungen verlangen. 

Artikel 17 
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Artikel 17 

Artikel 18 

(9) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die 
zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten 
können nach Stellungnahme der Verwaltungs­
kommission andere Durchführungsvorschriften 
vereinbaren. 

Artikel 18 

Geldleistungen bei Wohnort in einem ande­
ren Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat 

(1) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger 
hat sich für den Bezug von Geldleistungen 
nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b) der Ver­
ordnung innerhalb von drei Tagen nach Eintritt 
der Arbeitsunfähigkeit an den Träger des 
Wohnorts zu wenden und dabei eine Anzeige 
über die Arbeitseinstellung oder, wenn die von 
dem zuständigen Träger oder von dem Träger 
des Wohnorts anzuwendenden Rechtsvor­
schriften dies vorsehen, eine vom behandeln-
den Arzt ausgestellte Arbeitsunfähigkeitsbe­
scheinigung vorzulegen. 

(2) Stellen die behandelnden Ärzte des 
Wohnlandes keine Arbeitsunfähigkeitsbeschei­
nigungen aus, so wendet sich die betreffende 
Person innerhalb der Frist, die in den vom Trä­
ger des Wohnorts anzuwendenden Rechtsvor­
schriften festgesetzt sind, unmittelbar an diesen 
Träger. 

Dieser veranlaßt sofort die ärztliche Feststel­
lung der Arbeitsunfähigkeit und die Ausstellung 
der in Absatz 1 genannten Bescheinigung. Die 
Bescheinigung, in der die voraussichtliche Dau­
er der Arbeitsunfähigkeit anzugeben ist, muß 
dem zuständigen Träger unverzüglich übermit­
telt werden. 

(3) Der Träger des Wohnorts führt in den 
Fällen, in denen Absatz 2 nicht anwendbar ist, 
sobald wie möglich, auf jeden Fall innerhalb 
von drei Tagen, nachdem sich die betreffende 
Person an ihn gewandt hat, die ärztliche Kon­
trolluntersuchung dieser Person in gleicher 
Weise wie bei seinen eigenen Versicherten 
durch. Der Träger des Wohnorts übermittelt 
dem zuständigen Träger innerhalb von drei Ta­
gen nach der Kontrolluntersuchung den Bericht 
des Arztes, der die Kontrolluntersuchung durch-
geführt hat; in dem Bericht ist insbesondere die 
voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit 
anzugeben. 

(4) Der Träger des Wohnorts führt später 
erforderlichenfalls die verwaltungsmäßige oder 
die ärztliche Kontrolle der betreffenden Person 
wie bei seinen eigenen Versicherten durch. 
Sobald er feststellt, daß die betreffende Person 
wieder arbeitsfähig ist, benachrichtigt er sie so­
wie den zuständigen Träger hiervon unverzüg­

lich und gibt dabei den Tag an, an dem ihre 
Arbeitsunfähigkeit endet. Die Mitteilung an die 
betreffende Person ist als Entscheidung anzu­
sehen, die für den zuständigen Träger getroffen 
worden ist; Absatz 6 bleibt unberührt. 

(5) Der zuständige Träger behält in allen 
Fällen die Möglichkeit, die betreffende Person 
durch einen Arzt seiner Wahl untersuchen zu 
lassen. 

(6) Entscheidet der zuständige Träger, die 
Geldleistungen zu versagen, weil die betreffen­
de Person die nach den Rechtsvorschriften des 
Wohnlandes vorgesehenen Formvorschriften 
nicht eingehalten hat, oder stellt er fest, daß die 
betreffende Person wieder arbeitsfähig ist, so 
teilt er der betreffenden Person seine Entschei­
dung mit und übermittelt gleichzeitig dem Trä­
ger des Wohnorts ein Doppel dieser Entschei­
dung. 

(7) Die betreffende Person teilt dem zustän­
digen Träger die Wiederaufnahme der Arbeit 
mit, sofern die von diesem Träger anzuwenden­
den Rechtsvorschriften dies vorsehen. 

(8) Der zuständige Träger zahlt die Geld­
leistungen in jeder geeigneten Weise, insbe­
sondere durch internationale Postanweisung, 
und benachrichtigt den Träger des Wohnorts 
(es fehlt: „sowie“ - DVKA) die betreffende Per­
son hiervon. Werden die Geldleistungen zu 
Lasten des zuständigen Trägers vom Träger 
des Wohnorts gezahlt, so unterrichtet der zu­
ständige Träger die betreffende Person über 
die Ansprüche und teilt dem Träger des Wohn­
orts die Höhe der Geldleistungen, die Tage, an 
denen sie zu zahlen sind, sowie die Höchst­
dauer mit, für die die Geldleistungen nach den 
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates 
gewährt werden. 

(9) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die 
zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten 
können nach Stellungnahme der Verwaltungs­
kommission andere Durchführungsvorschriften 
vereinbaren. 

Durchführung des Artikels 20 der 
Verordnung 

Artikel 19 

Sondervorschriften für Grenzgänger und 
deren Familienangehörige 

Für Grenzgänger oder deren Familienange­
hörige dürfen Arzneimittel, Bandagen, Augen­
gläser, kleinere Hilfsmittel, Laboranalysen und ­
untersuchungen nur im Gebiet und nach den 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats geliefert 

Artikel 18 

Artikel 19 

DVKA Stand: 12.04.2007


17




Auszug aus der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (des Rates vom 21. März 1972)


Artikel 19 

Artikel 19a 

Artikel 20 

Artikel 21 

oder durchgeführt werden, in dem sie verordnet 
worden sind, sofern sich aus den vom zuständi­
gen Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften 
oder einem Abkommen zwischen den betref­
fenden Mitgliedstaaten oder den zuständigen 
Behörden dieser Mitgliedstaaten nichts Güns­
tigeres ergibt. 

Durchführung des Artikels 21 Absatz 2 
Unterabsatz 2 der Verordnung 

Artikel 19a 

Sachleistungen bei Aufenthalt im zuständi­
gen Staat - Familienangehörige, die in einem 
anderen Mitgliedstaat wohnen als der Ar­
beitnehmer oder Selbständige 

(1) Familienangehörige haben für den Be­
zug von Sachleistungen nach Artikel 21 der 
Verordnung dem Träger des Aufenthaltsorts 
eine Beschreibung (zutreffend wäre: Be­
scheinigung - DVKA) darüber vorzulegen, daß 
sie zum Bezug dieser Leistungen berechtigt 
sind. Der Träger des Wohnorts der Familien-
angehörigen stellt diese Bescheinigung mög­
lichst vor ihrer Abreise aus dem Wohnmitglied­
staat aus und gibt darin gegebenenfalls insbe­
sondere die Höchstdauer an, für die die Sach­
leistungen nach den Rechtsvorschriften dieses 
Mitgliedstaats gewährt werden dürfen. Legen 
die Familienangehörigen die Bescheinigung 
nicht vor, so fordert der Träger des Aufenthalts­
orts sie beim Wohnortträger an. 

(2 Artikel 17 Absatz 9 der Durchführungs­
verordnung gilt entsprechend. 

Artikel 20 

Gestrichen durch VO (EWG) Nr. 631/2004, 
Amtsblatt der Europäischen Union (L 100/1), 
vom 31.03.2004 

Durchführung des Artikels 22 der 
Verordnung 

Artikel 21 

Sachleistungen bei Aufenthalt in einem an-
deren Mitgliedstaat als dem zuständigen 
Staat 

(1) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger 
hat für den Bezug von Sachleistungen nach 
Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer i) der 
Verordnung dem Leistungserbringer ein vom 
zuständigen Träger ausgestelltes Dokument 
vorzulegen, das seinen Sachleistungsanspruch 

bescheinigt. Dieses Dokument wird gemäß 
Artikel 2 erstellt. Kann der Betreffende dieses 
Dokument nicht vorlegen, so wendet er sich an 
den Träger des Aufenthaltsorts, der beim zu­
ständigen Träger eine Bescheinigung über den 
Sachleistungsanspruch des Betreffenden an-
fordert. 

Gegenüber dem Leistungserbringer hat das 
vom zuständigen Träger ausgestellte Do­
kument für den Anspruch auf die nach Artikel 22 
Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer i) der Verordnung 
in jedem konkreten Einzelfall in Betracht kom­
menden Leistungen dieselbe Wirkung wie ein 
nationaler Nachweis über Ansprüche der beim 
Träger des Aufenthaltsorts versicherten Perso­
nen. 

(2) Artikel 17 Absatz 9 der Durchführungs­
verordnung gilt entsprechend. 

Artikel 22 

Sachleistungen an Arbeitnehmer oder Selb­
ständige bei Wohnortwechsel oder Rück­
kehr in das Wohnland sowie an Arbeitneh­
mer oder Selbständige, die die Genehmi­
gung haben, sich zur Behandlung in einen 
anderen Mitgliedstaat zu begeben 

(1) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger 
hat für den Bezug von Sachleistungen nach 
Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe b) Ziffer i) der 
Verordnung dem Träger des Wohnorts eine Be­
scheinigung darüber vorzulegen, daß er zum 
Weiterbezug dieser Leistungen berechtigt ist. 
Der zuständige Träger stellt diese Bescheini­
gung aus und gibt darin gegebenenfalls insbe­
sondere die Höchstdauer an, für die die Sach­
leistungen nach den Rechtsvorschriften des zu­
ständigen Staates noch gewährt werden dür­
fen. Die Bescheinigung kann auch nach der 
Abreise der betreffenden Person auf deren An­
trag ausgestellt werden, wenn ihre vorherige 
Ausstellung aus Gründen höherer Gewalt nicht 
möglich war. 

(2) Artikel 17 Absatz 9 der Durchführungs­
verordnung gilt entsprechend. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten in dem in 
Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe c) Ziffer i) der 
Verordnung genannten Fall für die Gewährung 
der Sachleistungen entsprechend. 

Artikel 22 
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Artikel 23 

Artikel 24 

Artikel 25 

Artikel 23 

Sachleistungen an Familienangehörige 

Die Artikel 21 und 22 der Durchführungsver­
ordnung gelten für die Gewährung von Sach­
leistungen für die (es fehlt „in“ – DVKA) Artikel 
22 Absatz 3 der Verordnung genannten Fami­
lienangehörigen jeweils entsprechend. 

Jedoch gelten in den in Artikel 22 Absatz 3 
Unterabsatz 2 der Verordnung genannten Fäl­
len für die Anwendung des Artikels 17 Absatz 9 
und der Artikel 21 und 22 der Durchführungs­
verordnung der Träger des Wohnorts als zu­
ständiger Träger und die Rechtsvorschriften 
des Wohnlandes der Familienangehörigen als 
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates. 

Artikel 24 

Geldleistungen an Arbeitnehmer oder Selb­
ständige bei Aufenthalt in einem anderen Mit­
gliedstaat als dem zuständigen Staat 

Für die Gewährung der Geldleistungen nach 
Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii) der 
Verordnung gilt Artikel 18 der Durchführungs­
verordnung entsprechend. Ein Arbeitnehmer 
oder Selbständiger, der sich im Gebiet eines 
Mitgliedstaats aufhält, ohne dort eine berufliche 
Tätigkeit auszuüben, braucht jedoch die (es 
fehlt „in“ – DVKA) Artikel 18 Absatz 1 der Durch­
führungsverordnung genannte Anzeige über 
die Arbeitseinstellung nicht vorzulegen; die Ver­
pflichtung zur Vorlage einer Bescheinigung 
über die Arbeitsunfähigkeit wird hierdurch nicht 
berührt. 

Durchführung des Artikels 23 Absatz 3 
der Verordnung 

Artikel 25 

Bescheinigung über Familienangehörige, die 
für die Berechnung der Geldleistungen zu be­
rücksichtigen sind 

(1) Ein Arbeitnehmer oder Selbständiger 
hat für den Bezug von Leistungen nach Artikel 
23 Absatz 3 der Verordnung dem zuständigen 
Träger eine Bescheinigung über seine Fami­
lienangehörigen vorzulegen, die ihren Wohnort 
im Gebiet eines anderen als des Mitgliedstaats 
haben, in dem dieser Träger seinen Sitz hat. 

(2) Diese Bescheinigung wird vom Träger 
des Wohnorts der Familienangehörigen ausge­
stellt. 

Die Bescheinigung gilt vom Ausstellungstag 
an zwölf Monate. Sie kann erneuert werden; in 
diesem Fall beginnt ihre Geltungsdauer mit 
dem Tag der Erneuerung. 

Die betreffende Person hat dem zuständi­
gen Träger sofort jedes Ereignis anzuzeigen, 
das eine Änderung der Bescheinigung erfor­
dert. Eine solche Änderung wird mit dem Tag 
wirksam, an dem das Ereignis eingetreten ist. 

(3) Der zuständige Träger kann anstelle der 
Bescheinigung gemäß Absatz 1 von der betref­
fenden Person die Vorlage neuerer Personen­
standsnachweise über ihre Familienangehöri­
gen verlangen, die ihren Wohnort im Gebiet 
eines anderen als des Mitgliedstaats haben, in 
dem dieser Träger seinen Sitz hat. 

Durchführung des Artikels 25 Absatz 1 
der Verordnung 

Artikel 26 

Leistungen an Arbeitslose, die sich in einen 
anderen Mitgliedstaat als den zuständigen 
Staat begeben, um dort eine Beschäftigung 
zu suchen 

(1) Ein Arbeitsloser oder ein ihn begleiten­
der Familienangehöriger hat für den Bezug von 
Sachleistungen nach Artikel 25 Absatz 1 Buch­
stabe a) und Absatz 1a der Verordnung dem 
Leistungserbringer ein vom zuständigen Träger 
ausgestelltes Dokument vorzulegen, das sei­
nen Sachleistungsanspruch bescheinigt. Die­
ses Dokument wird gemäß Artikel 2 erstellt. 
Kann der Betreffende dieses Dokument nicht 
vorlegen, so wendet er sich an den Träger des 
Aufenthaltsorts, der beim zuständigen Träger 
eine Bescheinigung über den Sachleistungsan­
spruch des Betreffenden anfordert. 

Gegenüber dem Leistungserbringer hat das 
vom zuständigen Träger ausgestellte Doku­
ment für den Anspruch auf die nach Artikel 25 
Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung in je-
dem konkreten Einzelfall in Betracht kommen-
den Leistungen dieselbe Wirkung wie ein natio­
naler Nachweis über Ansprüche der beim 
Träger des Ortes, an den sich der Arbeitslose 
begeben hat, versicherten Personen. 

(1a) Ein Arbeitsloser hat für den Bezug von 
Geldleistungen nach Artikel 25 Absatz 1 Buch­
stabe b) der Verordnung für sich selbst und 
seine Familienangehörigen dem Versiche­
rungsträger des Ortes, an den er sich begeben 
hat, eine Bescheinigung vorzulegen, die vor 
seiner Abreise beim zuständigen Versiche­
rungsträger zu beantragen ist. Legt der Arbeits-

Artikel 26 
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Artikel 26 lose diese Bescheinigung nicht vor, so fordert 
der Träger des Ortes, an den der Arbeitslose 
sich begeben hat, sie beim zuständigen Träger 
an. Aus dieser Bescheinigung muss hervorge­
hen, dass die Voraussetzungen des Artikels 69 
Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung für den 
Anspruch auf die genannten Leistungen erfüllt 
sind, für welche Zeit dieser Anspruch unter 
Berücksichtigung des Artikels 69 Absatz 1 
Buchstabe c) der Verordnung besteht und in 
welcher Höhe Geldleistungen während des 
genannten Zeitraums gegebenenfalls im Rah­
men der Krankenversicherung im Fall von Ar­
beitsunfähigkeit oder Krankenhausaufenthalt 
zu gewähren sind. 

(2) Der Träger der Arbeitslosenversiche­
rung des Ortes, an den sich der Arbeitslose 
begeben hat, bescheinigt auf einem dem Trä­
ger der Krankenversicherung dieses Ortes 
zuzuleitenden Doppel der Bescheinigung nach 
Artikel 83 der Durchführungsverordnung, daß 
die Voraussetzungen des Artikels 69 Absatz 1 
Buchstabe b) der Verordnung erfüllt sind, und 
gibt an, von welchem Zeitpunkt an diese Vor­
aussetzungen erfüllt sind und von welchem 
Zeitraum an der Arbeitslose Leistungen bei Ar­
beitslosigkeit zu Lasten des zuständigen Trä­
gers bezieht. 

Diese Bescheinigung gilt für die in Artikel 69 
Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung festge­
legte Zeit, solange die Voraussetzungen erfüllt 
sind. Der Träger der Arbeitslosenversicherung 
des Ortes, an den sich der Arbeitslose begeben 
hat, unterrichtet den Träger der Krankenver­
sicherung innerhalb von drei Tagen, wenn die 
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sind. 

(3) Artikel 17 Absatz 9 der Durchführungs­
verordnung gilt entsprechend. 

(4) Ein Arbeitsloser hat für den Bezug von 
Geldleistungen nach den Rechtsvorschriften 
des zuständigen Staates dem Träger der Kran­
kenversicherung des Ortes, an den er sich be­
geben hat, innerhalb von drei Tagen eine vom 
behandelnden Arzt ausgestellte Arbeitsun­
fähigkeitsbescheinigung vorzulegen. Außerdem 
hat er anzugeben, bis zu welchem Zeitpunkt er 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung 
erhalten hat, und seine Anschrift im Aufent­
haltsland mitzuteilen. 

(5) Der Träger der Krankenversicherung 
des Ortes, an den sich der Arbeitslose begeben 
hat, teilt dem zuständigen Träger der Kranken­
versicherung und dem zuständigen Träger der 
Arbeitslosenversicherung sowie dem Träger, 
bei dem der Arbeitslose als Arbeitsuchender 
gemeldet ist, innerhalb von drei Tagen den Be­
ginn und das Ende der Arbeitsunfähigkeit mit. 

(6) In den Fällen des Artikels 25 Absatz 4 
der Verordnung unterrichtet der Träger der Kran­
kenversicherung des Ortes, an den sich der Ar­
beitslose begeben hat, den zuständigen Träger 
der Krankenversicherung und den zuständigen 
Träger der Arbeitslosenversicherung unter An­
gabe von Gründen davon, daß er die Voraus­
setzungen für die Weitergewährung der Geld-
und Sachleistungen für gegeben hält; er fügt 
der Mitteilung an den zuständigen Träger der 
Krankenversicherung einen ausführlichen Be­
richt des Arztes, der die Kontrolluntersuchung 
durchgeführt hat, über den Zustand des Er­
krankten und die voraussichtliche Dauer des 
Vorliegens der Voraussetzungen für die Anwen­
dung von Artikel 25 Absatz 4 der Verordnung 
bei. Der zuständige Träger der Krankenver­
sicherung entscheidet über die Weitergewäh­
rung der Leistungen an den erkrankten Arbeits­
losen. 

(7) Artikel 18 Absätze 2, 3, 4, 5, 6, 8 und 9 der 
Durchführungsverordnung gilt entsprechend. 

Durchführung des Artikels 25 Absatz 3 
der Verordnung 

Artikel 27 

Sachleistungen an Familienangehörige von 
Arbeitslosen bei Wohnort in einem anderen 
Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat 

Artikel 17 der Durchführungsverordnung gilt für 
die Gewährung von Sachleistungen für Familien-
angehörige von Arbeitslosen, wenn die Familien-
angehörigen ihren Wohnort im Gebiet eines an-
deren Mitgliedstaats als des zuständigen Staa­
tes haben, entsprechend. Bei der Eintragung der 
Familienangehörigen von Arbeitslosen, die Leis­
tungen nach Artikel 69 Absatz 1 der Verordnung 
beziehen, ist die in Artikel 26 Absatz 1 der Durch­
führungsverordnung genannte Bescheinigung 
vorzulegen. Diese gilt für die Dauer der Gewäh­
rung von Leistungen nach Artikel 69 Absatz 1 
der Verordnung. 

Artikel 27 
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Artikel 28 

Artikel 29 

Durchführung des Artikels 26 der 
Verordnung 

Artikel 28 

Sachleistungen an Rentenantragsteller und 
ihre Familienangehörigen 

(1) Ein Rentenantragsteller hat für den Be­
zug von Sachleistungen nach Artikel 26 Absatz 1 
der Verordnung im Gebiet des Mitgliedstaats, in 
dem er wohnt, sich und seine Familienangehö­
rigen beim Träger des Wohnorts eintragen zu 
lassen und dabei eine Bescheinigung darüber 
vorzulegen, daß er aufgrund der Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats für sich 
und seine Familienangehörigen Anspruch auf 
Sachleistungen hat. Diese Bescheinigung wird 
von dem Träger ausgestellt, der in dem ande­
ren Mitgliedstaat für die Sachleistungen zustän­
dig ist. 

(2) Der Träger des Wohnorts benachrichtigt 
den Träger, der die Bescheinigung ausgestellt 
hat, von jeder von ihm gemäß Absatz 1 vorge­
nommenen Eintragung. 

Durchführung der Artikel 28 und 28a der 
Verordnung 

Artikel 29 

Sachleistungen für Rentner und ihre Famili­
enangehörigen, die ihren Wohnort außerhalb 
des zuständigen Staats nicht in einem Mit­
gliedstaat haben, nach dessen Rechtsvor­
schriften sie eine Rente beziehen und An­
spruch auf Leistungen haben 

(1)➀Ein Rentner hat für den Bezug von 
Sachleistungen nach Artikel 28 Absatz 1 und 
Artikel 28a der Verordnung im Gebiet des Mit­
gliedstaats, in dem er wohnt, sich und seine im 
selben Mitgliedstaat wohnenden Familienan­
gehörigen beim Träger des Wohnorts eintragen 
zu lassen und dabei eine Bescheinigung dar-
über vorzulegen, daß er aufgrund der Rechts­
vorschriften, nach denen eine Rente geschul­
det wird, für sich und seine Familienangehöri­
gen Anspruch auf Sachleistungen hat. 

(2)➀Diese Bescheinigung wird auf Antrag 
des Rentners von dem oder von einem der zur 
Zahlung einer Rente verpflichteten Träger oder 
gegebenenfalls von dem Träger, der über den 
Anspruch auf Sachleistungen zu entscheiden 
hat, ausgestellt, sobald der Rentner die Voraus­

setzung für den Anspruch auf Sachleistungen 
erfüllt. Legt der Rentner diese Bescheinigung 
nicht vor, so fordert der Träger des Wohnorts 
sie bei dem oder den zur Zahlung einer Rente 
verpflichteten Trägern oder gegebenenfalls bei 
dem für die Ausstellung der Bescheinigung be­
fugten Träger an. Bis zum Eingang der Beschei­
nigung kann der Träger des Wohnorts anhand 
der von ihm erkannten (zutreffend wäre: aner­
kannten - DVKA) Nachweise den Rentner und 
seine im selben Mitgliedstaat wohnenden Fami­
lienangehörigen vorläufig eintragen. Diese Ein­
tragung ist für den Träger, zu dessen Lasten die 
Sachleistungen gehen, nur dann verbindlich, 
wenn er die Bescheinigung nach Absatz 1 aus-
gestellt hat. 

(3) Der Träger des Wohnorts benachrichtigt 
den Träger, der die Bescheinigung nach Absatz 1 
ausgestellt hat, von jeder von ihm gemäß Ab­
satz 1 vorgenommenen Eintragung. 

(4) Bei jedem Antrag auf Sachleistungen ist 
der Rentenanspruch gegenüber dem Träger 
des Wohnorts durch Vorlage des Empfangs­
scheins oder des Empfängerabschnitts der An­
weisung der letzten Rentenzahlung nachzuwei­
sen. 

(5)➀Der Rentner oder seine im selben Mit­
gliedstaat wohnenden Familienangehörigen 
haben den Träger des Wohnorts von jeder Än-
derung in ihren Verhältnissen zu unterrichten, 
die den Anspruch auf Sachleistungen ändern 
kann, insbesondere von jedem Ruhen oder Weg­
fall der Rente und von jedem Wohnortwechsel. 
Die zur Zahlung der Rente verpflichteten Träger 
unterrichten den Träger des Wohnorts des Ren­
tners von solchen Änderungen. 

(6) Erforderlichenfalls legt die Verwaltungs­
kommission fest, wie der Träger zu bestimmen 
ist, zu dessen Lasten die Sachleistungen im 
Falle des Artikels 28 Absatz 2 Buchstabe b) der 
Verordnung gehen. 

Artikel 29 

➀ Diese Fassung gilt im Verhältnis zu Frankreich erst ab dem 01.01.2002.

Siehe dazu VO 1223/98, abgedruckt EWG C, wo auch die bis dahin im Verhältnis zu Frankreich weiter geltende Textfassung wieder-

gegeben ist.


DVKA Stand: 12.04.2007


21




Auszug aus der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (des Rates vom 21. März 1972)


Artikel 30 

Durchführung des Artikels 29 der 
Verordnung 

Artikel 30 

Sachleistungen an Familienangehörige, die 
ihren Wohnort außerhalb des zuständigen 
Staats in einem anderen Mitgliedstaat als der 
Rentner haben 

(1)➀Die Familienangehörigen haben sich für 
den Bezug von Sachleistungen nach Artikel 29 
Absatz 1 der Verordnung in dem Gebiet des 
Mitgliedstaats, in dem sie wohnen, beim Träger 
ihres Wohnorts eintragen zu lassen; sie müs­
sen hierbei Nachweise, die nach den von die­
sem Träger für die Zuerkennung solcher Leis­
tungen für Familienangehörige von Rentnern 
anzuwendenden Rechtsvorschriften erforder­
lich sind, sowie eine Bescheinigung darüber 
vorlegen, daß der Rentner für sich und seine 
Familienangehörigen Anspruch auf Sachleis­
tungen hat. Diese Bescheinigung, die von dem 
oder einem der zur Zahlung einer Rente ver­
pflichteten Träger oder gegebenenfalls von dem 
Träger, der über den Anspruch auf Sachleistun­
gen zu entscheiden hat, ausgestellt wird, gilt so 
lange, bis der Träger des Wohnorts der Famili­
enangehörigen eine Mitteilung über ihren Wi­
derruf erhalten hat. Wenn die Familienangehö­
rigen die Bescheinigung nicht vorlegen, so wird 
sie vom Träger des Wohnorts bei dem oder 
einem der zur Zahlung einer Rente verpflichte­
ten Träger oder gegebenenfalls bei dem Träger, 
der hierzu ermächtigt ist, angefordert. Die Be­
scheinigung eines deutschen, französischen, 
italienischen oder portugiesischen Trägers gilt 
vom Ausstellungstag an jedoch nur ein Jahr 
und ist jährlich zu erneuern. 

(2) Die Familienangehörigen haben dem Trä­
ger ihres Wohnorts bei jedem Antrag auf Sach­
leistungen die Bescheinigung nach Absatz 1 
vorzulegen, wenn nach den von diesem Träger 
anzuwendenden Rechtsvorschriften bei einem 
solchen Antrag die Vorlage der Rentenbeschei­
nigung erforderlich ist. 

(3)➀ Der Träger, der die Bescheinigung nach 
Absatz 1 ausgestellt hat, unterrichtet den Trä­
ger des Wohnorts der Familienangehörigen von 
dem Ruhen oder dem Wegfall der Rente. Der 
Träger des Wohnorts der Familienangehörigen 
kann jederzeit den Träger, der die Bescheini­
gung ausgestellt hat, um Auskünfte über den 
Anspruch auf Sachleistungen ersuchen. 

(4) Die Familienangehörigen haben den Trä­
ger ihres Wohnorts von jeder Änderung in ihren 

Verhältnissen zu unterrichten, die ihren An­
spruch auf Sachleistungen berühren kann, ins-
besondere von jedem Wohnortwechsel. 

(5)➀Der Träger des Wohnorts benachrichtigt 
den Träger, der die Bescheinigung nach Absatz 
1 ausgestellt hat, von jeder von ihm gemäß Ab­
satz 1 vorgenommenen Eintragung. 

Durchführung des Artikels 31 der 
Verordnung 

Artikel 31 

Sachleistungen an Rentner und deren Fami­
lienangehörige bei Aufenthalt in einem an-
deren Mitgliedstaat als dem, in dem sie woh­
nen 

(1) Ein Rentner hat für den Bezug von 
Sachleistungen nach Artikel 31 der Verordnung 
dem Leistungserbringer ein vom Träger des 
Wohnorts ausgestelltes Dokument vorzulegen, 
das seinen Sachleistungsanspruch beschei­
nigt. Dieses Dokument wird gemäß Artikel 2 
erstellt. Kann der Betreffende dieses Dokument 
nicht vorlegen, so wendet er sich an den Träger 
des Aufenthaltsorts, der beim Träger des Wohn­
orts eine Bescheinigung über den Sachleis­
tungsanspruch des Betreffenden anfordert. 

Gegenüber dem Leistungserbringer hat das 
vom zuständigen Träger ausgestellte Dokument 
für den Anspruch auf die nach Artikel 31 der 
Verordnung in jedem konkreten Einzelfall in Be­
tracht kommenden Leistungen dieselbe Wirkung 
wie ein nationaler Nachweis über Ansprüche der 
beim Träger des Aufenthaltsorts versicherten 
Personen. 

(2) Artikel 17 Absatz 9 der Durchführungs­
verordnung gilt entsprechend 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für die Gewährung von Sachleistungen an die 
von Artikel 31 der Verordnung erfassten Famili­
enangehörigen. Wohnen die Familienangehöri­
gen im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats als 
der Rentner, so wird ihnen das in Absatz 1 ge­
nannte Dokument vom Träger ihres Wohnorts 
ausgestellt. 

Artikel 31 

➀ Diese Fassung gilt im Verhältnis zu Frankreich erst ab dem 01.01.2002.

Siehe dazu VO 1223/98, abgedruckt EWG C, wo auch die bis dahin im Verhältnis zu Frankreich weiter geltende Textfassung wieder-

gegeben ist.
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Artikel 32 

Artikel 32a 

Artikel 33 

Durchführung des Artikels 35 Absatz 1 
der Verordnung 

Artikel 32 

Träger, an die sich die Arbeitnehmer der 
Bergwerke und gleichgestellter Betriebe so­
wie ihre Familienangehörigen bei Aufenthalt 
oder Wohnort in einem anderen Mitglied­
staat als dem zuständigen Staat wenden kön­
nen 

(1) In den Fällen des Artikels 35 Absatz 1 
der Verordnung können die Arbeitnehmer der 
Bergwerke und gleichgestellter Betriebe sowie 
deren Familienangehörige sich an den in An­
hang 3 der Durchführungsverordnung genann­
ten nächstgelegenen Träger in dem Gebiet des 
Mitgliedstaats, in dem sie ihren Aufenthalts- oder 
Wohnort haben - selbst wenn es sich um einen 
Träger des Systems für die Arbeiter der Stahlin­
dustrie handelt -, wenden, wenn die Leistungen 
der für die Arbeiter der Stahlindustrie zuständi­
gen Krankenversicherung (Krankheit und Mutter­
schaft) den Leistungen des Sondersystems für 
die Arbeitnehmer der Bergwerke und gleichge­
stellter Betriebe gleichwertig sind; der betreffen­
de Träger ist in diesem Fall zur Gewährung der 
Leistungen verpflichtet. 

(2) Diese Arbeitnehmer oder ihre Familien-
angehörigen können sich, falls die Leistungen 
des Sondersystems für die Arbeitnehmer der 
Bergwerke und gleichgestellter Betriebe günsti­
ger sind, entweder an den Träger dieses Sys­
tems oder an den nächstgelegenen Träger des 
Systems für die Arbeiter der Stahlindustrie in 
dem Gebiet des Mitgliedstaats, in dem sie ihren 
Aufenthalts- oder Wohnort haben, wenden. Der 
betreffende Träger hat im letztgenannten Fall 
die betreffende Person darauf hinzuweisen, 
daß die Leistungen des Trägers des genannten 
Sondersystems günstiger sind, und ihr Name 
und Anschrift dieses Trägers anzugeben. 

Durchführung des Artikels 35 Absatz 2 
der Verordnung 

Artikel 32a 

gestrichen durch VO (EG) Nr. 647/2005. 

Durchführung des Artikels 35 Absatz 4 

Artikel 33 

Berücksichtigung der Zeit, während der vom 
Träger eines anderen Mitgliedstaats bereits 
Leistungen gewährt worden sind 

Bei Anwendung des Artikels 35 Absatz 4 der 
Verordnung kann der Träger eines Mitglied­
staats, der Leistungen zu gewähren hat, vom 
Träger eines anderen Mitgliedstaats Auskunft 
darüber verlangen, für welche Zeit dieser be­
reits Leistungen für denselben Fall der Krank­
heit oder der Mutterschaft gewährt hat. 

Erstattung der bei Aufenthalt in einem 
anderen Mitgliedstaat entstandenen 

Kosten durch den zuständigen Träger 
eines Mitgliedstaats 

Artikel 34 

(1) Konnten die Formvorschriften nach Arti­
kel 20 Absätze 1 und 4 sowie nach den Artikeln 
21, 23 und 31 der Durchführungsverordnung 
während des Aufenthalts im Gebiet eines ande­
ren Mitgliedstaats als des zuständigen Staates 
nicht eingehalten werden, so sind die entstan­
denen Kosten auf Antrag des Arbeitnehmers 
oder Selbständigen vom zuständigen Träger 
nach den für den Träger des Aufenthaltsorts 
maßgebenden Sätzen zu erstatten. 

(2) Der Träger des Aufenthaltsorts erteilt 
dem zuständigen Träger auf dessen Verlangen 
die erforderlichen Auskünfte über diese Sätze. 

Sind der Träger des Aufenthaltsorts und der 
zuständige Träger durch ein Abkommen gebun­
den, das entweder den Verzicht auf jegliche 
Erstattung oder eine pauschale Erstattung der 
nach Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer i) 
und Artikel 31 der Verordnung gewährten Leis­
tungen vorsieht, so ist der Träger des Aufent­
haltsorts außerdem verpflichtet, dem zuständi­
gen Träger den Betrag zu überweisen, welcher 
der betreffenden Person nach Absatz 1 zu er­
statten ist. 

(3) Im Fall größerer Ausgaben kann der zu­
ständige Träger der betreffenden Person einen 
angemessenen Vorschuß zahlen, nachdem 
diese ihren Erstattungsantrag bei ihm einge­
reicht hat. 

(4) Abweichend von der Regelung in den 
Absätzen 1, 2 und 3 kann der zuständige Träger 
die Erstattung der verauslagten Kosten nach 
den für ihn maßgebenden Erstattungssätzen 
vornehmen, sofern nach diesen Sätzen eine Er­
stattung möglich ist, die zu erstattenden Kosten 
einen bestimmten, von der Verwaltungskommis­
sion festgelegten Betrag nicht übersteigen und 
der Arbeitnehmer, der Selbständige oder der 
Rentner mit der Anwendung dieser Bestimmung 
einverstanden ist. Auf keinen Fall darf der Er­
stattungsbetrag die tatsächlich entstandenen 
Kosten übersteigen. 

Artikel 34 
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(5) Sehen die Rechtsvorschriften des Aufent-
Artikel 34	 haltsstaats keine Erstattungssätze vor, so kann 

der zuständige Träger die Erstattung nach den 
für ihn maßgebenden Sätzen vornehmen, ohne 
dass das Einverständnis des Betreffenden er­
forderlich ist. Auf keinen Fall darf der Erstat­
tungsbetrag die tatsächlich entstandenen Kos­
ten übersteigen. 

KAPITEL 5 

STERBEGELD 

Durchführung der Artikel 64, 65 und 66 
der Verordnung 

Artikel 78 

Einreichung des Antrags auf Sterbegeld 

Artikel 78 Eine Person hat für den Bezug von Sterbe­
geld nach den Rechtsvorschriften eines ande­
ren Mitgliedstaats als dem, in dessen Gebiet sie 
ihren Wohnort hat, bei dem zuständigen Träger 
(es fehlt: oder bei dem Träger – DVKA) des 
Wohnorts einen entsprechenden Antrag zu stel­
len. 

Dem Antrag sind die Nachweise beizufügen, 
die nach den vom zuständigen Träger anzu­
wendenden Rechtsvorschriften vorgeschrieben 
sind. 

Die Richtigkeit der Angaben des Antrag­
stellers ist durch amtliche Unterlagen, die dem 
Antrag beizufügen sind, nachzuweisen oder 
durch die zuständigen Stellen des Mitglied­
staats zu bestätigen, in dessen Gebiet der An­
tragsteller wohnt. 

Artikel 79 

Bescheinigung über Zeiten 

Artikel 79 (1) Zur Anwendung von Artikel 64 der Ver­
ordnung hat der Antragsteller dem zuständigen 
Träger eine Bescheinigung über die Versiche­
rungs- oder Wohnzeiten vorzulegen, die der Ar­
beitnehmer oder Selbständige nach den Rechts­
vorschriften zurückgelegt hat, die zuletzt für ihn 
galten. 

(2) Diese Bescheinigung wird auf Antrag je 
nach Fall von dem Träger der Krankenversiche­
rung ausgestellt, bei dem der Arbeitnehmer 
oder Selbständige zuletzt versichert war. Legt 
der Antragsteller die Bescheinigung nicht vor, 
so fordert der zuständige Träger sie bei dem 
betreffenden vorgenannten Träger an. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn Versicherungs- und (zutreffend: oder - DVKA) 
Wohnzeiten, die vorher nach den Rechtsvor­
schriften anderer Mitgliedstaaten zurückgelegt 
worden sind, für die Erfüllung der in den Rechts­
vorschriften des zuständigen Staates geforder­
ten Voraussetzungen berücksichtigt werden 
müssen. 
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Artikel 93 

TITEL V 

FINANZVORSCHRIFTEN 

Artikel 93 

Erstattung der Leistungen aus der Kranken­
versicherung (Krankheit und Mutterschaft), 
mit Ausnahme der in den Artikeln 94 und 95 
der Durchführungsverordnung genannten 
Leistungen 

(1) Sachleistungen, die nach Artikel 19 
Absätze 1 und 2 der Verordnung im Gebiet des­
selben Mitgliedstaats wohnenden Arbeitneh­
mern oder Selbständigen und ihren Familienan­
gehörigen gewährt wurden, sowie Sachleis­
tungen, die nach Artikel 21 Absatz 2, den 
Artikeln 22, 22a, 22b, 25 Absätze 1, 3 und 4, 
Artikel 26, 31, 34a oder 34b der Verordnung ge­
währt wurden, erstattet der zuständige Träger 
dem Träger, der sie gewährt hat, in Höhe des 
tatsächlichen Betrages, der sich aus der Rech­
nungsführung dieses Trägers ergibt. 

(2) ➀ In den in Artikel 21 Absatz 2 Unterab­
satz 2, Artikel 22 Absatz 3 Unterabsatz 2 und 
Artikel 31 der Verordnung genannten Fällen 
und bei Anwendung des Absatzes 1 gilt jeweils 
der Träger des Wohnorts des Familienangehö­
rigen oder des Rentners als zuständiger Träger. 

(3) Geht der tatsächliche Betrag der in Ab­
satz 1 genannten Sachleistungen aus der Rech­
nungsführung des Trägers, der sie gewährt hat, 
nicht hervor, so wird der zu erstattende Betrag, 
falls keine Vereinbarung nach Absatz 6 besteht, 
auf der Grundlage aller geeigneten Bezugsgrö-
ßen, die den verfügbaren Angaben entnommen 
worden sind, pauschal berechnet. Die Verwal­
tungskommission beurteilt die Grundlagen für 
die Berechnung der Pauschalbeträge und stellt 
deren Höhe fest. 

(4) Für die Erstattung können keine höhe­
ren Sätze berücksichtigt werden als die Sätze, 
die für Sachleistungen an Arbeitnehmer oder 
Selbständige gelten, die den von dem Träger 
anzuwendenden Rechtsvorschriften unterlie­
gen, der Leistungen nach Absatz 1 gewährt hat. 

(5) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Er­
stattung der nach Artikel 18 Absatz 8 Satz 2 der 
Durchführungsverordnung gezahlten Geldleis­
tungen entsprechend. 

(6) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die 
zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten 

können nach Stellungnahme der Verwaltungs­
kommission vereinbaren, daß die zu erstatten­
den Beträge auf andere Weise, insbesondere 
auf pauschaler Grundlage, ermittelt werden. 

Artikel 94 

Erstattung der Sachleistungen aus der Kran­
kenversicherung (Krankheit und Mutter­
schaft) an Familienangehörige eines Arbeit­
nehmers oder Selbständigen, die nicht in 
demselben Mitgliedstaat wohnen wie der Ar­
beitnehmer oder Selbständige 

(1) Die zuständigen Träger erstatten den Trä­
gern, die die Sachleistungen gemäß Artikel 19 
Absatz 2 der Verordnung Familienangehörigen 
gewährt haben, die nicht im Gebiet desselben 
Mitgliedstaats wie der Arbeitnehmer oder Selb­
ständige wohnen, den Betrag dieser Sachleis­
tungen auf der Grundlage eines Pauschbetrags, 
der für jedes Kalenderjahr ermittelt wird und der 
den tatsächlichen Ausgaben möglichst nahe-
kommt. 

(2) Der Pauschbetrag wird ermittelt, indem 
die jährlichen Durchschnittskosten je Familie 
mit der jährlichen Durchschnittszahl der in Be­
tracht kommenden Familien vervielfältigt und 
das Ergebnis um 20 v.H. gekürzt wird. 

(3) Die zur Ermittlung dieses Pauschbe­
trags erforderlichen Berechnungsfaktoren wer-
den wie folgt bestimmt: 

a)	 Für die Ermittlung der Jahresdurchschnitts­
kosten je Familie werden für den Mitglied­
staat die jährlichen Aufwendungen für alle 
Sachleistungen, die sämtlichen Familienan­
gehörigen der Arbeitnehmer oder Selbstän­
digen, für die die Rechtsvorschriften des je­
weiligen Mitgliedstaats gelten, von den Trä­
gern dieses Mitgliedstaats in den zu berück­
sichtigenden Systemen der sozialen Sicher­
heit gewährt wurden, durch die Jahres­
durchschnittszahl dieser Arbeitnehmer oder 
Selbständigen mit Familienangehörigen 
geteilt; die hierbei zu berücksichtigenden 
Systeme der sozialen Sicherheit sind in An­
hang 9 der Durchführungsverordnung auf-
geführt. 

b)	 In den Beziehungen zwischen den Trägern 
zweier Mitgliedstaaten ist die Jahresdurch­
schnittszahl der zu berücksichtigenden Fa­
milien gleich der Jahresdurchschnittszahl 
der den Rechtsvorschriften eines dieser 
Mitgliedstaaten unterliegenden Arbeitneh-

Artikel 94 

➀ Diese Fassung gilt im Verhältnis zu Frankreich erst ab dem 01.01.2002.

Siehe dazu VO 1223/98, abgedruckt EWG C, wo auch die bis dahin im Verhältnis zu Frankreich weiter geltende Textfassung wieder-

gegeben ist.
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Artikel 94 

Artikel 95 

mer oder Selbständigen, deren Familienan­
gehörige für den Bezug der vom Träger des 
jeweiligen anderen Mitgliedstaats zu gewäh­
renden Sachleistungen in Betracht kom­
men. 

(4) Die Zahl der nach Absatz 3 Buchstabe 
b) zu berücksichtigenden Familien wird mit Hilfe 
eines Verzeichnisses ermittelt, das der Träger 
des Wohnorts zu diesem Zweck anhand von 
Nachweisen über die Ansprüche der Berech­
tigten, die der zuständige Träger zur Verfügung 
stellt, führt. Bei Streitigkeiten werden die Be­
merkungen der beteiligten Träger dem in Artikel 
101 Absatz 3 der Durchführungsverordnung ge­
nannten Rechnungsausschuß vorgelegt. 

(5) Die Verwaltungskommission bestimmt 
die Verfahren und die Einzelheiten, nach de­
nen die in den Absätzen 3 und 4 genannten Be­
rechnungsfaktoren festzulegen sind. 

(6) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die 
zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten 
können nach Stellungnahme der Verwaltungs­
kommission vereinbaren, daß die zu erstatten­
den Beträge auf andere Weise ermitteltn wer-
den. 

Artikel 95➀ 

Erstattung der Sachleistungen aus der Kran­
kenversicherung (Krankheit und Mutterschaft) 
an Rentner und ihre Familienangehörigen, die 
ihren Wohnort nicht in einem Mitgliedstaat ha­
ben, nach dessen Rechtsvorschriften sie eine 
Rente beziehen oder Anspruch auf Leistun­
gen haben. 

(1) Die zuständigen Träger erstatten den Trä­
gern, die die Sachleistungen gemäß Artikel 28 
Absatz 1 und Artikel 28a sowie Artikel 29 Absatz 
1 der Verordnung gewährt haben, den Betrag 
dieser Sachleistungen auf der Grundlage eines 
Pauschbetrags, der den tatsächlichen Ausga­
ben möglichst nahekommt. 

(2) Der Pauschbetrag wird ermittelt, in dem 
die jährlichen Durchschnittskosten pro Kopf mit 
der jährlichen Durchschnittszahl der in Betracht 
kommenden Rentner und Familienangehörigen 
vervielfältigt werden und das Ergebnis um 20 
v.H. gekürzt wird. 

(3) Die zur Ermittlung dieses Pauschbetrags 
erforderlichen Berechnungsfaktoren werden 
wie folgt bestimmt: 

a)	 für die Ermittlung der Jahresdurchschnitts­
kosten pro Kopf werden für jeden Mitglied­
staat die jährlichen Aufwendungen für alle 
Sachleistungen, die sämtlichen Rentnern 
und ihren Familienangehörigen nach den 
Rechtsvorschriften des jeweiligen Mitglied­
staats in den zu berücksichtigenden Syste­
men der sozialen Sicherheit geschuldet wer-
den, durch die Jahresdurchschnittszahl der 
Rentner und ihrer Familienangehörigen ge­
teilt; die hierbei zu berücksichtigenden Sys­
teme der sozialen Sicherheit sind in Anhang 
9 aufgeführt. 

b) In den Beziehungen zwischen den Trägern 
zweier Mitgliedstaaten ist die Jahresdurch­
schnittszahl der zu berücksichtigenden Ren­
tner und ihrer Familienangehörigen gleich der 
Jahresdurchschnittszahl der in Artikel 28 Ab­
satz 2 oder in Artikel 29 Absatz 1 der Verord­
nung genannten Rentner und/oder deren 
Familienangehörigen, die im Gebiet eines der 
beiden Mitgliedstaaten wohnen und An­
spruch auf Sachleistungen haben, die zu Las­
ten eines Trägers des anderen Mitgliedstaats 
gehen. 

(4) Die Zahl der nach Absatz 3 Buchstabe b) 
zu berücksichtigenden Rentner und ihrer Fa­
milienangehörigen wird mit Hilfe eines Ver­
zeichnisses ermittelt, das der Träger des Wohn­
orts zu diesem Zweck anhand von Nachweisen 
über die Ansprüche der Berechtigten, die der 
zuständige Träger zur Verfügung stellt, führt. 
Bei Streitigkeiten werden die Bemerkungen der 
beteiligten Träger dem in Artikel 101 Absatz 3 
der Durchführungsverordnung genannten Rech-
nungsausschuß vorgelegt. 

(5) Die Verwaltungskommission bestimmt 
die Verfahren und die Einzelheiten, nach denen 
die in den Absätzen 3 und 4 genannten Berech­
nungsfaktoren festzulegen sind. 

(6) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die 
zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten 
können nach Stellungnahme der Verwaltungs­
kommission vereinbaren, daß die zu erstatten­
den Beträge auf andere Weise ermittelt wer-
den. 

Artikel 95 

➀ Dieser Artikel gilt ab 1. Januar 1998. Im Verhältnis zur Französischen Republik gilt er jedoch erst ab dem 1. Januar 2002.

Siehe dazu VO 3095/95, abgedruckt EWG C, wo auch die im Verhältnis zu Frankreich bis zum 31.12.2001 weiter geltende Textfassung

wiedergegeben ist.
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Artikel 105 

Artikel 107 

Kosten der verwaltungsmäßigen 
und ärztlichen Kontrolle 

Artikel 105 

(1) Die Kosten der verwaltungsmäßigen 
Kontrolle sowie der ärztlichen Untersuchungen, 
Beobachtungen, Fahrten der Ärzte und Prüfun­
gen aller Art, die für die Gewährung oder Neu­
feststellung der Leistungen erforderlich sind, 
werden dem Träger, der hiermit beauftragt wur­
de, nach den für ihn geltenden Sätzen von dem 
Träger erstattet, für dessen Rechnung sie 
durchgeführt wurden. 

(2) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die 
zuständigen Behörden dieser Mitglied-staaten 
können jedoch andere Erstattungsverfahren, 
insbesondere Pauschalerstattungen, vereinba­
ren oder auf jede Erstattung zwischen Trägern 
verzichten. 

Diese Vereinbarungen sind in den Anhang 5 
der Durchführungsverordnung aufzunehmen. 
Die am Tag vor dem Inkrafttreten der Verord­
nung geltenden Vereinbarungen gelten weiter, 
sofern sie in dem genannten Anhang aufgeführt 
sind. 

Artikel 107 

Währungsumrechnung 

(1) Zur Durchführung der folgenden Vor­
schriften: 

a)	 Verordnung: Artikel 12 Absätze 2, 3 und 4, 
Artikel 14d Absatz 1, Artikel 19 Absatz 1 
Buchstabe b) letzter Satz, Artikel 22 Absatz 
1 Ziffer ii) letzter Satz, Artikel 25 Absatz 1 
Buchstabe b) vorletzter Satz, Artikel 41 
Absatz 1 Buchstaben c) und d), Artikel 46 
Absatz 4, Artikel 46a Absatz 3, Artikel 50, 
Artikel 52 Buchstabe b) letzter Satz, Artikel 
55 Absatz 1 Ziffer ii) letzter Satz, Artikel 70 
Absatz 1 Unterabsatz 1, Artikel 71 Absatz 1 
Buchstabe a) Ziffer ii) und Buchstabe b) 
Ziffer ii) vorletzter Satz, 

b)	 Durchführungsverordnung: Artikel 34 Absät­
ze 1, 4 und 5 

wird für die Umrechnung von auf eine Währung 
lautenden Beträgen in eine andere Währung 
der von der Kommission errechnete Kurs ver­
wendet, der sich auf das monatliche Mittel der 
von der Europäischen Zentralbank veröffent­
lichten Referenzwechselkurse der Währungen 
während des in Absatz 2 bestimmten Bezugs­
zeitraums stützt. 

(2) Bezugszeitraum ist 

- der Monat Januar für die ab dem darauffol­
genden 1. April anzuwendenden Umrech­
nungskurse, 

- der Monat April für die ab dem darauffolgen­
den 1. Juli anzuwendenden Umrechnungs­
kurse, 

- der Monat Juli für die ab dem darauffolgen­
den 1. Oktober anzuwendenden Umrech­
nungskurse, 

- der Monat Oktober für die ab dem darauffol­
genden 1. Januar anzuwendenden Umrech­
nungskurse. 

(3) (gestrichen) 

(4) Die Verwaltungskommission setzt auf 
Vorschlag des Rechnungsausschusses den 
Zeitpunkt fest, der bei der Festlegung der in den 
Fällen nach Absatz 1 anzuwendenden Umrech­
nungskurse zu berücksichtigen ist. 

(5) Die in den von Absatz 1 erfaßten Fällen 
anzuwendenden Umrechnungskurse werden 
im vorletzten Monat vor dem Monatsersten, ab 
dem sie anzuwenden sind, im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. 

(6) In den von Absatz 1 nicht erfaßten Fällen 
erfolgt die Umrechnung sowohl bei Leistungs­
zahlungen als auch bei Erstattung zum am Tag 
der Zahlung geltenden amtlichen Wechselkurs. 
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Artikel 109 

Artikel 110 

Artikel 113 

TITEL VI 

VERSCHIEDENE VORSCHRIFTEN 

Artikel 109 

Vereinbarung über die Beitragszahlung 

Der Arbeitgeber, der keine Niederlassung in 
dem Mitgliedstaat hat, in dessen Gebiet der Ar­
beitnehmer beschäftigt ist, und der Arbeitneh­
mer können vereinbaren, daß dieser die Pflich­
ten des Arbeitgebers zur Zahlung der Beiträge 
wahrnimmt. 

Der Arbeitgeber hat eine solche Vereinba­
rung dem zuständigen Träger oder gegebenen­
falls dem Träger mitzuteilen, den die zuständi­
ge Behörde des genannten Mitgliedstaats be­
stimmt. 

Artikel 110 

Amtshilfe bei Rückforderung nicht geschul­
deter Leistungen 

Beabsichtigt der Träger eines Mitgliedstaats, 
der Leistungen gewährt hat, einen Erstattungs­
anspruch gegenüber einer Person geltend zu 
machen, die diese Leistungen zu Unrecht bezo­
gen hat, so leistet der Träger des Wohnorts die­
ser Person oder der von der zuständigen Be­
hörde bezeichnete Träger des Mitgliedstaats, in 
dessen Gebiet diese Person wohnt, dem erst-
genannten Träger Hilfe. 

Artikel 113 

Einziehung zu Unrecht gewährter Sach­
leistungen an Arbeitnehmer im internationa­
len Verkehrswesen 

(1) Erkennt der zuständige Träger den An­
spruch auf Sachleistungen nicht an, so werden 
die Sachleistungen, die einem Arbeitnehmer im 
internationalen Verkehrswesen vom Träger des 
Aufenthaltsorts aufgrund des Artikels 20 Absatz 
1 oder des Artikels 62 Absatz 1 der Durchfüh­
rungsverordnung gewährt wurden, vom zustän­
digen Träger erstattet. 

(2) Die Aufwendungen des Trägers des Auf­
enthaltsorts für einen Arbeitnehmer im interna­
tionalen Verkehrswesen, der Sachleistungen 
auf Vorlage der Bescheinigung nach Artikel 20 
Absatz 1 oder Artikel 62 Absatz 1 der Durchfüh­
rungsverordnung bezogen hat, werden auch 
dann von dem in der genannten Bescheinigung 
als zuständig angegebenen Träger oder von 
einem zu diesem Zweck von der zuständigen 

Behörde des betreffenden Mitgliedstaats be­
zeichneten sonstigen Träger erstattet, wenn der 
Arbeitnehmer sich nicht vorher an den Träger 
des Aufenthaltsorts gewandt hat und keinen 
Anspruch auf Sachleistungen hat. 

(3) Der zuständige Träger oder – in dem in 
Absatz 2 genannten Fall – der als zuständig an-
gegebene Träger oder der zu diesem Zweck be­
zeichnete Träger behält gegenüber dem Leis­
tungsempfänger eine Forderung in Höhe des 
Wertes der zu Unrecht gewährten Sachleistun­
gen. Die genannten Träger teilen dem in Artikel 
101 Absatz 3 der Durchführungsverordnung ge­
nannten Rechnungsausschuß diese Forderun­
gen mit, der hierüber eine Übersicht erstellt. 

Artikel 114 

Vorläufige Zahlung von Leistungen bei Strei­
tigkeiten über die anzuwendenen Rechtsvor­
schriften oder über den Träger, der die Leis­
tungen zu gewähren hat 

Im Fall von Streitigkeiten zwischen den Trä­
gern oder den zuständigen Behörden von zwei 
oder mehr Mitgliedstaaten über die nach Titel II 
der Verordnung anzuwendenden Rechtsvorschrif­
ten oder über die Bestimmung des Trägers, der 
Leistungen zu gewähren hat, bezieht eine Per­
son, die, wenn solche Streitigkeiten nicht be­
stünden, Leistungen beanspruchen könnte, 
vorläufige Leistungen nach den vom Träger des 
Wohnorts anzuwendenden Rechtsvorschriften 
oder, wenn die betreffende Person nicht im Ge­
biet eines der beteiligten Mitgliedstaaten wohnt, 
nach den Rechtsvorschriften des Trägers, bei 
dem der Antrag zuerst gestellt wurde. 

Artikel 115 

Bestimmungen über ärztliche Gutachten, die 
in einem anderen Mitgliedstaat als dem zu­
ständigen Staat erstellt werden 

Der Träger des Wohn- oder Aufenthaltsorts, 
der gemäß Artikel 87 der Verordnung ärztliche 
Gutachten anfertigen soll, verfährt in der Art 
und Weise, die die von ihm anzuwendenden 
Rechtsvorschriften vorsehen. 

Ist hierfür nichts bestimmt, so wendet er sich 
an den zuständigen Träger mit dem Verlangen 
um Auskunft, wie zu verfahren ist. 

Artikel 114 

Artikel 115 
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Artikel 116 

Vereinbarungen über die Einziehung von Bei­
trägen 

Artikel 116 (1) Die nach Artikel 92 Absatz 2 der Verord­
nung getroffenen Vereinbarungen sind in den 
Anhang 5 der Durchführungsverordnung aufzu­
nehmen. 

(2) Die zur Durchführung des Artikels 51 der 
Verordnung Nr. 3 getroffenen Vereinbarungen 
gelten weiter, sofern sie in Anhang 5 aufgeführt 
sind. 
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ANHANG 1 

ZUSTÄNDIGE BEHÖRDEN 

(Artikel 1 Buchstabe l) der Verordnung, Artikel 4 
Absatz 1 und Artikel 122 der Durchführungsver­
ordnung) 

A. BELGIEN 

1.	 Ministre des affaires sociales, Bruxelles – 
Minister van Soziale Zaken, Brussel (Minis­
ter für Soziale Angelegenheiten, Brüssel). 

2.	 Ministre de l‘agriculture et des petites et 
moyennes entreprises, Bruxelles – Minister 
van Landbouw en de Kleine en Middelgrote 
Ondernemingen, Brussel (Minister für Land­
wirtschaft und kleine und mittlere Unterneh­
men, Brüssel). 

3.	 Ministre des Pensions, Bruxelles – Minister 
van Pensioenen, Brussel (Minister für Ren­
ten, Brüssel). 

4.	 Ministre de la Fonction publique, Bruxelles – 
Minister van Ambtenarenzaken, Brussel (Mi­
nister für den öffentlichen Dienst, Brüssel). 

B. BULGARIEN 

1. Minister für Arbeit- und Sozialpolitik (Sofia) 

2. Minister für Gesundheit (Sofia) 

C. TSCHECHISCHE REPUBLIK 

1.	 Ministerstvo práce a sociálních věcí (Minis­
terium für Arbeit und Soziale Angelegenhei­
ten), Prag 

2.	 Ministerstvo zdravotnictví (Ministerium für 
Gesundheitswesen), Prag 

3.	 Ministerstvo obrany (Ministerium für Vertei­
digung), Prag 

4.	 Ministerstvo vnitra (Ministerium des Innern), 
Prag 

5.	 Ministerstvo spravedlnosti (Ministerium der 
Justiz), Prag 

6.	 Ministerstvo financí (Ministerium der Finan­
zen), Prag 

D. DÄNEMARK 

1.	 Socialministeren (Minister für soziale Ange­
legenheiten), Kopenhagen. 

2.	 Beskæftigelsesministeriet (Ministerium für 
Beschäftigung), Kopenhagen. 

3.	 Indenrigs- og Sundhedsministeriet 
(Ministerium für innere Angelegenheiten und 
Gesundheit), Kopenhagen. 

4. Finansministeren (Finanzminister), Kopenha­
gen. 

5.	 Minister für Familien- und Verbraucherangele­
genheiten, Kopenhagen. 

E. DEUTSCHLAND 

Bundesministerium für Gesundheit und und So­
ziale Sicherung, Bonn. 

F. ESTLAND 

Sotsiaalministeerium (Ministerium für Soziale 
Angelegenheiten), Tallinn. 

G. GRIECHENLAND* 

1.	 Minister für Beschäftigung und Sozialschutz, 
Athen. 

2.	 Minister für Gesundheit und soziale Solida­
rität, Athen. 

3. Minister für die Handelsmarine, Piräus. 

4. Minister der Verteidigung, Athen. 

5.	 Minister für Bildung und Glaubensgemein­
schaften, Athen. 

6. Minister für Wirtschaft, Athen. 

H. SPANIEN 

Ministro de Trabajo y Asuntos Sociales (Minister 
für Arbeit und Soziale Angelegenheiten), Madrid. 

I. FRANKREICH 

1.	 Ministre des affaires sociales et de la solita­
rité nationale (Minister für Sozialangelegen­
heiten und nationale Solidarität), Paris. 

* Auf die griechische Bezeichnung wurde aufgrund der Zeichenproblematik verzichtet. 
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2.	 Ministre de l’agriculture (Minister für Land­
wirtschaft), Paris. 

J. IRLAND 

1.	 Minister for Social and Family Affairs 
(Minister(in) für soziale und Familienange­
legenheiten), Dublin. 

2.	 Minister for Health and Children 
(Minister(in) für das Gesundheitswesen und 
für Kinder), Dublin. 

K. ITALIEN 

1. Ministero del Lavoro e della Politiche Sociali, 
Roma (Ministerium für Arbeit und Sozialpo­
litik, Rom) 

2. Ministero della Salute, Roma (Ministerium für 
das Gesundheitswesen, Rom) 

3.	 Ministero della Giustizia, Roma 
(Justizministerium, Rom) 

4.	 Ministero dell‘ Economia e delle Finanze, 
Roma (Ministerium für Wirtschaft und Finan­
zen, Rom) 

L. ZYPERN 

1.	 Minister für Arbeit und Sozialversicherung, 
Nikosia. 

2. Gesundheitsminister, Nikosia. 

3. Finanzminster, Nikosia. 

M. LETTLAND 

1. Labklajibas ministrija, Riga (Sozialministeri­
um, Riga) 

2. 
sterium, Riga) 

eselibas ministrija, Riga (Gesundheitsmini-

N. LITAUEN 

1. 
(Minister für Soziale Sicherheit und Arbeit), 
Vilnius. 

Socialines apsaugos ir darbo ministras 

2.	 Sveikatos apsaugos ministras (Minister für 
Gesundheitswesen), Vilnius. 

O. LUXEMBURG 

1. Ministre du travail et de la sécurité sociale 

(Minister für Arbeit und soziale Sicherheit), 
Luxembourg. 

2.	 Ministre de la familie (Minister für Familien-
fragen), Luxembourg. 

3.	 Ministère de la Fonction publique et de la 
réforme administrative (Ministerium für den 
öffentlichen Dienst und die Verwaltungsre­
form), Luxembourg. 

P. UNGARN 

1.	 Egészségügyi Minisztérium (Ministerium für 
Gesundheit), Budapest. 

2.	 Ifjúsági, Családügyi, Szociális és Esélyeg­
yenlõségi Minisztérium 
(Ministerium für Jugend, Familie, Soziales 
und Chancengleichheit), Budapest. 

3. Foglalkoztatáspolitikai és Munkaügyi Minisz­
térium (Ministerium für Beschäftigung und 
Arbeit), Budapest. 

4. Pénzügyminisztérium (Finanzministerium), 
Budapest. 

Q. MALTA 

1. Ministeru ghall-Familja u Solidarjeta‘ Socjali/-
Ministry for the Family and Social Solidarity 
(Ministerium für Familie und soziale Solida­
rität), Valletta 

2. Ministeru tas-Sahha, 1-Anzjani u Kura fil-
Kommunita‘/Ministry of Health, the Elderly 
and Community Care (Ministerium für Ge­
sundheit, Senioren und kommunale Pflege­
leistungen), Valletta 

R. NIEDERLANDE 

1.	 Minister van Sociale Zaken en Werkgele­
genheid (Minister für Sozialangelegenheiten 
und Beschäftigungsfragen), Den Haag. 

2.	 Minister van Volksgezondheid, Welzijn en 
Sport (Minister für Gesundheit, Gemeinwohl 
und Sport), Den Haag. 

S. ÖSTERREICH 

1.	 Bundesminister für soziale Sicherheit, Ge­
nerationen und Konsumentenschutz, Wien. 

2. Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit, Wien. 

3.	 Bundesminister für Gesundheit und Frauen, 
Wien. 
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4.	 Sondersysteme für Beamte der öffentlichen 
Verwaltung: 

Bundeskanzler, Wien bzw die jeweils betrof­
fene Landesregierung. 

T. POLEN 

1.	 Minister Pracy i Polityki Spolecznej (Minister 
für Arbeit und Sozialpolitik), Warschau 

2.	 Minister Zdrowia (Minister für Gesundheits­
wesen), Warschau 

U. PORTUGAL 

1.	 Ministro do Trabalho e da Solidariedade (Mi­
nister für Arbeit und Solidarität), Lisboa. 

2.	 Ministro da Saúde (Gesundheitsminister), 
Lisboa. 

3.	 Secretário Regional dos Assuntos Sociais 
da Região Autónoma da Madeira (Regional­
sekretär für Sozialfragen der Autonomen 
Region Madeira),Funchal. 

4.	 Secrétario Regional dos Assuntos Sociais 
da Região Autónoma dos Açores (Regional­
sekretär für Sozialfragen der Autonomen 
Region der Azoren), Angra do Heroísmo. 

5.	 Ministro das Finanças (Minister der Finan­
zen), Lisboa. 

6.	 Ministro da Reforma do Estado e da Admi-
nistração Pública (Minister für die Reform 
des Staates und der Verwaltung), Lisboa. 

V. RUMÄNIEN 

1.	 Ministerul Muncii, Solidaritatii si Familiei (Mi­
nsterium für Arbeit, soziale Solidarität and 
Familie), Bucuresti 

2.	 Ministerul Sanatatii (Gesundheitsministeri­
um), Bucuresti 

W. SLOWENIEN 

1. Ministrstvo za delo, druzino in socialne 
zadeve (Ministerium für Arbeit, Familie und 
Soziale Angelegenheiten), Ljubljana 

2.	 Ministrstvo za zdravje (Ministerium für Ge­
sundheitswesen), Ljubljana 

X. SLOWAKEI 

1.	 Ministerstvo práce, sociálnych vecí a rodiny 
Slovenskej republiky (Ministerium für Arbeit, 
Soziales und Familie der Slowakischen Re­
pubik), Bratislava 

2.	 Ministerstvo zdravotníctva Slovenskej repu­
bliky (Ministerium für Gesundheitswesen der 
Slowakischen Republik), Bratislava 

Y. FINNLAND 

1. Sosiaali- ja terveysministeriö/Social- och 
hälsovårdministeriet (Ministerium für Sozia­
les und Volksgesundheit), Helsinki. 

Z. SCHWEDEN 

1.	 Regeringen (Socialdepartementet) 
[Regierung (Ministerium für soziale Ange­
legenheiten)], Stockholm 

AA. VEREINIGTES KÖNIGREICH 

1.	 Secretary of State for Work and Pensions 
(Minister für Arbeit und Renten), London. 

1a.Secretary of State for Health (Minister für 
Gesundheitswesen), London. 

1b.Commissioners of HM Revenue and Cus­
toms or their official representative (Beamte 
der Finanz- und Zollverwaltung oder ihre 
offiziellen Vertreter), London 

2.	 Secretary of State for Scotland (Minister für 
Schottland), Edinburgh. 

3.	 Secretary of State for Wales, (Minister für 
Wales), Cardiff. 

4.	 Department for Social Development (Minis­
terium für soziale Entwicklung), Belfast. 

Department of Health, Social Services and 
Public Safety (Ministerium für Gesundheit, 
soziale Dienste und öffentliche Sicherheit), 
Belfast 

5. Principal Secretary, Social Affairs (Hauptsek­
retär, soziale Angelegenheiten), Gibraltar. 

6.	 Chief Executive of the Gibraltar Health Au­
thority (oberster Beamter der Gesundheits­
behörde Gibraltars). 

DVKA Stand: 12.04.2007


32




Auszug aus der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (des Rates vom 21. März 1972) - Anhang 1


ZA. ISLAND 

1.	 Heilbrigdis- og tryggingamálarádherra 
(Minister für Volksgesundheit und Soziale 
Sicherheit), Reykjavík. 

2. Félagsmálarádherra (Minister für Soziale An­
gelegenheiten), Reykjavík. 

3.	 Fjármálarádherra (Minister der Finanzen), 
Reykjavík. 

ZB. LIECHTENSTEIN 

Die Regierung des Fürstentums Liechtenstein, 
Vaduz. 

ZC. NORWEGEN 

1.	 Sosial- og helsedepartementet 
(Ministerium für Soziale Angelegenheiten 
und Volksgesundheit), Oslo, 

2.	 Kommunal- og arbeidsdepartementet 
(Ministerium für Gemeindeverwaltung und 
Arbeit), Oslo, 

3.	 Barne- og familiedepartementet 
(Ministerium für Kinder- und Familienange­
legenheiten), Oslo, 

4.	 Justisdepartementet 
(Ministerium für Justiz), Oslo, 

5.	 Utenriksdepartementet (Ministerium für Aus­
wärtige Angelegenheiten), Oslo. 

SCHWEIZ 

1.	 Bundesamt für Sozialversicherung, Bern -
Office féderal des assurances sociales, 
Berne - Ufficio federale delle assicurazioni 
sociali, Berna. 

2. Bundesanstalt für Wirtschaft und Arbeit, 
Bern - Office fédéral du développement éco­
no-mique et de l’emploi, Berne - Ufficio fede­
rale dello sviluppo economico e del lavoro, 
Berna. 
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ANHANG 2 

Zuständige Träger 

(Artikel 1 Buchstabe o) der Verordnung und 
Artikel 4 Absatz 2 der 

Durchführungsverordnung) 

A. BELGIEN 

1. Krankheit, Mutterschaft: 

a) Bei Anwendung der Artikel 16 bis 29 der 
Durchführungsverordnung 

i) Im Allgemeinen: 

Versicherungseinrichtung, bei der der 
Arbeitnehmer oder Selbständige versi­
chert ist. 

ii) Für Seeleute: 

Caisse de secours et de Prévoyance 
en faveur des marins - Hulp- en voor­
zorgskas voor zeevarenden - (Hilfs­
und Versorgungskasse für die Seeleu­
te), Antwerpen 

iii) Für die Personen, die dem System der 
sozialen Sicherheit in Übersee unterlie­
gen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese so­
ciale zekerheid, Brussel - (Amt für sozi­
ale Sicherheit in Übersee) 

iv)Für die ehemaligen Angestellen in Bel­
gisch-Kongo und Ruanda-Urundi be­
schäftigten Personen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese so­
ciale zekerheid, Brussel - (Amt für sozi­
ale Sicherheit in Übersee) 

b) Bei Anwendung des Titels V der Durch­
führungsverordnung: 

Institut national d’assurance maladie­
invalidité, Bruxelles - rijksinstituut voor 
ziekte- en invaliditeitsverzekering, Brus­
sel - (Staatliche Anstalt für Kranken- und 
Invaliditätsversicherung) für Rechnung 
der Versicherungseinrichtungen bzw. der 
Hilfs- und Vorsorgekasse für Seeleute 

2. Invalidität: 

a) Allgemeine Invalidität (Arbeiter, Angestel­
lte und Bergarbeiter) 
und Invalidität der Selbständigen: 

Institut national d'assurance maladie-inva­
lidité, Bruxelles - Rijksinstituut voor ziekte­
en invaliditeitsverzekering, Brussel 
- (Staatliche Anstalt für Kranken- und In­

validitätsversicherung), zusammen mit 
der Versicherungseinrichtung, bei der der 
Arbeitnehmer oder Selbständige versi­
chert ist oder war 

b) Besondere Invalidität der Bergarbeiter: 

Fonds national de retraite des ouvriers­
mineurs, Bruxelles - Nationaal pensioen­
fonds voor mijnwerkers, Brussel - (Staat­
liche Kasse für die Altersversorgung der 
Bergarbeiter) 

c) Invalidität der Seeleute: 

Caisse de secours et e prévoyance en 
faveur des marins - Hulp- en voorzorgs­
kas voor zeevarenden - (Hilfs- und Vor­
sorgekasse für Seeleute), Antwerpen 

d) Invalidität der Personen, die dem System 
der sozialen Sicherheit in Übersee unter-
liegen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

e) Invalidität der ehemals in Belgisch-Kongo 
und Ruanda-Urundi beschäftigten Perso­
nen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

f)	 Invalidität von Personen, die einem Son­
dersystem unterliegen: 

Administration des pensions du Ministère 
des Finances ou le service qui gère le 
régime spécial de pension/Administratie 
van pensioenen van het Ministerie van Fi-
nanciën op de dienst die het bijzondere 
pensioenstelsel beheert (Rentenverwal­
tung des Ministeriums der Finanzen oder 
die Dienststelle, die die Rentensonder­
systeme verwaltet) 
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3. Alter, Tod (Renten): 

a) Allgemeines System (Arbeiter, Angestel­
lte, Bergleute und Seeleute): 

Office national des pensions, Bruxelles -
Rijksdienst voor pensioenen, Brussel ­
(Landesrentenamt) 

b) System für Selbständige: 

Institut national d’assurances sociales 
pour travailleurs indépendants, Bruxelles 
- Rijksinstituut voor de sociale verzekerin­
gen der zelfstandigen, Brussel - (Staat­
liche Sozialversicherungsanstalt für Selb­
ständige) 

c) System der sozialen Sicherheit in Über­
see: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

d) System für die ehemals in Belgisch-Kon­
go und Ruanda-Urundi beschäftigten Per­
sonen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

e) Sondersystem für Beamte: 

Administration des pensions du Ministère 
des Finances ou le service qui gère le 
régime spécial de pension/Administratie 
van pensioenen van het Ministerie van 
Financiën op de dienst die het bijzondere 
pensioenstelsel beheert (Rentenverwal­
tung des Ministeriums der Finanzen oder 
die Dienststelle, die die Rentensonder­
systeme verwaltet) 

4. Arbeitsunfälle: 

a) Bis zum Ablauf der Revisionsfrist nach 
dem Gesetz vom 10. April 1971 (Artikel 72) 

i) Sachleistungen: 

- Ersatz und Instandhaltung von Körper­
ersatzstücken: 

Fonds des accidents du travail, 
Bruxelles - Fond voor arbeidsongeval­
len, Brussel - (Kasse für Arbeitsunfälle) 

- Andere Leistungen als vorstehend: 

Versicherer, bei dem der Arbeitgeber 
versichert ist 

ii) Geldleistungen: 

- Beihilfe: 

Versicherer, bei dem der Arbeitgeber 
versichert ist 

- Zulagen nach der Königlichen Verord­
nung vom 21. Dezember 1971: 

Fonds des accidents du travail, 
Bruxelles - Fond voor arbeidsongeval­
len, Brussel - (Kasse für Arbeitsunfälle) 

b) Nach Ablauf der Revisionsfristen nach 
dem Gesetz vom 10. April 1971 (Artikel 72) 

i) Sachleistungen: 

Fonds des accidents du travail, 
Bruxelles - Fond voor arbeidsongeval­
len, Brussel - (Kasse für Arbeitsunfälle) 

ii) Geldleistungen: 

- Rente: 

Zugelassene Einrichtung für die Ren­
tenzahlung 

- Zulage: 

Fonds des accidents du travail, 
Bruxelles - Fond voor arbeidsongeval­
len, Brussel - (Kasse für Arbeitsunfälle) 

c) System für Seeleute und Fischer: 

Fonds des accidents du travail, Bruxelles 
- Fond voor arbeidsongevallen, Brussel -
(Kasse für Arbeitsunfälle) 

d) Bei Nichtversicherung: 

Fonds des accidents du travail, Bruxelles 
- Fond voor arbeidsongevallen, Brussel -
(Kasse für Arbeitsunfälle) 

e) System für die ehemals in Belgisch-Kon­
go und Ruanda-Urundi beschäftigten Per­
sonen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 
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f)	 für den gesamten belgischen öffentlichen 
Dienst: 

Die Personalabteilung der Verwaltung, bei 
der der Beamte beschäftigt ist 

g) System für Angehörige des Militärs und 
der Gendarmerie: 

Administration des pensions du Ministère 
des Finances/Administratie van Pensi­
oenen van het Ministerie van Financiën 
(Rentenverwaltung des Ministeriums der 
Finanzen) 

5. Berufskrankheiten: 

a) Im allgemeinen: 

Fonds des maladies professionelles, 
Bruxelles - Fonds voor beroepsziekten, 
Brussel - (Kasse für Berufskrankheiten ) 

b) System für die ehemals in Belgisch-Kon­
go und Ruanda-Urundi beschäftigten Per­
sonen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

c) für den gesamten belgischen öffentlichen 
Dienst: 

Die Personalabteilung der Verwaltung, 
bei der der Beamte beschäftigt ist 

d) System für Angehörige des Militärs und 
der Gendarmerie: 

Administration des pensions du Ministère 
des Finances/Administratie van Pensi­
oenen van het Ministerie van Financiën 
(Rentenverwaltung des Ministeriums der 
Finanzen) 

6. Sterbegeld: 

a) Kranken- und Invaliditätsversicherung: 

i) Im Allgemeinen: 

Institut national d'assurance maladie­
invalidité, Bruxelles -Rijksinstituut voor 
ziekte- en invaliditeitsverzekering, 
Brussel - (Staatliche Anstalt für Kran­
ken- und Invaliditätsversicherung), zu­
sammen mit der Versicherungseinrich­
tung, bei der der Arbeitnehmer versi­
chert war 

ii) Für Seeleute: 

Caisse de secours et de prévoyance 
en faveur des marins - Hulp- en voor­
zorgskas voor zeevarenden (Hilfs- und 
Versorgungskasse für die Seeleute), 
Antwerpen 

iii) Für die Personen, die dem System der 
sozialen Sicherheit in Übersee unter-
liegen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese 
sociale zekerheid, Brussel - (Amt für 
soziale Sicherheit in Übersee) 

iv)Für die ehemals in Belgisch-Kongo 
und Ruanda-Urundi beschäftigten Per­
sonen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese so­
ciale zekerheid, Brussel - (Amt für sozi­
ale Sicherheit in Übersee) 

b) Arbeitsunfall: 

i) Im Allgemeinen: 

Versicherer 

ii) Für Seeleute: 

Fonds des accidents du travail, 
Bruxelles - Fond voor arbeidsongeval­
len, Brussel - (Kasse für Arbeitsunfälle) 

iii) Für die ehemals in Belgisch-Kongo und 
Ruanda-Urundi beschäftigten Perso­
nen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese soci­
ale zekerheid, Brussel - (Amt für sozia­
le Sicherheit in Übersee) 

iv)Für den gesamten belgischen öffentli­
chen Dienst: 

Die Personalabteilung der Verwaltung, 
bei der der Beamte beschäftigt ist 

v) Für Angehörige des Militärs und der 
Gendarmerie: 

Administration des pensions du Minis-
tère des Finances/Administratie van 
Pensioenen van het Ministerie van 
Financiën (Rentenverwaltung des Mi­
nisteriums der Finanzen) 
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c) Berufskrankheiten: 

i) Im allgemeinen: 

Fonds des maladies professionelles, 
Bruxelles - Fonds voor beroepsziekten, 
Brussel - (Kasse für Berufskrankheiten ) 

ii) Für die ehemals in Belgisch-Kongo 
und Ruanda-Urundi beschäftigten Per­
sonen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese so­
ciale zekerheid, Brussel - (Amt für so­
ziale Sicherheit in Übersee) 

iii) Für den gesamten belgischen öffentli­
chen Dienst: 

Die Personalabteilung der Verwaltung, 
bei der der Beamte beschäftigt ist 

iv)Für Angehörige des Militärs und der 
Gendarmerie: 

Administration des pensions du Minis-
tère des Finances/Administratie van 
Pensioenen van het Ministerie van 
Financiën (Rentenverwaltung des Mi­
nisteriums der Finanzen) 

d) Für Rentenberechtigte, die einem Sonder­
system für Beamte unterliegen: 

Administration des pensions du Ministère 
des Finances ou le service qui gère le 
régime spécial de pension/Administratie 
van Pensioenen van het Ministerie van 
Financiën of de dienst die het due let 
bijzonder stelsel beheert (Rentenver­
waltung des Ministeriums der Finanzen 
oder die Dienststelle, die die Rentenson­
dersysteme verwaltet) 

7. Arbeitslosigkeit: 

i) Im Allgemeinen: 

Office national de l'emploi, Bruxelles -
Rijksdienst voor arbeidsvoorziening, 
Brussel - (Staatliches Arbeitsamt ) 

ii) Für Seeleute: 

Pool des marins de la marine marchan­
de - Pool van de zeelieden ter koop­
vaardij - (Seemännische Heuerstelle 
der Handelsmarine ), Antwerpen 

8. Familienleistungen: 

a) System für Arbeitnehmer: 

Office national des allocations familiales 
pour travailleurs salariés, Bruxelles -
Rijksdienst voor kinderbijslag voor werk­
nemers, Brussel - (Staatliches Amt für Fa­
milienbeihilfen an Arbeitnehmer) 

b) System für Selbständige: 

Institut national d’assurances sociales 
pour travailleurs indépendants, Bruxelles 
- Rijksinstituut voor de sociale verzekerin­
gen der zelfstandigen, Brussel - (Staatli­
che Sozialversicherungsanstalt für Selb­
ständige) 

c) System für die ehemals in Belgisch-Kongo 
und Ruanda-Urundi beschäftigten Perso­
nen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

B. BULGARIEN 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Sachleistungen: 

- (Gesundheitsministerium) 
- (Staatlicher Krankenversicherungsfonds) 
- (Agentur für Behinderte) 

b) Geldleistungen: 
(Staatliches Institut für Soziale Sicherheit) 

2.	 Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen­
renten: 
(Staatliches Institut für Soziale Sicherheit) 

3. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Sachleistungen: 

- (Gesundheitsministerium) 
- (Staatlicher Krankenversicherungsfonds) 
- (Agentur für Behinderte) 

b) Geldleistungen: 
(Staatliches Institut für Soziale Sicherheit) 

4.	 Leistungen im Todesfalle: 
(Staatliches Institut für Soziale Sicherheit) 

5.	 Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 
(Staatliches Institut für Soziale Sicherheit) 

6.	 Familienleistungen: 
(Sozialamt) 

DVKA Stand: 12.04.2007


37




Auszug aus der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (des Rates vom 21. März 1972) - Anhang 2


C. TSCHECHISCHE REPUBLIK 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Sachleistungen: die Gesundheitsversiche­
rungsanstalt, bei der die Person versichert 
ist 

b) Geldleistungen: 

i)	 Im Allgemeinen: Česká správa sociál­
ního zabezpečení (die tschechische 
Sozialversicherungsanstalt), Prag 

ii) Für Angehörige der Streit- und Ord­
nungskräfte: 

- Berufssoldaten: Sozialversicherungs­
anstalt des Verteidigungsministeriums 

- Angehörige des Polizeikorps und der 
Feuerwehr: Sozialversicherungsanstalt 
des Innenministeriums 

- Strafvollzugsbedienstete: Sozialversi­
cherungsanstalt des Justizministeriums 

- Angehörige der Zollverwaltung: Sozial­
versicherungsanstalt des Finanzminis­
teriums 

2. Invalidität, Alter und Tod (Renten): 

a) Im Allgemeinen: Česká správa sociálního 
zabezpečení (die tschechische Sozialver­
sicherungsanstalt), Prag 

b) Für Angehörige der Streit- und Ordnungs­
kräfte: 

- Berufssoldaten: Sozialversicherungs­
anstalt des Verteidigungsministeriums 

- Angehörige des Polizeikorps und der 
Feuerwehr: Sozialversicherungsanstalt 
des Innenministeriums 

- Strafvollzugsbedienstete: Sozialver­
sicherungsanstalt des Justizministeri­
ums 

- Angehörige der Zollverwaltung: Sozial­
versicherungsanstalt des Finanzminis­
teriums 

3. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Sachleistungen: die Krankenversiche­
rungsanstalt, bei der die Person versi­
chert ist 

b) Geldleistungen: 

i) Im Allgemeinen: 

- Entschädigung bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten: 

der Arbeitgeber oder der an seiner 
Stelle handelnde Versicherer: 

Česká pojišt’ovna a.s. (die tschechische 
Versicherungsgesellschaft) 

Kooperativa pojišt’ovna, a.s. (die Versi­
cherungsgesellschaft ,Kooperativa Inc.‘) 

- Renten: Česká správa sociálního 
zabezpečení (die tschechische Sozial­
versicherungsanstalt), Prag 

- Kurzfristige Leistungen: Česká správa 
sociálního zabezpečení (die tschechi­
sche Sozialversicherungsanstalt Prag 
und ihre regionalen Einheiten), 

ii) Für Angehörige der Streit- und Ord­
nungskräfte: 

- Berufssoldaten: Sozialversicherungs­
anstalt des Verteidigungsministeriums, 
Prag 

- Angehörige des Polizeikorps und der 
Feuerwehr: Sozialversicherungsanstalt 
des Innenministeriums, Prag 

- Strafvollzugsbedienstete: Sozialversi­
cherungsanstalt des Justizministeriums, 
Prag 

-	 Angehörige der Zollverwaltung: Sozial­
versicherungsanstalt des Finanzminis­
teriums, Prag 

4. Sterbegeld: Staatliche Sozialvorsorgebe­
hörden je nach dem Wohn- (Aufenthalts)ort 
des Betreffenden 

5.	 Leistungen bei Arbeitslosigkeit: Arbeits­
ämter je nach dem Wohn- (Aufenthalts-)ort 
des Betreffenden 

6.	 Familienleistungen: Staatliche Sozialvor­
sorgebehörden je nach dem Wohn- (Aufent­
halts-)ort des Betreffenden 

D. DÄNEMARK 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Sachleistungen: 

1.Im Allgemeinen: Zuständige Region 
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2.Für Rentenantragsteller und Rentner 
sowie deren Familienangehörige, die 
in einem anderen Mitgliedstaat 
wohnhaft sind (siehe Titel III Kapitel I 
Abschnitte 4 und 5 der Verordnung 
sowie die Artikel 28 bis 30 der Durch­
führungsverordnung): 

Den Sociale Sikringsstyrelse (Behörde 
für Soziale Sicherung), Kopenhagen 

b) Geldleistungen: 

Verwaltung der Gemeinde, in der die be­
treffende Person wohnt. 

2. Invalidität: 

a) Leistungen nach dem Sozialrentenrecht: 

Den Sociale Sikringsstyrelse (Sozialver­
sicherungsamt), København 

b) Leistungen bei Rehabilitation: 

Verwaltung der Gemeinde, in der die be­
treffende Person wohnt. 

c) Ruhegehälter nach dem Beamtenversor­
gungsrecht: 

Finansministeriet, Økonomistyrelsen (Fi­
nanzministerium, Amt für Finanzverwal­
tung), København 

3. Alter und Tod (Renten): 

a) Renten nach dem Sozialrentenrecht: 

Den Sociale Sikringsstyrelse (Sozialver­
sicherungsamt), København 

b) Gesetz über die Arbeitsmarkt-Zusatzrente 
(„loven om Arbejdsmarkedets Tillægspen­
sion“): 

Arbejdsmarkedets Tillægspension (Amt 
für die Arbeitsmarkt-Zusatzrente), Hillerød 

c) Renten nach dem Beamtenversorgungs­
recht 

Finansministeriet, Økonomistyrelsen (Fi­
nanzministerium, Amt für Finanzverwal­
tung), København 

4. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Sachleistungen und Renten: 

Arbejdskadestyrelsen (Landesarbeitsun­
fallverwaltung), København 

b) Tagegeld: 

Verwaltung der Gemeinde, in der die be­
treffende Person wohnt. 

5. Sterbegeld: 

a) Krankenversicherte, die in Dänemark 
wohnen: 

Verwaltung der Gemeinde, in der die be­
treffende Person wohnt. In Kopenhagen: 
Bogerrepræsentationen (Stadtrat); 

b) Anspruchsberechtigte, die in einem an-
deren Mitgliedstaat wohnen (siehe Titel III 
Kapitel 5 der Verordnungen sowie die Ar­
tikel 78 und 79 der Durchführungsverord­
nung): 

Indenrigs- og Sundhedsministeriet (Minis­
terium für innere Angelegenheiten und 
Gesundheit), København 

6. Arbeitslosigkeit: 

Arbejdsdirektoratet (Arbeitsverwaltung), 
København 

7. Familienleistungen (Kindergeld): 

Verwaltung der Gemeinde, in der die betref­
fende Person wohnt. 

E. DEUTSCHLAND 

Die Zuständigkeit der deutschen Träger richtet 
sich nach den deutschen Rechtsvorschriften, 
soweit nachstehend nichts anderes bestimmt 
ist. 

1. Krankenversicherung: 

Bei Anwendung des Artikels 13 Absatz 2 
Buchstabe e) der Verordnung: 

a) Wohnt die betreffende Person im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland: 

Die von der betreffenden Person gewähl­
te Krankenkasse des Wohnorts. 

b) Wohnt die betreffende Person im Gebiet 
eines anderen Mitgliedstaates: 

Die von der betreffenden Person gewähl­
te Krankenkasse im Bereich der Stadt Bonn 

c) Waren die Familienangehörigen der be­
treffenden Person vor deren Einberufung 
zum Wehrdienst, zu einer Wehrübung 
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oder zum Zivildienst bei einem deutschen 
Träger gemäß Artikel 17 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung versichert: 

Träger der Krankenversicherung, bei dem 
diese Familienangehörigen versichert sind 

Bei Anwendung des Artikels 25 Absatz 1 der 
Verordnung: 

Träger der Krankenversicherung, bei dem 
der Arbeitslose zu dem Zeitpunkt versichert 
war, zu dem er das Gebiet der Bundesre­
publik (zutreffend: Deutschland - DVKA) ver-
ließ 

Für die Krankenversicherung der Renten­
antragsteller und der Rentner sowie deren 
Familienangehörigen nach Titel III Kapitel 1 
Abschnitte 4 und 5 der Verordnung: 

Die von der betreffenden Person gewählte 
Krankenkasse des Wohnorts. Wäre danach 
eine Allgemeine Ortskrankenkasse zustän­
dig, so gehört die Person der AOK Rhein­
land, Regionaldirektion Bonn, an 

2. Rentenversicherung der Arbeiter, Renten­
versicherung der Angestellten und knapp­
schaftliche Rentenversicherung: 

Für die Entscheidung über Leistungsanträge 
sowie für die Zulassung zur freiwilligen Ver­
sicherung innerhalb dieses Verfahrens und 
für die Gewährung der Leistungen nach der 
Verordnung 

a) Bei Personen, die ausschließlich nach den 
deutschen Rechtsvorschriften oder die 
nach den deutschen Rechtsvorschriften 
und den Rechtsvorschriften eines oder 
mehrerer anderer Mitgliedstaaten ver­
sichert waren oder als versichert galten, 
sowie bei deren Hinterbliebenen, wenn 
die betreffende Person 

- im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats 
wohnt oder 

- als Staatsangehörige eines anderen 
Mitgliedstaats im Gebiet eines Nicht­
mitgliedstaats wohnt: 

i) Wenn der letzte Beitrag zur Renten­
versicherung der Arbeiter entrichtet 
worden ist, 

- falls die betreffende Person in Island 
oder in den Niederlanden wohnt oder 
als isländischer oder niederländischer 
Staatsbürger (zutreffend: Staatsange­
höriger – DVKA) im Gebiet einer Nicht-
Vertragspartei wohnt: 

Landesversicherungsanstalt Westfal­
en, Münster; 

- falls die betreffende Person in Belgien 
oder Spanien oder als belgischer oder 
spanischer Staatsangehöriger im Ge­
biet eines Nichtmitgliedstaates wohnt: 

Landesversicherungsanstalt Rheinpro­
vinz, Düsseldorf; 

- falls die betreffende Person in Italien 
oder Malta oder als italienischer oder 
maltesischer Staatsangehöriger im Ge­
biet eines Nichtmitgliedstaates wohnt: 

Landesversicherungsanstalt Schwa­
ben, Augsburg; 

- falls die betreffende Person in Frank­
reich oder Luxemburg oder als franzö­
sischer oder luxemburgischer Staats­
angehöriger im Gebiet eines Nichtmit­
gliedstaates wohnt: 

Landesversicherungsanstalt Rhein­
land-Pfalz, Speyer; 

- falls die betreffende Person in Däne­
mark, Finnland, Norwegen oder Schwe­
den wohnt oder als dänischer, finni­
scher, norwegischer oder schwedi­
scher Staatsbürger (zutreffend: Staats­
angehöriger – DVKA) im Gebiet einer 
Nicht-Vertragspartei wohnt: 

Landesversicherungsanstalt Schles­
wig-Holstein, Lübeck; 

- falls die betreffende Person in Estland, 
Lettland oder Litauen oder als estni­
scher, lettischer oder litauischer Staats­
bürger (zutreffend: Staatsangehöriger -
DVKA) im Gebiet eines Nichtmitglied­
staates wohnt: 

Landesversicherungsanstalt Mecklen­
burg-Vorpommern, Neubrandenburg; 

- falls die betreffende Person in Irland 
oder im Vereinigten Königreich oder 
als irischer Staatsangehöriger oder 
Staatsangehöriger des Vereinigten Kö­
nigreiches im Gebiet eines Nichtmit­
gliedstaates wohnt: 

Landesversicherungsanstalt Freie und 
Hansestadt Hamburg, Hamburg; 

- falls die betreffende Person in Grie­
chenland oder in Liechtenstein wohnt 
oder als griechischer oder liechtenstei­
nischer Staatsbürger (zutreffend: 
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Staatsangehöriger – DVKA) im Gebiet 
einer Nicht-Vertragspartei wohnt: 

Landesversicherungsanstalt Baden-
Württemberg, Karlsruhe; 

- falls die betreffende Person in Portugal 
oder als portugiesischer Staatsange­
höriger im Gebiet eines Nichtmitglied­
staates wohnt: 

Landesversicherungsanstalt Unterfran­
ken, Würzburg; 

- falls die betreffende Person in Öster­
reich oder als österreichischer Staats­
angehöriger im Gebiet eines Nichtmit­
gliedstaates wohnt: 

Landesversicherungsanstalt Oberbay­
ern, München; 

- falls die betreffende Person in Polen 
oder als polnischer Staatsangehöriger 
im Gebiet eines Nichtmitgliedstaates 
wohnt: 

Landesversicherungsanstalt Berlin, 
Berlin; 

- falls die betreffende Person in der Slo­
wakei, in Slowenien oder in der Tsche­
chischen Republik oder als slowaki­
scher, slowenischer oder tschechischer 
Staatsangehöriger im Gebiet eines 
Nichtmitgliedstaates wohnt: 

Landesversicherungsanstalt Nieder­
bayern-Oberpfalz, Landshut; 

- falls die betreffende Person in Ungarn 
oder als ungarischer Staatsangehöriger 
im Gebiet eines Nichtmitgliedstaates 
wohnt: 

Landesversicherungsanstalt Thüringen, 
Erfurt; 

Wenn jedoch der letzte Beitrag 

- an die Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland, Saarbrücken, entrichtet 
worden ist und die betreffende Person 
in Frankreich, Italien oder Luxemburg 
oder als französischer, italienischer 
oder luxemburgischer Staatsangehöri­
ger im Gebiet eines Nichtmitgliedstaa­
tes wohnt: 

Landesversicherungsanstalt für das 
Saarland, Saarbrücken; 

- an die Bahnversicherungsanstalt, Frank­
furt am Main, entrichtet worden ist: 

Bahnversicherungsanstalt, Frankfurt 
am Main; 

- an die Seekasse, Hamburg, entrichtet 
worden ist oder wenn Beiträge für min­
destens 60 Monate an die Seekasse 
(Rentenversicherung der Arbeiter oder 
der Angestellten), Hamburg, entrichtet 
worden sind: 

Seekasse, Hamburg. 

ii) Wenn der letzte Beitrag zur Rentenver­
sicherung der Angestellten entrichtet 
worden ist, 

- falls kein Beitrag an die Seekasse, 
Hamburg, oder zuletzt an die Bundes­
bahnversicherungsanstalt (zutreffend: 
Bahnversicherungsanstalt - DVKA) 
Frankfurt am Main, entrichtet worden 
ist: 

Bundesversicherungsanstalt für Ange­
stellte, Berlin 

- falls ein Beitrag an die Seekasse (Ren­
tenversicherung der Arbeiter oder An­
gestellten), Hamburg, entrichtet wor­
den ist: 

Seekasse, Hamburg 

- falls der letzte Beitrag an die Bahnver­
sicherungsanstalt, Frankfurt am Main, 
entrichtet worden ist: 

Bahnversicherungsanstalt, Frankfurt 
am Main 

iii) wenn ein Beitrag zur knappschaftlichen 
Rentenversicherung entrichtet worden 
ist: 

Bundesknappschaft, Bochum 

b) Bei Personen, die nach den deutschen 
Rechtsvorschriften und nach den Rechts­
vorschriften eines oder mehrerer anderer 
Mitgliedstaaten versichert waren oder als 
versichert galten, sowie bei deren Hinter­
bliebenen, wenn die betreffende Person 

- im Gebiet Deutschlands wohnt oder 

- als deutscher Staatsangehöriger im 
Gebiet eines Nichtmitgliedstaats wohnt 

i)	 wenn der letzte Beitrag nach den deut­
schen Rechtsvorschriften zur Renten­
versicherung der Arbeiter entrichtet 
worden ist, 
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- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften einer anderen Vertragspartei 
entrichtete Beitrag an einen isländi­
schen oder niederländischen Renten­
versicherungsträger entrichtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Westfa­
len, Münster; 

falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen belgischen 
oder spanischen Rentenversicherungs­
träger entrichtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Rhein­
provinz, Düsseldorf; 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen italieni­
schen oder maltesischen Rentenver­
sicherungsträger entrichtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Schwa­
ben, Augsburg; 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen französi­
schen oder luxemburgischen Renten­
versicherungsträger entrichtet worden 
ist: 

Landesversicherungsanstalt Rhein­
land-Pfalz, Speyer; 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften einer anderen Vertragspartei 
entrichtete Beitrag an einen dänischen, 
finnischen, norwegischen oder schwe­
dischen Rentenversicherungsträger 
entrichtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Schles­
wig-Holstein, Lübeck; 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen estni­
schen, lettischen oder litauischen Ren­
tenversicherungsträger entrichtet wor­
den ist: 

Landesversicherungsanstalt Mecklen­
burg-Vorpommern, Neubrandenburg; 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen irischen Ren­
tenversicherungsträger oder einen Ren­
tenversicherungsträger des Vereinigten 
Königreichs entrichtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Freie und 
Hansestadt Hamburg, Hamburg; 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften einer anderen Vertragspartei 
entrichtete Beitrag an einen griechi­
schen oder liechtensteinischen Renten­
versicherungsträger entrichtet worden 
ist: 

Landesversicherungsanstalt Baden-
Württemberg, Karlsruhe; 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen portugiesi­
schen Rentenversicherungsträger ent­
richtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Unterfran­
ken, Würzburg; 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen österrei­
chischen Rentenversicherungsträger 
entrichtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Oberbay­
ern, München; 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen polnischen 
Rentenversicherungsträger entrichtet 
worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Berlin, 
Berlin, oder 

- in Fällen, in denen allein das Abkom­
men vom 9. Oktober 1975 über Ren­
ten- und Unfallversicherung anzuwen­
den ist: die nach den deutschen 
Rechtsvorschriften örtlich zuständige 
Landesversicherungsanstalt; 

- falls der letzte nach den Rechts­
vorschriften eines anderen Mitglied­
staats entrichtete Beitrag an einen slo­
wakischen, slowenischen oder tsche­
chischen Rentenversicherungsträger 
entrichtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Nieder­
bayern-Oberpfalz, Landshut; 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen ungari­
schen Rentenversicherungsträger ent­
richtet worden ist: 
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Landesversicherungsanstalt: Thürin­
gen, Erfurt. 

Wenn jedoch die betreffende Person 
im Gebiet Deutschlands im Saarland 
oder als deutscher Staatsangehöriger 
im Gebiet eines Nichtmitgliedstaats 
wohnt und wenn der letzte nach den 
deutschen Rechtsvorschriften entrich­
tete Beitrag an einen Rentenversiche­
rungsträger im Saarland entrichtet wor­
den ist, falls der letzte nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mit­
gliedstaats entrichtete Beitrag an einen 
französischen, italienischen oder lu­
xemburgischen Rentenversicherungs­
träger entrichtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt für das 
Saarland, Saarbrücken; 

Wenn jedoch der letzte nach den deut­
schen Rechtsvorschriften entrichtete 
Beitrag 

- an die Seekasse, Hamburg, entrichtet 
worden ist 

- oder mindestens für 60 Monate Bei­
träge aufgrund einer Beschäftigung in 
der deutschen oder ausländischen 
Seeschiffahrt entrichtet worden sind: 

Seekasse, Hamburg; 

- an die Bahnversicherungsanstalt, 
Frankfurt am Main, entrichtet worden 
ist: 

Bahnversicherungsanstalt, Frankfurt 
am Main. 

ii) Wenn der letzte Beitrag zur Rentenver­
sicherung der Angestellten entrichtet 
worden ist: 

- falls kein Beitrag an die Seekasse, 
Hamburg, oder zuletzt an die Bundes­
bahnversicherungsanstalt (zutreffend: 
Bahnversicherungsanstalt - DVKA), 
Frankfurt am Main, entrichtet worden 
ist: 

Bundesversicherungsanstalt für Ange­
stellte, Berlin 

- falls ein Beitrag an die Seekasse (Ren­
tenversicherung der Arbeiter oder An­
gestellten), Hamburg, entrichtet wor­
den ist: 

Seekasse, Hamburg 

- falls der letzte Beitrag an die Bahnver­
sicherungsanstalt, Frankfurt am Main, 
entrichtet worden ist: 

Bahnversicherungsanstalt, Frankfurt 
am Main 

iii) Wenn ein Beitrag zur knappschaftli­
chen Rentenversicherung entrichtet 
worden ist: 

Bundesknappschaft, Bochum 

b) Bei Personen, die nach den deutschen 
Rechtsvorschriften und nach den Rechts­
vorschriften eines oder mehrerer anderer 
Mitgliedstaaten versichert waren oder als 
versichert galten, sowie bei deren Hinter­
bliebenen, wenn die betreffende Person 

- im Gebiet Deutschlands wohnt oder 

- als deutscher Staatsangehöriger im 
Gebiet eines Nichtmitgliedstaats wohnt 

i)	 Wenn der letzte Beitrag nach den deut­
schen Rechtsvorschriften zur Renten­
versicherung der Arbeiter entrichtet 
worden ist, 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen niederlän­
dischen Rentenversicherungsträger 
entrichtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Westfa­
len, Münster 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen belgischen 
oder spanischen Rentenversiche­
rungsträger entrichtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Rhein­
provinz, Düsseldorf 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen italieni­
schen Rentenversicherungsträger ent­
richtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Schwa­
ben, Augsburg 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen französi­
schen oder luxemburgischen Renten­
versicherungsträger entrichtet worden 
ist: 
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Landesversicherungsanstalt Rhein­
land-Pfalz, Speyer 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen dänischen, 
finnischen oder schwedischen Renten­
versicherungsträger entrichtet worden 
ist: 

Landesversicherungsanstalt Schles­
wig-Holstein, Lübeck 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen irischen 
Rentenversicherungsträger oder einen 
Rentenversicherungsträger des Verei­
nigten Königreichs entrichtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Freie und 
Hansestadt Hamburg, Hamburg 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen griechi­
schen Rentenversicherungsträger ent­
richtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Württem­
berg, Stuttgart 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen portugiesi­
schen Rentenversicherungsträger ent­
richtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Unterfran­
ken, Würzburg 

- falls der letzte nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats 
entrichtete Beitrag an einen österrei­
chischen Rentenversicherungsträger 
entrichtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt Oberbay­
ern, München 

Wenn jedoch die betreffende Person im 
Gebiet Deutschlands im Saarland oder 
als deutscher Staatsangehöriger im Ge­
biet eines Nichtmitgliedstaats wohnt und 
wenn der letzte nach den deutschen 
Rechtsvorschriften entrichtete Beitrag an 
einen Rentenversicherungsträger im 
Saarland entrichtet worden ist, falls der 
letzte nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaats entrichtete Beitrag 
an einen französischen, italienischen 
oder luxemburgischen Rentenversiche­
rungsträger entrichtet worden ist: 

Landesversicherungsanstalt für das 
Saarland, Saarbrücken 

Wenn jedoch der letzte nach den deutschen 
Rechtsvorschriften entrichtete Beitrag 

- an die Seekasse, Hamburg, entrichtet 
worden ist oder mindestens für 60 Mo­
nate Beiträge aufgrund einer Be­
schäftigung in der deutschen oder aus­
ländischen Seeschiffahrt entrichtet 
worden sind: 

Seekasse, Hamburg 

- an die Bahnversicherungsanstalt, Frank­
furt am Main, entrichtet worden ist: 

Bahnversicherungsanstalt, Frankfurt 
am Main 

ii) Wenn der letzte Beitrag zur Rentenver­
sicherung der Angestellten entrichtet 
worden ist: 

- falls kein Beitrag an die Seekasse, 
Hamburg, oder zuletzt an die Bundes­
bahnversicherungsanstalt (zutreffend: 
Bahnversicherungsanstalt - DVKA), 
Frankfurt am Main, entrichtet worden ist: 

Bundesversicherungsanstalt für Ange­
stellte, Berlin 

- falls ein Beitrag an die Seekasse 
(Rentenversicherung der Arbeiter oder 
Angestellten), Hamburg, entrichtet wor­
den ist: 

Seekasse, Hamburg 

- falls der letzte Beitrag an die Bahnver­
sicherungsanstalt, Frankfurt am Main, 
entrichtet worden ist: 

Bahnversicherungsanstalt, Frankfurt 
am Main 

iii) wenn ein Beitrag zur knappschaftlichen 
Rentenversicherung entrichtet worden ist: 

Bundesknappschaft, Bochum 

c) Wird in den unter Buchstabe a) Ziffer i) 
und Buchstabe b) Ziffer i) genannten 
Fällen nach der Leistungsfeststellung das 
Wohnland gewechselt, so wechselt dem-
gemäß auch der zuständige Träger. 

3. Alterssicherung der Landwirte: 

Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alters­
kassen, Kassel 
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4.	 Hüttenknappschaftliche Zusatzversiche­
rung: 

Landesversicherungsanstalt für das Saarland, 
Saarbrücken 

5. Unfallversicherung (Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten): 

Versicherungsträger, der im jeweiligen Fall die 
gesetzliche Unfallversicherung durchzuführen hat 

6.	 Leistungen bei Arbeitslosigkeit und Fa­
milienleistungen: 

Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 

F. ESTLAND 

1.	 Krankheit und Mutterschaft: Eesti Haige­
kassa (estnischer Krankenversicherungs­
fonds), Tallinn 

2.	 Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen­
renten: Sotsiaalkindlustusamet (Sozialver­
sicherungsanstalt), Tallinn 

3. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Entschädigung nach dem Zivilgesetzbuch: 
Arbeitgeber 

b) Renten: Sotsiaalkindlustusamet (Sozial­
versicherungsanstalt), Tallinn 

4.	 Leistungen im Todefalle: Sotsiaalkindlus­
tusamet (Sozialversicherungsanstalt), Tallinn 

5.	 Arbeitslosigkeit: Eesti Töötukassa (Ar­
beitslosigkeitsversicherungsfonds), Tallinn 

6. Familienleistungen: Sotsiaalkindlustusa­
met (Sozialversicherungsanstalt), Tallinn 

7.	 Angelegenheiten im Zusammenhang mit 
der Zahlung von Sozialversicherungsbei­
trägen (Sozialsteuer): Maksuamet (Steuer­
behörde), Tallinn 

G. GRIECHENLAND* 

1. Krankheit, Mutterschaft: 

a) Im Allgemeinen: 

Institut für Sozialversicherung – Einheitli­
che Versicherungskasse der Arbeitneh­
mer (IKA), Athen, oder die Versicherungs­
einrichtung, der der Arbeitnehmer ange­

hört oder angehörte; 

b) Für Seeleute: 

Haus der Seeleute, Piräus 

c) Für die Landwirtschaft: 

Nationales Versicherungsinstitut für die 
Landwirtschaft, Athen 

d) Sonderregelung für Angehörige des öf­
fentlichen Dienstes; 

i) Beamte: 

Einrichtung für die Gesundheitsversor­
gung der Versicherten des öffenltichen 
Dienstes (OPAD), Athen; 

ii) Bedienstete der Städte und Gemein-
den: 

Krankenkasse der Bediensteten der 
Städte und Gemeinden,TYDKY, Athen 

iii) Militärpersonen im aktiven Dienst: 

Ministerium der Verteidigung, Athen 

iv)Militärpersonen der Hafenpolizei im ak­
tiven Dienst: 

Ministerium für die Handelsmarine, Pi­
räus 

e) Sonderversorgungsregelung für Studie­
rende höherer oder technologischer Bil­
dungseinrichtungen 

Die höheren und technologischen Bil­
dungseinrichtungen (AEI und TEI), je nach 
Einzelfall 

2. Invalidität, Alter, Tod (Renten): 

a) Im Allgemeinen: 

Institut für Sozialversicherung – Einheitliche 
Versicherungskasse der Arbeitnehmer (IKA), 
Athen, oder die Versicherungseinrichtung, 
der der Arbeitnehmer angehört oder ange­
hörte; 

b) Für Seeleute: 

Pensionskasse für Seeleute, Piräus 

c) Für die Landwirtschaft: 

* Auf die griechische Bezeichnung wurde aufgrund der Zeichenproblematik verzichtet. 
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Nationales Versicherungsinstitut für die 
Landwirtschaft, Athen 

d) Bezieher staatlicher Renten 

Hauptverwaltung, Rechnungswesen, Athen 

3. Arbeitsunfall, Berufskrankheiten: 

a) Im Allgemeinen: 

Institut für Sozialversicherung – Einheitli­
che Versicherungskasse der Arbeitneh­
mer (IKA), Athen, oder die Versicherungs­
einrichtung, der der Arbeitnehmer ange­
hört oder angehörte; 

b) Für Seeleute: 

Pensionskasse für Seeleute, Piräus 

c) Für die Landwirtschaft: 

Nationales Versicherungsinstitut für die 
Landwirtschaft, Athen 

d) Bezieher staatlicher Renten: 

Hauptverwaltung, Rechnungswesen, Athen 

4. Sterbegeld (Begräbniskosten): 

a) Im Allgemeinen: 

Institut für Sozialversicherung – Einheitli­
che Versicherungskasse der Arbeitneh­
mer (IKA), Athen, oder die Versicherungs­
einrichtung, der der Arbeitnehmer ange­
hört oder angehörte; 

b) Für Seeleute: 

Haus der Seeleute, Piräus 

c) Für die Landwirtschaft: 

Nationales Versicherungsinstitut für die 
Landwirtschaft, Athen 

d) Beamte und ihnen gleichgestellte Perso­
nen: 

Hauptverwaltung „Rechnungswesen“, 
Athen, oder der Versicherungsträger, bei 
dem der Arbeitnehmer versichert ist oder 
war 

5. Familienbeihilfen: 

a) Systeme für Arbeitnehmer im Lohn- oder 
Gehaltsverhältnis einschließlich Systeme 
auf betrieblicher Basis: 

Amt für Beschäftigung der Arbeitskräfte, 
Athen 

b) Für die Landwirtschaft: 

Nationales Versicherungsinstitut für die 
Landwirtschaft, Athen 

c) Für Seeleute: 

Heimstatt der Seeleute, Piräus 

6. Arbeitslosigkeit: 

a) Im Allgemeinen: 

Amt für Beschäftigung der Arbeitskräfte, 
Athen 

b) Für Seeleute: 

Heimstaat für Seeleute, Piräus 

c) Für die Arbeitnehmer im Pressebereich: 

Versicherungskasse der Arbeitnehmer 
des Pressebereichs, Athen 

Pensionskasse des Personals der Presse 
von Athen und Saloniki, Athen 

H. SPANIEN 

1.	 Alle Systeme, außer dem System für See­
leute und dem System für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes, der Streitkräf­
te und der Justizbehörden: 

a) Alle Versicherungsfälle, ausgenommen 
Arbeitslosigkeit: 

Direcciones Provinciales del Instituto 
Nacional de la Seguridad Social (Provin­
zialdirektionen der Staatlichen Sozialver­
sicherungsanstalt) 

b) Arbeitslosigkeit: 

Direcciones Provinciales del Servicio 
Público de Empleo Estatal, INEM (Provin­
zialdirektionen des Staatlichen Beschäf­
tigungsservice, INEM) 

2. System für Seeleute: 

Instituto Social de la Marina (Sozialanstalt 
der Marine), Madrid 
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3. Für die beitragsunabhängigen Alters­
und Invaliditätsrenten: 

Instituto de Mayores y Servicios Sociales 
(Institut für Senioren und Sozialdienste), 
Madrid 

4. Sondersystem für Angehörige des öffent­
lichen Dienstes: 

a) Altersruhegehälter, Witwen-/Witwer- und 
Waisengeld, Ruhegehälter bei Invalidität: 

Direcciòn General de Costes de Personal 
y Pensiones Públicas- Ministerio de 
Economía y Hacienda (Generaldirektion 
für Personalausgaben und Renten der öf­
fentlichen Hand - Ministerium für Wirt­
schaft und Finanzen) 

b) Zuerkennung von Zuschlägen wegen 
schwerer Invalidität und bei Unterhalts­
pflicht für ein behindertes Kind: 

Mutualidad General de Funcionarios 
Civiles del Estado (Allgemeine Kasse auf 
Gegenseitigkeit der Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes), Madrid 

5. Sondersysteme für Angehörige der Streit­
kräfte: 

a) Altersruhegehälter; Witwen-/Witwer- und 
Waisengeld, Ruhegehälter bei Invalidität: 

Dirección General de Personal, Ministerio 
de Defensa (Generaldirektion für Perso­
nalangelegenheiten, Ministerium der Ver­
teidigung), Madrid 

b) Zuerkennung eines Ruhegehalts wegen 
Dienstunfähigkeit, von Leistungen wegen 
schwerer Invalidität und von Familien­
leistungen bei Unterhaltspflicht für ein be­
hindertes Kind: 

Instituto Social de las Fuerzas Armadas 
(Sozialamt der Streitkräfte), Madrid 

c) Familienleistungen: 

Las Delegaciones Provinciales del 
Ministerio de Defensa (Delegationen des 
Ministeriums der Verteidigung in der je­
weiligen Provinz) 

6.	 Sondersystem für Angehörige der Justiz­
behörden: 

a) Für Versorgungsbezüge bei Alter, Tod 
(einschließlich Waisenrenten) und Invali­
dität 

Dirección General de Costes de Personal 
y Pensiones Públicas - Ministerio de 
Economía y Hacienda (Generaldirektion 
für Personalkosten und öffentliche Ren­
ten - Ministerium für Wirtschaft und Handel) 

b) Für die Anerkennung von Leistungen bei 
schwerer Invalidität und Leistungen für 
ein behindertes Kind: 

La Mutualidad General Indical (unpar­
teiischer allgemeiner Leistungsversiche­
rungsfonds auf Gegenseitigkeit), Madrid 

I. FRANKREICH 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 93 Absatz 1 und 
der Artikel 94 und 95 der Durchführungs­
verordnung: 

A. System für Arbeitnehmer: 

a) Allgemeines System: 

Caisse nationale de l'assurance maladie 
(Staatliche Krankenkasse), Paris 

b) System für die Landwirtschaft: 

Caisse centrale de secours mutuels agri­
coles (Zentralkasse der Gegenseitig­
keitshilfe in der Landwirtschaft), Paris 

c) System für den Bergbau: 

Caisse autonome nationale de sécurité 
sociale dans les mines (Staatliche auto­
nome Knappschaft), Paris 

d) System für Seeleute: 

Établissement national des invalides de la 
marine (Staatliche Anstalt für invalide See­
leute), Paris 

B. System für Selbständige: 

a) System für nicht in der Landwirtschaft täti­
ge Selbständige: 

Caisse nationale d’assurance maladie et 
maternité des travailleurs non salariés 
des professions non agricoles (Staatliche 
Kranken- und Mutterschaftskasse für 
nicht in der Landwirtschaft tätige Selb­
ständige), Saint-Denis 

b) System für die Landwirtschaft: 

Caisse centrale de secours mutuels agri­
coles (Zentralkasse der Gegenseitigkeits­
hilfe in der Landwirtschaft), Paris 

DVKA Stand: 12.04.2007


47




Auszug aus der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (des Rates vom 21. März 1972) - Anhang 2


Caisse centrale des mutuelles agricoles 
(Zentralkasse der Versicherungen auf 
Gegenseitigkeit in der Landwirtschaft) 

Fédération française des sociétés d’assu­
rance (RAMEX et GAMEX) (Französi­
scher Verband der Versicherungsgesell­
schaften) 

Fédération nationale de la mutualité fran-
çaise (Landesverband der französischen 
Versicherung auf Gegenseitigkeit) 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 96 der Durch­
führungsverordnung: 

a) Allgemeines System: 

Caisse nationale de l’assurance maladie 
(Staatliche Krankenkasse), Paris 

b) System für die Landwirtschaft: 

Caisse de mutualité sociale agricole (Ge­
genseitigkeitskasse der Sozialversicherung 
in der Landwirtschaft), Paris 

c) System für den Bergbau: 

Caisse autonome nationale de sécurité 
sociale dans les mines (Staatlich autonome 
Knappschaft), Paris 

d) System für Seeleute: 

Établissement national des invalides de la 
marine (Staatliche Anstalt für invalide 
Seeleute), Paris 

3.	 Die sonstigen zuständigen Träger sind die in 
den französischen Rechtsvorschriften be­
nannten Träger 

I. Mutterland 

A. System für Arbeitnehmer: 

a) Allgemeines System: 

i)	 Krankheit, Mutterschaft, Tod (Sterbe­
geld) 

Caisse primaire d'assurance maladie 
(Örtliche Krankenkasse) 

ii) Invalidität: 

aa) Im allgemeinen, ohne Paris und den 
Raum Paris: 

Caisse primaire d'assurance maladie 
(Örtliche Krankenkasse) 

Für Paris und den Raum Paris: 

Caisse régionale d'assurance maladie 
(Regionalkrankenkasse), Paris 

bb) Sonderregelung nach den Artikeln 
L 365 bis L 382 des Code de la 
Sécurité sociale (Sozialversiche­
rungsordnung): 

Caisse régionale d'assurance maladie 
(Regionalkrankenkasse), Strasbourg 

iii) Alter: 

aa) Im allgemeinen, ohne Paris und den 
Raum Paris: 

Caisse régionale d'assurance maladie 
(branche vieillesse) (Regionalkranken­
kasse - Abteilung Altersversicherung) 

Für Paris und den Raum Paris: 

Caisse nationale d'assurance vieilles­
se des travailleurs salariés (Staatliche 
Kasse der Altersversicherung der 
Arbeitnehmer), Paris 

bb) Sonderregelung nach den Artikeln 
L 365 Bis L 382 des Code de la 
Sécurité sociale (Sozialversiche­
rungsordnung): 

Caisse régionale d'assurance vieilles­
se (Regionalkasse der Alterssiche­
rung), Strasbourg, oder Caisse régio­
nale d'assurance maladie (Regional­
krankenkasse), Strasbourg 

iv)Arbeitsunfall: 

aa)	 Vorübergehende Erwerbsunfähig­
keit: 

Caisse primaire d'assurance maladie 
(Örtliche Krankenkasse) 

bb) Dauernde Erwerbsunfähigkeit: 

- Renten: 

- Unfälle nach dem 31. Dezember 
1946: 

Caisse primaire d'assurance ma­
ladie (Örtliche Krankenkasse) 

- Unfälle vor dem 1. Januar 1947: 

Arbeitgeber oder dessen Versi­
cherer 
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- Rentenzuschläge: 

- Unfälle nach dem 31. Dezember 
1946: 

Caisse primaire d'assurance 
maladie (Örtliche Krankenkasse) 

- Unfälle vor dem 1. Januar 1947: 

Caisse des dépôts et consignati­
ons (Depositenkasse) 

v) Familienleistungen: 

Caisse d'allocations familiales (Fami­
lienbeihilfenkasse) 

vi)Arbeitslosigkeit: 

- Bei Eintragung als Arbeitssuchender: 

Örtliches Arbeitsamt des Wohnorts 
der betreffenden Person 

- Für die Ausstellung der Formulare 
E 301, E 302, E 303: 

Groupement des ASSEDIC de la régi­
on parisienne (GARP), (Verband „Ver­
einigungen für Beschäftigung in Indus­
trie und Handel“ für den Raum Paris), 
90, rue Baudin, 92537 Levallois-Perret 

b) System für die Landwirtschaft: 

i)	 Krankheit, Mutterschaft, Tod (Kapital­
abfindung), Familienleistungen 

Caisse de mutualité de sociale agrico­
le (Gegenseitigkeitskasse der Sozial­
versicherung in der Landwirtschaft) 

ii) Invaliditäts- und Altersversicherung so­
wie Leistungen an den überlebenden 
Ehegatten: 

Caisse centrale de secours mutuels 
agricoles (Zentralkasse der Gegensei­
tigkeitshilfe in der Landwirtschaft), Paris 

iii) Arbeitsunfall: 

aa) Im Allgemeinen: 

Arbeitgeber oder dessen Versicherer 
für Unfälle vor dem 1. Juli 1973 

Caisse de mutualité sociale agricole 
(Gegenseitigkeitskasse der Sozial­
versicherung in der Landwirtschaft), für 
Unfälle nach dem 30. Juni 1973 

bb) Bei Rentenzuschlägen: 

Caisse des dépôts et consignations 
(Depositenkasse), Arcueil (94), für Un­
fälle vor dem 1. Juli 1973 

Caisse de mutualité sociale agricole 
(Gegenseitigkeitskasse der Sozialver­
sicherung in der Landwirtschaft), für Un­
fälle nach dem 30. Juni 1973 

iv)Arbeitslosigkeit: 

- Bei Eintragung als Arbeitsuchender: 

Örtliches Arbeitsamt des Wohnortes 
der betreffenden Person 

- Für die Ausstellung der Formulare 
E 301, E 302, E 303: 

Groupement des ASSEDIC de la 
région parisienne (GARP), (Verband 
„Vereinigungen für Beschäftigung in 
Industrie und Handel“ für den Raum 
Paris), 90, rue Baudin, 92537 Leval­
lois-Perret 

c) System für den Bergbau: 

i)	 Krankheit, Mutterschaft, Tod (Sterbe­
geld): 

Société de secours minière (Knapp­
schaft) 

ii) Invalidität, Alter, Tod (Renten): 

Caisse autonome nationale de sécurité 
sociale dans les mines (staatliche auto­
nome Knappschaft), Paris 

iii) Arbeitsunfall: 

Vorübergehende Erwerbsunfähigkeit: 

Société de secours minière (Knapp­
schaftsverein) 

Dauernde Erwerbsunfähigkeit 

- Renten: 

- Unfälle nach dem 31. Dezember 1946: 

Union régionale des sociétés de 
secours minières (Regionalverband 
der Knappschaftsvereine) 

- Unfälle vor dem 1. Januar 1947: 

Arbeitgeber oder dessen Versicherer 
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- Rentenzuschläge: 

- Unfälle nach dem 31. Dezember 1946: 

Union régionale des sociétés de 
secours minières (Regionalverband 
der Knappschaftsvereine) 

- Unfälle vor dem 1. Januar 1947: 

Caisse des dépòts et consignations 
(Depositenkasse) 

iv)Familienleistungen: 

Union régionale des sociétés de 
secours minières (Regionalverband 
der Knappschaftsvereine) 

v) Arbeitslosigkeit: 

- Bei der Eintragung als Arbeitssuhen­
der: 

Örtliches Arbeitsamt des Wohnorts 
der betreffenden Person 

- Für die Ausstellung der Formulare 
E 301, E 302, E 303: 

Agence nationale pour l’emploi (ser­
vice spécialisé pour la sécurité socia­
le des travailleurs migrants) [Natio­
nales Arbeitsamt (Sonderabteilung 
für die soziale Sicherheit der Wander­
arbeitnehmer)], 9, rue Sectius Michel, 
75015 Paris 

d) System für Seeleute: 

i) Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, 
Arbeitsunfall, Tod (Sterbegeld) und 
Hinterbliebenenrenten bei Invalidität 
oder Arbeitsunfall: 

Section „Caisse générale de prévoy­
ance des marins“ du quartier des 
affaires maritimes (Abteilung „Allge­
meine Vorsorgekasse für Seeleute" 
der Schiffahrtsdirektion) 

ii)Alter, Tod (Renten): 

Section „Caisse de retraite des 
marins" du quartier des affaires mari­
times (Abteilung „Rentenkasse für 
Seeleute" der Schiffahrtsdirektion) 

iii) Familienleistungen: 

Caisse nationale d'allocations fami­
liales des marins du commerce 
(Staatliche Kasse für Familienbei­

hilfen der Seeleute der Handels­
schiffahrt) bzw. Caisse nationale d'al­
locations familiales de la péche mari­
time (Staatliche Kasse für Familien­
beihilfen der Seefischerei) 

iv)Arbeitslosigkeit: 

- Bei Eintragung als Arbeitssuchender: 

Für den Wohnort oder den Heimat­
hafen zuständiges örtliches Arbeits­
amt oder Bureau central de la main­
d'ouvre maritime (Zentralstelle für 
Seeleute) 

- Für die Ausstellung der Formulare 
E 301, E 302, E 303: 

Groupement des ASSEDIC de la 
région parisienne (GARP), (Verband 
„Vereinigungen für Beschäftigung in 
Industrie und Handel“ für den Raum 
Paris), 90, rue Baudin, 92537 Leval­
lois-Perret. 

e) Sondersystem für Beamte: 

(Invalidität, Alter, Unfälle und Berufs­
krankheiten) 

i) Staatsbeamte: 

Service des pensions du ministère 
chargé du budget (Rentenabteilung 
des für den Haushalt zuständigen 
Ministeriums) 

ii)Bei den Gebietskörperschaften oder 
im staatlichen Gesundheitswesen 
tätige Beamte: 

Caisse des dépôts et consignations 
(Depositenkasse), Bordeaux centre 

B. System für Selbständige: 

a) System für nicht in der Landwirtschaft täti­
ge Selbständige 

i) Krankheit, Mutterschaft: 

Caisse mutuelle régionale (Regionale 
Kasse auf Gegenseitigkeit) 

ii) Alter: 

aa) System für Handwerker: 

Caisse nationale de l’organisation 
autonome d’assurance vieillesse des 
travailleurs non salariés des professi-
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ons artisanales (CANCAVA) (Staatliche 
Kasse der autonomen Altersversiche­
rung der Selbständigen in den hand­
werklichen Berufen) 

Caisse de base professionnelles ou 
interprofessionnelles (Örtliche berufs­
ständische oder gemischtgewerbliche 
Kassen) 

bb) System für Handel- und Gewerbe­
treibende: 

Caisse nationale de l’organisation 
autonome d’assurance vieillesse des 
tra-vailleurs non salariés des professi­
ons industrielles et commerciales (Or­
ganic) (Staatliche Kasse der autono­
men Altersversicherung der Selb­
ständigen der gewerblichen und kauf­
männischen Berufe) 

Caisse de base professionnelles ou 
interprofessionnelles (Örtliche berufs­
ständische oder gemischtgewerbliche 
Kassen) 

cc) System für die freien Berufe: 

Caisse nationale d’assurance vieilles­
se des professions libérales (CNAVLP) 
- Sections professionnelles (Staatliche 
Kasse für die Altersversicherung der 
freien Berufe - Berufsständische 
Abteilungen) 

dd) System für Anwälte: 

Caisse nationale des barreaux françai-
se (CNBF) (Staatliche Kasse der fran­
zösischen Anwälte) 

b) System für die Landwirtschaft: 

i) Krankheit, Mutterschaft, Invalidität: 

Befugter Versicherungsträger, bei dem 
der in der Landwirtschaft tätige Selb­
ständige versichert ist 

ii) Altersversicherung und Leistungen an 
den überlebenden Ehegatten: 

Caisse de mutualité sociale agricole 
(Sozialversicherungskasse auf Gegen­
seitigkeit in der Landwirtschaft) 

iii) Unfälle, Arbeitsunfälle und Berufs­
krankheiten: 

Zugelassener Träger, bei dem der in 
der Landwirtschaft tätige Selbständige 
versichert ist 

Für die Departements Moselle, Bas-
Rhin en Haut-Rhin: 

Caisse d’assurance accidents agrico­
les (Landwirtschaftliche Unfallver­
sicherungskasse) 

II. ÜBERSEEISCHE DEPARTMENTS 

A. Arbeitnehmer: 

(alle Systeme, außer dem System der See­
leute, und alle Versicherungsfälle, ausge­
nommen Familienleistungen) 

i) Im Allgemeinen: 

Caisse générale de sécurité sociale 
(Allgemeine Kasse für soziale Sicherheit) 

ii) Bei Rentenzulagen aufgrund von Ar­
beitsunfällen, die sich vor dem 1. Januar 
1952 in den überseeischen Departe­
ments ereignet haben: 

Direction départementale de l’enregistre­
ment (Departementsdirektion für Regis­
trierung) 

iii) Sondersysstem für Beamte: 

(Invalidität, Alter, Unfälle und Berufs­
krankheiten) 

aa) Staatsbeamte: 

Service des pensions du ministère chargé 
du budget (Rentenabteilung des für den 
Haushalt zuständigen Ministeriums) 

bb) Bei den Gebietskörperschaften oder 
im staatlichen Gesundheitswesen tä­
tige Beamte: 

Caisse des dépôts et consignations (De­
positenkasse), Bordeaux centre 

B. Selbständige: 

i) Krankheit, Mutterschaft: 

Caisse mutuelle régionale (Regionale 
Kasse auf Gegenseitigkeit) 

ii) Alter: 

- System für Handwerker: 

Caisse nationale de l’organisation 
autonome d’assurance vieillesse des 
travailleurs non salariés des professi­
ons artisanales (CANCAVA) (Staatliche 
Kasse der autonomen Altersversiche-
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rung der Selbständigen in den hand­
werklichen Berufen) 

- System für Handel- und Gewerbetrei­
bende: 

Caisse interprofessionnelle d’assuran­
ce vieillesse des industriels et commer-
çants d’Algérie et d’outre-mer (CAVI­
CORG) (Gemischtgewerbliche Altersver­
sicherungskasse für Handel- und Ge­
werbetreibende inAlgerien und Übersee) 

- System für die freien Berufe: 

Caisse nationale d’assurance vieilles­
se des professions libérales (CNAVLP) 
- Sections professionnelles (Staatliche 
Kasse für die Altersversicherung der frei­
en Berufe - Berufsständische Abteilun­
gen) 

- System für Anwälte: 

Caisse nationale des barreaux françai-
se (CNBF) (Staatliche Kasse der fran­
zösischen Anwälte) 

C. Familienleistungen: 

Caisse d’allocations familiales (Familienbei­
hilfenkasse) 

D. System für die Seeleute: 

i)	 Alle Fälle, ausgenommen Alter und Famil­
ienleistungen: 

Section „Caisse générale de prévoyance 
des marins“ du quartier des affaires mari­
times (Abteilung „Allgemeine Vorsorgekas­
se für Seeleute" der Schiffahrtsdirektion) 

ii) Alter: 

Section „Caisse de retraite des marins“ 
du quartier des affaires maritimes (Abtei­
lung „Rentenkasse für Seeleute" der 
Schiffahrtsdirektion) 

iii) Familienleistungen: 

Caisse d’allocations familiales (Familien­
beihilfenkasse) 

J. IRLAND 

1. Sachleistungen: 

Health Service Executive Dublin-Mid Leinster 
(Gesundheitsdienst Region Dublin-Mid 
Leinster), Tullamore Co. Offaly 

Health Service Executive Dublin-North East 
(Gesundheitsdienst Region Dublin-Nord-Ost), 
Kells, Co. Meath 

Health Service Executive South (Gesundheits­
dienst Region Süd), Cork 

Health Service Executive West (Gesundheits­
dienst Region West), Galway 

2. Geldleistungen: 

a) Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

b) Alter und Tod (Renten): 

Department of Social and Family Affairs, 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

c) Familienleistungen: 

Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

d) Leistungen bei Invalidität und bei Mutterschaft: 

Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

e) Andere Geldleistungen: 

Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

K. ITALIEN 

1.	 Krankheit (einschließlich Tuberkulose), 
Mutterschaft: 

A. Arbeitnehmer: 

a) Sachleistungen: 

i) Im Allgemeinen: 

Azienda/Unità Sanitaria Locale – 
ASL (Lokale Verwaltungsstelle für 
das Gesundheitswesen, bei der die 
betroffene Person versichert ist), 

Regione (Region): 

ii)	 Für bestimmte Gruppen öffentlicher 
Bediensteter, in der Privatwirtschaft 
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Beschäftigter und Gleichgestellter, 
für Rentner und deren Familienan­
gehörige: 

SSN – MINISTERTO DELLA SA­
LUTE (Staatliches Gesundheitssys­
tem – Gesundheitsministerium), Rom 

Regione (Region) 

iii)	 Für Seeleute und fliegendes Perso­
nal der Zivilluftfahrt: 

SSN – MINISTERO DELLA SALU­
TE (Staatliches Gesundheitssystem 
– Gesundheitsministerium) (ge-
bietsmäßig zuständiges Gesund­
heitsamt der Handelsmarine oder 
der Zivilluftfahrt) 

Regione (Region) 

b) Geldleistungen: 

i) Im Allgemeinen: 

Istituto nazionale della previdenza 
sociale (Staatliche Anstalt für So­
ziale Vorsorge), Provinzialstellen 

ii)	 Für Seeleute und fliegendes Per­
sonal der Zivilluftfahrt: 

IPSEMA (Istituto di previdenza del 
settore marittimo – Vorsorgeanstalt 
für Seeleute) 

c) Bescheinigungen über Versicherungs­
zeiträume: 

i) Im Allgemeinen: 

Istituto nazionale della previdenza 
sociale (Staatliche Anstalt für So­
ziale Vorsorge), Provinzialstellen 

ii)	 Für Seeleute und fliegendes Per­
sonal der Zivilluftfahrt: 

IPSEMA (Istituto di previdenza del 
settore marittimo – Vorsorgeanstalt 
für Seeleute) 

B. Selbständige: 

Sachleistungen: 

Azienda/Unità Sanitaria Locale – ASL (Loka­
le Verwaltungsstelle für das Gesundheits­
wesen, bei der die betroffene Person versi­
chert ist), 

Regione (Region) 

2. Arbeitsunfall und Berufskrankheiten: 

A. Arbeitnehmer: 

a) Sachleistungen: 

i) Im Allgemeinen: 

Azienda/Unità Sanitaria Locale – 
ASL (Lokale Verwaltungsstelle für 
das Gesundheitswesen, bei der die 
betroffene Person versichert ist), 

Regione (Region) 

ii)	 Für Seeleute und fliegendes Perso­
nal der Zivilluftfahrt: 

SSN – MINISTERO DELLA SALU­
TE (Staatliches Gesundheitssystem 
– Gesundheitsministerium) (ge-
bietsmäßig zuständiges Gesund­
heitsamt der Handelsmarine oder 
der Zivilluftfahrt), 

Regione (Region); 

b) Körperersatzstücke und größere Hilfs­
mittel, rechtsmedizinische Leistungen 
und entsprechende Untersuchungen 
und Bescheinigungen: 

i Im Allgemeinen: 

Istituto nazionale per l’assicurazio­
ne contro gli infortuni sul lavoro 
(Staatliche Versicherungsanstalt für 
Berufsunfälle), Provinzialstellen; 

ii)	 Für Seeleute und fliegendes Perso­
nal der Zivilluftfahrt: 

IPSEMA (Istituto di previdenza del 
settore marittimo – Vorsorgeanstalt 
für Seeleute) 

c) Geldleistungen: 

i) Im Allgemeinen: 

Istituto nazionale della previdenza 
sociale (Staatliche Anstalt für Sozi­
ale Vorsorge), Provinzialstellen; 

ii)	 Für Seeleute und fliegendes Perso­
nal der Zivilluftfahrt: 

IPSEMA (Istituto di previdenza del 
settore marittimo – Vorsorgeanstalt 
für Seeleute) 

iii)	 Für die Arbeitskräfte in der Land- und 
Forstwirtschaft gegebenenfalls auch: 
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Ente nazionale di previdenza e 
assistenza per gli impiegati agricoli 
(Staatliche Vorsorge- und Fürsorge­
einrichtung für die Arbeitnehmer in 
der Landwirtschaft). 

B. Selbständige (auf Röntgenärzte be­
schränkt): 

a) Sachleistungen: 

Azienda/Unità Sanitaria Locale – ASL 
(Lokale Verwaltungsstelle für das Ge­
sundheitswesen, bei der die betroffene 
Person versichert ist), 

Regione (Region); 

b) Körperersatzstücke und größere Hilfs­
mittel, rechtsmedizinische Leistungen 
und entsprechende Untersuchungen 
und Bescheinigungen: 

Istituto nazionale per l’assicurazione 
contro gli infortuni sul lavoro (Staatliche 
Versicherungsanstalt für Arbeitsun­
fälle), Provinzialstellen; 

c) Geldleistungen: 

Istituto nazionale per l’assicurazione 
contro gli infortuni sul lavoro (Staatliche 
Versicherungsanstalt für Arbeitsun­
fälle), Provinzialstellen. 

3.	 Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen­
renten: 

A. Arbeitnehmer: 

a) Im Allgemeinen: 

Istituto nazionale della previdenza 
sociale (Staatliche Anstalt für soziale 
Vorsorge), Provinzialstellen; 

b) Für Bühnenarbeitnehmer: 

Ente nazionale di previdenza e assi­
stenza per i lavoratori dello spettacolo 
(Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeein­
richtung für Bühnenarbeitnehmer), Rom 

c) Für Journalisten: 

Istituto nazionale di previdenza dei 
giornalisti italiani „Giovanni Amendola“ 
(Staatliche Vorsorgeanstalt für italieni­
sche Journalisten „Giovanni Amen­
dola“), Rom. 

B. Selbständige: 

a) Für Ärzte: 

Ente nazionale di previdenza ed assis­
tenza medici (Staatliche Vorsorge- und 
Fürsorgeeinrichtung für Ärzte) 

b) Für Apotheker: 

Ente nazionale di previdenza ed assis­
tenza farmacisti (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgeeinrichtung für Apotheker) 

c) Für Tierärzte: 

Ente nazionale di previdenza ed assis­
tenza veterinari (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgeeinrichtungen für Tierärzte) 

d) Für Krankenpflegepersonal, medizini­
sches Hilfspersonal, Kinderkranken­
schwestern: 

Ente nazionale di previdenza ed assis­
tenza della professione infermieristica 
(ENPAP) (Staatliche Vorsorge- und Für­
sorgeeinrichtung für Angehörige von 
Krankenpflegeberufen) 

e) Für Ingenieure und Architekten: 

Cassa nazionale di previdenza ed 
assistenza per gli ingegneri ed architet­
ti liberi professionisti (Staatliche Vor-
sorge- und Fürsorgekasse für freibe­
rufliche Ingenieure und Architekten) 

f) Für Vermesser (geometri): 

Cassa italiana di previdenza dei geome­
tri liberi professionisti (Italienische Vor­
sorgekasse für freiberufliche Vermesser) 

g) Für Rechtsanwälte (avvocati): 

Cassa nazionale di previdenza ed assis­
tenza forense (Staatliche Vorsorge- und 
Fürsorgekasse für die forensischen Be­
rufe) 

h) Für Diplomkaufleute: 

Cassa nazionale di previdenza ed 
assistenza a favore dei dottori commer­
cialisti (Staatliche Vorsorge- und Für­
sorgekasse für Diplomkaufleute) 

i) Für Buch- und Wirtschaftsprüfer: 

Cassa nazionale di previdenza ed 
assistenza a favore dei ragionieri e pe­
riti commerciali (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgekasse für Buch- und Wirt­
schaftsprüfer) 
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j) Für Arbeits- und Sozialrechtsberater: 

Ente nazionale di previdenza ed assis­
tenza dei consulenti del lavoro (Staat­
liche Vorsorge- und Fürsorgeeinrich­
tungen für Sozialrechtsberater) 

k) Für Notare: 

Cassa nazionale del notariato (Staatli­
che Kasse für Notare) 

l) Für Zollagenten: 

Fondo nazionale di previdenza per gli 
impiegati delle imprese di spedizione e 
delle agenzia (FASC) (Staatlicher Vor­
sorgefonds für die Beschäftigten von 
Speditionen, Reedereivertretungen und 
Schiffsmaklern) 

m) Für Biologen: 

Ente nazionale di previdenza ed assis­
tenza a favore dei biologi (Staatliche 
Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für 
Biologen) 

n) Für Angestellte in der Landwirtschaft: 

Ente nazionale di previdenza per gli 
addetti e per gli impiegati in agricoltura 
(Staatliche Vorsorgeeinrichtung für die 
Angestellten in der Landwirtschaft) 

o) Für Reiseagenten und Handelsvertreter: 

Ente nazionale di assistenza per gli 
agenti e rappresentanti di commercio 
(Staatliche Fürsorgeeinrichtung für 
Reiseagenten und Handelsvertreter) 

p) Für Industriesachverständige: 

Ente nazionale di previdenza dei periti 
industriali (Staatliche Vorsorgeein­
richtung für Industriesachverständige) 

q) Für Aktuare, Chemiker, Diplomlandwir­
te, Diplomforstwirte, Geologen: 

Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza pluricategoriale degli agronomi 
e forstali, degli attuari, dei chimici e dei 
geologi (Vorsorge- und Fürsorgeein­
richtung für Land- und Forstwirte, Aktu­
are, Chemiker und Geologen) 

r) Für Psychologen: 

Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza per gli psicologi (Staatliche Vor-
sorge- und Fürsorgeeinrichtung für 
Psychologen) 

s) Für Journalisten: 

Istituto Nazionale di previdenza dei gior­
nalisti italiani (Staatliche Vorsorgeanstalt 
der italienischen Journalisten) 

t)	 Für Selbständige in der Landwirtschaft, 
im Handwerkt und Handel: 

Istituto Nazionale della previdenza - se­
di provinciali (Staatliche Anstalt für sozi­
ale Vorsorge - Provinzialstellen) 

4. Sterbegeld: 

Istituto nazionale della previdenza sociale 
(Staatliche Anstalt für Soziale Vorsorge), Pro­
vinzialstellen; 

Istituto nazionale per l’assicurazione contro gli 
infortuni sul lavoro (Staatliche Versicherungs­
anstalt für Arbeitsunfälle), Provinzialstellen; 

IPSEMA (Istituto di previdenza del settore 
marittimo – Vorsorgeanstalt für Seeleute) 

5. Arbeitslosigkeit (für Arbeitnehmer): 

a) Im Allgemeinen: 

Istituto nazionale della previdenza sociale 
(Staatliche Anstalt für Soziale Vorsorge), 
Provinzialstellen; 

b) Für Journalisten: 

Istituto nazionale di previdenza per i gior­
nalisti italiani ‚G. ‚Amendola? (Staatliche 
Vorsorgeanstalt für italienische Journa­
listen ‚G. Amendola?), Rom 

6. Familienbeihilfen (Arbeitnehmer): 

a) Im Allgemeinen: 

Istituto nazionale della previdenza sociale 
(Staatliche Anstalt für Soziale Vorsorge), 
Provinzialstellen; 

b) Für Journalisten: 

Istituto nazionale di previdenza per i gior­
nalisti italiani ‚G. Amendola? (Staatliche 
Vorsorgeanstalt für italienische Journa­
listen ‚G. Amendola? ), Rom 

7. Beamtenpensionen: 

INPDAP (Istituto nazionale di previdenza per i 
dipendenti delle amministrazioni pubbliche) 
(Staatliche Vorsorgeanstalt für die Bediensteten 
der öffentlichen Verwaltung), Rom 
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L. ZYPERN 

1.	 Sachleistungen: 
Ministerium für Gesundheit, Nikosia 

2.	 Geldleistungen: 
Abteilung Sozialversicherung, Ministerium 
für Arbeit und Sozialversicherung, Nikosia 

3.	 Familienleistungen: 
Abteilung für Zuschüsse und Leistungen, 
Finanzministerium, Nikosia 

M. LETTLAND 

Die Zuständigkeit der lettischen Träger richtet 
sich nach den lettischen Rechtsvorschriften, so­
fern nachstehend nichts anderes bestimmt ist. 

1. Für alle Versicherungsfälle mit Ausnahme 
von Sacheistungen bei Krankheit: Valsts 
socialas apdrošinašanas agentura, R 
(Staatliche Sozialversicherungsanstalt, Riga) 

2. Sachleistungen bei Krankheit: V 
obligatas apdrošinašanas valsts agentura 
Riga (Staatliche gesetzliche Krankenver­
sicherungsanstalt, Riga) 

N. LITAUEN 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Krankheit: 

i) Sachleistungen: V ltybine ligoniu kasa 
(staatlicher Patientenfonds), Vilnius 

ii) Geldleistungen: Valstybinio socialinio 
draudimo fondo valdyba (staatliche 
Sozialversicherungsanstalt) 

b) Mutterschaft: 

i) Sachleistungen: Valstybine ligoniu ka­
sa (staatlicher Patientenfonds), Vilnius 

ii) Geldleistungen: Valstybinio socialinio 
draudimo fondo valdyba (Zentralver­
waltung des staatlichen Sozialversi­
cherungsfonds), Vilnius 

2.	 Invalidität: Valstybinio socialinio draudimo 
fondo valdyba (Zentralverwaltung des staat­
lichen Sozialversicherungsfonds), Vilnius 

3.	 Alter, Tod (Renten): Valstybinio socialinio 
draudimo fondo valdyba (Zentralverwaltung 
des staatlichen Sozialversicherungsfonds), 
Vilnius 

4. Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten: 

a) Sachleistungen: Valstybine ligoniu kasa 
(staatlicher Patientenfonds), Vilnius 

b) Geldleistungen: Valstybinio socialinio 
draudimo fondo valdyba (Zentralverwal­
tung des staatlichen Sozialversicherungs­
fonds), Vilnius 

5. Leistung im Todesfalle: 
socialines paramos skyriai (Sozialhilfeämter 
der Gemeinden) 

6.	 Arbeitslosigkeit: Lietuvos darbo birža (Li­
tauisches Arbeitsamt), Vilnius 

7. Familienleistungen: Savivaldybiu sociali­
nes paramos skyriai (Sozialhilfeämter der 
Gemeinden) 

O. LUXEMBURG 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Sachleistungen: 

zuständige Krankenkasse und/oder Ver­
einigung der Krankenkassen 

b) Geldleistungen: 

zuständige Krankenkasse 

2. Invalidität, Alter, Tod (Renten): 

a) Für Arbeiter: 

Ètablissement d’assurance contre la viei­
lesse et l’invalidité (Alters- und Invali­
ditätsversicherungsanstalt), Luxembourg 

b) Für Angestellte und selbständige Ange­
hörige der freien Berufe: 

Caisse de pension des employés privés 
(Rentenkasse für Privatangestellte), Lu­
xembourg 

c) Für Selbständige in Handwerk, Handel 
und Industrie: 

Caisse de pension des artisans, des com-
merçants et industriels (Rentenkasse für 
Handwerker, Kaufleute und Gewerbe­
treibende), Luxembourg 

d) Für Selbständige in der Landwirtschaft: 

Caisse de pension agricole (Landwir­
schaftliche Rentenkasse), Luxembourg 
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e) Für die Sondersysteme des öffentlichen 
Sektors: 

Der zuständige Rentenversicherungs­
träger 

3. Arbeitsunfall und Berufskrankheit: 

a) Für Arbeitnehmer und Selbständige in der 
Land- und Forstwirtschaft: 

Association d’assurance contre les acci­
dents, section agricole et forestière (Unfall­
versicherungsanstalt, land- und forst­
wirtschaftliche Abteilung), Luxembourg 

b) In allen anderen Fällen von Pflicht- oder 
freiwilliger Versicherung: 

Association d’assurance contre les acci­
dents, section industrielle (Unfallver­
sicherungsanstalt, gewerbliche Abteil­
ung), Luxembourg 

4. Arbeitslosigkeit: 

Administration de l’emploi (Amt für Be­
schäftigungsfragen), Luxembourg 

5. Familienleistungen: 

Caisse nationale des prestations familiales 
(Landeskasse für Familienleistungen), Lu­
xembourg 

6. Sterbegeld: 

Bei Anwendung des Artikels 66 der Verord­
nung: 

Vereinigung der Krankenkassen, Luxembourg 

P. UNGARN 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

Sach- und Geldleistungen: Országos 
Egészségbiztosítási Pénztár (nationaler 
Krankenversicherungsfonds), Budapest 

2. Invalidität: 

a) Sachleistungen: Országos Egészségbiz­
tosítási Pénztár (nationaler Kranken­
versicherungsfonds), Budapest 

b) Geldleistungen: Országos Nyugdíjbiz­
tosítási Fõigazgatóság (Zentralverwal­
tung der staatlichen Rentenversiche­
rung), Budapest 

3. Alter, Tod/Renten): 

a) Altersrente – Sozialversicherungszweig: 
Országos Nyugdíjbiztosítási Fõigazgatóság 
(Zentralverwaltung der staatlichen Renten­
versicherung), Budapest 

b) Altersrente – privater Zweig: Pénzügyi 
Szervezetek Állami Felügyelete (staatliche 
Finanzaufsichtsbehörde), Budapest 

c) Hinterbliebenenrente: Országos Nyugdíj­
biztosítási Fõigazgatóság (Zentralverwal­
tung der staatlichen Rentenversicherung), 
Budapest 

d) Beitragsunabhängige Altersbeihilfe: Illeté­
kes helyi önkormányzat (zuständige lokale 
Verwaltung) 

4. Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten: 

a) Sachleistungen: Országos Egészségbiz­
tosítási Pénztár (nationaler Krankenver­
sicherungsfonds), Budapest 

b) Geldleistungen – Arbeitsunfälle: Országos 
Egészségbiztosítási Pénztár (nationaler 
Krankenversicherungsfonds), Budapest 

c) sonstige Geldleistungen: Országos Nyug­
díjbiztosítási Fõigazgatóság (Zentralver­
waltung der staatlichen Rentenversiche­
rung), Budapest 

5. Arbeitslosigkeit: 

Geldleistungen: Foglalkoztatási Hivatal (Ar­
beitsamt), Budapest 

6. Familienleistungen: 

Geldleistungen: 

1. Magyar Államkincstár (Staatliche Finanz­
verwaltung Ungarns) 

2. Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
(nationaler Krankenversicherungsfonds) 

Q. MALTA 

1. Geldleistungen: Dipartiment tas-Sigurta` 
Socjali (Abteilung für soziale Sicherheit), Val­
letta 

2. Sachleistungen: Diviżjoni tas-Sahha (Unter­
abteilung Gesundheitswesen), Valletta 
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R. NIEDERLANDE 

1. Krankheit und Mutterschaft 

a) Sachleistungen: 

- Für Personen, die gemäß Artikel 2 des 
Krankenversicherungsgesetzes (Zorg­
verzekeringswet) dazu verpflichtet sind, 
sich bei einem Krankenversicherungs­
träger zu versichern: Krankenversiche­
rungsträger, mit dem der Betreffende 
eine Krankenversicherung gemäß dem 
Krankenversicherungsgesetz abge­
schlossen hat 

- Für Personen, die nicht in die Katego­
rie des vorstehenden Gedankenstrich­
es fallen, im Ausland wohnen und in 
Durchführung der Verordnung oder in 
Durchführung des EWR-Übereinkom­
mens oder des Abkommens mit der 
Schweiz über die Freizügkeit auf Rech­
nung der Niederlande Anspruch auf 
medizinische Versorgung in ihrem 
Wohnstaat haben: 

1. Für die Eintragung und den Einzug des 
gesetzlichen Beitrags: College voor 
zorgverzekeringen (Verband der Kran­
kenversicherungsträger), Diemen 

2. Für Sachleistungen: Agis Zorgverzeke­
ringen, Amersfoort 

b) Geldleistungen: 

Uitvoeringsinstituut Werknemersverzeke­
ringen (Durchführungsinstitut für Arbeit­
nehmer-Sozialversicherungen), Amster­
dam 

c) Krankenversicherungsbeihilfen 

Belastingdienst Toeslagen (Steuerbehör­
de Zulagen), Utrecht 

2. Invalidität: 

a) Wenn auch ohne Anwendung der Verord­
nung und allein schon nach den nieder­
ländischen Rechtsvorschriften ein Leis­
tungsanspruch besteht: 

i) Für Arbeitnehmer: 

Uitvoeringsinstituut Werknemersverze­
keringen, (Durchführungsinstitut für Ar­
beitnehmer-Sozialversicherungen), Ams­
terdam 

ii) Für Selbständige: 

Uitvoeringsinstituut Werknemersver­
zekeringen, (Durchführungsinstitut für 
Arbeitnehmer-Sozialversicherungen), 
Amsterdam 

b) In den übrigen Fällen 

Für Arbeitnehmer und Selbständige: 

Uitvoeringsinstituut Werknemersverzeke­
ringen (Durchführungsinstitut für Arbeit­
nehmer-Sozialversicherungen), Amster­
dam 

3. Alter, Tod (Renten): 

a) Allgemeines System: 

Sociale Verzekeringsbank (Sozialversi­
cherungsanstalt), Postbus 1100, 1180 BH 
Amstelveen 

b) Bergbausystem: 

Algemeen Mijnwerksfonds (Allgemeine 
Knappschaftskasse), Heerlen 

4. Arbeitslosigkeit: 

Uitvoeringsinstituut Werknemersverzeke­
ringen (Durchführungsinstitut für Arbeitneh­
mer-Sozialversicherungen), Amsterdam 

5. Familienleistungen: 

a) Wenn der Berechtigte in den Nieder-
landen wohnt: 

Districtskantoor van de Sociale Verzeke­
ringsbank (Bezirksgeschäftsstelle der So­
zialversicherungsanstalt), in dessen Be­
zirk er wohnt 

b) Wenn der Berechtigte außerhalb der 
Niederlande wohnt, sein Arbeitgeber aber 
in den Niederlanden wohnt oder dort nie­
dergelassen ist: 

Districtskantoor van de Sociale Verzeke­
ringsbank (Bezirksgeschäftsstelle der 
Sozialversicherungsanstalt), in dessen 
Bezirk der Arbeitgeber wohnt oder nieder-
gelassen ist 

c) In den übrigen Fällen: 

Sociale Verzekeringsbank (Sozialver­
sicherungsanstalt), Postbus 1100, 1180 
BH Amstelveen 
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6.	 Berufskrankheiten, für die Artikel 57 Ab­
satz 5 der Verordnung gilt: 

Bei Anwendung des Artikels 57 Absatz 5 der 
Verordnung: 

a) Wenn die Leistung von einem vor dem 
1. Juli 1967 liegenden Zeitpunkt an ge­
währt wird: 

Sociale Verzekeringsbank (Sozialversi­
cherungsanstalt), Postbus 1100, 1180 BH 
Amstelveen 

b) Wenn die Leistung von einem nach dem 
30. Juni 1967 liegenden Zeitpunkt an ge­
währt wird: 

Uitvoeringsinstituut Werknemersverzeke­
ringen (Durchführungsinstitut für Arbeit­
nehmer-Sozialversicherungen), Amster­
dam 

S. ÖSTERREICH 

Sofern nachstehend nichts anderes bestimmt 
ist, richtetet sich die Zuständigkeit der österrei­
chischen Träger nach den Bestimmungen der 
österreichischen Rechtsvorschriften: 

1. Krankenversicherung: 

a) Hat die betreffende Person ihren Wohn­
sitz auf dem Gebiet eines anderen Mit­
gliedstaats, und ist eine Gebietskranken­
kasse für eine Versicherung zuständig, 
kann aber die örtliche Zuständigkeit nach 
den österreichischen Rechtsvorschriften 
nicht entschieden werden, so wird die ört­
liche Zuständigkeit wie folgt bestimmt: 

- die Gebietskrankenkasse, die hinsicht­
lich der letzten Beschäftigung in Öster­
reich zuständig war, oder 

- die Gebietskrankenkasse, die für den 
letzten Wohnsitz in Österreich zustän­
dig war, oder 

- sofern kein Beschäftigungsverhältnis 
bestanden hat, für das eine Gebiets­
krankenkasse zuständig war, oder nie 
ein Wohnsitz in Österreich bestanden 
hat, die Wiener Gebietskrankenkasse, 
Wien 

b) Für die Anwendung von Titel III Kapitel 1 
Abschnitt 5 der Verordnung in Verbindung 
mit Artikel 95 der Durchführungsverord­
nung in bezug auf die Erstattung der 
Leistungen an Personen, die nach dem 
Bundesgesetz vom 9. September 1955 

über die Allgemeine Sozialversicherung 
(ASVG) zum Bezug einer Rente berech­
tigt sind: 

Hauptverband der österreichischen Sozi­
alversicherungsträger, Wien, wobei gilt, 
daß der Kostenersatz aus den Beiträgen 
zur Krankenversicherung der Rentner er-
folgt, die an den genannten Hauptver­
band entrichtet werden. 

2. Rentenversicherung: 

a) Bei der Feststellung, welcher Träger für 
die Zahlung einer Leistung zuständig ist, 
werden ausschließlich die nach den 
österreichischen Rechtsvorschriften zu­
rückgelegten Versicherungszeiten be­
rücksichtigt. 

b) Für die Anwendung des Artikels 45 Ab­
satz 6 der Verordnung, wenn keine öster­
reichischen Beitragszeiten zurückgelegt 
wurden, sowie für die Berücksichtigung 
von Präsenz- und Zivildienstzeiten sowie 
Zeiten der Kindererziehung, wenn keine 
österreichische Versicherungszeit voran-
geht oder nachfolgt: 

Pensionsversicherungsanstalt, Wien 

3. Arbeitslosenversicherung: 

a) Für die Arbeitslosenmeldung: 

die für den Wohn- oder Aufenthaltsort der 
betreffenden Person zuständige regionale 
Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice 

b) Für die Ausstellung der Formulare Nrn. 
E 301, E 302 und E 303: 

die für den Beschäftigungsort der betref­
fenden Person zuständige regionale Ge­
schäftsstelle des Arbeitsmarktservice 

4. Familienleistungen: 

a) Familienleistungen mit Ausnahme des 
Kinderbetreuungsgelds: 

Finanzamt 

b) Kinderbetreuungsgeld: 

jener Krankenversicherungsträger, bei 
dem der Antragsteller versichert ist oder 
zuletzt versichert war, sonst jene Gebiets­
krankenkasse, bei welcher der Antrag ge­
stellt wurde. 
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T. POLEN 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Sachleistungen: Narodowy Fundusz 
Zdrowia (Nationaler Gesundheitsfonds), 
Warschau 

b) Geldleistungen: 

i)	 für die Leistungserbringung zuständige 
Arbeitgeber 

ii) Außenstellen des Zaklad Ubezpieczeñ 
Spolecznych (Sozialversicherungsan­
stalt – ZUS) mit örtlicher Zuständigkeit 
für den offiziellen Sitz des Arbeitgebers 
der versicherten Person oder des 
Selbstständigen während des Versi­
cherungszeitraums und Außenstellen 
des Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych 
(Sozialversicherungsanstalt – ZUS) mit 
örtlicher Zuständigkeit für den Wohn­
sitz oder den Aufenthaltsort der versi­
cherten Person nach Ablauf des Ver­
sicherungszeitraums 

iii) regionale Zweigstellen der Kasa 
Rolniczego Ubezpieczenia Spolecz­
nego (Sozialversicherungsfonds für die 
Landwirtschaft – KRUS) mit Zustän­
digkeit für den Ort, an dem der Land­
wirt versichert ist. 

2. Invalidität, Alter und Tod (Renten): 

a) für Personen, die in jüngerer Zeit als Ar­
beitnehmer oder Selbstständige erwerbs­
tätig waren, mit Ausnahme selbstständi­
ger Landwirte, sowie für Berufssoldaten 
und Beamte, die andere Dienstzeiten als 
die in Buchstabe c Ziffern i und ii, Buch­
stabe d Ziffern i und ii, Buchstabe e Ziffern 
i und ii genannten zurückgelegt haben: 

1. Zaklad Ubezpieczeń Spolecznych (So­
zialversicherungsanstalt – ZUS) – Re­
gionale Zweigstelle Lódź – für Perso­
nen, die : 

a)	 ausschließlich polnische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben 
und in folgenden Ländern wohnen: 
Spanien, Portugal, Italien, Grie­
chenland, Zypern oder Malta 

b)	 polnische und ausländische Versi­
cherungszeiten zurückgelegt ha­
ben, davon in jüngerer Zeit Versi­
cherungszeiten in folgenden Län­
dern: 
Spanien, Portugal, Italien, Grie­
chenland, Zypern oder Malta 

2. Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych (So­
zialversicherungsanstalt – ZUS) – Re­
gionale Zweigstelle Nowy Sacz – für 
Personen, die : 

a)	 ausschließlich polnische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben 
und in Österreich, der Tschechi­
schen Republik, Ungarn, der Slo­
wakei oder Slowenien wohnen 

b)	 polnische und ausländische Ver­
sicherungszeiten zurückgelegt ha­
ben, davon in jüngerer Zeit Ver­
sicherungszeiten in in Österreich, 
der Tschechischen Republik, Un­
garn, der Slowakei oder Slowenien 
wohnen 

3. Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych (So­
zialversicherungsanstalt – ZUS) – Re­
gionale Zweigstelle Opole – für Perso­
nen, die : 

a)	 ausschließlich polnische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben 
und in Deutschland wohnen 

b)	 polnische und ausländische Ver­
sicherungszeiten zurückgelegt ha­
ben, davon in jüngerer Zeit Ver­
sicherungszeiten in Deutschland 

4. Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych (So­
zialversicherungsanstalt – ZUS) – Re­
gionale Zweigstelle Szczecin – für Per­
sonen, die 

a)	 ausschließlich polnische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben 
und in folgenden Ländern wohnen: 
Dänemark, Finnland, Schweden, 
Litauen, Lettland oder Estland 

b) polnische und ausländische Versi­
cherungszeiten zurückgelegt haben, 
davon in jüngerer Zeit Versiche­
rungszeiten in folgenden Ländern: 
Dänemark, Finnland, Schweden, 
Litauen, Lettland oder Estland 

5. Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych (So­
cial Insurance Institution – ZUS) – I 
Oddzial w Warszawie – Centralne 
Biuro Obslugi Umów Miedzynarodo­
wych (Zweigstelle I in Warschau – Zen­
tralstelle für internationale Abkommen 
– für Personen, die: 

a)	 ausschließlich polnische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben 
und in folgenden Ländern wohnen: 
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Belgien, Frankreich, Niederlande, 
Luxemburg, Irland oder Vereinigtes 
Königreich 

b)	 polnische und ausländische Ver­
sicherungszeiten zurückgelegt ha­
ben, davon in jüngerer Zeit Versi­
cherungszeiten in folgenden Län­
dern: 
Belgien, Frankreich, Niederlande, 
Luxemburg, Irland oder Vereinigtes 
Königreich 

b) für Personen, die in jüngerer Zeit als 
selbstständige Landwirte erwerbstätig 
waren, und die keine Dienstzeiten im Sin­
ne von Buchstabe c) Ziffer i), Buchstabe 
c) Ziffer ii), Buchstabe d) Ziffer i), 
Buchstabe d) Ziffer ii), Buchstabe e) Ziffer 
i) und Buchstabe e) Ziffer ii) zurückgelegt 
haben: 

1. Kasa Rolniczego Ubezpieczenia 
Spolecznego (Sozialversicherungs­
fonds für die Landwirtschaft – KRUS) – 
Regionale Zweigstelle Warschau – für 
Personen, die: 

a)	 ausschließlich polnische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben 
und in Österreich, Dänemark, Finn­
land oder Schweden wohnen; 

b)	 polnische und ausländische Ver­
sicherungszeiten zurückgelegt ha­
ben, davon in jüngerer Zeit Ver­
sicherungszeiten in Österreich, Dä­
nemark, Finnland oder Schweden; 

2. Kasa Rolniczego Ubezpieczenia Spo­
lecznego (Sozialversicherungsfonds 
für die Landwirtschaft – KRUS) – Regi­
onale Zweigstelle Tomaszów Mazo­
wiecki – für Personen, die: 

a) ausschließlich polnische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben 
und in Spanien, Italien oder Portugal 
wohnen, 

b)	 polnische und ausländische Versi­
cherungszeiten zurückgelegt ha­
ben, davon in jüngerer Zeit Ver­
sicherungszeiten in Spanien, Italien 
oder Portugal; 

3. Kasa Rolniczego Ubezpieczenia Spo­
lecznego (Sozialversicherungsfonds 
für die Landwirtschaft – KRUS) – 
Regionale Zweigstelle Częstochowa – 
für Personen, die: 

a)	 ausschließlich polnische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben 
und in folgenden Ländern wohnen: 
Frankreich, Belgien, Luxemburg 
oder Niederlande, 

b)	 polnische und ausländische Ver­
sicherungszeiten zurückgelegt ha­
ben, davon in jüngerer Zeit Ver­
sicherungszeiten in folgenden Län­
dern: 
Frankreich, Belgien, Luxemburg 
oder Niederlande; 

4. Kasa Rolniczego Ubezpieczenia Spo­
lecznego (Sozialversicherungsfonds 
für die Landwirtschaft – KRUS) – Regi­
onal Branch in Nowy Sącz – für Perso­
nen, die: 

a)	 ausschließlich polnische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben 
und in folgenden Ländern wohnen: 
Tschechische Republik, Estland, 
Lettland, Litauen, Ungarn, Sloweni­
en oder Slowakei, 

b)	 polnische und ausländische Ver­
sicherungszeiten zurückgelegt ha­
ben, davon in jüngerer Zeit Ver­
sicherungszeiten in der Tschechi­
schen Republik, Estland, Lettland, 
Litauen, Ungarn, Slowenien oder in 
der Slowakei; 

5. Kasa Rolniczego Ubezpieczenia 
Spolecznego (Sozialversicherungs­
fonds für die Landwirtschaft – KRUS) – 
Regionale Zweigstelle Poznañ – für 
Personen, die: 

a)	 ausschließlich polnische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben 
und in folgenden Ländern wohnen: 
Vereinigtes Köngreich, Irland, Grie­
chenland, Malta oder Zypern, 

b)	 polnische und ausländische Ver­
sicherungszeiten zurückgelegt ha­
ben, davon in jüngerer Zeit Ver­
sicherungszeiten in folgenden Län­
dern: Vereinigtes Königreich, Irland, 
Griechenland, Malta oder Zypern; 

6. Kasa Rolniczego Ubezpieczenia Spo­
lecznego (Sozialversicherungsfonds 
für die Landwirtschaft – KRUS) – 
Regionale Zweigstelle Ostrów Wielko­
polski – für Personen, die: 

a)	 ausschließlich polnische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben 
und in Deutschland wohnen, 
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b)	 polnische und ausländische Ver­
sicherungszeiten zurückgelegt ha­
ben, davon in jüngerer Zeit Ver­
sicherungszeiten in Deutschland 

c) für Berufssoldaten: 

i)	 bei einer Invaliditätsrente, wenn die 
letzte Versicherungszeit die Zeit im 
Militärdienst war, 

ii) bei einer Altersrente, wenn die in den 
Buchstaben c) bis e) genannten 
Dienstzeiten insgesamt mindestens 
folgende Zeit betragen: 

- 10 Jahre bei Personen, die vor dem 
1. Januar 1983 aus dem Dienst 
ausgeschieden sind oder 

- 15 Jahre bei Personen, die nach 
dem 31. Dezember 1982 aus dem 
Dienst ausgeschieden sind; 

iii) bei einer Hinterbliebenenrente, wenn 
die Voraussetzung in Buchstabe c) 
Ziffer i) oder Ziffer ii) erfüllt ist; 

- Wojskowe Biuro Emerytalne w 
Warszawie (Armeerentenstelle in 
Warschau); 

d) für Polizeibeamte, Bedienstete des Amts 
für Staatsschutz, des Amts für innere 
Sicherheit, des Amts für Auslandsaufklä­
rung (öffentliche Sicherheitsdienste), des 
Grenzschutzes, des Sicherheitsbüros der 
Regierung und der staatlichen Feuerwehr: 

i)	 bei einer Invaliditätsrente, wenn die 
letzte Versicherungszeit die Zeit in ei­
ner der genannten Organisationen war, 

ii) bei einer Altersrente, wenn die in den 
Buchstaben c) bis e) genannten 
Dienstzeiten insgesamt mindestens 
folgende Zeit betragen: 

- 10 Jahre bei Personen, die vor dem 
1. April 1983 aus dem Dienst aus-
geschieden sind oder 

- 15 Jahre bei Personen, die nach 
dem 31. März 1983 aus dem Dienst 
ausgeschieden sind; 

iii) bei einer Hinterbliebenenrente, wenn 
die Voraussetzung in Buchstabe d) 
Ziffer i) oder Ziffer ii) erfüllt ist: 

- Zaklad Emerytalno-Rentowy Mini­
sterstwa Spraw Wewnetrznych i 
Administratcji w Warszawie (Ren­

tenreferat des Ministeriums für Inne­
res und Verwaltung in Warschau) 

e) für Strafvollzugsbedienstete: 

i)	 bei einer Invaliditätsrente, wenn die 
letzte Versicherungszeit die Zeit im 
Strafvollzugsdienst war, 

ii) bei einer Altersrente, wenn die in den 
Buchstaben c) bis e) genannten 
Dienstzeiten insgesamt mindestens 
folgende Zeit betragen: 

- 10 Jahre bei Personen, die vor dem 
1. April 1983 aus dem Dienst aus-
geschieden sind oder 

- 15 Jahre bei Personen, die nach 
dem 31. März 1983 aus dem Dienst 
ausgeschieden sind; 

iii) bei einer Hinterbliebenenrente, wenn 
die Voraussetzung in Buchstabe e) 
Ziffer i) oder Ziffer ii) erfüllt ist: 

- Biuro Emerytalne Slużby Więzien­
nej w Warszawie (Rentenstelle des 
Strafvollzugswesens in Warschau). 

3. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Sachleistungen: Narodowy Fundusz 
Zdrowia Warszawa (Nationaler Gesund­
heitsfonds, Warschau) 

b) Geldleistungen: 

i) im Krankheitsfall: 
-	 für die Leistungserbringung zustän­

diger Arbeitgeber 

- Außenstellen des Zaklad Ubezpie­
czeñ Spolecznych (Sozialversiche­
rungsanstalt – ZUS) mit örtlicher 
Zuständigkeit für den offiziellen Sitz 
des Arbeitgebers der versicherten 
Person oder des Selbstständigen 
während des Versicherungszeit­
raums und Außenstellen des Zaklad 
Ubezpieczeñ Spolecznych (Sozial­
versicherungsanstalt – ZUS) mit ört­
licher Zuständigkeit für den Wohn­
sitz oder den Aufenthaltsort der ver­
sicherten Person nach Ablauf des 
Versicherungszeitraums 

- Regionale Zweigstellen der Kasa 
Rolniczego Ubezpieczenia Spolecz­
nego (Sozialversicherungsfonds für 
die Landwirtschaft – KRUS) mit Zu­
ständigkeit für den Ort, an dem der 
Landwirt versichert ist; 
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ii) Invalidität oder Tod des Haushaltsvor­
standes: 

- für Personen, die zur Zeit des Ein­
tritts des Versicherungsfalls Arbeit­
nehmer oder Selbstständige (mit 
Ausnahme selbstständiger Land­
wirte) oder für eine Weiterbildung 
oder Praktikum vorgemerkte arbeits­
lose Hochschulabsolventen waren: 

die Zweigstellen der Sozialver­
sicherungsanstalt (Zaklad Ubez­
pieczeñ Spolecznych), die in Num­
mer 2 Buchstabe a genannt sind 

- für Personen, die zur Zeit des Ein­
tritts des Versicherungsfalls selbst­
ständige Landwirte waren: 

die Zweigstellen des Sozialver­
sicherungsfonds für die Landwirt­
schaft (Kasa Rolniczego Ubez­
pieczenia Spolecznego), die in 
Nummer 2 Buchstabe b genannt 
sind 

- für Berufssoldaten, wenn der Ver­
sicherungsfall während einer Mili­
tärdienstzeit eintritt: 

Wojskowe Biuro Emerytalne w 
Warszawie (Armeerentenstelle in 
Warschau) 

- für die in Nummer 2 Buchstabe d 
genannten Beamten, wenn der Ver­
sicherungsfall während einer Dienst-
zeit in einer der in Nummer 2 Buch­
stabe d genannten Organisationen 
eintritt: 

Zaklad Emerytalno-Rentowy Minis­
terstwa Spraw Wewnetrznych i 
Administracji w Warszawie (Renten­
referat des Ministeriums für Inneres 
und Verwaltung in Warschau) 

- für Strafvollzugsbedienstete, wenn 
der Versicherungsfall während einer 
Dienstzeit im Strafvollzugsdienst 
eintritt: 

Biuro Emerytalne Sluzby Wiezien­
nej w Warszawie (Rentenstelle des 
Strafvollzugswesen in Warschau) 

- für Richter und Staatsanwälte: be­
sondere Stellen des Justizminis­
teriums 

4. Bestattungsgeld: 

a) für Arbeitnehmer und Selbstständige (mit 
Ausnahme selbstständiger Landwirte) 
sowie für die Arbeitslosen, die Anspruch 
auf Arbeitslosenunterstützung haben: 
Außenstellen des Zaklad Ubezpieczeñ 
Spolecznych (Sozialversicherungsanstalt 
– ZUS) mit örtlicher Zuständigkeit für den 
Wohnsitz 

b) für selbstständige Landwirte: Regionale 
Zweigstellen der Kasa Rolniczego Ubez­
pieczenia Spolecznego (Sozialversiche­
rungsfonds für die Landwirtschaft – 
KRUS) mit Zuständigkeit für den Ort, an 
dem der Landwirt versichert ist 

c) für Berufssoldaten: besondere Stellen 
des Verteidigungsministeriums 

d) für Polizeikräfte, Feuerwehrleute, Grenz­
schutzbedienstete und Bedienstete des 
Amts für innere Sicherheit, des Amts für 
Auslandsaufklärung und des Büros für die 
Sicherheit der Regierung: 

besondere Stellen des Ministeriums für 
innere Angelegenheiten und Verwaltung 

e) für Strafvollzugsbedienstete: besondere 
Stellen des Justizministeriums 

f)	 für Richter und Staatsanwälte: besondere 
Stellen des Justizministeriums 

g) für Rentner: 

- die Anspruch auf Leistungen des So­
zialversicherungssystems für Arbeitneh­
mer und Selbstständige mit Ausnahme 
selbstständiger Landwirte haben: 

die in Nummer 2 Buchstabe a genann­
ten Zweigstellen der Sozialversiche­
rungsanstalt (Zaklad Ubezpieczeñ 
Spolecznych) 

- die Anspruch auf Leistungen des So­
zialversicherungssystems für selbst­
ständige Landwirte haben: 

die in Nummer 2 Buchstabe b genann­
ten Zweigstellen des Sozialversiche­
rungsfonds für die Landwirtschaft (Kasa 
Rolniczego Ubezpieczenia Spolecznego) 

- die Anspruch auf Leistungen des Ren­
tensystems für Berufssoldaten haben: 

Wojskowe Biuro Emerytalne w Wars­
zawie (Armeerentenstelle in Warschau) 
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- die Anspruch auf Leistungen des in 
Nummer 2 Buchstabe d genannten 
Rentensystems für Beamte haben: 

Zaklad Emerytalno-Rentowy Mini­
sterstwa Spraw Wewnetrznych i Admi­
nistracji w Warszawie (Rentenreferat 
des Ministerium für Inneres und Ver­
waltung in Warschau) 

- die Anspruch auf Leistungen des Ren­
tensystems für Strafvollzugsbeamte 
haben: 

Biuro Emerytalne Sluzby Wieziennej w 
Warszawie (Rentenstelle des Strafvoll­
zugswesen in Warschau) 

- für ehemalige Richter und Staatsan­
wälte: besondere Stellen des Justizmi­
nisteriums 

h) für Personen, die Vorruhestandsleistun­
gen und –beihilfen erhalten: wojewódzkie 
ur-zędy pracy (Arbeitsämter der Woiwod­
schaft) mit örtlicher Zuständigkeit für den 
Wohn- oder Aufenthaltsort. 

5. Arbeitslosigkeit: 

a) Sachleistungen: kasa chorych (der Krank­
heitsfonds, dem die betreffende Person 
angeschlossen ist) 

b) Geldleistungen: wojewódzkie urzędy 
pracy (Arbeitsämter der Woiwodschaft) 
mit örtlicher Zuständigkeit für den Wohn­
oder Aufenthaltsort 

6. Familienleistungen: 

Regionales sozialpolitisches Zentrum, das 
für den Wohn- oder Aufenthaltsort des Leis­
tungsberechtigten zuständig ist. 

U. PORTUGAL 

A. IM ALLGEMEINEN 

I. Mutterland 

1.	 Krankheit, Mutterschaft, Familienleistun­
gen: 

Instituto de Solidariedade e Segurança So­
cial (Anstalt für Solidarität und soziale Si­
cherheit): Centro Distrital de Solidariedade e 
Segurança Social (Bezirksstelle für Solida­
rität und soziale Sicherheit), bei dem der Be­
treffende versichert ist 

2. Invalidität, Alter, Tod: 

Instituto de Solidariedade e Segurança So­
cial (Anstalt für Solidarität und soziale Si­
cherheit): Centro Nacional de Pensões, 
(Staatliche Rentenanstalt), Lisboa, und Cen­
tro Distrital de Solidariedade e Segurança 
Social (Bezirksstelle für Solidarität und so­
ziale Sicherheit), bei dem der Betreffende 
versichert ist 

3. Arbeitsunfall und Berufskrankheit: 

Centro Nacional de Protecção contra os 
Riscos Profissionais (Nationales Zentrum 
für den Schutz gegen Berufsrisiken) 

4. Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

a) Entgegennahme des Antrags und Prü­
fung der Umstände hinsichtlich der Be­
schäftigung (z.B. Feststellung der Be­
schäftigungszeiten, Klassifizierung der 
Arbeitslosigkeit, Situationskontrolle): 

Centro de Emprego (Arbeitsamt) des 
Wohnorts des Betreffenden 

b) Gewährung und Auszahlung der Leistun­
gen bei Arbeitslosigkeit (z. B. Überprü­
fung der Anspruchsvoraussetzungen, 
Feststellung von Leistungshöhe und ­
dauer, Kontrolle der versicherungsrechtli­
chen Stellung im Hinblick auf Weiterge­
währung, Ruhen oder Entzug der Leis­
tung): 

Instituto de Solidariedade e Segurança 
Social (Anstalt für Solidarität und soziale 
Sicherheit): Centro Distrital de Solidarie­
dade e Segurança Social (Bezirksstelle 
für Solidarität und soziale Sicherheit), bei 
dem der Betreffende versichert ist. 

5.	 Leistungen des beitragsfreien Systems 
der sozialen Sicherheit: 

Instituto de Solidariedade e Segurança So­
cial (Anstalt für Solidarität und soziale Si­
cherheit): Centro Distrital de Solidariedade e 
Segurança Social (Bezirksstelle für Solida­
rität und soziale Sicherheit), des Wohnorts 
des Betreffenden. 

II. Autonome Region Madeira 

1.	 Krankheit, Mutterschaft, Familienleistun­
gen: 

Centro de Segurança Social da Madeira 
(Sozialversicherungsstelle Madeira), Fun­
chal. 
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2. a) Invalidität, Alter, Tod: 

Centro de Segurança Social da Madeira 
(Sozialversicherungsstelle Madeira), Fun­
chal. 

b)	 Invalidität, Alter, Tod im Sondersystem 
der sozialen Sicherheit für Arbeitneh­
mer in der Landwirtschaft: 

Centro de Segurança Social da Madeira 
(Sozialversicherungsstelle Madeira), Fun­
chal. 

3. Arbeitsunfall und Berufskrankheit: 

Centro Nacional de Protecção contra os 
Riscos Profissionais (Nationales Zentrum 
für den Schutz gegen Berufsrisiken) 

4. Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

a) Entgegennahme des Antrags und Prü­
fung der Beschäftigungsverhältnisse (z.B. 
Feststellung der Beschäftigungszeiten, 
Klassifizierung der Arbeitslosigkeit, Kon­
trolle der versicherungsrechtlichen Stel­
lung): 

Instituto Regional de Emprego (Regio­
nalanstalt für Arbeit): Centro Regional de 
Emprego (Regionales Arbeitsamt), Fun­
chal. 

b) Gewährung und Auszahlung der Leistun­
gen bei Arbeitslosigkeit (z.B. Überprüfung 
der Anspruchsvoraussetzungen, Feststel­
lung von Leistungshöhfe und -dauer, 
Kontrolle der versicherungsrechtlichen 
Stellung im Hinblick auf Weitergewäh­
rung, Ruhe oder Entzug der Leistung): 

Centro de Segurança Social da Madeira 
(Sozialversicherungsstelle Madeira), Fun­
chal 

5.	 Leistungen des beitragsfreien Systems 
der sozialen Sicherheit: 

Centro de Segurança Social da Madeira 
(Sozialversicherungsstelle Madeira), Funchal 

III. Autonome Region der Azoren 

1.	 Krankheit, Mutterschaft, Familienleistun­
gen: 

Instituto de Gestão de Regimes de Segu-
rança Social (Sozialversicherungsanstalt): 
Centro de Prestaçòes Pecuniárias (Zentral-
stelle für Geldleistungen), bei dem der Be­
treffende versichert ist. 

2. a) Invalidität, Alter, Tod: 

Instituto de Gestão de Regimes de Segu-
rança Social (Sozialversicherungsan­
stalt): Centro Coordenador de Prestaçòes 
Diferidas (Koordinationsstelle für aufge­
schobene Leistungen), Angra do Heroís­
mo 

b) Invalidität, Alter, Tod im Sondersystem 
der sozialen Sicherheit für Arbeitneh­
mer in der Landwirtschaft: 

Instituto de Gestão de Regimes de Segu-
rança Social (Sozialversicherungsan­
stalt): Centro Coordenador de Prestaçòes 
Diferidas (Koordinationsstelle für aufge­
schobene Leistungen), Angra do Heroís­
mo 

3. Arbeitsunfall und Berufskrankheit: 

Centro Nacional de Protecção contra os 
Riscos Profissionais (Nationales Zentrum 
für den Schutz gegen Berufsrisiken) 

4. Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

a) Entgegennahme des Antrags und Prü­
fung der Beschäftigungsverhältnisse (z. 
B. Feststellung der Beschäftigungszeiten, 
Klassifizierung der Arbeitslosigkeit, Kon­
trolle der versicherungsrechtlichen Stel­
lung): 

Agència para a Qualificação e Emprego 
(Agentur für Qualifikation und Beschäf­
tigung des Wohnorts des Betreffenden. 

b) Gewährung und Auszahlung der Leis­
tungen bei Arbeitslosigkeit (z.B. Überprü­
fung der Anspruchsvoraussetzungen, 
Feststellung von Leistungshöhe und – 
dauer, Kontrolle der versicherungsrechtli­
chen Stellung im Hinblick auf Weiterge­
währung, Ruhen oder Entzug der Leis­
tung): 

Centro de Prestações Pecuniàrias (Zen­
tralstelle für Geldleistungen), bei dem der 
Betreffende versichert ist. 

5.	 Leistungen des beitragsfreien Systems 
der sozialen Sicherheit: 

Instituto de Gestão de Regimes de Segu-
rança Social (Sozialversicherungsanstalt): 
Centro de Prestações Pecuniàrias (Zentral-
stelle für Geldleistungen), bei dem der Be­
treffende versichert ist. 
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B.	 IN BEZUG AUF SONDERLEISTUNGEN 
FÜR BEAMTE: 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

- für Geldleistungen: 

Secretaria-Geral ou equivalente ou o 
departamento que, em cada organismo, 
exerça as funções de gestão e admini-
stração dos recursos humanos (General­
sekretariat oder entsprechende Stelle 
oder die Abteilung, die in jeder Einrich­
tung für die Personalverwaltung zustän­
dig ist) 

- für Sachleistungen: 

Direcção-Geral de Protecção Social 
dos Funcionários e Agentes da Admi-
nistração Pública (ADSE) (General­
direktion der Sozialversicherung der 
Beamten und Beschäftigten der öffent­
lichen Verwaltung), Lisboa 

2. Familienleistungen: 

Secretaria-Geral ou equivalente ou o depar­
tamento que, em cada organismo, exerça 
as funções de gestão e administração dos 
recursos humanos (Generalsekretariat oder 
entsprechende Stelle oder die Abteilung, die 
in jeder Einrichtung für die Personalver­
waltung zuständig ist) 

oder 

Caixa Geral de Aposentações (Allgemeine 
Rentenkasse) (für Pensionsberechtigte), 
Lisboa 

3. Invalidität und Alter: 

Caixa Geral de Aposentações (Allgemeine 
Rentenkasse), Lisboa 

4. Tod: 

- Hinterbliebenenrente: 

Caixa Geral de Aposentações (Allgemei­
ne Rentenkasse), Lisboa 

- Sterbegeld: 

Secretaria-Geral ou equivalente ou o de­
partamento que, em cada organismo, 
exerça as funções de gestão e admini-
stração dos recursos humanos (General­
sekretariat oder entsprechende Stelle 
oder die Abteilung, die in jeder Einrich­
tung für die Personalverwaltung zustän­
dig ist) 

oder 

Caixa Geral de Aposentações (Allge­
meine Rentenkasse) (bei Tod von Pensi­
onsberechtigten), Lisboa 

5. Dienstunfälle, Berufskrankheiten: 

Secretaria-Geral ou equivalente ou o depar­
tamento que, em cada organismo, exerça 
as funções de gestão e administração dos 
recursos humanos (Generalsekretariat oder 
entsprechende Stelle oder die Abteilung, die 
in jeder Einrichtung für die Personalverwal­
tung zuständig ist) 

oder 

Caixa Geral de Aposentações (Allgemeine 
Rentenkasse), Lisboa 

V. RUMÄNIEN 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Sachleistungen: Casa judeteana de asi­
gurari de sanatate (Bezirkskrankenver­
sicherungsanstalt) 

b) Geldleistungen: 

i)	 Allgemeine Fälle: 
Casa de asigurari de sanatate (Kran­
kenversicherungsanstalt) 

II) Besondere Fälle: 

- Berufssoldaten: Besondere Stelle des 
Verteidigungsministeriums 

- Mitglieder des Polizeikorps: Beson­
dere Stelle des Ministeriums für Ver­
waltung und Inneres 

- Anwälte: Casa de Asigurari a Avoca­
tilor (Versicherungsanstalt für Anwäl­
te) 

2. Invalidität: 

a) Allgemeine Fälle: 
Casa judeteana de pensil si alte drepturi 
de asigurari sociale (Bezirksamt für 
Renten und andere Sozialversicherungs­
ansprüche) 

b) Besondere Fälle: 

i)	 Berufssoldaten: 
Besondere Stelle des Verteidigungsmi­
nisteriums 
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ii) Mitglieder des Polizeikorps: 
Besondere Stelle des Ministeriums für 
Verwaltung und Inneres 

iii) Anwälte: 
Casa de Asigurari a Avocatilor (Ver­
sicherungsanstalt für Anwälte) 

3.	 Alters- und Hinterbliebenenrenten, Leis­
tungen im Todesfalle: 

a) Allgemeine Fälle: 
Casa judeteana de pensil si alte drepturi 
de asigurari sociale (Bezirksamt für Ren­
ten und andere Sozialversicherungsan­
sprüche) 

b) Besondere Fälle: 

i)	 Berufssoldaten: 
Besondere Stelle des Verteidigungs­
ministeriums 

ii) Mitglieder des Polizeikorps: 
Besondere Stelle des Ministeriums für 
Verwaltung und Inneres 

iii) Anwälte: 
Casa de Asigurari a Avocatilor (Ver­
sicherungsanstalt für Anwälte) 

4. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Sachleistungen: 
Casa judeteana de pensil si alte drepturi 
de asigurari sociale (Bezirksamt für Ren­
ten und andere Sozialversicherungsan­
sprüche) 

b) Geldleistungen und Renten: 
Casa judeteana de pensil si alte drepturi 
de asigurari sociale (Bezirksamt für Ren­
ten und andere Sozialversicherungsan­
sprüche) 

5. Leistungen im Todesfalle: 

a) Im Allgemeinen: Casa judeteana de pen­
sil si alte drepturi de asigurari sociale (Be­
zirksamt für Renten und andere Sozial­
versicherungsansprüche) 

b) Im Besonderen: 

i)	 Berufssoldaten: Besondere Stelle des 
Verteidigungsministeriums 

ii) Mitglieder des Polizeikorps: Besondere 
Stelle des Ministeriums für Verwaltung 
und Inneres 

iii) Anwälte: Casa de Asigurari a Avocatilor 
(Versicherungsanstalt für Anwälte) 

6. Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Agentia judeteana pentru ocuparea fortei de 
munca (Bezirksamt für Beschäftigung) 

7. Familienleistungen: 

- Ministerul Muncii, Solidariatii Sociale si 
Familiei (Ministerium für Arbeit, soziale 
Solidarität and Familie), Bucuresti 

- Ministerul Educatiei si Cercetarii (Ministe­
rium für Bildung und Forschung) Bucu­
resti 

W. SLOWENIEN 

1. Geldleistungen: 

a) Leistungen bei Krankheit und Tod: Zavod 
za zdravstveno zavarovanje Slovenije 
(Krankenversicherungsanstalt Sloweni­
ens) 

b) Alter, Invalidität und Tod: Zavod za 
pokojninsko in invalidsko zavarovanje 
Slovenije (Renten- und Invaliditätsver­
sicherungsanstalt Sloweniens) 

c) Arbeitslosigkeit: Zavod Republike Slovenije 
za zaposlovanje (Arbeitsamt Sloweniens) 

d) Familien- und Mutterschaftsleistungen: 
Center za socialno delo Ljubljana Be�igrad 
– Centralna enota za starševsko varstvo in 
dru�inske prejemke (Zentrum für Sozialar­
beit Ljubljana Be�igrad – zentrale Einheit 
für Elternschutz und Familienleistungen). 

2. Sachleistungen: 

Krankheit und Mutterschaft: Zavod za 
zdravstveno zavarovanje Slovenije (Kran­
kenversicherungsanstalt Sloweniens). 

X. SLOWAKEI 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

A. Geldleistungen: 

a) im Allgemeinen: Sociálna poisťovňa 
(Sozialversicherungsanstalt), Bratislava; 

b) für Berufssoldaten der Armee der Slo­
wakischen Republik: Vojenský úrad 
sociálneho zabezpečenia (Sozialver­
sicherungsanstalt für die Streitkräfte), 
Bratislava; 

c) für Angehörige des Polizeikorps: 
Rozpočtové a príspevkové organizácie 
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Policajného zboru v rámci Ministerstva 
vnútra Slovenskej republiky (Haus­
halts- und Beitragsorganisationen des 
Polizeikorps im Rahmen des Innenmi­
nisteriums der Slowakischen Republik; 

d) für Angehörige der Eisenbahnpolizei: 
Generálne riaditel’stvo �elezniènej 
polície (Generaldirektion der Eisen­
bahnpolizei), Bratislava; 

e) für Angehörige des slowakischen 
Nachrichtendienstes: Slovenská infor­
mačná služba (Slowakischer Nachrich­
tendienst), Bratislava; 

f)	 für Angehörige des Korps der Justiz-
und Gefängnisaufseher: Generálne 
riaditel’stvo Zboru väzenskej a justičnej 
stráže, Útvar sociálneho zabezpečenia 
zboru (Generaldirektion des Korps der 
Justiz- und Gefängnisaufseher, Abtei­
lung für Soziale Sicherheit des Korps), 
Bratislava; 

g) für Zollbeamte: Colné riaditel’stvo Slo­
venskej republiky (Zolldirektion der 
Slowakischen Republik), Bratislava; 

h) für Angehörige des Amts für Staats­
schutz: Národný bezpečnostný úrad 
(Amt für Staatsschutz), Bratislava. 

B. Sachleistungen: Krankenversicherungs­
anstalten 

2. Invalidität, Alter, Hinterbliebene (Renten): 

a) im Allgemeinen: Sociálna poisťovňa 
(Sozialversicherungsanstalt), Bratislava; 

b) für Berufssoldaten der Armee der Slowa­
kischen Republik und Eisenbahntruppen: 
Vojenský úrad sociálneho zabezpečenia 
(Sozialversicherungsanstalt für die Streit­
kräfte), Bratislava; 

c) für Angehörige des Polizeikorps: Minister­
stvo vnútra Slovenskej republiky (Innen­
ministerium der Slowakischen Republik), 
Bratislava; 

d) für Angehörige der Eisenbahnpolizei: 
Generálne riaditel’stvo Železničnej polície 
(Generaldirektion der Eisenbahnpolizei), 
Bratislava; 

e) für Angehörige des slowakischen Nach­
richtendienstes: Slovenská informačná 
služba (slowakischer Nachrichtendienst), 
Bratislava; 

f) für Angehörige des Korps der Justiz- und 

Gefängnisaufseher: Generálne riadi­
tel’stvo Zboru väzenskej a justičnej strá-
že, Útvar sociálneho zabezpečenia zboru 
(Generaldirektion des Korps der Justiz-
und Gefängnisaufseher, Abteilung für So­
ziale Sicherheit des Korps), Bratislava; 

g) für Zollbeamte: Colné riaditel’stvo Slovens­
kej republiky (Zolldirektion der Slowaki­
schen Republik), Bratislava; 

h) für Angehörige des Amts für Staats­
schutz: Národný bezpečnostný úrad (Amt 
für Staatsschutz), Bratislava. 

3. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

A. Geldleistungen: 

a) im Allgemeinen: Sociálna poisťovňa (So­
zialversicherungsanstalt), Bratislava; 

b) für Berufssoldaten der Armee der Slowa­
kischen Republik und Eisenbahntruppen: 
Vojenský úrad sociálneho zabezpečenia 
(Sozialversicherungsanstalt für die Streit­
kräfte), Bratislava; 

c) für Angehörige des Polizeikorps: Rozpoč­
tové a príspevkové organizácie Policajné­
ho zboru v rámci Ministerstva vnútra Slo­
venskej republiky (Haushalts- und Bei­
tragsorganisationen des Polizeikorps im 
Rahmen des Innenministeriums der Slo­
wakischen Republik); 

d) für Angehörige der Eisenbahnpolizei: 
Generálne riaditel’stvo Železničnej polície 
(Generaldirektion der Eisenbahnpolizei), 
Bratislava; 

e) für Angehörige des slowakischen Nach­
richtendienstes: Slovenská informačná 
služba (Slowakischer Nachrichtendienst), 
Bratislava; 

f)	 für Angehörige des Korps der Justiz- und 
Gefängnisaufseher: Generálne riadi­
tel’stvo Zboru väzenskej a justičnej strá-
že, Útvar sociálneho zabezpečenia zboru 
(Generaldirektion des Korps der Justiz-
und Gefängnisaufseher, Abteilung für 
Soziale Sicherheit des Korps), Bratislava; 

g) für Zollbeamte: Colné riaditel’stvo Slo­
venskej republiky (Zolldirektion der Slo­
wakischen Republik), Bratislava; 

h) für Angehörige des Amts für Staats­
schutz: Národný bezpečnostný úrad (Amt 
für Staatsschutz), Bratislava. 
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B. Sachleistungen: Krankenversicherungs­
anstalten 

Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungs­
anstalt), Bratislava 

4. Sterbegeld: 

a) Sterbegeld allgemein: Úrady práce, soci­
álnych veci a rodiny (Ämter für Arbeit, So­
ziales und Familie; 

b) für Berufssoldaten der Armee der Slowa­
kischen Republik: Vojenský úrad sociál­
neho zabezpečenia (Sozialversiche­
rungsanstalt für die Streitkräfte), Bratis­
lava; 

c) für Angehörige des Polizeikorps: Rozpoč­
tové a príspevkové organizácie Policajné­
ho zboru v rámci Ministerstva vnútra Slo­
venskej republiky (Haushalts- und Bei­
tragsorganisationen des Polizeikorps im 
Rahmen des Innenministeriums der Slo­
wakischen Republik); 

d) für Angehörige der Eisenbahnpolizei: 
Generálne riaditel’stvo Železničnej polície 
(Generaldirektion der Eisenbahnpolizei), 
Bratislava; 

e) für Angehörige des slowakischen Nach­
richtendienstes: Slovenská informačná 
služba (Slowakischer Nachrichtendienst), 
Bratislava; 

f)	 für Angehörige des Korps der Justiz- und 
Gefängnisaufseher: Generálne riadi­
tel’stvo Zboru väzenskej a justičnej strá-
že, Útvar sociálneho zabezpečenia zboru 
(Generaldirektion des Korps der Justiz-
und Gefängnisaufseher, Abteilung für So­
ziale Sicherheit des Korps), Bratislava; 

g) für Zollbeamte: Colné riaditel’stvo Slo­
venskej republiky (Zolldirektion der Slo­
wakischen Republik), Bratislava; 

h) für Angehörige des Amts für Staats­
schutz: Národný bezpečnostný úrad (Amt 
für Staatsschutz), Bratislava. 

5. Arbeitslosigkeit: 

Sociálna poist’ovňa (Sozialversicherungs­
anstalt), Bratislava. 

6. Familienleistungen: 

Úrad práce, sociálnych vecí a rodiny (Ämter 
für Arbeit, Soziales und Familie). 

Y. FINNLAND 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Geldleistungen: 

Kansaneläkelaitos/Folkpensonsanstalten 
(Sozialversicherungsanstalt), Helsinki 
oder der Beschäftigungsfonds, bei dem 
der Betreffende versichert ist 

b) Sachleistungen: 

i)	 Erstattungen aus der Krankenversiche­
rung: 

Kansaneläkelaitos/Folkspensionsanstal­
ten (Sozialversicherungsanstalt), Hel­
sinki, 

oder 

der Beschäftigungsfonds, bei dem der 
Betreffende versichert ist 

ii) Rehabilitationsmaßnahmen der Sozial­
versicherungsanstalt: 

Kansaneläkelaitos/Folkspensionsanstal­
ten (Sozialversicherungsanstalt), Hel­
sinki 

iii) Volksgesundheit und Krankenhausleis­
tungen: 

lokale Einheiten, die Leistungen im Rah­
men des Systems erbringen 

2. Alter, Invalidität, Tod (Renten): 

a) Staatliche Renten: 

Kansaneläkelaitos/Folkspensionsanstal­
ten (Sozialversicherungsanstalt), Helsinki 
oder 

b) Berufsrenten: 

der Berufsrententräger, der Renten ge­
währt und auszahlt 

3. Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten: 

der für die Unfallversicherung des Betrof­
fenen zuständige Versicherungsträger 

4. Leistungen im Todesfalle: 

der für die Zahlung der Leistungen aus der 
Unfallversicherung zuständige Versiche­
rungsträger 
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5. Arbeitslosigkeit: 

a) Grundsystem: 

Kansaneläkelaitos/Folkspensionsanstal­
ten (Sozialversicherungsanstalt), Helsin­
ki, und Ahvenanmaan maakunnan työvoi­
matoimikunta/Arbetskraftskommissionen i 
landskapet Åland (Beschäftigungskom­
mission in der Provinz Åland) oder 

b) Einkommensabhängiges System: 

die zuständige Arbeitslosenversicherung 

6. Familienleistungen: 

Kansaneläkelaitos/Folkspensionsanstal­
ten (Sozialversicherungsanstalt), Helsinki 

7. Besondere beitragsfreie Leistungen: 

Kansaneläkelaitos/Folkspensionsanstal­
ten (Sozialversicherungsanstalt), Helsinki 

Z. SCHWEDEN 

1. Für alle Versicherungsfälle mit Ausnahme 
von Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

a) Im Allgemeinen: 

Försäkringskassans länsorganisation som 
är behörig att handlägga ärendet (sach­
lich zuständige Regionalstelle der Versi­
cherungsanstalt) 

b) Für Seeleute, die keinen Wohnsitz in 
Schweden haben: 

Försäkringskassan länsorganisation Väs­
tra Götaland (Versicherungsanstalt Fästra 
Götaland) für sämtliche Angelegenheiten 
außer Rentenfragen, Krankengeld und 
Erwerbsausfall sowie langfristige Ent­
schädigung wegen eines Arbeitsunfalls 
oder einer Berufskrankheit 

c) Für die Anwendung der Artikel 35 bis 59 
der Durchführungsverordnung in Bezug 
auf Personen, die keinen Wohnsitz in 
Schweden haben: 

Försäkringskassan länsorganisation Got­
land (Versicherungsanstalt Gotland) 

d) Für die Anwendung der Artikel 60 bis 77 
der Durchführungsverordnung in Bezug 
auf Personen, mit Ausnahme von See­
leuten, die keinen Wohnsitz in Schweden 
haben: 

-Versicherungsanstalt am Ort des Arbeits­
unfalls oder des Auftretens der Berufs­
krankheit (Försäkringskassan pa den ort 
där olycksfallet i arbete inträffade eller där 
arbetssjukdomen visade sig) 

d) Für die Anwendung der Artikel 60 bis 77 
der Durchführungsverordnung in Bezug 
auf Seeleute, die keinen Wohnsitz in 
Schweden haben 

Försäkringskassan länsorganisation Got­
land (Versicherungsanstalt Gotland) 

2. Für Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

a) Bei Anwendung der Artikel 80 bis 82 der 
Durchführungsverordnung: 

- die Arbeitslosenkasse, die für die An­
träge auf Arbeitslosenhilfe in Schwe­
den zuständig wäre, oder 

- die Aufsichtsbehörde 

b) Bei Anwendung des Artikels 83 der Durch­
führungsverordnung: 

- Inspektionen för arbetslöshetsförsäk­
ringen (staatliche Inspektion für die Ar­
beitslosenversicherung) 

AA. VEREINIGTES KÖNIGREICH 

1. Sachleistungen: 

- Großbritannien und Nordirland: 
Die Behörden, die die Leistungen des na­
tionalen Gesundheitsdienstes gewähren 

- Gibraltar: 

Gibraltar Health Authority (Gesundheits­
behörde), Gibraltar 

2. Geldleistungen (außer Familienleistungen): 

- Großbritannien: 

Department for Work and Pensions (Mi­
nisterium für Arbeit und Renten), London 

- Nordirland: 

Department for Social Development (Mi­
nisterium für soziale Entwicklung), Belfast 

- Gibraltar: 

Principal Secretary, Social Affairs (Haupt­
sektretär, soziale Angelegenheiten), Gib­
raltar) 
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3. Familienleistungen: 

- Großbritannien: 

HM Revenue & Customs, Child Benefit 
Office (Finanz- und Zollverwaltung, Kin­
dergeldstelle), Newcastle upon Tyne 

HM Revenue & Customs, Tax Credit Of­
fice (Finanz- und Zollverwaltung, Freibe­
tragsstelle), Preston 

- Nordirland: 

HM Revenue & Customs, Child Benefit 
Office (Finanz- und Zollverwaltung, Kin­
dergeldstelle), (NI) Belfast 

HM Revenue & Customs, Tax Credit Of­
fice (Finanz- und Zollverwaltung, Freibe­
tragsstelle), Belfast 

- Gibraltar: 

Principal Secretary, Social Affair (Haupt­
sekretär, soziale Angelegenheiten), Gib­
raltar 

ZA. ISLAND 

1.	 Für alle Versicherungsfälle mit Ausnah­
me von Arbeitslosigkeits- und Familien­
leistungen: 

Tryggingastofnun ríkisins (Staatliches Insti­
tut für soziale Sicherheit), Reykjavík 

2. Für Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Atvinnuleysistryggingasjódur, Vinnumálas­
krifstofan (Arbeitslosenversicherung), Rey­
kjavík 

3. Für Familienleistungen: 

a) Familienleistungen mit Ausnahme der 
Kinderzulage und der ergänzenden Kin­
derzulage: 

Tryggingastofnun ríkisins (Staatliches 
Institut für soziale Sicherheit), Reykjavík 

b) Kinderzulage und ergänzende Kinderzu­
lage: 

Ríkisskattstjóri (Leiter der Finanzbehörde), 
Reykjavík 

ZB. LIECHTENSTEIN 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

- die anerkannte Krankenkasse, bei der die 
betreffende Person versichert ist; oder 

- das Amt für Volkswirtschaft 

2. Invalidität: 

a)	 Invalidenversicherung: 

Liechtensteinische Invalidenversicherung 

b) Betriebliche Personalvorsorge: 

die Pensionskasse, der der letzte Arbeitgeber 
angeschlossen ist 

3. Alter und Tod (Renten): 

a) Alters- und Hinterlassenenversicherung: 

Liechtensteinische Alters- und Hinterlas­
senenversicherung 

b) Betriebliche Personalvorsorge: 

die Pensionskasse, der der letzte Arbeitgeber 
angeschlossen ist 

4. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

- die Unfallversicherung, bei der die betref­
fende Person versichert ist, oder 

- das Amt für Volkswirtschaft 

5.	 Arbeitslosigkeit: 

Amt für Volkswirtschaft 

6.	 Familienleistungen: 

Liechtensteinische Familienausgleichskasse 

ZC. NORWEGEN 

1. Für Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Arbeidsdirektoratet, Oslo, fylkesarbeidskon­
torene og de lokale arbeidskontor på boste­
det eller oppholdsstedet (Staatliches Ar­
beitsamt Oslo, die regionalen Arbeitsämter 
und die örtlichen Arbeitsämter am Wohn­
oder Aufenthaltsort) 
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2.	 Alle anderen Leistungen im Rahmen des 
Norwegischen Versicherungsgesetzes: 

Folketrygdkontoret for utenlandssaker (staat­
liches Versicherungsbüro für die Versiche­
rung im Ausland), Oslo 

3. Familienleistungen: 

Rikstrygdeverket (staatliche Versicherungs­
verwaltung), Oslo und Folketrygdkontoret for 
utenlandssaker (staatliches Versicherungs­
büro für die Versicherung im Ausland), Oslo 

4. Rentenversicherung für Seeleute: 

Pensjonstrygden for sjømenn (Rentenver­
sicherung für Seeleute), Oslo 

5.	 Gesetz vom 16. Juni 1989 über die Arbeits­
unfallversicherung (lov av 16. Juni 1989 om 
yrkesskadeforsikring) 

Der Versicherer, bei dem der Arbeitgeber 
versichert ist. Falls er nicht versichert ist: 
Yrkesskadeforsokringsforeningen (Arbeits­
unfallversicherungsgesellschaft), Oslo 

6.	 System der Absicherung von Sozialversiche­
rungsansprüchen gemäß § 32 des Gesetzes 
zur Absicherung von Seeleuten vom 30. Mai 
1975 (sjomannsloven av 30. Mai 1975): 

Der Versicherer, bei dem der Arbeitgeber ver­
sichert ist. 

7. Leistungen gemäß dem Gesetz Nr. 26 vom 
28. Juli 1949 über die norwegische staatli­
che Pensionskasse (lov av 28. juli 1949 nr 
26 om Statens Pensjonskasse): 

Statens Pensjonskasse (Norwegische staat­
liche Pensionskasse). 

SCHWEIZ 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

Versicherer - Assureur - Assicuratore nach 
dem Bundesgesetz über die Krankenversi­
cherung, bei dem die betreffende Person 
versichert ist. 

2. Invalidität: 

a) Invalidenversicherung: 

i) Personen, die in der Schweiz wohnen: 

IV-Stelle - Office Al - Ufficio Al des Wohn­
kantons. 

ii) Personen, die nicht in der Schweiz woh­
nen: 

IV-Stelle für Versicherte im Ausland, 
Genf – Office Al pour les assurés à 
l’étranger, Genève – Ufficio Al per gli 
assicurati all’estero, Ginevra. 

b) Berufliche Vorsorge: 

Pensionskasse, der der letzte Arbeitgeber 
angeschlossen ist. 

3. Alter und Tod: 

a) Alters- und Hinterlassenenversicherung: 

i) Personen, die in der Schweiz wohnen: 

Ausgleichskasse – Caisse de compen­
sation – Cassa di compensazione, an 
die zuletzt Beiträge entrichtet wurden. 

ii) Personen, die nicht in der Schweiz woh­
nen: 

Schweizerische Ausgleichskasse, Genf 
– Caisse suisse de compensation, 
Genève – Cassa svizzera di compen­
sazione, Ginevra. 

b) Berufliche Vorsorge: 

Pensionskasse, der der letzte Arbeitgeber 
angeschlossen ist. 

4. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Arbeitnehmer: 

Unfallversicherer, bei dem der Arbeitge­
ber versichert ist. 

b) Selbständige: 

Unfallversicherer, bei dem die betreffende 
Person freiwillig versichert ist. 

5. Arbeitslosigkeit: 

a) Bei Vollarbeitslosigkeit: 

Vom Arbeitnehmer gewählte Arbeitslosen­
kasse. 

b) Bei Teilarbeitslosigkeit: 

Vom Arbeitgeber gewählte Arbeitslosen­
kasse. 

6. Familienleistungen: 

a) Bundesrechtliche Ordnung: 
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i) Arbeitnehmer: 

Kantonale Ausgleichskasse – Caisse 
cantonale de compensation – Cassa 
cantonale di compensazione, der der 
Arbeitgeber angeschlossen ist. 

ii) Selbständige: 

Kantonale Ausgleichskasse – Caisse 
cantonale de compensation 
– Cassa cantonale di compensazione 
– des Wohnkantons. 

b) Kantonale Regelungen: 

i) Arbeitnehmer: 

Familienausgleichskasse – Caisse de 
compensation familiale – Cassa di 
compensazione familiale, der der Ar­
beitgeber angeschlossen ist, oder der 
Arbeitgeber. 

ii) Selbständige: 

Vom Kanton bestimmter Träger. 
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ANHANG 3 

TRÄGER DES WOHNORTS UND TRÄGER 
DES AUFENTHALTSORTS 

(Artikel 1 Buchstabe p) der Verordnung und 
Artikel 4 Absatz 3 der Durchführungsverord­

nung) 

A. BELGIEN 

I. Träger des Wohnorts: 

1. Krankheit, Mutterschaft: 

a) Bei Anwendung der Artikel 17, 18, 22, 25, 
28, 29, 30 und 32 der Durchführungsver­
ordnung 

i) Im allgemeinen: 

Die Versicherungseinrichtungen 

ii) Für die Personen, die dem System der 
sozialen Sicherheit in Übersee unterlie­
gen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese soci­
ale zekerheid, Brussel - (Amt für sozia­
le Sicherheit in Übersee) 

iii) Für die ehemals in Belgisch-Kongo 
und Ruanda-Urundi beschäftigten Per­
sonen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese 
sociale zekerheid, Brussel - (Amt für 
soziale Sicherheit in Übersee) 

b) Bei Anwendung des Artikels 31 der 
Durchführungsverordnung: 

i) Im Allgemeinen: 

Die Versicherungseinrichtungen 

ii) Für Seeleute: 

Caisse de secours et de prévoyance 
en faveur des marins - Hulp- en voor­
zorgkas voor zeevarenden - (Hilfs- und 
Vorsorgekasse für Seeleute), Antwer­
pen, oder die Versicherungseinrichtun­
gen) 

iii) Für die Personen, die dem System der 
sozialen Sicherheit in Übersee unterlie­
gen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese so­
ciale zekerheid, Brussel - (Amt für so­
ziale Sicherheit in Übersee) 

iv )Für die ehemals in Belgisch-Kongo 
und Ruanda-Urundi beschäftigten Per­
sonen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese so­
ciale zekerheid, Brussel - (Amt für so­
ziale Sicherheit in Übersee) 

2. Invalidität: 

a) Allgemeine Invalidität (Arbeiter, Ange­
stellte und Bergarbeiter) und Invalidität 
bei Selbständigen: 

Institut national d'assurance maladie­

invalidité, Bruxelles - Rijksinstituut voor

ziekte -en invaliditeitsverzekering, Brus­

sel

- (Staatliche Anstalt für Kranken- und In­


validitätsversicherung), zusammen mit 
den Versicherungseinrichtungen 

Bei Anwendung des Artikels 105 der 
Durchführungsverordnung: 

Institut national d'assurance maladie­
invalidité, Bruxelles 

- (Staatliche Anstalt für Kranken- und In­
validitätsversicherung) 

b) Besondere Invalidität der Bergarbeiter: 

Fonds national de retraite des ouvriers­

mineurs, Bruxelles -

Nationaal Pensioenfonds voor mijnwer­

kers, Brussel (Staatliche Kasse für die Al­

tersversorgung der Bergarbeiter)


c) Invalidität der Seeleute: 

Caisse de secours et de prévoyance en 
faveur des marins - Hulp -en voorzorgs­
kas voor zeevarenden - (Hilfs- und Vor­
sorgekasse für Seeleute), Antwerpen 

d) Invalidität der Personen, die dem System 
der sozialen Sicherheit in Übersee unter-
liegen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

e) Invalidität der ehemals in Belgisch-Kongo 
und Ruanda-Urundi beschäftigten Perso­
nen: 
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Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

f)	 Invalidität von Personen, die einem Son­
dersystem für Beamte unterliegen: 

Administration des pensions du Ministère 
des Finances ou le service qui gère le 
régime spécial de pension - Administratie 
van pensioenen van het Ministerie van 
Financiën of de dienst die het bijzonder 
stelsel beheert (Rentenverwaltung des 
Ministeriums der Finanzen oder die 
Dienststelle, die die Rentensondersyste­
me verwaltet) 

3. Alter, Tod (Renten): 

a) Allgemeines System (Arbeiter, Ange­
stellte, Bergleute und Seeleute): 

Office national des pensions, Bruxelles -
Rijksdienst voor pensioenen, Brussel ­
(Landesrentenamt) 

b) System für Selbständige: 

Institut national d’assurances sociales 
pour travailleurs indépendants, Bruxelles 
- Rijksinstituut voor de sociale verzekerin­
gen der zelfstandigen, Brussel - (Staatli­
che Sozialversicherungsanstalt für Selb­
ständige) 

c) System der sozialen Sicherheit in Übersee: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

d) System für die ehemals in Belgisch-Kon­
go und Ruanda-Urundi beschäftigten Per­
sonen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

e) Sondersystem für Beamte: 

Administration des pensions du Ministère 
des Finances ou le service qui gère le ré­
gime spécial de pension - Administratie 
van pensioenen van het Ministerie van 
Financiën of de dienst die het bijzonder 
stelsel beheert (Rentenverwaltung des 
Ministeriums der Finanzen oder die Dienst-
stelle, die die Rentensondersysteme ver­
waltet) 

4. Arbeitsunfall (Sachleistungen): 

Die Versicherungseinrichtungen 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Sicher­
heit in Übersee) 

5. Berufskrankheit: 

Fonds des maladies professionelles, 
Bruxelles - Fonds voor beroepsziekten, 
Brussel - (Kasse für Berufskrankheiten) 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Sicher­
heit in Übersee) 

6. Sterbegeld: 

i) Im Allgemeinen: 

Die Versicherungseinrichtungen zusam­
men mit dem Institut national d'assurance 
maladie-invalidité, Bruxelles - Rijks­
instituut voor ziekte- en Invaliditeitsver­
zekering, Brussel - (Staatliche Anstalt für 
Kranken- und Invaliditätsversicherung) 

ii) Für die Personen, die dem System für so­
ziale Sicherheit in Übersee unterliegen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

iii) Für die ehemals in Belgisch-Kongo und 
Ruanda-Urundi beschäftigten Personen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

7. Arbeitslosigkeit: 

a) Im Allgemeinen: 

Office national de l'emploi, Bruxelles -
Rijksdienst voor Arbeidsvoorziening, 
Brussel – (Staatliches Arbeitsamt) 

b) Für Seeleute: 

Pool des marins de la marine marchande 
- Pool van de zeelieden ter koopvaardij ­
(Seemännische Heuerstelle der Handels­
marine), Antwerpen 
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8. Familienleistungen: 

a) Arbeitnehmer: 

Office national des allocations familiales 
pour travailleurs salariés, Bruxelles -
Rijksdienst voor kinderbijslag voor werk­
nemers, Brussel - (Staatliches Amt für Fa­
milienbeihilfe an Arbeitnehmer) 

b) Selbständige: 

Institut national d’assurance sociales 
pour travailleurs indépendants, Bruxelles 
- Rijksinstituut voor de sociale verzekerin­
gen der zelfstandigen, Brussel - (Staat­
liche Sozialversicherungsanstalt für Selb­
ständige) 

c) Für die ehemals in Belgisch-Kongo und 
Ruanda-Urundi beschäftigten Personen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

II. Träger des Aufenthaltsorts 

1.Krankheit, Mutterschaft: 

Office national d’assurance maladie-invalidi­
té, Bruxelles - Rijksinstituut voor ziekte- en 
invaliditeitsverzekering, Brussel - (Staatliche 
Anstalt für Kranken- und Invaliditätsversi­
cherung), über die Versicherungseinrichtun­
gen 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Sicher­
heit in Übersee) 

2. Arbeitsunfall: 

Institut national d'assurance maladie-invali­
dité, Bruxelles - Rijksinstituut voor ziekte- en 
invaliditeitsverzekering, Brussel (Staatliche 
Anstalt für Kranken- und Invaliditätsversi­
cherung) über die Versicherungseinrichtun­
gen 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Sicher­
heit in Übersee) 

3. Berufskrankheit: 

Fonds des maladies professionnelles, 
Bruxelles - Fonds voor beroepsziekten, 
Brussel (Kasse für Berufskrankheiten) 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Sicher­
heit in Übersee) 

B. BULGARIEN 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Sachleistungen: 

- (Gesundheitsministerium) 
- (Staatlicher Krankenversicherungs­

fonds) 
- (Agentur für Behinderte) 

b) Geldleistungen: Regionalbüro des Staat­
lichen Instituts für Soziale Sicherheit 

2.	 Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen­
renten: 
Zentralstelle des Staatlichen Instituts für So­
ziale Sicherheit 

3. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Sachleistungen: 

- (Gesundheitsministerium) 
- (Staatlicher Krankenversicherungsfonds) 
- (Agentur für Behinderte) 

b) Kurzfristige Geldleistungen: 
Regionalbüros des Staatlichen Instituts 
für Soziale Sicherheit 

c) Invaliditätsrenten: 
Zentralstelle des Staatlichen Instituts für 
Soziale Sicherheit 

4.	 Leistungen im Todesfalle: 
Regionalbüros des Staatlichen Instituts für 
Soziale Sicherheit 

5.	 Leistungen bei Arbeitslosikeit: 
Regionalbüros des Staatlichen Instituts für 
Soziale Sicherheit 

6.	 Familienleistungen: 
Sozialhilfedirektionen des Sozialamts 

C. TSCHECHISCHE REPUBLIK 

1. Sachleistungen: 

a) Im Allgemeinen: 
Krankenversicherungsanstalt (nach Wahl) 

b) Für die Luftrettung: 
Minsterstvo zdravotnictví (Gesundheits­
ministerium) 
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2. Geldleistungen: 

a) Krankheit und Mutterschaft: Česká sprá­
va sociálního zabezpečení (die tschechi­
sche Sozialversicherungsanstalt Prag 
und ihre regionalen Stellen) 

b) Invalidität, Alter, Tod (Renten): Česká 
správa sociálního zabezpečení (die tsche­
chische Sozialversicherungsanstalt Prag 
und ihre regionalen Stellen) 

c) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 
Česká správa sociálního zabezpečení 
(die tschechische Sozialversicherungsan­
stalt Prag und ihre regionalen Stellen) 

d) Arbeitslosigkeit: Zuständiges Arbeitsamt 
je nach dem Wohn- (Aufenthalts-)ort der 
betreffenden Person 

e) Familienleistungen und sonstige: Staatli­
che Sozialvorsorgebehörden je nach dem 
Wohn- (Aufenthalts-)ort des Betreffen-
den. 

D. DÄNEMARK 

I. Träger des Wohnorts 

a) Leistungen bei Krankheit und Mutter­
schaft: 

i)	 Bei Anwendung der Artikel 17, 18, 22, 
25, 28, 29 und 30 der Durchführungs­
verordnung: 

Verwaltung der Gemeinde, in der die 
betreffende Person wohnt. 

ii) Bei Anwendung der Artikel 18 und 25 
der Durchführungsverordnung: 

b) Invalidität (Renten): 

Den Sociale Sikringstyrelse, København (So­
zialversicherungsamt, Kopenhagen) 

c) Alter und Tod (Renten): 

i) Renten nach dem Sozialrentenrecht: 

Den Sociale Sikringsstyrelse, Køben-
havn (Sozialversicherungsamt, Kopen­
hagen) 

ii) Gesetz über die Arbeitsmarkt-Zusatz­
rente („loven om Arbejdsmarkedets til­
lægspension): 

Arbejdsmarkedets Tillægspension (Amt 
für die Arbeitsmarkt-Zusatzrente), Hillerod 

d) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

i)	 Bei Anwendung von Titel IV Kapitel 4 
der Durchführungsverordnung, ausge­
nommen Artikel 61: 

Arbejdsskadestyrelsen (Landesarbeits­
unfallverwaltung), København 

ii) Bei Anwendung des Artikels 61 der 
Durchführungsverordnung: 

Verwaltung der Gemeinde, in der die 
betreffende Person wohnt 

e) Sterbegeld: 

Bei Anwendung des Artikels 78 der

Durchführungsverordnung:

Indenrings- og Sundhedsministeriet (Mi­

nisterium für innere Angelegenheiten und

Gesundheit), København 


II. Träger des Aufenthaltsorts 

a) Krankheit und Mutterschaft: 

i)	 Bei Anwendung der Artikel 19a, 20, 21 
und 31 der Durchführungsverordnung: 

Zuständige Region 

ii) Bei Anwendung des Artikels 24 der 
Durchführungsverordnung: 

Verwaltung der Gemeinde, in der die 
betreffende Person wohnt. 

b) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

i)	 Bei Anwendung von Titel IV Kapitel 4 
der Durchführungsverordnung, ausge­
nommen Artikel 64: 

Arbejdsskadestyrelsen (Behörde für 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten), 
Kopenhagen 

ii) Bei Anwendung des Artikels 64 der 
Durchführungsverordnung: 

Verwaltung der Gemeinde, in der die 
betreffende Person wohnt 

c) Arbeitslosigkeit: 

i)	 Bei Anwendung von Titel IV Kapitel 6 
der Durchführungsverordnung, ausge­
nommen Artikel 83: 

die zuständige Arbeitslosenkasse 
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ii) Bei Anwendung des Artikels 83 der 
Durchführungsverordnung: 

Jobcenteret i opholdskommunen (Job­
center in der Aufenthaltsgemeinde 

E. DEUTSCHLAND 

1. Krankenversicherung: 

In allen Fällen: 

Die Krankenkasse des Wohn- oder Aufent­
haltsorts, die von der betreffenden Person 
gewählt wird 

2. Unfallversicherung: 

In allen Fällen: 

Hauptverband der gewerblichen Berufsge­
nossenschaften, St. Augustin 

3. Rentenversicherung: 

a) Rentenversicherung der Arbeiter 

i) im Verhältnis zu Belgien und Spanien: 

Landesversicherungsanstalt Rhein­
provinz, Düsseldorf; 

ii) im Verhältnis zu Frankreich: 

Landesversicherungsanstalt Rhein­
land-Pfalz, Speyer, oder 

- im Rahmen der in Anhang 2 vorge­
sehenen Zuständigkeit: 

- Landesversicherungsanstalt Saar­
land, Saarbrücken; 

iii) im Verhältnis zu Italien: 

Landesversicherungsanstalt Schwa­
ben, Augsburg, oder 

- im Rahmen der in Anhang 2 vorge­
sehenen Zuständigkeit: 

- Landesversicherungsanstalt Saar­
land, Saarbrücken; 

iv) im Verhältnis zu Luxemburg: 

Landesversicherungsanstalt Rhein­
land-Pfalz, Speyer, oder 

- im Rahmen der in Anhang 2 vorge­
sehenen Zuständigkeit: 

- Landesversicherungsanstalt Saar­
land, Saarbrücken; 

v) im Verhältnis zu Malta: 

Landesversicherungsanstalt Schwa­
ben, Augsburg; 

vi) im Verhältnis zu Island und den Nie­
derlanden: 

Landesversicherungsanstalt Westfa­
len, Münster; 

vii) im Verhältnis zu Dänemark, Finnland, 
Norwegen und Schweden: 

Landesversicherungsanstalt Schles­
wig-Holstein, Lübeck; 

viii) im Verhältnis zu Estland, Lettland und 
Litauen: 

Landesversicherungsanstalt Mecklen­
burg-Vorpommern, Neubrandenburg; 

ix) im Verhältnis zu Irland und zum Ver­
einigten Königreich: 

Landesversicherungsanstalt Freie und 
Hansestadt Hamburg, Hamburg; 

x)	 im Verhältnis zu Griechenland und 
Liechtenstein: 

Landesversicherungsanstalt Baden-
Württemberg, Karlsruhe; 

xi) im Verhältnis zu Portugal: 

Landesversicherungsanstalt Unter­
franken, Würzburg; 

xii) im Verhältnis zu Österreich: 

Landesversicherungsanstalt Oberbay­
ern, München; 

xiii)im Verhältnis zu Polen: 

Landesversicherungsanstalt Berlin, 
Berlin, oder 

in Fällen, in denen allein das Abkom­
men vom 9. Oktober 1975 über Ren­
ten- und Unfallversicherung anzuwen­
den ist: die nach den deutschen 
Rechtsvorschriften örtlich zuständige 
Landesversicherungsanstalt; 

xiv)im Verhältnis zur Slowakei, zu Slowe­
nien und zur Tschechischen Republik: 
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Landesversicherungsanstalt Nieder­
bayern-Oberpfalz, Landshut; 

xv) im Verhältnis zu Ungarn: 

Landesversicherungsanstalt Thürin­
gen, Erfurt. 

b) Rentenversicherung der Angestellten: 

Bundesversicherungsanstalt für Ange­
stellte, Berlin 

c) Knappschaftliche Rentenversicherung: 

Bundesknappschaft, Bochum 

4. Alterssicherung der Landwirte: 

Gesamtverband der landwirtschaftlichen Al­
terskassen. 

5. Leistungen bei Arbeitslosigkeit und Fami­
lienleistungen: 

Für den Wohnort oder Aufenthaltsort der be­
treffenden Person zuständiges Arbeitsamt 

F. ESTLAND 

1.	 Krankheit und Mutterschaft: Eesti Haige­
kassa (Estnische Krankenkasse) 

2.	 Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen­
renten, Sterbegeld, Familienleistungen 
und Elterngeld: Sotsiaalkindlustusamet 
(Sozialversicherungsanstalt) 

3.	 Arbeitslosigkeit: Tööhõiveamet (örtliches 
Arbeitsamt des Wohn- oder Aufenthaltsorts 
der betreffenden Person) 

G. GRIECHENLAND* 

1. Arbeitslosigkeit, Familienbeihilfen: 

(Amt für Beschäftigung der Arbeitskräfte), 
Athen 

2. Sonstige Leistungen: 

(Institut für Sozialversicherung – Einheitliche 
Versicherungskasse der Arbeitnehmer – 
IKA), Athen 

H. SPANIEN 

1. Sachleistungen: 

a) Alle Systeme, außer dem System für See­
leute: 

Direcciones Provinciales del Instituto Na­
cional de la Salud (Provinzialdirektionen 
des Staatlichen Gesundheitsamtes) 

b) System für Seeleute: 

Direcciones provinciales del Instituto So­
cial de la Marina (Provinzialdirektionen 
der Sozialanstalt der Marine) 

2. Geldleistungen: 

a) Alle Systeme, außer dem System für See­
leute, und alle Versicherungsfälle, ausge­
nommen Arbeitslosigkeit: 

Direcciones Provinciales del Instituto Na­
cional de la Seguridad Social (Provin­
zialdirektionen der Staatlichen Anstalt für 
soziale Sicherheit) 

b) System für Seeleute für alle Versiche­
rungsfälle: 

Direcciones provinciales del Instituto So­
cial de la Marina (Provinzialdirektionen 
der Sozialanstalt der Marine) 

c) Arbeitslosigkeit, ausgenommen Seeleute: 

Direcciones Provinciales del Servicio 
Público de Empleo Estatal, INEM (Provin­
zialdirektionen des Staatlichen Beschäf­
tigungservice, INEM) 

I. FRANKREICH 

I. Mutterland 

A. System für Arbeitnehmer: 

1. Andere Fälle als Arbeitslosigkeit und 
Familienleistungen 

a) Im allgemeinen: 

Caisse primaire d’assurance maladie 
(Örtliche Krankenkasse) des Wohn­
orts oder des Aufenthaltsorts 

b)	 Bei Anwendung des Artikels 19 Ab­
sätze 1 und 2 in Verbindung mit Artikel 

* Auf die griechische Bezeichnung wurde aufgrund der Zeichenproblematik verzichtet. 
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35 Absatz 1 der Verordnung hinsicht­
lich der Sachleistungen der Versiche­
rung des Bergbausystems bei Krank­
heit, Mutterschaft, Invalidität, Tod (Bei­
hilfen): 

Société de secours minière (Knapp­
schaftsverein) des Wohnorts der be­
treffenden Person 

c)	 Bei der Anwendung des Artikels 35 der 
Durchführungsverordnung: 

i) Allgemeines Systems: 

aa) Im allgemeinen, ohne Paris und 
den Raum Paris: 

Caisse primaire d’assurance 
maladie (Örtliche Krankenkas­
se) 

Für Paris und den Raum Paris: 

Caisse régionale d’assurance 
maladie (Regionalkrankenkas­
se), Paris 

bb) Sonderregelung nach den Arti­
keln L 365 bis L 382 des Code 
de la sécurité sociale (Sozial­
versicherungsordnung): 

ii) Landwirtschaftliches System: 

Caisse de mutualité sociale agrico­
le (Gegenseitigkeitskasse der So­
zialversicherung in der Landwirt­
schaft) 

iii) Bergbausystem: 

Caisse autonome nationale de 
sécurité sociale dans les mines 
(Staatliche autonome Knappschaft), 
Paris 

d)	 Bei Anwendung des Artikels 36 der 
Durchführungsverordnung, wenn es 
sich um Invaliditätsrenten handelt: 

i) Im allgemeinen, ohne Paris und den 
Raum Paris: 

Caisse primaire d’assurance mala­
die (Örtliche Krankenkasse) 

Für Paris und den Raum Paris: 

Caisse régionale d’assurance ma­
ladie (Regionalkrankenkasse), Paris 

ii)	 Sonderregelung nach den Artikeln L 
365 bis L 382 des Code de la sécurité 
sociale (Sozialversicherungsordnung): 

Caisse régionale d’assurance 
maladie (Regionalkrankenkasse), 
Strasbourg 

e)	 Bei der Anwendung des Artikels 36 der 
Durchführungsverordnung, wenn es 
sich um Altersrenten handelt: 

i) Allgemeines System: 

aa) Im allgemeinen, ohne Paris und 
den Raum Paris: 

Caisse régionale d’assurance 
maladie, branche vieillesse 
(Regionalkrankenkasse, Abtei­
lung Altersversicherung) 

Für Paris und den Raum Paris: 

Caisse régionale d’assurance 
vieillesse des travailleurs sala­
riés (Staatliche Kasse für Al­
tersversicherung der Arbeit­
nehmer), Paris 

bb) Sonderregelung nach den Arti­
keln L 365 bis L 382 des Code 
de la sécurité sociale (Sozial­
versicherungsordnung): 

Caisse régionale d’assurance 
vieillesse (Regionalkasse für 
Altersversicherung), Strasbourg 

ii) Landwirtschaftliches System: 

Caisse centrale de secours mutu­
els agricoles (Zentralkasse der Ge­
genseitigkeitshilfe in der Landwirt­
schaft), Paris 

iii) Bergbausystem: 

Caisse autonome nationale de sé­
curité sociale dans les mines (Staat­
liche autonome Knappschaft), Paris 

f)	 Bei Anwendung des Artikels 75 der 
Durchführungsverordnung: 

Caisse primaire d’assurance maladie 
(Örtliche Krankenkasse) 

2. Arbeitslosigkeit: 

a) Bei Anwendung des Artikels 80 und 81 so­
wie des Artikels 82 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung: 
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Direction départementale du travail et de 
la main-d’ouvre (Departementsdirektion 
für Arbeit und Arbeitskräfte) des Ortes, an 
dem die Beschäftigung ausgeübt wurde, 
für die die Bescheinigung beantragt wird 

Örtliche Abteilung des staatlichen Arbeits­
amts 

Gemeindeverwaltung des Wohnorts der 
Familienangehörigen 

b) Bei Anwendung des Artikels 83 Absätze 1 
und 2 sowie des Artikels 97 der Durch­
führungsverordnung: 

Association pour l’emploi dans l’industrie 
et le commerce (ASSEDIC) (Ver-band für 
Beschäftigung in Handel und Gewerbe) 
des Wohnorts der betreffen-den Person 

c) Bei Anwendung des Artikels 84 der 
Durchführungsverordnung: 

i) Vollarbeitslosigkeit: 

Association pour l’emploi dans l’indu­
strie et le commerce (ASSEDIC) 
(Verband für Beschäftigung in Handel 
und Gewerbe) des Wohnorts der be­
treffenden Person 

ii) Kurzarbeit: 

Direction départementale du travail et 
de la main-d’ouvre (Departements­
direktion für Arbeit und Arbeitskräfte) 
des Beschäftigungsortes der betref­
fenden Person 

d) Bei der Anwendung des Artikels 89 der 
Durchführungsverordnung: 

Direction départementale du travail et de 
la main-d’ouvre (Departementsdirektion 
für Arbeit und Arbeitskräfte) 

B. System für Selbständige: 

1. Krankheit, Mutterschaft: 

Caisse primaire d’assurance maladie 
(Örtliche Krankenkasse) des Wohn- oder 
Aufenthaltsorts 

2. Bei Anwendung des Artikels 35 der 
Durchführungsverordnung, wenn es sich 
um das System der Landwirtschaft handelt: 

Caisse de mutalité sociale agricole (Ge­
genseitigkeitskasse der Sozialversiche­
rung in der Landwirtschaft) und jeder an­
dere entsprechend befugte Versiche­

rungsträger 

3. Bei Anwendung des Artikels 36 der 
Durchführungsverordnung, wenn es sich 
um Altersrenten handelt: 

a) System für Handwerker: 

Caisse nationale de l’organisation 
autonome d’assurance vieillesse des 
travailleurs non salariés des professi­
ons artisanales (CANCAVA) (Staat­
liche Kasse der autonomen Altersver­
sicherung der Selbständigen in den 
handwerklichen Berufen), Paris 

Caisses de base professionnelles 
(Örtliche berufsständische Kassen) 

b)	 System für Handel- und Gewerbetrei­
bende: 

Caisse nationale de l’organisation 
autonome d’assurance vieillesse des 
travailleurs non salariés des professi­
ons industrielles et commerciales 
(ORGANIC) (Staatliche Kasse der 
autonomen Altersversicherung der 
Selbständigen der gewerblichen und 
kaufmännischen Berufe) 

Caisses de base professionnelles ou 
interprofessionnelles (Örtliche berufs­
ständische oder gemischtgewerbliche 
Kassen) 

c) System für die freien Berufe: 

Caisse nationale d’assurance vieilles­
se des professions libérales (CNAVPL) 
- Sections professionnelles (Staatliche 
Kasse für die Altersversicherung der 
freien Berufe - Berufsständische Ab­
teilungen) 

d) System für Anwälte: 

Caisse nationale des barreaux fran-
çaise (CNBF) (Staatliche Kasse der 
französischen Anwälte) 

e) Landwirtschaftliches System: 

Caisse nationale d’assurance vieilles­
se mutuelle agricole (Staatliche Kasse 
für die Altersversicherung auf Gegen­
seitigkeit in der Landwirtschaft) 

C. System für Seeleute: 

a) Bei Anwendung des Artikels 27 der Ver­
ordnung, wenn es sich um das System 
der Seeleute handelt: 
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Section „Caisse générale de prévoyance 
des marins“ du quartier des affaires mari­
times (Abteilung „Allgemeine Vorsorge­
kasse für Seeleute“ der Schiffahrtsdirek­
tion) 

b) Bei Anwendung des Artikels 35 der Durch­
führungsverordnung: 

Section „Caisse générale de prévoyance 
des marins“ du quartier des affaires mari­
times (Abteilung „Allgemeine Vorsorge­
kasse für Seeleute“ der Schiffahrtsdirek­
tion) 

D. Familienleistungen: 

Caisse d’allocations familiales (Familienbei­
hilfenkasse) des Wohnorts der betreffenden 
Person 

II. Überseeische Departments 

A. System für Arbeitnehmer: 

Andere Fälle als Familienleistungen: 

- Im allgemeinen: 

Caisse générale de sécurité sociale (All­
gemeine Kasse für soziale Sicherheit) 

B. System für Selbständige: 

a) Krankheit, Mutterschaft: 

Caisse générale de sécurité sociale (All­
gemeine Kasse für soziale Sicherheit) 
des Wohn- oder Aufenthaltsorts 

b) Alter: 

- System für Handwerker: 

Caisse nationale de l’organisation 
autonome d’assurance vieillesse des 
travailleurs non salariés des professi­
ons artisanales (CANCAVA) (Staat­
liche Kasse der autonomen Altersver­
sicherung der Selbständigen in den 
handwerklichen Berufen) 

- System für Handel- und Gewerbe­
treibende: 

Caisse interprofessionnelle d’assuran­
ce vieillesse des industriels et com-
merçants d’Algérie et d’outre-mer 
(CAVICORG) (Gemischtgewerbliche 
Altersversicherungskasse für Handel-
und Gewerbetreibende in Algerien und 
Übersee) 

- System für die freien Berufe: 

Sections professionnelles (Berufs­
ständische Abteilungen) 

- System für Anwälte: 

Caisse nationale des barreaux 
français (CNBF) (Staatliche Kasse 
der französischen Anwälte) 

C. System der Seeleute: 

i) Invaliditätsrenten: 

Section „Caisse générale de prévoyance 
des marins“ du quartier des affaires mari­
times (Abteilung „Allgemeine Vorsorge­
kasse für Seeleute“ der Schiffahrtsdirek­
tion) 

ii) Altersrenten: 

Section „Caisse de retraite des marins“ 
du quartier des affaires maritimes (Ab­
teilung „Rentenkasse für Seeleute“ der 
Schiffahrtsdirektion) 

D. Familienleistungen: 

Caisse d’allocations familiales (Familien­
beihilfenkasse) des Wohnorts der betreffen-
den Person 

J. IRLAND 

1. Sachleistungen: 

Health Service Executive Dublin-Mid 
Leinster (Gesundheitsdienst für die Region 
Dublin-Mid Leinster), Tullamore, Co. Offaly 

Health Service Executive Dublin-North East 
(Gesundheitsdienst - Region Nord-Ost), 
Kells, Co. Meath 

Health Service Executive South (Gesund­
heitsdienst Region Süd), Cork 

Health Service Executive West (Gesund­
heitsdienst Region West), Galway 

2. Geldleistungen: 

a) Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

b) Alter und Tod (Renten): 
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Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

c) Familienleistungen: 

Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

d) Leistungen bei Invalidität und bei Mutter­
schaft: 

Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

e) Übrige Geldleistungen: 

Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

K. ITALIEN 

1.	 Krankheit (einschließlich Tuberkulose), 
Mutterschaft: 

A. Arbeitnehmer: 

a) Sachleistungen: 

i) Im Allgemeinen: 

Die für das Gebiet zuständige lokale 
Verwaltungsstelle für Gesundheits­
wesen 

ii)	 Für Seeleute und fliegendes Perso­
nal der Zivilluftfahrt: 

Ministero della sanità - Gebietsmä-
ßig zuständiges Gesundheitsamt 
der Marine oder der Luftfahrt 

b) Geldleistungen: 

i) Im Allgemeinen: 

Istituto nazionale della previdenza 
sociale (Staatliche Anstalt für sozia­
le Vorsorge), Provinzialstellen 

ii)	 Für Seeleute und fliegendes Perso­
nal der Zivilluftfahrt: 

IPSEMA (Istituto di previdenza del 
settore marittimo - Vorsorgeanstalt 
für Seeleute) 

B. Selbständige: 

Sachleistungen:

Zuständige Unità sanitaria locale (Örtli­

cher Gesundheitsdienst)


2. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

A. Arbeitnehmer: 

a) Sachleistungen: 

i) Im Allgemeinen: 

Zuständige Unità sanitaria locale 
(Örtlicher Gesundheitsdienst) 

ii)	 Für Seeleute und fliegendes Per­
sonal der Zivilluftfahrt: 

Ministero della sanità (Gesund­
heitsministerium) - Gebietsmäßig 
zuständiges Gesundheitsamt der 
Marine oder der Luftfahrt 

b) Körperersatzstücke und größere Hilfs­
mittel, rechtsmedizinische Leistungen 
und diesbezügliche Untersuchungen 
und Bescheinigungen sowie Sachleis­
tungen: 

Istituto nazionale per l’assicurazione 
contro gli infortuni sul lavoro (Staatliche 
Unfallversicherungsanstalt), Provinzial­
stellen 

B. Selbständige (auf Röntgenärzte beschränkt): 

a) Sachleistungen: 

Zuständige Unità sanitaria locale (Örtli­
cher Gesundheitsdienst) 

b) Körperersatzstücke und größere Hilfs­
mittel, rechtsmedizinische Leistungen 
und diesbezügliche Untersuchungen 
und Bescheinigungen: 

Istituto nazionale per l’assicurazione 
contro gli infortuni sul lavoro (Staatliche 
Unfallversicherungsanstalt), Provinzial­
stellen 

c) Geldleistungen: 

Istituto nazionale per l’assicurazione 
contro gli infortuni sul lavoro (Staatliche 
Unfallversicherungsanstalt), Provinzial­
stellen 

3. Invalidität, Alter, Hinterbliebene (Renten): 

A. Arbeitnehmer 

a) Im allgemeinen: 
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Istituto nazionale della previdenza so­
ciale (Staatliche Anstalt für Soziale 
Vorsorge), Provinzialstellen 

b) Bei Bühnenarbeitnehmern: 

Ente nazionale di previdenza e assi­
stenza per i lavoratori dello spettacolo 
(Staatliche Vorsorge- und Fürsorgeein­
richtung für Bühnenarbeitnehmer), Rom 

c) Bei Journalisten: 

Istituto nazionale di previdenza dei 
giornalisti italiani „Giovanni Amendola“ 
(Staatliche Vorsorgeanstalt für italieni­
sche Journalisten „Giovanni Amendo­
la“), Rom 

B. Selbständige: 

a) Für Ärzte: 

Ente nazionale di previdenza ed assis­
tenza medici (Staatliche Vorsorge- und 
Fürsorgeeinrichtung für Ärzte) 

b) Für Apotheker: 

Ente nazionale di previdenza ed assis­
tenza farmacisti (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgeeinrichtung für Apotheker) 

c) Für Tierärzte: 

Ente nazionale di previdenza ed assis­
tenza veterinari (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgeeinrichtung für Tierärzte) 

d) für Krankenpflegepersonal, medizini­
sches Hilfspersonal, Kinderkranken­
schwestern: 

Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza della professione infermieristica 
(ENPAPI) (Staatliche Vorsorge- und 
Fürsorgeeinrichtung für Angehörige 
von Krankenpflegeberufen) 

e) Für Ingenieure und Architekten: 

Cassa nazionale di previdenza ed assi­
stenza per gli ingegneri ed architetti 
liberi professionisti (Staatliche Vorsor­
ge- und Fürsorgekasse für freiberufli­
che Ingenieure und Architekten) 

f) Für Vermesser (geometri): 

Cassa italiana di previdenza dei geo­
metri liberi professionisti (Staatliche 
Vorsorge- und Fürsorgekasse für Ver­
messer) 

g) Für Rechtsanwälte (avvocati): 

Cassa nazionale di previdenza ed assi­
stenza forense (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgeeinrichtung für Rechtsan­
wälte) 

h) Für Diplomkaufleute: 

Cassa nazionale di previdenza ed assi­
stenza a favore dei dottori commercia­
listi (Staatliche Vorsorge- und Fürsor­
gekasse für Diplomkaufleute) 

i) Für Buch- und Wirtschaftsprüfer: 

Cassa nazionale di previdenza ed assi­
stenza a favore dei ragionieri e periti 
commerciali (Staatliche Vorsorge- und 
Fürsorgekasse für Buch- und Wirt­
schaftsprüfer) 

j) Für Arbeits- und Sozialrechtsberater: 

Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza dei consulenti del lavoro (Staat­
liche Vorsorge- und Fürsorgeeinrich­
tung für Arbeits- und Sozialrechtsbera­
ter) 

k) Für Notare: 

Cassa nazionale notariato (Staatliche 
Kasse für Notare) 

l) Für Zollagenten: 

Fondo nazionale di previdenza per gli 
impiegati delle imprese di spedizione e 
delle agenzia (FASC) (Staatlicher Vor­
sorgefonds für die Beschäftigten von 
Speditionen, Reedereivertretungen und 
Schiffsmaklern) 

m) Für Biologen: 

Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza a favore dei biologi (Staatliche 
Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für 
Biologen. 

n) Für Angestellte in der Landwirtschaft: 

Ente nazionale di previdenza per gli 
addetti e per gli impiegati in agricoltura 
(Staatliche Vorsorgeeinrichtung für die 
Angestellten in der Landwirtschaft) 

o) Für Reiseagenten und Handelsvertre­
ter: 

Ente nazionale di assistenza per gli 
agenti e rappresentanti di commercio 
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(Staatliche Fürsorgeeinrichtung für 
Reiseagenten und Handelsvertreter) 

p) Für Industriesachverständige: 

Ente nazionale di previdenza dei periti 
industriali (Staatliche Vorsorgeeinrich­
tung für Industriesachverständige) 

q) ür Aktuare, Chemiker, Diplomlandwirt, 
Diplomforstwirt, Geologen: 

Ente nazionale di previdenza pluricate­
goriale degli agronomi e forestali, degli 
attuari, dei chimici e dei geologi (Vorsor­
ge- und Fürsorgeeinrichtung für Land-
und Forstwirte, Aktuare, Chemiker und 
Geologen) 

r) Für Psychologen: 

Ente nazionale di previdenza ed assi­
stenza per gli psicologi (Staatliche Vor-
sorge- und Fürsorgeeinrichtung für 
Psychologen) 

s) Für Journalisten: 

Istituto Nazionale di previdenza dei 
giornalisti italiani (Staatliche Vorsorge­
einrichtung der italienischen Journalis­
ten) 

t)	 Für Selbständige in der Landwirtschaft, 
im Handwerk und im Handel: 

Istituto Nazionale della previdenza so­
ciale - sedi provinciali (Staatliche Antalt 
für soziale Vorsorge - Provinzialstellen) 

4. Sterbegeld: 

Istituto nazionale della previdenza sociale 
(Staatliche Anstalt für Soziale Vorsorge), 
Provinzialstellen 

Istituto nazionale per l’assicurazione contro 
gli infortuni sul lavoro (Staatliche Versiche­
rungsanstalt für Arbeitsunfälle), Provinzial­
stellen; IPSEMA 

5. Arbeitslosigkeit (bei Arbeitnehmern): 

a) Im Allgemeinen: 

Istituto nazionale della previdenza sociale 
(Staatliche Anstalt für soziale Vorsorge), 
Provinzialstellen 

b) Bei Journalisten: 

Istituto nazionale di previdenza per i gior­
nalisti italiani „G. Amendola“ (Staatliche 

Vorsorgeanstalt für italienische Journa­
listen „G. Amendola“), Roma 

6. Familienbeihilfen (für Arbeitnehmer): 

a) Im Allgemeinen: 

Istituto nazionale della previdenza sociale 
(Staatliche Anstalt für soziale Vorsorge), 
Provinzialstellen 

b) Bei Journalisten: 

Istituto nazionale di previdenza per i gior­
nalisti italiani „G. Amendola“ (Staatliche 
Vorsorgeanstalt für italienische Journa­
listen „G. Amendola“), Roma 

L. ZYPERN 

1.	 Sachleistungen: Gesundheitsministerium, 
Nikosia 

2.	 Geldleistungen: Abteilung Sozialversiche­
rung, Ministerium für Arbeit und Sozialver­
sicherung, Nikosia 

3.	 Familienleistungen: Abteilung für Zuschüs­
se und Leistungen, Finanzminsterium, Niko­
sia 

M. LETTLAND 

1.	 Für alle Versicherungsfälle mit Ausnah­
me von Sachleistungen bei Krankheit: 
Valsts socialas apdrošinasanas agentura, 
Riga (Staatliche Sozialversicherungsan­
stalt, Riga), 

2. Sachleistungen bei Krankheit: 
eselibas obligatas apdrošinašanas valsts 

agentura (Staatliche gesetzliche Kranken­
versicherungsanstalt), Riga 

N. LITAUEN 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Krankheit: 

i) Sachleistungen: Teritorines ligoniu ka­
sos (Örtlicher Patientenfonds) 

ii) Geldleistungen: Valstybinio socialinio 
draudimo fondo valdyba (Zentralverwal­
tung des staatlichen Sozialversiche­
rungsfonds) 

b) Mutterschaft: 

i) Sachleistungen: Teritorines ligoniu ka-
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sos (Örtlicher Patientenfonds) 

ii) Geldleistungen: Valstybinio socialinio 
draudimo fondo valdyba (Zentralverwal­
tung des staatlichen Sozialversiche­
rungsfonds) 

2.	 Invalidität: Valstybinio socialinio draudimo 
fondo valdyba (Zentralverwaltung des staat­
lichen Sozialversicherungsfonds) 

3.	 Alter, Tod (Renten): Valstybinio socialinio 
draudimo fondo valdyba (Zentralverwaltung 
des staatlichen Sozialversicherungsfonds) 

4. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

(Örtlicher Patientenfonds) 
a) Sachleistungen: Teritorines ligoniu kasos 

b) Geldleistungen: Valstybinio socialinio 
draudimo fondo valdyba (Zentralverwal­
tung des staatlichen Sozialversiche­
rungsfonds) 

5.	 Leistung im Todesfall: Savivaldybiu socia­
linés paramos skyriai (Sozialhilfeämter der 
Gemeinden) 

6.	 Arbeitslosigkeit: Teritorines darbo bir�os 
(Örtliche Arbeitsämter) 

7.	 Familienleistungen: Savivaldybiu sociali­
nés paramos skyriai (Sozialhilfeämter der 
Gemeinden) 

O. LUXEMBURG 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Bei Anwendung der Artikel 19, 22, 28 Ab­
satz 1, des Artikels 29 Absatz 1 und des 
Artikels 31 der Verordnung sowie der Arti­
kel 17, 18, 20, 21, 22, 24, 29, 30 und 31 
der Durchführungsverordnung: 
Arbeiterkrankenkasse und/oder Vereini­
gung der Krankenkassen 

b) Bei Anwendung des Artikels 27 der Ver­
ordnung: 

Die nach den luxemburgischen Rechts­
vorschriften für die luxemburgische Teil­
rente zuständige Krankenkasse und/oder 
Vereinigung der Krankenkassen 

2. Invalidität, Alter, Tod (Renten): 

a) Für Arbeiter: 

Ètablissement d’assurance contre la vieil­
lesse et l’invalidité (Alters- und Invalidi­

tätsversicherungsanstalt), Luxembourg 

b) Für Angestellte und selbständige Ange­
hörige freier Berufe: 

Caisse de pension des employés privés 
(Rentenkasse der Privatangestellten), 
Luxembourg 

c) Für Selbständige in Handwerk, Handel 
und Industrie: 

Caisse de pension des artisans, des com-
merçants et industriels (Rentenkasse für 
Handwerker, Kaufleute und Gewerbe­
treibende), Luxembourg 

d) Für Selbständige in der Landwirtschaft: 

Caisse de pension agricole (Landwirt­
schaftliche Rentenkasse), Luxembourg 

e) Für die Sondersysteme des öffentlichen 
Sektors: 

Der zuständige Rentenversicherungs­
träger 

3. Arbeitsunfall und Berufskrankheit: 

a) Für Arbeitnehmer und Selbständige in 
Land- und Forstwirtschaft: 

Association d’assurance contre les acci­
dents, section agricole et forestière (Un­
fallversicherungsanstalt, land- und forst­
wirtschaftliche Abteilung), Luxembourg 

b) In allen anderen Fällen von Pflicht- oder 
freiwilliger Versicherung: 

Association d’assurance contre les acci­
dents, section industrielle (Unfallversiche­
rungsanstalt, gewerbliche Abteilung), 
Luxembourg 

4. Arbeitslosigkeit: 

Administration de l’emploi (Amt für Be­
schäftigungsfragen), Luxembourg 

5. Familienleistungen: 

Caisse nationale des prestations familiales 
(Landeskasse für Familienleistungen), Lu­
xembourg 

P. UNGARN 

I. TRÄGER DES WOHNORTS 

1. Krankheit und Mutterschaft: 
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Sach- und Geldleistungen: 

Országos Egészségbiztosítási Pénztár és a

megyei egészségbiztosítási pénztárak (Na­

tionaler Krankenversicherungsfonds und

Regionale Krankenversicherungsfonds)


2. Invalidität: 

a) Sachleistungen: 
Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
megyei pénztára (Kreisbüro des nationa­
len Krankenversicherungsfonds) 

b)	 Geldleistungen: 
Országos Nyugdíjbiztosítási Fõigazgatóság 
(Zentralverwaltung der staatlichen Renten­
versicherung) 

3. Alter, Tod (Renten): 

a) Altersrente – Sozialversicherungzweig: 
Országos Nyugdíjbiztosítási Fõigazga-
tóság (Zentralverwaltung der staatlichen 
Rentenversicherung) 

b) Altersrente – privater Zweig: 
Pénzügyi Szervezetek Állami Felügyelete 
(Staatliche Finanzaufsichtsbehörde), 
Budapest 

c) Hinterbliebenenrenten: 
Országos Nyugdíjbiztosítási Fõigazga-
tóság (Zentralverwaltung der staatlichen 
Rentenversicherung) 

d) beitragsunabhängige Altersbeihilfe: 
Illetékes helyi önkormányzat (zuständige 
lokale Verwaltung) 

4. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Sachleistungen: 
Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
megyei pénztára (Kreisbüro des nationa­
len Krankenversicherungsfonds) 

b) Geldleistungen – Arbeitsunfälle: 
Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
(Nationaler Krankenversicherungsfonds), 
Budapest 

c) Sonstige Geldleistungen: 
Országos Nyugdíjbiztosítási Fõigazga-
tóság (Zentralverwaltung der staatlichen 
Rentenversicherung) 

5. Arbeitslosigkeit: 

Geldleistungen: 

Foglalkoztatási Hivatal megyei munkaügyi

központja (Kreisbüro des Arbeitsamtes)


6. Familienleistungen: 

Geldleistungen: 

1. Magyar Államkincstár Budapesti és Pest 
megyei Regionális Igazgatósága (Regio­
naldirektion Budapest und Komitat Pest 
der ungarischen Staatskasse) 

2. Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
(Nationaler Krankenversicherungsfonds) 

II. TRÄGER DES AUFENTHALTSORTS 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

Sach- und Geldleistungen: 

Országos Egészségbiztosítási Pénztár és a

megyei egészségbiztosítási pénztárak (Na­

tionaler Krankenversicherungsfonds und

Regionale Krankenversicherungsfonds)


2. Invalidität: 

a) Sachleistungen: 
Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
megyei pénztára (Kreisbüro des nationa­
len Krankenversicherungsfonds) 

b) Geldleistungen: 
Országos Nyugdíjbiztosítási Fõigazga-
tóság (Zentralverwaltung der staatlichen 
Rentenversicherung) 

3. Alter, Tod (Renten): 

a) Altersrente – Sozialversicherungszweig: 
Országos Nyugdíjbiztosítási Fõigaz-gató-
ság (Zentralverwaltung der staatlichen 
Rentenversicherung) 

b) Altersrente – privater Zweig: 
Pénzügyi Szervezetek Állami Felügyelete 
(Staatliche Finanzaufsichtsbehörde), 
Budapest 

c) Hinterbliebenenrente: 
Országos Nyugdíjbiztosítási Fõigazga-
tóság (Zentralverwaltung der staatlichen 
Rentenversicherung) 

d) beitragsunabhängige Altersbeihilfe: 
Illetékes helyi önkormányzat (zuständige 
lokale Verwaltung) 

4. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Sachleistungen: 
Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
megyei pénztára (Kreisbüro des nationa­
len Krankenversicherungsfonds) 

b) Geldleistungen – Lohn- oder Gehaltsfort­
zahlung bei Unfall: 
Országos Egészség-biztosítási Pénztár 
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(Nationaler Krankenversicherungsfonds),

Budapest


Sonstige Geldleistungen: 

Országos Nyugdíjbiztosítási Fõigazga-

tóság (Zentralverwaltung der staatlichen

Rentenversicherung)


5. Arbeitslosigkeit: 

Geldleistungen:

Foglalkoztatási Hivatal megyei munkaügyi

központja (Kreisbüro des Arbeitsamtes)


6. Familienleistungen: 

Geldleistungen: 

1. Magyar Államkincstár Budapesti és Pest 
megyei Regionális Igazgatósága (Regio­
naldirektion Budapest und Komitat Pest 
der ungarischen Staatskasse) 

2. Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
(Nationaler Krankenversicherungsfonds) 

Q. MALTA 

1. Geldleistungen: Dipartiment tas-Sigurta‘ 
Socjali (Ministerium für soziale Sicherheit), 
Valletta 

2. Sachleistungen: Diviżjoni tas-Sahha (Ab­
teilung Gesundheitswesen), Valletta 

R. NIEDERLANDE 

1. Krankheit und Mutterschaft, Arbeits­
unfall, Berufskrankheit: 

a) Sachleistungen: 

i)	 Träger des Wohnorts: 
CZ Tilburg 

ii) Träger des Aufenthaltsorts: 

Onderlinge Waarborgmaatschappij 
Agis Zorgverzekeringen u. a. (Versiche­
rungsverein auf Gegenseitigkeit „Agis 
Zorgverzekeringen“), Amersfoort 

b) Geldleistungen: 

Uitvoeringsinstituut Werknemersverzeke­
ringen (Durchführungsinstitut für Arbeitneh­
mer-Sozialversicherungen), Amsterdam 

2. Invalidität: 

a) Wenn ohne Anwendung der Verordnung 
allein schon nach den niederländischen 

Rechtsvorschriften ein Leistungsanspruch 
besteht: 

Uitvoeringsinstituut Werknemersverzeke­
ringen, (Durchführungsinstitut für Arbeit­
nehmer-Sozialversicherungen), Amster­
dam 

b) In allen anderen Fällen: 

Uitvoeringsinstituut Werknemersverzeke­
ringen, (Durchführungsinstitut für Arbeit­
nehmer-Sozialversicherungen), Amster­
dam 

3. Alter, Tod (Renten): 

Bei Anwendung des Artikels 36 der Durch­
führungsverordnung: 

a) Im Allgemeinen: 

Sociale Verzekeringsbank (Sozialversi­
cherungsanstalt), Postbus 1100, 1180 BH 
Amstelveen 

b) Im Verhältnis zu Belgien: 

Bureau voor Belgische Zaken (Amt für 
Angelegenheiten mit Belgien), Breda 

c) Im Verhältnis zu Deutschland: 

Bureau voor Duitse Zaken (Amt für Ange­
legenheiten mit Deutschland), Nijmegen 

4. Arbeitslosigkeit: 

Uitvoeringsinstituut Werknemersverzeke­
ringen, (Durchführungsinstitut für Arbeit­
nehmer-Sozialversicherungen), Amsterdam 

5. Familienbeihilfen: 

Bei Anwendung der Artikel 73 und 74 der 
Verordnung: 

Districtskantoor van de Sociale Verzeke­
ringsbank (Bezirksgeschäftsstelle der Sozi­
alversicherungsanstalt), in dessen Bezirk 
die Familienangehörigen wohnen 

S. ÖSTERREICH 

1. Krankenversicherung: 

a) Für die Anwendung des 

i)	 Artikels 27 der Verordnung: 

der zuständige Träger 
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ii) Artikels 31 der Verordnung sowie des 
Artikels 31 Absatz 1 der Durchführungs­
verordnung in bezug auf den Träger 
des Wohnorts eines Rentners gemäß 
Artikel 27 der Verordnung: 

der zuständige Träger 

iii) Artikels 31 der Verordnung sowie des 
Artikels 31 Absatz 3 der Durchfüh­
rungsverordnung in bezug auf den Trä­
ger des Wohnorts von Familienange­
hörigen, die im zuständigen Staat woh­
nen: 

der zuständige Träger 

b) in allen anderen Fällen: 

i)	 die Gebietskrankenkasse, die für den 
Wohn- oder Aufenthaltsort der betref­
fenden Person zuständig ist, sofern in 
den folgenden Unterabsätzen nichts 
anderes bestimmt wird 

ii) bei Behandlung in einer Krankenan­
stalt, für die ein Landesgesundheits­
fonds zuständig ist, der Landesge­
sundheitsfonds, der für den Wohn- oder 
Aufenthaltsort der betreffenden Person 
zuständig ist 

iii) bei Behandlung in einer anderen Kran­
kenanstalt, die von dem am 31. Dezem­
ber 2000 geltenden Vertrag zwischen 
Hauptverband und Wirtschaftskammer 
Österreich erfasst ist, der für diese 
Krankenanstalten eingerichtete Fonds 

iv)bei Inanspruchnahme einer In-vitro-
Fertilisation, der Fonds zur Mitfinanzie­
rung der In-vitro-Fertilisation, Wien 

2. Rentenversicherung: 

a) Sofern die betreffende Person den öster­
reichischen Rechtsvorschriften unterlag, 
mit Ausnahme der Anwendung von Artikel 
53 der Durchführungsverordnung: 

der zuständige Träger 

b) In allen anderen Fällen, mit Ausnahme 
der Anwendung des Artikels 53 der Durch­
führungsverordnung: 

Pensionsversicherungsanstalt, Wien 

c) Für die Anwendung von Artikel 53 der 
Durchführungsverordnung: 

Hauptverband der österreichischen Sozi­
alversicherungsträger, Wien 

3. Unfallversicherung: 

a) Sachleistungen: 

i)	 die Gebietskrankenkasse, die für den 
Wohn- oder Aufenthaltsort der betref­
fenden Person zuständig ist, sofern in 
den folgenden Unterabsätzen nichts 
anderes bestimmt wird. 

ii) bei Behandlung in einer Krankenan­
stalt, für die ein Landesgesundheits­
fonds zuständig ist, der Landesge­
sundheitsfonds, der für den Wohn- oder 
Aufenthaltsort der betreffenden Person 
zuständig ist 

iii) bei Behandlung in einer anderen Kran­
kenanstalt, die von dem am 31. De­
zember 2000 geltenden Vertrag zwi­
schen Hauptverband und Wirtschafts­
kammer Österreich erfasst ist, der für 
diese Krankenanstalten eingerichtet 
Fonds 

iv)die Allgemeine Unfallversicherungsan­
stalt, Wien, die in allen Fällen Leistun­
gen gewähren kann 

b) Geldleistungen: 

i)	 In allen Fällen, mit Ausnahme der Anwen­
dung von Artikel 53 in Verbindung mit Arti­
kel 77 der Durchführungsverordnung: 

Allgemeine Unfallversicherungsanstalt, 
Wien 

ii) Für die Anwendung von Artikel 53 in Ver­
bindung mit Artikel 77 der Durchfüh­
rungsverordnung: 
Hauptverband der österreichischen Sozi­
alversicherungsträger, Wien 

4. Arbeitslosenversicherung: 

die für den Wohn- oder Aufenthaltsort der 
betreffenden Person zuständige regionale 
Ge-schäftsstelle des Arbeitsmarktservice 

5. Familienleistungen: 

das für den Wohn- oder Aufenthaltsort der 
betreffenden Person zuständige Finanzamt 

T. POLEN 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Sachleistungen: Narodowy Fundusz 
Zdrowia – Oddzial Wojewódzki (Nationa­
ler Gesundheitsfonds – Regionale Zweig-
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stelle) mit Zuständigkeit für den Wohn­
oder Aufenthaltsort der betreffenden Per­
son 

b) Geldleistungen: 

i)	 für Arbeitnehmer und Selbstständige 
mit Ausnahme selbstständiger Land­
wirte: Außenstellen des Zaklad Ubez­
pieczeñ Spolecznych (Sozialversiche­
rungsanstalt – ZUS) mit örtlicher Zu­
ständigkeit für den Wohn- oder Aufent­
haltsort 

ii) für selbstständige Landwirte: Regiona­
le Zweigstellen der Kasa Rolniczego 
Ubezpieczenia Spolecznego (Sozial­
versicherungsfonds für Landwirte – 
KRUS) mit örtlicher Zuständigkeit für 
den Wohn- oder Aufenthaltsort 

2. Invalidität, Alter und Tod (Renten): 

a) für Personen, die in jüngerer Zeit als Ar­
beitnehmer und Selbstständige erwerbs­
tätig waren, mit Ausnahme selbstständi­
ger Landwirte sowie für Berufssoldaten 
und Beamte, die andere Dienstzeiten als 
die in den Buchstaben c, d und e genann­
ten zurückgelegt haben: 

1. Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych 
(Sozialversicherungsanstalt – ZUS) – 
Zweigstelle Lódz – für Personen, die 
polnische und ausländische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben, da-
von in jüngerer Zeit Versicherungszei­
ten in folgenden Ländern: 

Spanien, Portugal, Italien, Griechen­
land, Zypern oder Malta 

2. Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych (So­
zialversicherungsanstalt – ZUS) – Regi­
onale Zweigstelle Nowy Sacz – für Per­
sonen die: 

polnische und ausländische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben, davon 
in jüngerer Zeit Versicherungszeiten in 
Österreich, der Tschechischen Repu­
blik, Ungarn, der Slowakei oder Slo­
wenien 

3. Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych (So­
zialversicherungsanstalt – ZUS) – Re­
gionale Zweigstelle Opole – für Perso­
nen, die polnische und ausländische 
Versicherungszeiten zurückgelegt ha­
ben, davon in jüngerer Zeit Versiche­
rungszeiten in Deutschland 

4. Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych (So­

zialversicherungsanstalt – ZUS) – Re­
gionale Zweigstelle Szczecin – für Per­
sonen, die polnische und ausländische 
Versicherungszeiten zurückgelegt ha­
ben, davon in jüngerer Zeit Versiche­
rungszeiten in Dänemark, Finnland, 
Schweden, Litauen, Lettland oder Est­
land 

5. Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych (So­
zialversicherungsanstalt – ZUS) – I 
Oddzial w Warszawie – Centralne 
Biuro Obslugi Umów Miedzynarodo­
wych (Zweigstelle I in Warschau – 
Zentralstelle für internationale Abkom­
men) – für Personen, die polnische und 
ausländische Versicherungszeiten zu­
rückgelegt haben, davon in jüngerer 
Zeit Versicherungszeiten in folgenden 
Ländern: Belgien, Frankreich, Nieder-
lande. Luxemburg, Irland oder Verei­
nigtes Königreich 

b) für Personen, die in jüngerer Zeit als 
selbstständige Landwirte erwerbstätig 
waren, und die keine Berufssoldaten oder 
Beamte im Sinne der Buchstaben c), d), 
e) waren: 

1. Kasa Rolniczego Ubezpieczenia 
Spolecznego (Sozialversicherungs­
fonds für die Landwirtschaft – KRUS) – 
Regionale Zweigstelle Warschau – für 
Personen, die polnische und ausländi­
sche Versicherungszeiten zurück-
gelegt haben, davon in jüngerer Zeit 
Versicherungszeiten in Österreich, 
Dänemark, Finnland oder Schwe-den; 

2. Kasa Rolniczego Ubezpieczenia 
Spolecznego (Sozialversicherungs­
fonds für die Landwirtschaft – KRUS) – 
Regionale Zweigstelle Tomaszów 
Mazowiecki – für Personen, die polni­
sche und ausländische Versicherungs­
zeiten zurückgelegt haben, davon in 
jüngerer Zeit Versicherungszeiten in 
Spanien, Italien oder Portugal. 

3. Kasa Rolniczego Ubezpieczenia 
Spolecznego (Sozialversicherungs­
fonds für die Landwirtschaft – KRUS) – 
Regionale Zweigstelle Czestochowa – 
für Personen, die polnische und aus­
ländische Versicherungszeiten zurück-
gelegt haben, davon in jüngerer Zeit 
Versicherungszeiten in folgenden Län­
dern: Frankreich, Belgien, Luxemburg 
oder Niederlande; 

4. Kasa Rolniczego Ubezpieczenia Spo­
lecznego (Sozialversicherungsfonds 
für die Landwirtschaft – KRUS) – 
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Regionale Zweigstelle Novi Sącz – für 
Personen, die polnische und ausländi­
sche Versicherungszeiten zurückge­
legt haben, davon in jüngerer Zeit Ver­
sicherungszeiten in der Tschechischen 
Republik, Estland, Lettland, Litauen, 
Ungarn, Slowenien oder in der Slowa­
kei; 

5. Kasa Rolniczego Ubezpieczenia 
Spolecznego (Sozialversicherungs­
fonds für die Landwirtschaft – KRUS) – 
Regionale Zweigstelle Poznañ v für 
Personen, die polnische und ausländi­
sche Versicherungszeiten zurückge­
legt haben, davon in jüngerer Zeit 
Versicherungszeiten in folgenden Län­
dern: Vereinigtes Königreich, Irland, 
Griechenland, Malta oder Zypern; 

6. Kasa Rolniczego Ubezpieczenia 
Spolecznego (Sozialversicherungs­
fonds für die Landwirtschaft – KRUS) – 
Regionale Zweigstelle Ostrów 
Wielkopolski – für Personen, die polni­
sche und ausländische Versicherungs­
zeiten zurückgelegt haben, davon in 
jüngerer Zeit Versicherungszeiten in 
Deutschland; 

c) für Berufssoldaten bei polnischen Dienst­
zeiten und ausländischen Versicherungs­
zeiten: Wojskowe Biuro Emerytalne w 
Warszawie (Armeerentenstelle in War­
schau), wenn es sich dabei um den zu­
ständigen Träger gemäß Anhang 2 Num­
mer 2 Buchstabe c) handelt; 

d) für Polizeibeamte, Bedienstete des Amts 
für Staatsschutz, des Amts für innere Si­
cherheit, des Amts für Auslandsaufklä­
rung (öffentliche Sicherheitsdienste), des 
Grenzschutzes, des Sicherheitsbüros der 
Regierung und der staatlichen Feuer­
wehr, bei polnischen Dienstzeiten und 
ausländischen Versicherungszeiten: 

Zaklad Emerytalno-Rentowy Ministerstwa 
Spraw Wewnêtrznych i Administracij w 
Warszawie (Rentenreferat des Ministeri­
ums für Inneres und Verwaltung in War­
schau), wenn es sich dabei um den zu­
ständigen Träger gemäß Anhang 2 Num­
mer 2 Buchstabe d) handelt; 

e) für Strafvollzugsbedienstete bei polni­
schen Dienstzeiten und ausländischen 
Versicherungszeiten: Biuro Emterytalne 
S³uzby Wiêziennej w Warszawie (Ren­
tenstelle des Strafvollzugswesens in War­
schau), wenn es sich dabei um den zu­
ständigen Träger gemäß Anhang 2 Num­
mer 2 Buchstabe e) handelt; 

f)	 für Richter und Staatsanwälte: besondere 
Stellen des Justizministeriums; 

g) für Personen, die ausschließlich ausländi­
sche Versicherungszeiten zurückgelegt 
haben: 

1. Zaklad Ubezpieczeń Spolecznych 
(Sozialversicherungsanstalt – ZUS) – 
Regionale Zweigstelle Lódź – für Perso­
nen, die ausländische Versicherungs­
zeiten zurückgelegt haben, davon in 
jüngerer Zeit Versicherungszeiten in 
folgenden Ländern: 
Spanien, Portugal, Italien, Griechen­
land, Zypern oder Malta 

2. Zaklad Ubezpieczeń Spolecznych 
(Sozialversicherungsanstalt – ZUS) – 
Zweigstelle Nowy Sacz – für Personen 
die ausländische Versicherungszeiten 
zurückgelegt haben, davon in jüngerer 
Zeit Versicherungszeiten in Österreich, 
in der Tschechischen Republik, in Un­
garn, der Slowakei oder Slowenien 

3. Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych 
(Sozialversicherungsanstalt – ZUS) – 
Zweigstelle Opole – für Personen, die 
ausländische Versicherungszeiten zu­
rückgelegt haben, davon in jüngerer Zeit 
Versicherungszeiten in Deutschland 

4. Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych 
(Sozialversicherungsanstalt – ZUS) – 
Regionale Zweigstelle Szczecin – für 
Personen, die ausländische Versiche­
rungszeiten zurückgelegt haben, da-
von in jüngerer Zeit Versicherungszei­
ten in Dänemark, Finnland, Schweden, 
Litauen, Lettland oder Estland 

5. Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych 
(Sozialversicherungsanstalt – ZUS) – I 
Oddzial w Warszawie – Centralne 
Biuro Obslugi Umów Miedzynarodo­
wych (Zweigstelle I in Warschau – Zen­
tralstelle für internationale Abkommen) 
– für Personen, die ausländische Ver­

sicherungszeiten zurückgelegt haben,

davon in jüngerer Zeit Versicherungs­

zeiten in folgenden Ländern: 

Belgien, Frankreich, Niederlande. Lu­

xemburg, Irland oder Vereinigtes

Königreich


3. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Sachleistungen: Narodowy Fundusz 
Zdrowia – Oddział Wojewódzki (Nationa­
ler Gesundheitsfonds – Regionale Zweig­
stelle) mit Zuständigkeit für den Wohn- oder 
Aufenthaltsort der betreffenden Person; 
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b) Geldleistungen: 

i) Krankheit: 

- Außenstellen des Zaklad Ubezpie­
czeñ Spolecznych (Sozialversiche­
rungsanstalt – ZUS) mit örtlicher 
Zuständigkeit für den Wohn- oder 
Aufenthaltsort; 

- Regionale Zweigstellen der Kasa 
Rolniczego Ubezpieczenia Spo­
lecznego (Sozialversicherungsfonds 
für die Landwirtschaft – KRUS) mit 
örtlicher Zuständigkeit für den 
Wohn- oder Aufenthaltsort; 

ii) Invalidität oder Tod des Haushaltsvor­
stands: 

- Für Personen, die in jüngerer Zeit 
als Arbeitnehmer oder Selbststän­
dige erwerbstätig waren (mit Aus­
nahme selbstständiger Landwirte): 

die in Nummer 2 Buchstabe a ge­
nannten Zweigstellen der Sozialver­
sicherungsanstalt (Zaklad Ubez­
pieczeñ Spolecznych), 

- Für Personen, die in jüngerer Zeit 
als selbstständige Landwirte er­
werbstätig waren: 

die in Nummer 2 Buchstabe b ge­
nannten Zweigstellen des Sozialver­
sicherungsfonds für die Landwirt­
schaft (Kasa Rolniczego Ubezpiec­
zenia Spolecznego) 

- Für Berufssoldaten bei polnischen 
Militärdienstzeiten und ausländi­
schen Versicherungszeiten, wenn 
die letzte Versicherungszeit die Mili­
tärdienstzeit war: 

Wojskowe Biuro Emerytalne w 
Warszawie (Armeerentenstelle in 
Warschau), wenn es sich dabei um 
den zuständigen Träger gemäß An­
hang 2 Nummer 3 Buchstabe b Zif­
fer ii dritter Gedankenstrich handelt 

- Für die in Nummer 2 Buchstabe d 
genannten Beamten bei polnischen 
Dienstzeiten und ausländischen 
Versicherungszeiten, wenn der letz­
te Zeitraum die Dienstzeit in einer 
der in Nummer 2 Buchstabe d ge­
nannten Organisationen war: 

Zaklad Emerytalno-Rentowy Minis­
terstwa Spraw Wewnetrznych i 

Administracji w Warszawie (Renten­
referat des Ministeriums für Inneres 
und Verwaltung in Warschau), 
wenn es sich dabei um den zustän­
digen Träger gemäß Anhang 2 
Nummer 3 Buchstabe b Ziffer ii vier­
ter Gedankenstrich handelt. 

- Für Strafvollzugsbedienstete bei pol­
nischen Dienstzeiten und ausländi­
schen Versicherungszeiten, wenn 
der letzte Zeitraum die genannte 
Dienstzeit war: 

Biuro Emerytalne Sluzby Wiezien­
nej w Warszawie (Rentenstelle des 
Strafvollzugswesen in Warschau), 
wenn es sich dabei um den zustän­
digen Träger gemäß Anhang 2 
Nummer 3 Buchstabe b Ziffer ii fünf­
ter Gedankenstrich handelt 

- Für Richter und Staatsanwälte: 

besondere Stellen des Justizminis­
teriums 

- Für Personen, die ausschließlich 
ausländische Versicherungszeiten 
zurückgelegt haben: 

Zweigstellen der Sozialversiche­
rungsanstalt (Zaklad Ubezpieczeñ 
Spolecznych), die in Nummer 2 
Buchstabe g genannt sind 

4. Bestattungsgeld: 

a) Arbeitnehmer und Selbstständige (mit 
Ausnahme selbstständiger Landwirte) so­
wie für Arbeitslose, die Anspruch auf Ar­
beitslosenunterstützung haben: 

Außenstellen des Zaklad Ubezpieczeñ 
Spolecznych (Sozialversicherungsanstalt 
– ZUS) mit örtlicher Zuständigkeit für den 
Wohnort 

b) für selbstständige Landwirte: 

Regionale Zweigstellen der Kasa Rolnic­
zego Ubezpieczenia Spolecznego (Sozi­
alversicherungsfonds für Landwirte – 
KRUS) mit örtlicher Zuständigkeit für den 
Ort, an dem der Landwirt versichert ist 

c) für Berufssoldaten: 

besondere Stellen des Verteidigungsmi­
nisteriums 

d) für Polizeikräfte, Feuerwehrleute, Grenz­
schutzbedienstete und Bedienstete des 
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Amts für innere Sicherheit, des Amts für 
Auslandsaufklärung und des Büros für die 
Sicherheit der Regierung: 

besondere Stellen des Ministeriums für 
innere Angelegenheiten und Verwaltung 

e) für Strafvollzugsbedienstete: 

besondere Stellen des Justizministeri­
ums 

f) für Richter und Staatsanwälte: 

besondere Stellen des Justizministeri­
ums 

g) für Rentner, die Anspruch haben auf Leis­
tungen des Sozialversicherungssystems 
für Arbeitnehmer und Selbständige mit 
Ausnahme selbständiger Landwirte: 

- Zweigstellen der Sozialversicherungs­
anstalt (Zaklad Ubezpieczeñ Spolecz­
nych), die in Nummer 2 Buchstabe a) 
genannt sind; 

- für Rentner, die Anspruch auf Leistungen 
des Sozialversicherungssystems für selb­
ständige Landwirte haben: 

Zweigstellen des Sozialversicherungs­
fonds für die Landwirtschaft (Kasa Rol­
niczego Ubezpieczenia Spolecznego), 
die in Nummer 2 Buchstabe b) genannt 
sind; 

- für Rentner, die Anspruch auf Leistungen 
des Rentensystems für Berufssoldaten 
haben: 
- Wojskowe Biuro Emerytalne w Wars­

zawie (Armeerentenstelle in Warschau); 

- für Rentner, die Anspruch auf Leistungen 
des Rentensystems für Beamte haben, 
die in Nummer 2 Buchstabe d) genannt 
sind: 

- Zaklad Emerytalno-Rentowy Minis­
terstwa Spraw Wewnêtrznych i Admi­
nistracji w Warszawie (Rentenreferat 
des Ministeriums für Inneres und Ver­
waltung in Warschau); 

- für Rentner, die Anspruch auf Leistungen 
des Rentensystems für Strafvollzugs­
bedienstete haben: 

- Biuro Emerytalne Sluzby Wiêziennej w 
Warszawie (Rentenstelle des Strafvoll­
zugswesens in Warschau); 

- für Rentner, die Anspruch auf Leistungen 
des Rentensystems für Richter und 

Staatsanwälte haben: 

- besondere Stellen des Justizministeri­
ums 

- für Personen, die ausschließlich ausländi­
sche Renten beziehen: 

- Zweigstellen der Sozialversicherungs­
anstalt (Zaklad Ubezpieczeñ Spolecz­
nych), die in Nummer 2 Buchstabe g) 
genannt sind. 

h) für Personen, die Vorruhestandsleistun­
gen und –beihilfen erhalten: wojewódzkie 
ur-zêdy pracy (Arbeitsämter der Woiwod­
schaft) mit örtlicher Zuständigkeit für den 
Wohn- oder Aufenthaltsort 

5. Arbeitslosigkeit: 

a) Sachleistungen: Narodowy Fundusz 
Zdrowia – Oddział Wojewódzki (Nationa­
ler Gesundheitsfonds – Regionale Zweig­
stelle) mit Zuständigkeit für den Wohn­
oder Aufenthaltsort der betreffenden Per­
son; 

b) Geldleistungen: wojewódzkie urzêdy 
pracy (Arbeitsämter der Woiwodschaft) 
mit örtlicher Zuständigkeit für den Wohn­
oder Aufenthaltsort 

6. Familienleistungen: 

Regionales sozialpolitisches Zentrum, das 
für den Wohn- oder Aufenthaltsort des Leis­
tungsberechtigten zuständig ist. 

U. PORTUGAL 

I. Mutterland 

1.	 Krankheit, Mutterschaft, Familienleistun­
gen (für Sachleistungen bei Krankheit 
und Mutterschaft siehe auch Anhang 10): 

Instituto de Solidariedade e Segurança So­
cial (Anstalt für Solidarität und soziale 
Sicherheit): Centro Distrital de Solidariedade 
e Segurança Social (Bezirksstelle für Soli­
darität und soziale Sicherheit) des Wohn­
oder Aufenthaltsorts des Betreffenden 

2. Invalidität, Alter, Tod: 

Instituto de Solidariedade e Segurança So­
cial (Anstalt für Solidarität und soziale Si­
cherheit): Centro Nacional de Pensões 
(Staatliche Rentenanstalt), Lisboa, und Cen­
tro Distrital de Solidariedade e Segurança 
Social (Bezirksstelle für Solidarität und so-
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ziale Sicherheit) des Wohn- oder Aufent­
haltsorts des Betreffenden 

Centro Regional de Segurança Social (Re­
gionalstelle der Sozialversicherung) des 
Wohn- oder Aufenthaltsorts des Betreffen-
den 

3. Arbeitsunfall und Berufskrankheit: 

Centro Nacional de Protecção contra os 
Riscos Profissionais (Nationales Zentrum 
für den Schutz gegen Berufsrisiken), Lisboa 

4. Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

a) Entgegennahme des Antrags auf Prüfung 
der Umstände hinsichtlich der Beschäfti­
gung (z.B. Feststellung der Beschäfti­
gungszeiten, Klassifizierung der Arbeits­
losigkeit, Situationskontrolle): 

Centro de Emprego (Arbeitsamt) des 
Wohnorts des Betreffenden 

b) Gewährung und Auszahlung der Leis­
tungen bei Arbeitslosigkeit (z.B. Überprü­
fung der Anspruchsvoraussetzungen, 
Feststellung von Leistungshöhe und –dauer, 
Kontrolle der versicherungsrechtlichen 
Stellung im Hinblick auf Weitergewäh­
rung, Ruhen oder Entzug der Leistung): 

Instituto de Solidariedade e Segurança 
Social (Anstalt für Solidarität und soziale 
Sicherheit): Centro Distrital de Solida­
riedade e Segurança Social (Bezirksstel­
le für Solidarität und soziale Sicherheit) 
des Wohn- oder Aufenthaltsorts des Be­
treffenden 

5.	 Leistungen des beitragsfreien Systems 
der sozialen Sicherheit: 

Instituto de Solidariedade e Segurança So­
cial (Anstalt für Solidarität und soziale Si­
cherheit): Centro Distrital de Solidariedade e 
Segurança Social (Bezirksstelle für Solida­
rität und soziale Sicherheit) des Wohn- oder 
Aufenthaltsorts des Betreffenden 

II. Autonome Region Madeira 

1.	 Krankheit, Mutterschaft, Familienleistun­
gen (für Sachleistungen bei Krankheit 
und Mutterschaft siehe auch Anhang 10): 

Centro de Segurança Social da Madeira 
(Sozialversicherungsstelle Madeira), Funchal 

2. a) Invalidität, Alter, Tod: 

Centro de Segurança Social da Madeira 

(Sozialversicherungsstelle Madeira), Fun­
chal 

b) Invalidität, Alter, Tod im Sondersystem 
der sozialen Sicherheit für Arbeitnehmer 
in der Landwirtschaft: 

Centro de Segurança Social da Madeira 
(Sozialversicherungsstelle Madeira), Fun­
chal 

3. Arbeitsunfall und Berufskrankheit: 

Centro Nacional de Protecção contra os 
Riscos Profissionais (Nationales Zentrum 
für den Schutz gegen Berufsrisiken), Lisboa 

4. Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

a) Entgegennahme des Antrags und Prü­
fung der Beschäftigungsverhältnisse (z.B. 
Feststellung der Beschäftigungszeiten, 
Klassifizierung der Arbeitslosigkeit, Kon­
trolle der versicherungsrechtlichen Stel­
lung): 

Instituto Regional de Emprego (Regio­
nalanstalt für Arbeit), Centro Regional de 
Emprego (Regionales Arbeitsamt), Funchal. 

b) Gewährung und Auszahlung der Leistun­
gen bei Arbeitslosigkeit (z. B. Überprüfung 
der Anspruchsvoraussetzungen, Fest­
stellung von Leistungshöhe und -dauer, 
Kontrolle der versicherungsrechtlichen 
Stellung im Hinblick auf Weitergewäh­
rung, Ruhen oder Entzug der Leistung): 

Centro de Prestaçoes Pecuniárias (Zen­
tralstelle für Geldleistungen) des Wohn­
oder Aufenthaltsorts des Betreffenden 

5.	 Leistungen eines beitragsfreien Systems 
der sozialen Sicherheit: 

Centro de Segurança Social da Madeira 
(Sozialversicherungsstelle Madeira), Funchal 

III. Autonome Region der Azoren 

1.	 Krankheit, Mutterschaft, Familienleistun­
gen (für Sachleistungen bei Krankheit 
und Mutterschaft siehe auch Anhang 10): 

Instituto de Gestào dos Regimes de Segu-
rança Social (Sozialversicherungsanstalt): 
Centro de Prestaçòes Pecuniárias (Zentral-
stelle für Geldleistungen) des Wohn- oder 
Aufenthaltsorts des Betreffenden 

2.	 a) Invalidität, Alter, Tod: 
Instituto de Gestào dos Regimes de Se-
gurança Social (Sozialversicherungsan-
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stalt): Centro Coordenador de Prestaçòes 
Diferidas (Koordinierungsstelle für aufge­
schobene Leistungen), Angra do Heroís­
mo 

b) Invalidität, Alter, Tod im Sondersystem 
der sozialen Sicherheit für Arbeitneh­
mer in der Landwirtschaft: 

Instituto de Gestào dos Regimes de Se-
gurança Social (Sozialversicherungsan­
stalt): Centro Coordenador de Prestaçòes 
Diferidas (Koordinierungsstelle für aufge­
schobene Leistungen), Angra do Heroís­
mo 

3. Arbeitsunfall und Berufskrankheit: 

Centro Nacional de Protecção contra os 
Riscos Profissionais (Nationales Zentrum 
für den Schutz gegen Berufsrisiken), Lisboa 

4. Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

a) Entgegennahme des Antrags und Prü­
fung der Beschäftigungsverhältnisse (z.B. 
Feststellung der Beschäftigungszeiten, 
Klassifizierung der Arbeitslosigkeit, Kon­
trolle der versicherungsrechtlichen Stel­
lung): 

Agència para a Qualificação e Emprego 
(Agentur für Qualifikation und Beschäfti­
gung) des Wohnorts des Betreffenden 

b) Gewährung und Auszahlung bei Arbeits­
losigkeit (z.B. Überprüfung der Anspruchs­
voraussetzungen, Feststellung von Leis­
tungshöhe und -dauer, Kontrolle der ver­
sicherungsrechtlichen Stellung im Hinblick 
auf Weitergewährung, Ruhen oder Ent­
zug der Leistung): 

Centro Prestações Pecuniárias (Zentral-
stelle für Geldleistungen) des Wohn- oder 
Aufenthaltsorts des Betreffenden 

5.	 Leistungen des beitragsfreien Systems 
der sozialen Sicherheit: 

Instituto de Gestào de Regimes de Segu-
rança Social (Sozialversicherungsanstalt): 
Centro de Prestaçòes Pecuniárias (Zentral-
stelle für Geldleistungen) des Wohn- oder 
Aufenthaltsorts des Betreffenden 

V. RUMÄNIEN 

1. Sachleistungen: 

Casa Judeteana de asigurari de sanatate 
(Bezirkskrankenversicherungsanstalt) 

2. Geldleistungen: 

a) Krankheit und Mutterschaft: 
Casa de asigurari de sanatate (Kranken­
versicherungsanstalt) 

b) Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen­
renten und Leistungen im Todesfalle: 
Casa judeteana de pensii si alte drepturi 
de asigurari sociale (Bezirksamt für Ren­
ten und andere Sozialversicherungsan­
sprüche) 

c) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 
Casa judeteana de pensii si alte drepturi 
de asigurari sociale (Bezirksamt für Ren­
ten und andere Sozialversicherungsan­
sprüche) 

d) Leistungen bei Arbeitslosikeit: 
Agentia judeteana pentru ocuparea fortei 
de munca (Bezirksamt für Beschäftigung) 

e) Familienleistungen: 
Lokale und Schulbehörden 

W. SLOWENIEN 

1. Geldleistungen: 

a) Leistungen bei Krankheit und Tod: 
Obmoèna enota Zavoda za zdravstveno 
zavarovanje Slovenije (Regionalbüro der 
Krankenversicherungsanstalt Sloweniens) 

b) Alter, Invalidität und Tod: 
Zavod za pokojninsko in invalidsko zava­
rovanje Slovenije (Renten- und Invaliditäts­
versicherungsanstalt Sloweniens), Ljubljana 

c) Arbeitslosigkeit: 
Obmoèna enota Zavoda Republike Slo­
venije za zaposlovanje (Regionalbüro des 
Arbeitsamtes Sloweniens) 

d) Familien- und Mutterschaftsleistungen: 
Center za socialno delo Ljubljana Be�i­
grad – Centralna enota za starševsko 
varstvo in dru�inske prejemke (Zentrum 
für Sozialarbeit Ljubljana Be�igrad – zen­
trale Einheit für Elternschutz und Fami­
lienleistungen) 

2. Sachleistungen: 

Krankheit und Mutterschaft: Obmoèna enota 
Zavoda za zdravstveno zaposlovanje Slo­
venije (Regionale Zweigstellen der Kranken­
versicherungsanstalt Sloweniens 
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X. SLOWAKEI 

1.	 Krankheit und Mutterschaft und Invalidi­
tät: 

A. Geldleistungen: 

a) im Allgemeinen: 
Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungs­
anstalt), Bratislava; 

b) für Berufssoldaten der Armee der Slo­
wakischen Republik: 
Vojenský úrad sociálneho zabezpeče­
nia (Sozialversicherungsanstalt für die 
Streitkräfte), Bratislava; 

c) für Angehörige des Polizeikorps: 
Rozpočtové a príspevkové organizácie 
Policajného zboru v rámci Ministerstva 
vnútra Slovenskej republiky (Haus­
halts- und Beitragsorganisationen des 
Polizeikorps im Rahmen des Innenmi­
nisteriums der Slowakischen Republik) 

d) für Angehörige der Eisenbahnpolizei: 
Generálne riaditeľstvo Železničnej polí­
cie (Generaldirektion der Eisenbahn­
polizei), Bratislava; 

e) für Angehörige des slowakischen 
Nachrichtendienstes: 
Slovenská informačná služba (Slowa­
kischer Nachrichtendienst), Bratislava; 

f) für Angehörige des Korps der Justiz-
und Gefängnisaufseher: 
Generálne riaditeľstvo Zboru väzenskej 
a justičnej stráže, Útvar sociálneho 
zabezpečenia zboru (Generaldirektion 
des Korps der Justiz- und Gefängnis­
aufseher, Abteilung für Soziale Sicher­
heit des Korps), Bratislava; 

g) für Zollbeamte: 
Colné riaditeľstvo Slovenskej republiky 
(Zolldirektion der Slowakischen Repu­
blik), Bratislava 

h) für Angehörige des Amts für Staats­
schutz: 
Národný bezpečnostný úrad (Amt für 
Staatsschutz), Bratislava. 

B. Sachleistungen: 

Krankenversicherungsanstalten. 

2.	 Leistungen bei Alter und für Hinterbliebe­
ne: 

a)	 im Allgemeinen: 
Sociálna poisťovňa (Sozialversi­

cherungsanstalt), Bratislava 

b)	 für Berufssoldaten der Armee der 
Slowakischen Republik und Eisen­
bahntruppen: Vojenský úrad sociál­
neho zabezpečenia (Sozialversi­
cherungsanstalt für die Streitkräfte), 
Bratislava 

c)	 für Angehörige des Polizeikorps: 
Ministerstva vnútra Slovenskej re­
publiky (Innenministerium der Slo­
wakischen Republik), Bratislava 

d)	 für Angehörige der Eisenbahnpoli­
zei: 
Generálne riaditeľstvo Železničnej 
polície (Generaldirektion der Eisen­
bahnpolizei), Bratislava 

e)	 für Angehörige des slowakischen 
Nachrichtendienstes: 
Slovenská informačná služba (slo­
wakischer Nachrichtendienst), Bra­
tislava 

f)	 für Angehörige des Korps der Jus­
tiz- und Gefängnisaufseher: 
Generálne riaditeľstvo Zboru 
väzenskej a justičnej stráže, Útvar 
sociálneho zabezpečenia zboru 
(Generaldirektion des Korps der 
Justiz- und Gefängnisaufseher, Ab­
teilung für Soziale Sicherheit des 
Korps), Bratislava 

g) für Zollbeamte: 
Colné riaditeľstvo Slovenskej repu­
bliky (Zolldirektion der Slowakischen 
Republik), Bratislava 

h)	 für Angehörge des Amts für Staats­
schutz: 
Národný bezpečnostný úrad (Amt 
für Staatsschutz), Bratislava. 

3. Altersunfälle und Berufskrankheiten: 

A. Geldleistungen: 

a) im Allgemeinen: 
Sociálna poisťovňa (Sozialversiche­
rungsanstalt), Bratislava 

b) für Berufssoldaten der Armee der Slo­
wakischen Republik und Eisenbahn­
truppen: Vojenský úrad sociálneho 
zabezpečenia (Sozialversicherungs­
anstalt für die Streitkräfte), Bratislava 

c) für Angehörige des Polizeikorps: 
Rozpočtové a príspevkové organizácie 
Policajného zboru v rámci Ministerstva 
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vnútra Slovenskej republiky (Haus­
halts- und Beitragsorganisationen des 
Polizeikorps im Rahmen des Innenmi­
nisteriums der Slowakischen Republik) 

d) für Angehörige der Eisenbahnpolizei: 
Generalne riaditeľstvo Železničnej polí­
cie (Generaldirektion der Eisenbahn­
polizei), Bratislava 

e) für Angehörige des slowakischen Nach­
richtendienstes: 
Slovenská informačná služba (Slowa­
kischer Nachrichtendienst), Bratislava 

f)	 für Angehörige des Korps der Justiz-
und Gefängnisaufseher: 
Generálne riaditeľstvo Zboru väzens­
kej a justičnej stráže, Útvar sociálneho 
zabezpečenia zboru (Generaldirektion 
des Korps der Justiz- und Gefängnis­
aufseher, Abteilung für Soziale Sicher­
heit des Korps), Bratislava 

g) für Zollbeamte: 
Colné riaditeľstvo Slovenskej republiky 
(Zolldirektion der Slowakischen Repu­
blik), Bratislava 

h) für Angehörige des Amts für Staats­
schutz: 
Národný bezpečnostný úrad (Amt für 
Staatsschutz), Bratislava 

4. Sterbegeld allgemein: 

a) Sterbegeld allgemein: 
Úrady práce, sociálnych vecí a rodiny 
(Amt für Arbeit, Soziales und Familie), das 
jeweils für den Wohn- oder Aufenthaltsort 
der verstorbenen Person zuständig ist; 

b) für Berufssoldaten der Armee der Slowa­
kischen Republik: 
Vojenský úrad sociálneho zabezpečenia 
(Sozialversicherungsanstalt für die Streit­
kräfte), Bratislava; 

c) für Angehörige des Polizeikorps: 
Rozpočtové a príspevkové organizácie v 
rámci Ministerstva vnútra Slovenskej re­
publiky (Haushalts- und Beitragsorgani­
sationen im Rahmen des Innenministeri­
ums der Slowakischen Republik); 

d) für Angehörige der Eisenbahnpolizei 
Generálne riaditeľstvo Železničnej polície 
(Generaldirektion der Eisenbahnpolizei), 
Bratislava 

e) für Angehörige des slowakischen Nach­
richtendienstes: 
Slovenská informačná služba (slowaki­

scher Nachrichtendienst), Bratislava 

f)	 für Angehörige des Korps der Justiz- und 
Gefängnisaufseher: 
Generálne riaditeľstvo Zboru väzenskej a 
justičnej stráže, Útvar sociálneho zabez­
pečenia zboru (Generaldirektion des 
Korps der Justiz- und Gefängnisaufseher, 
Abteilung für Soziale Sicherheit des 
Korps), Bratislava 

g) für Zollbeamte: 
Colné riaditeľstvo Slovenskej republiky 
(Zolldirektion der Slowakischen Repu­
blik), Bratislava 

h) für Angehörige des Amts für Staats­
schutz: 
Národný bezpečnostný úrad (Amt für 
Staatsschutz), Bratislava 

5. Arbeitslosigkeit: 

Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungsan­
stalt), Bratislava 

6. Familienleistungen: 

Úrady práce , sociálnych vecí a rodiny (Amt 
für Arbeit, Soziales und Familie), das für den 
jeweiligen Wohn- oder Aufenthaltsort des 
Antragstellers zuständig ist. 

Y. FINNLAND 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Geldleistungen: 

Kansaneläkelaitos/Folkspensionsanstal­
ten (Sozialversicherungsanstalt) 

b) Sachleistungen: 

ii) (zutreffend: i) - DVKA) Krankenver­
sicherungsleistung und Rehabilitati-
onsmaßnahmen der Sozialversiche­
rungsanstalt: 

Kansaneläkelaitos/Folkspensionsan­
stalten (Sozialversicherungsanstalt) 

ii) Volksgesundheit und Krankenhaus­
leistungen: 

die örtlichen Einheiten, die Leistungen 
im Rahmen des Systems erbringen 

2. Alter, Invalidität, Tod (Renten): 

a) Staatliche Renten: 
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Kansaneläkelaitos/Folkspensionsanstal­
ten (Sozialversicherungsanstalt) oder 

b) Berufsrenten: 

Eläketurvakeskus/Pensionsskyddscen­
tralen (Zentralanstalt für die Rentenver­
sicherung), Helsinki 

3. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

Tapaturmavakuutuslaitosten liitto/Olycks­
fallsförsäkringsanstalternas förbund (Ver­
band der Unfallversicherer), Helsinki 

4. Arbeitslosigkeit: 

a) Grundsystem: 

Kansaneläkelaitos/Folkspensionsan­
stalten (Sozialversicherungsanstalt) 

b) Einkommensabhängiges System: 

i) im Falle des Artikels 69: 

Kansaneläkelaitos/Folkspensionsan­
stalten (Sozialversicherungsanstalt) 

ii) in den übrigen Fällen: 

der zuständige Beschäftigungsfonds, 
bei dem der Betreffende versichert ist 

5. Familienleistungen: 

Kansaneläkelaitos/Folkspensionsanstalten 
(Sozialversicherungsanstalt) 

Z. SCHWEDEN 

1.	 Für alle Versicherungsfälle, mit Ausnah­
me von Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 
die Sozialversicherungsanstalt des Wohn­
oder Aufenthaltsortes 

2. Für Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

das Bezirksamt des Wohn- oder Aufent­
haltsortes 

AA. VEREINIGTES KÖNIGREICH 

1. Sachleistungen: 

- Großbritannien und Nordirland: 

Die Behörden, die Leistungen des natio­
nalen Gesundheitsdienstes gewähren, 
Gibraltar: 

- Gibraltar Health Authority (Gesundheits­
behörde Gibraltar), 17 Johnstone’s Pas-
sage, Gibraltar 

2. Geldleistungen (außer Familienleistungen): 

- Großbritannien: 

Department for Work and Pensions (Mi­
nisterium für Arbeit und Renten) The Pen­
sion Service (Rentenstelle), International 
Pension Centre (Internationales Renten­
zentrum), Tyneview Park, Newcastle 
upon Tyne NE98 1BA 

- Nordirland: 

Department for Social Development 
(Ministerium für soziale Entwicklung), 
Northern Ireland Social Security Agency 
(nordirische Agentur für soziale Sicher­
heit), Network Support Branch (Abteilung 
Netzwerkunterstützung), Overseas Bene­
fits Unit (Referat für im Ausland wohnen­
de Anspruchsberechtigte), Block 2, 
Stormont Estate, Belfast BT4 3SJ 

- Gibraltar: 

Department of Social Services (Ministe­
rium für soziale Dienste), 23 Mackintosh 
Square, Gibraltar 

3. Familienleistungen: 

Bei Anwendung der Artikel 73 und 74 der 
Verordnung 

- Großbritannien: 

HM Revenue & Customs, Child Benefit 
Office (Finanz- und Zollverwaltung, Kin­
dergeldstelle für Großbritannien), New­
castle upon Tyne NE88 1AA 

HM Revenue & Customs, Tax Credit Of­
fice, (Finanz- und Zollverwaltung, Freibe­
tragsstelle), Preston, PR1 OSB 

- Nordirland: 

HM Revenue & Customs, Child Benefit 
Office (NI), (Finanz- und Zollverwaltung, 
Kindergeldstelle), Windsor House, 9-15, 
Bedford Street, Belfast, BT2 7UW 

HM Revenue & Customs, Tax Credit Of­
fice, (Finanz- und Zollverwaltung, Freibe­
tragsstelle), Dorchester House 52-58, 
Great Victoria Street, Belfast BT2 7WF 
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- Gibraltar: 

Department of Social Services (Ministe­
rium für soziale Dienste), 23 Mackintosh 
Square, Gibraltar 

ZA. ISLAND 

1.	 Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, Alter, 
Tod, Arbeitsunfälle und Berufskrankhei­
ten: 

Tryggingastofnun ríkisins (Staatliche Sozial­
versicherungsanstalt), Reykjavík 

2. Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Atvinnuleysistryggingasjódur, Vinnumálas­
krifstofan (Arbeitslosenversicherung), Rey­
kjavík 

3. Familienleistungen: 

a) Familienleistungen mit Ausnahme von Kin­
derzulage und ergänzender Kinderzulage: 

Tryggingastofnun ríkisins (Staatliche So­
zialversicherungsanstalt), Reykjavík 

b) Kinderzulage und ergänzende Kinderzu­
lage: 

Ríkisskattstjóri (Leiter der Finanzbehörde), 
Reykjavík 

ZB. LIECHTENSTEIN 

1. Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten, Arbeitslosigkeit: 

Amt für Volkswirtschaft 

2. Alter und Tod: 

a) Alters- und Hinterlassenenversicherung: 
Liechtensteinische Alters- und Hinterlas­
senenversicherung 

b) Betriebliche Personalvorsorge: 

Amt für Volkswirtschaft 

3. Invalidität: 

a) Invalidenversicherung: 

Liechtensteinische Invalidenversicherung 

b) Betriebliche Personalvorsorge: 

Amt für Volkswirtschaft 

c) Pensionskasse für das Staatspersonal 

Stiftungsrat der Pensionskasse für das 
Staatspersonal 

4. Familienleistungen: 

Liechtensteinische Familienausgleichskasse 

ZC. NORWEGEN 

1.	 De lokale arbeidskontor og trygdekontor pa 
bostedet eller oppholdsstede (die örtlichen 
Arbeitsämter oder Versicherungsbüros am 
Wohn- oder Aufenthaltsort). 

2.	 Gesetz vom 16. Juni 1989 über die Arbeits­
unfallversicherung (lov av 16. juni 1989 om 
yrkesskadeforsikring) 

Der Versicherer, bei dem der Arbeitgeber 
versichert ist. Falls er nicht versichert ist: 

Yrkesskadeforsikringsyforeningen (Arbeits­
unfallversicherungsgesellschaft), Oslo. 

3.	 System der Absicherung von Sozialversi­
cherungsansprüchen gemäß § 32 des Ge­
setzes zur Absicherung von Seeleuten vom 
30. Mai 1975 (sjomannsloven av 30. Mai 1975) 

Die Arbeitnehmer können sich am Dienstort, 
d.h. an Bord eines Schiffes, an den Arbeit­
geber wenden. Vom Wohn- oder Aufent­
haltsort aus muß sich der Arbeitnehmer an 
den Versicherer wenden, bei dem der Ar­
beitnehmer versichert ist. 

4. Leistungen gemäß dem Gesetz Nr. 26 vom 
28. Juli 1949 über die norwegische staatli­
che Pensionskasse (lov av 28. juli 1949 nr 
26 om Statens Pensjonskasse): 

Statens Pensjonskasse (Norwegische staat­
liche Pensionskasse). 

SCHWEIZ 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

Gemeinsame Einrichtung KVG, Solothurn – 
Institution commune LaMal, Soleure – 
Istituzione commune LaMal, Soletta. 

2. Invalidität: 

a) Invalidenversicherung: 

Schweizerische Ausgleichskasse, Genf – 
Caisse suisse de compensation, Genève 
– Cassa svizzera di compensazione, 
Ginevra. 
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b) Berufliche Vorsorge: 

Sicherheitsfonds – Fonds de garantie – 
Fondo di garanzia LPP. 

3. Alter und Tod: 

a) Alters- und Hinterlassenenversicherung: 

Schweizerische Ausgleichskasse, Genf – 
Caisse suisse de compensation, Genève 
– Cassa svizzera di compensazione, 
Ginevra. 

b) Berufliche Vorsorge: 

Sicherheitsfonds – Fonds de garantie – 
Fondo di garanzia LPP. 

4. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

Schweizerische Unfallversicherungsan­
stalt, Luzern – Caisse nationale suisse 
d’assurance en cas d’accidents, Lucerne 
– Cassa nazionale svizzera di assicura­
zione contro gli incidenti, Lucerna. 

5. Arbeitslosigkeit: 

a) Bei Vollarbeitslosigkeit: 

Vom Arbeitnehmer gewählte Arbeitslo­
senkasse. 

b) Bei Teilarbeitslosigkeit: 

Vom Arbeitgeber gewählte Arbeitslosen­
kasse. 

6. Familienleistungen: 

Vom Wohn- oder Aufenthaltskanton be­
stimmter Träger. 

DVKA Stand: 12.04.2007


100




Auszug aus der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (des Rates vom 21. März 1972) - Anhang 4


ANHANG 4 

VERBINDUNGSSTELLEN 

(Artikel 3 Absatz 1, Artikel 4 Absatz 4 und 
Artikel 122 der Durchführungsverordnung) 

A. BELGIEN 

1. Krankheit, Mutterschaft: 

a) Im Allgemeinen: 

Institut national d’assurance maladie-inva­
lidité, Bruxelles - Rijksinstituut voor ziekte­
en invaliditeitsverzekering, Brussel -
(Staatliche Anstalt für Kranken- und Inva­
liditätsversicherung) 

b) Für Seeleute: 

Caisse de secours et de prévoyance en 
faveur des marins - Hulp- en voorzorgs­
kas voor Zeevarenden - (Hilfs- und Vor­
sorgekasse für Seeleute), Antwerpen 

c) Für Personen, die dem System der sozi­
alen Sicherheit in Übersee unterliegen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

d) Für die ehemals in Belgisch-Kongo und 
Ruanda-Urundi beschäftigten Personen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

2. Invalidität: 

a) Allgemeine Invalidität: 

Institut national d’assurance maladie­
invalidité, Bruxelles - Rijksinstituut voor 
ziekte- en invaliditeitsverzekering, Brus­
sel - (Staatliche Anstalt für Kranken- und 
Invaliditätsversicherung) 

b) Besondere Invalidität der Bergarbeiter: 

Fonds national de retraite des ouvries­
mineurs, Bruxelles - Nationaal pensioen­
fonds voor mijnwerkers, Brussel - (Staat­
liche Kasse für die Altersversorgung der 
Bergarbeiter) 

c) Invalidität für Seeleute: 

Caisse de secours et de prévoyance en 
faveur des marins - Hulp- en voorzorgs­
kas voor Zeevarenden - (Hilfs- und Vor­
sorgekasse für Seeleute), Antwerpen 

d) Invalidität bei Personen, die dem System 
der sozialen Sicherheit in Übersee unter-
liegen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

e) Invalidität der ehemals in Belgisch-Kongo 
und Ruanda-Urundi beschäftigten Per­
sonen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

3. Alter und Tod (Renten): 

a) Bei Anwendung der Artikel 41 bis 43 und 
45 bis 50 der Durchführungsverordnung: 

i)	 Für Arbeiter, Angestellte, Bergleute und 
Seeleute: 

Office national des pensions, Bruxelles 
- Rijksdienst voor pensioenen, Brussel 
- (Landesrentenamt) 

ii) Für Selbständige: 

Institut national d’assurances sociales 
pour travailleurs indépendants, 
Bruxelles - Rijksinstituut voor de soci­
ale verzekeringen der zelfstandigen, 
Brussel - (Landesanstalt für die Sozial­
versicherungen der Selbständigen, 
Brüssel) 

iii) Für Personen, die dem System der so­
zialen Sicherheit in Übersee unterlie­
gen: 
Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese so­
ciale zekerheid, Brussel - (Amt für so­
ziale Sicherheit in Übersee) 

iv)Für die ehemals in Belgisch-Kongo 
und Ruanda-Urundi beschäftigten Per­
sonen: 
Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese so­
ciale zekerheid, Brussel - (Amt für so­
ziale Sicherheit in Übersee) 
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b) Bei Anwendung des Artikels 45 (zahlen-
der Träger), des Artikels 53 Absatz 1, des 
Artikels 110 und des Artikels 111 Absätze 
1 und 2 der Durchführungsverordnung: 

i) Für Arbeiter, Angestellte, Bergleute, 
Seeleute und Selbständige: 

Office national des pensions, Bruxelles 
- Rijksdienst voor pensioenen, Brussel 
- (Landesrentenamt) 

ii) Für Personen, die dem System der so­
zialen Sicherheit in Übersee unterlie­
gen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese 
sociale zekerheid, Brussel - (Amt für 
soziale Sicherheit in Übersee) 

iii) Für die ehemals in Belgisch-Kongo 
und Ruanda-Urundi beschäftigten Per­
sonen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese so­
ciale zekerheid, Brussel - (Amt für so­
ziale Sicherheit in Übersee) 

4. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Arbeitsunfälle: 

Fonds des accidents du travail, Bruxelles 
- Fond voor arbeidsongevallen, Brussel -
(Kasse für Arbeitsunfälle) 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Sic­
herheit in Übersee) 

b) Berufskrankheiten: 

Ministère des affaires sociales, de la 
santé publique et de l’environnement, 
Bruxelles - Ministerie van Sociale Zaken, 
Volksgezondheid en Leefmilieu, Brussel ­
(Ministerium für soziale Angelegenheiten, 
Gesundheitswesen und Umwelt, Brüssel) 

5. Sterbegeld: 

a) Im Allgemeinen: 

Institut national d’assurance maladie­
invalidité, Bruxelles - Rijksinstituut voor 
ziekte- en invaliditeitsverzekering, Brus­
sel - (Staatliche Anstalt für Kranken- und 
Invaliditätsversicherung) 

b) Für Seeleute: 

Caisse de secours et de prévoyance en 
faveur des marins - Hulp- en voorzorgs­
kas voor Zeevarenden (Hilfs- und Vor­
sorgekasse für Seeleute), Antwerpen 

c) Für Personen, die dem System der sozi­
alen Sicherheit in Übersee unterliegen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

d) Für die ehemals in Belgisch-Kongo und 
Ruanda-Urundi beschäftigten Personen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 

6. Arbeitslosigkeit: 

i) Im Allgemeinen: 

Office national de l’emploi, Bruxelles -
Rijksinstituut voor Arbeitsvoorziening, 
Brussel - (Staatliches Arbeitsamt) 

ii) Für Seeleute: 

Pool des marins de la marine marchande 
- Pool van de Zeelieden ter Kopvaardij ­
(Seemännische Heuerstelle der Handels­
marine), Antwerpen 

7. Familienleistungen: 

a) Für Arbeitnehmer: 

Office national des allocations familiales 
pour travailleurs salariés, Bruxelles -
Rijksinstituut voor konderbijslag voor 
werknemers, Brussel - (Staatliches Amt 
für Familienbeihilfen an Arbeitnehmer) 

b) Für Selbständige: 

Institut national d’assurance sociales 
pour travailleurs indépendants, Bruxelles 
- Rijksinstituut voor de sociale verzekerin­
gen der zelfstandigen, Brussel - (Landes­
anstalt für die Sozialversicherungsanstalt 
der Selbständigen) 

c) Für die ehemals in Belgisch-Kongo und 
Ruanda-Urundi beschäftigten Personen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese sociale 
zekerheid, Brussel - (Amt für soziale Si­
cherheit in Übersee) 
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B. BULGARIEN 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Sachleistungen: 
(Staatlicher Krankenversicherungsfonds) 

b) Geldleistungen: 
(Staatliches Institut für Soziale Sicherheit) 

2.	 Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen­
renten: 
(Staatliches Institut für Soziale Sicherheit) 

3. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Sachleistungen: 
(Staatlicher Krankenversicherungsfonds) 

b) Geldleistungen und Renten: 
(Staatliches Institut für Soziale Sicherheit) 

4.	 Leistungen im Todesfalle: 
(Staatliches Institut für Soziale Sicherheit) 

5.	 Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 
(Staatliches Institut für Soziale Sicherheit) 

6.	 Familienleistungen: 
(Sozialamt) 

C. TSCHECHISCHE REPUBLIK 

1. Sachleistungen: Centrum mezistátích 
úbrad (Zentrum für internationale Erstattun­
gen), Prag 

2. Geldleistungen: 

a) Krankheit und Mutterschaft: Česká sprá­
va sociálního zabezpečení (Tschechische 
Sozialversicherungsanstalt), Prag 

b) Invalidtität, Alter, Tod (Renten): Česká 
správa sociálního zabezpečení (Tsche­
chische Sozialversicherungsanstalt), 
Prag 

c) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, für 
die der Arbeitgeber aufkommt: Minister­
stvo práce a sociálních věcí (Ministerium 
für Arbeit und Soziales), Prag 

d) Arbeitslosigkeit: Ministerstvo práce a 
sociálních věcí- Správa služeb zaměstna­
nosti (Ministerium für Arbeit und Soziales 
– Arbeitsvermittlungsdienste), Prag 

e) Familien- und sonstige Leistungen: Mini­
sterstvo práce a sociálních věcí (Ministe­
rium für Arbeit und Soziales), Prag 

D. DÄNEMARK 

1. a) Geldleistungen bei Krankheit sowie 
Schwangerschaft und Geburt: 

Indenrigs- og Sundhedsministeriet (Minis­
terium für innere Angelegenheiten und 
Gesundheit), Kopenhagen 

b) Geldleistungen bei Krankheit: 

Arbejdsdirektoratet (Arbeitsverwaltung), 
Kopenhagen 

c) Geldleistungen bei Schwangerschaft 
und Geburt: 

Ministeriet for Familie- og Forbrugeran­
liggender (Ministerium für Familien- und 
Verbraucherangelegenheiten), Kopenha­
gen 

2.	 Rente und Leistungen nach dem Sozi­
alrentenrecht: 

Den Sociale Sikringsstyrelse, København 
(Sozialversicherungsamt, Kopenhagen) 

2. a) Renten nach dem Beamtenversorgungs­
recht: 

Finansministeriet, Økonomistyrelsen (Fi­
nanzministerium, Amt für Finanzverwal­
tung), København 

3. Leistungen bei Rehabilitation: 

Arbejdsdirektoratet (Arbeitsverwaltung), Ko­
penhagen 

4.	 Leistungen bei Arbeitsunfällen und Be­
rufskrankheiten: 

Arbejdsskadestyrelsen (Landesarbeitsunfall­
verwaltung), København 

5. Familienleistungen (Familienbeihilfen): 

Den Sociale Sikringsstyrelse, København 
(Sozialversicherungsamt, Kopenhagen) 

6. Sterbegeld: 

Indenrigs- og Sundhedsministeriet, Køben-
havn (Ministerium für innere Angelegenhei­
ten und Gesundheit, Kopenhagen) 

7. Renten nach dem „Loven om Arbejdsmar­
kedets Tillægspension (ATP)“ (Gesetz 
über die Arbeitsmarkt-Zusatzrente): 

Arbejdsmarkedets Tillægs Pension (ATP), 
(Stelle für Arbeitsmarkt-Zusatzrenten), Hillerød 
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8. Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Arbejdsdirektoratet (Arbeitsverwaltung), 
København 

E. DEUTSCHLAND 

1. Krankenversicherung: 

DVKA, Bonn 

2. Unfallversicherung: 

Hauptverband der gewerblichen Berufsge­
nossenschaften, St. Augustin 

3. Rentenversicherung der Arbeiter: 

a) Bei Anwendung des Artikels 3 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 
Verband Deutscher Rentenversicherungs­
träger, Frankfurt am Main 

b) Bei Anwendung des Artikels 51 und des 
Artikels 53 Absatz 1 der Durchführungs­
verordnung und als „Zahlstelle“ nach Arti­
kel 55 der Durchführungsverordnung: 

i) Im Verhältnis zu Belgien und Spanien: 

Landesversicherungsanstalt Rhein­
provinz, Düsseldorf 

ii)	 Im Verhältnis zu Dänemark, Finnland, 
Norwegen und Schweden: 

Landesversicherungsanstalt Schles­
wig-Holstein, Lübeck 

iii)	 Im Verhältnis zu Estland, Lettland und 
Litauen: 

Landesversicherungsanstalt Meck­
lenburg-Vorpommern, Neubranden­
burg 

iv) Im Verhältnis zu Frankreich: 

Landesversicherungsanstalt Rhein­
land-Pfalz, Speyer, oder 

im Rahmen der in Anhang 2 vorgese­
henen Zuständigkeit: Landesversi­
cherungsanstalt für das Saarland, 
Saarbrücken 

v)	 Im Verhältnis zu Griechenland und 
Zypern: 

Landesversicherungsanstalt Baden-
Württemberg, Karlsruhe 

vi) Im Verhältnis zu Italien: 

Landesversicherungsanstalt Schwa­
ben, Augsburg, oder 

im Rahmen der in Anhang 2 vorgese­
henen Zuständigkeit: Landesver­
sicherungsanstalt für das Saarland, 
Saarbrücken 

vii) Im Verhältnis zu Luxemburg: 

Landesversicherungsanstalt Rhein­
land-Pfalz, Speyer, oder 

im Rahmen der in Anhang 2 vorgese­
henen Zuständigkeit: Landesversi­
cherungsanstalt für das Saarland, 
Saarbrücken 

viii) Im Verhältnis zu Malta: 

Landesversicherungsanstalt Schwa­
ben, Augsburg 

ix)	 Im Verhältnis zu Island und den Nie­
derlanden: 

Landesversicherungsanstalt West­
falen, Münster 

x)	 Im Verhältnis zu Irland und zum Ver­
einigten Königreich: 

Landesversicherungsanstalt Freie 
und Hansestadt Hamburg, Hamburg 

xi) Im Verhältnis zu Polen: 

Landesversicherungsanstalt Berlin, 
Berlin 

xii) Im Verhältnis zu Portugal: 

Landesversicherungsanstalt Unter­
franken, Würzburg 

xiii) Im Verhältnis zu Österreich: 

Landesversicherungsanstalt Ober­
bayern, München 

xiv) Im Verhältnis zur Slowakei, zu Slowe­
nien und zur Tschechischen Republik: 

Landesversicherungsanstalt Nieder­
bayern-Oberpfalz, Landshut 

xv) im Verhältnis zu Ungarn: 

Landesversicherungsanstalt Thürin­
gen, Erfurt 
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4. Rentenversicherung der Angestellten: 

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, 
Berlin 

5. Knappschaftliche Rentenversicherung: 

Bundesknappschaft, Bochum 

5. a Beamtenversorgung: 

Bundesversicherungsanstalt für Angestel­
lte, Berlin 

6. Alterssicherung der Landwirte: 

Gesamtverband der landwirtschafltichen Al­
terskassen, Kassel 

7.	 Hüttenknappschaftliche Zusatzversiche­
rung: 

Landesversicherungsanstalt Saarland, Ab­
teilung Hüttenknappschaftliche Pensions­
versicherung, Saarbrücken 

8.	 Leistungen bei Arbeitslosigkeit und Fa­
milienleistungen: 

Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit, 
Nürnberg 

9.	 Berufsständische Versorungseinrichtun­
gen: 

Arbeitgemeinschaft Berufsständische Ver­
sorungseinrichtungen, Köln 

F. ESTLAND 

1.	 Krankheit und Mutterschaft: Eesti Haige­
kassa (Estnischer Krankenversicherungs­
fonds) 

2.	 Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen­
renten, Sterbegeld, Familienleistungen 
und Elterngeld: 
Sotsiaalkindlustusamet (Sozialversicherungs­
anstalt), 

3.	 Arbeitslosigkeit: 
Eesti Töötkassa (Estnische Arbeitslosenver­
sicherung) 

G. GRIECHENLAND 

1. Im Allgemeinen: 

Institut für Sozialversicherung – Einheitliche 
Versicherungskasse der Arbeitnehmer (IKA­
ETAM, Athen) 

2. Arbeitslosigkeit, Familienbeihilfen: 

Landesanstalt für Arbeit, Athen 

3. Für Seeleute: 

Rentenkasse für Seeleute, Piräus 

4. Bezieher staatlicher Renten: 

Hauptverwaltung, „Rechnungswesen“, Athen 

H. SPANIEN 

1. Für alle Zweige des Sozialversicherungs­
systems, mit Ausnahme des Systems für 
Seeleute und des Systems für Beamte der 
öffentlichen Verwaltung, der Streitkräfte 
und der Justizbehörden, und für alle Ver­
sicherungsfälle, ausgenommen Arbeits­
losigkeit: 

Instituto Nacional de Seguridad Social 
(Staatliche Sozialversicherungsanstalt), Ma­
drid 

2.	 Für das Sondersystem für Seeleute so­
wie alle Versicherungsfälle: 

Instituto Social de la Marina (Sozialanstalt 
der Marine), Madrid 

3.	 Für Leistungen bei Arbeitslosigkeit, aus-
genommen Seeleute: 

Servicio Público de Empleo Estatal, INEM 
(Staatlicher Beschäftigungsservice, INEM), 
Madrid 

4. Für die beitragsunabhängigen Alters­
und Invaliditätsrenten: 

Instituto de Mayores y Servicios Sociales 
(Institut für Senioren und Sozialdienste), 
Madrid 

5.	 Sondersystem für Beamte der öffentli­
chen Verwaltung: 

a) Altersruhegehälter, Witwen-/Witwer- und 
Waisengeld, Ruhegehälter bei Invalidität: 

Dirección General de Costes de Personal 
y Pensiones Públicas - Ministerio de 
Economía y Hacienda (Generaldirektion 
für Personalausgaben und Renten der 
öffentlichen Hand - Ministerium für Wirt­
schaft und Finanzen), Madrid 

b) Zuerkennung von Zuschlägen wegen 
schwerer Invalidität und bei Unterhalts­
pflicht für ein behindertes Kind: 
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Mutualidad General de Funcionarios 
Civiles del Estado (Allgemeine Kasse auf 
Gegenseitigkeit der Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes), Madrid 

6.	 Sondersystem für Angehörige der Streit­
kräfte: 

a) Altersruhegehälter, Witwen-/Witwer- und 
Waisengeld, Ruhegehälter bei Invalidität: 

Dirección General de Personal, Ministerio 
de Defensa (Generaldirektion für Perso­
nalangelegenheiten, Ministerium der Ver­
teidigung), Madrid 

b) Zuerkennung eines Ruhegehalts wegen 
Dienstunfähigkeit, von Leistungen wegen 
schwerer Invalidität und von Familienleis­
tungen bei Unterhaltspflicht für ein behin­
dertes Kind: 

Instituto Social de las Fuerzas Armadas 
(Sozialamt der Streitkräfte), Madrid 

c) Familienleistungen: 

Dirección General de Personal, Ministerio 
de Defensa (Generaldirektion für Perso­
nalangelegenheiten, Ministerium der Ver­
teidigung), Madrid 

7.	 Sondersystem für Angehörige der Justiz­
behörden: 

a) Für Versorgungsleistungen bei Alter, Tod 
(einschließlich Waisenrenten) und Invali­
dität 

Dirección General de Costes de Personal 
y Pensiones Públicas - Ministerio de 
Economía y Hacienda (Generaldirektion 
für Personalkosten und öffentliche Ren­
ten - Ministerium für Wirtschaft und Han­
del): 

b) Für die Anerkennung von Leistungen bei 
schwerer Invalidität und Leistungen für 
ein abhängiges behindertes Kind: 

La Mutualidad General Judicial (Unpar­
teiischer allgemeiner Leistungsversiche­
rungsfonds auf Gegenseitigkeit), Madrid 

I. FRANKREICH 

Für alle Zweige und Risiken: 

Centre des liaisons européennes et internatio­
nales de sécurité sociale (CLEISS; Zentralstelle 
für europäische und internationale Verbindun­
gen im Bereich der sozialen Sicherheit) (frühe­

res Centre de sécurité sociale des travailleurs 
migrants – Zentralstelle für die soziale Sicher­
heit der Wanderarbeitnehmer), Paris 

J. IRLAND 

1. Sachleistungen: 

Health Service Executive (Gesundheits­
dienst), Naas Co. Kildare 

2. Geldleistungen: 

a) Alter und Tod (Renten): 

Department of Social and Family Affairs, 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

b) Familienleistungen: 

Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten, 
und Familie) 

c) Leistungen bei Invalidität und Mutterschaft: 

Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

d) Andere Geldleistungen: 

Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

K. ITALIEN 

1.	 Krankheit (einschließlich Tuberkulose), 
Mutterschaft: 

A. Arbeitnehmer: 

a) Sachleistungen: 

Ministero della sanità (Gesundheitsmi­
nisterium), Roma 

b) Geldleistungen: 

Istituto nazionale della previdenza 
sociale, direzione generale (Staatliche 
Anstalt für soziale Vorsorge, General­
direktion), Roma 

B. Selbständige: 

Sachleistungen: 

Ministero della sanità (Gesundheitsministe­
rium), Roma 
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2. Arbeitsunfall und Berufskrankheiten: 

A. Arbeitnehmer: 

a) Sachleistungen: 

Ministero della sanità (Gesundheitsmi­
nisterium), Roma 

b) Körperersatzstücke, Hilfsmittel von er­
heblicher Bedeutung, rechtsmedizini­
sche Leistungen, Untersuchungen und 
entsprechende Bescheinigungen so­
wie Geldleistungen: 

Istituto nazionale per l’assicurazione 
contro gli infortuni sul lavoro, direzione 
generale (Staatliche Unfallversiche­
rungsanstalt, Generaldirektion), Roma 

B. Selbständige (nur für Röntgenärzte): 

a) Sachleistungen: 

Ministero della sanità (Gesundheitsmi­
nisterium), Roma 

b) Körperersatzstücke und größere Hilfs­
mittel, rechtsmedizinische Leistungen, 
Untersuchungen und entsprechende 
Bescheinigungen: 

Istituto nazionale per l’assicurazione 
contro gli infortuni sul lavoro, direzione 
generale (Staatliche Unfallversiche­
rungsanstalt, Generaldirektion), Roma 

c) Geldleistungen: 

Istituto nazionale per l’assicurazione 
contro gli infortuni sul lavoro, direzione 
generale (Staatliche Unfallversiche­
rungsanstalt, Generaldirektion), Roma 

3. Invalidität, Alter, Hinterbliebene, 
Arbeitslosigkeit, Familienbeihilfe: 

Istituto nazionale per (zutreffend: della -
DVKA) previdenza sociale, direzione 
generale (Anstalt für soziale Vorsorge, 
Generaldirektion), Roma 

3 a. Invalidität, Alter, Hinterbliebene - Sonder­
systeme für die Mitarbeiter der öffent­
lichen Verwaltung und ihnen gleichge­
stellte Personen: 

Instituto Nazionale di Previdenza per i 
Dipendenti delle Amministrazioni Pubb­
liche (INP-DAP) (Staatliche Versiche­
rungsanstalt für die Mitarbeiter des öffent­
lichen Dienstes), Roma 

L. ZYPERN 

1.	 Sachleistungen: Gesundheitsministerium, 
Nikosia 

2.	 Geldleistungen: Abteilung Sozialversiche­
rung, Ministerium für Arbeit und Sozialver­
sicherung, Nikosia 

3.	 Familienleistungen: Abteilung für Zuschüs­
se und Leistungen, Finanzministerium, Ni­
kosia 

M. LETTLAND 

1.	 Für alle Versicherungsfälle mit Ausnahme 
von Sachleistungen der Gesundheitsfürsor­
ge: 

Valsts socialas apdrošinašanas agentura, 
Riga (Staatliche Sozialversicherunganstalt, 
Riga) 

2. Sachleistungen der Gesundheitsfürsorge: 

eselibas obligatas apdrošinašanas valsts 
agentura, Riga (Staatliche gesetzliche Kran­
kenpflichtversicherungsanstalt, Riga), 

N. LITAUEN 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

a) Sachleistungen: Valstybine ligoniu kasa 
(Staatlicher Patientenfonds), Vilnius 

b) Geldleistungen: Valstybinio socialinio 
draudimo fondo valdyba (Zentralverwal­
tung des staatlichen Sozialversicherungs­
fonds), Vilnius 

2.	 Invalidität, Alter, Tod (Renten): Valstybinio 
socialinio draudimo fondo valdyba (Zentral­
verwaltung des staatlichen Sozialversiche­
rungsfonds), Vilnius 

3. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 
Valstybinio socialinio draudimo fondo valdy­
ba (Zentralverwaltung des staatlichen Sozi­
alversicherungsfonds), Vilnius 

4.	 Sterbegeld: Valstybinio socialinio draudimo 
fondo valdyba (Staatlicher Sozialversiche­
rungsträger) 

5. Arbeitslosigkeit: Lietuvos darbo birža (Litau­
isches Arbeitsamt) 

6.	 Familienleistungen: Valstybinio socialinio 
draudimo fondo valdyba (Staatlicher Sozial­
versicherungsträger) 
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O. LUXEMBURG 

I. Für die Leistungsgewährung 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

Vereinigung der Krankenkassen, Luxem­
bourg 

2. Invalidität, Alter, Tod (Renten): 

a) Für Arbeiter: 

Etablissement d’assurance contre la vieil­
lesse et l’invalidité (Alters- und Invalidi­
tätsversicherungsanstalt), Luxembourg 

b) Für Angestellte und freie Berufe: 

Caisse de pension des employés privés 
(Rentenkasse der Privatangestellten), 
Luxembourg 

c) Für selbständige Gewerbetreibende: 

Caisse de pension des artisans, des com-
merçants et industriels (Rentenkasse für 
Handwerker, Kaufleute und Industrielle), 
Luxembourg 

d) Für Selbständige in der Landwirtschaft: 

Caisse de pension agricole (Landwirt­
schaftliche Rentenkasse), Luxembourg 

Für die Sondersysteme des öffentlichen 
Sektors: 

Der zuständige Rentenversicherungsträ­
ger 

3. Arbeitsunfall und Berufskrankheit: 

a) Für Arbeitnehmer und Selbständige in der 
Land- und Forstwirtschaft: 

Association d’assurance contre les acci­
dents, section agricole et forestière (Un­
fallversicherungsanstalt, land- und forst­
wirtschaftliche Abteilung), Luxembourg 

b) In allen anderen Fällen von Pflicht- oder 
freiwilliger Versicherung: 

Association d’assurance contre les acci­
dents, section industrielle (Unfallver­
sicherungsanstalt, gewerbliche Abtei­
lung), Luxembourg 

4. Arbeitslosigkeit: 

Administration de l’emploi (Arbeitsverwal­
tung), Luxembourg 

5. Familienleistungen: 

Caisse nationale des prestations familiales 
(Landeskasse für Familienleistungen), Lu­
xembourg 

6. Sterbegeld: 

a) Bei Anwendung des Artikels 66 der Ver­
ordnung: 

Vereinigung der Krankenkassen, Luxem­
bourg 

b) In den übrigen Fällen: 

je nach leistungspflichtigem Versiche­
rungszweig die unter Nummer 1 oder 3 
genannten Träger 

II. In den übrigen Fällen 

Inspection générale de la sécurité sociale 
(Generalinspektion für soziale Sicherheit), 
Luxembourg 

P. UNGARN 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

Sach- und Geldleistungen: Országos 
Egészségbiztosítási Pénztár (Nationaler 
Krankenversicherungsfonds), Budapest 

2. Invalidität: 

a) Sachleistungen: Országos Egészségbiz­
tosítási Pénztár (Nationaler Krankenver­
sicherungsfonds), Budapest 

b) Geldleistungen: Országos Nyugdíjbiz­
tosítási Fõigazgatóság (Zentralverwal­
tung der staatlichen Rentenversiche­
rung), Budapest 

3. Alter, Tod (Renten): 

a) Altersrente – Sozialversicherungszweig: 
Országos Nyugdíjbiztosítási Fõigazga-
tóság (Zentralverwaltung der staatlichen 
Rentenversicherung), Budapest 

b) Altersrente – privater Zweig: Pénzügyi 
Szervezetek Állami Felügyelete (Staat­
liche Finanzaufsichtsbehörde), Budapest 

c) Hinterbliebenenrenten: Országos Nyug­
díjbiztosítási Fõigazgatóság (Zentralver­
waltung der staatlichen Rentenversiche­
rung), Budapest 
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4. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

a) Sachleistungen: Országos Egészségbiz­
tosítási Pénztár (Nationaler Krankenver­
sicherungsfonds), Budapest 

b) Geldleistungen – Lohn- oder Gehaltsfort­
zahlung bei Unfall: Országos Egészség­
biztosítási Pénztár (Nationaler Kranken­
versicherungsfonds), Budapest 

c) sonstige Geldleistungen: Országos Nyug­
díjbiztosítási Fõigazgatóság (Zentralver­
waltung der staatlichen Rentenversiche­
rung), Budapest 

5. Arbeitslosigkeit: 

Geldleistungen: Foglalkoztatási Hivatal (Ar­
beitsamt), Budapest 

6. Familienleistungen: 

- Geldleistungen: 

1. Magyar Államkincstár (Staatliche Finanz­
verwaltung, Ungarns) 

2. Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
(nationaler Krankenversicherungsfonds) 

- Mutterschaftsgeld und Kinderbetreu­
ungsgeld: 

Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
(nationaler Krankenversicherungsfonds) 

Q. MALTA 

Dipartiment tas-Sigurta‘ Socjali (Ministerium für 
soziale Sicherheit), Valletta 

R. NIEDERLANDE 

1.	 Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, Ar­
beitsunfall, Berufskrankheit und Arbeits­
losigkeit: 

a) Sachleistungen: 

College voor zorgverzekeringen (Verband 
der Krankenversicherungsträger), Diemen 

b) Geldleistungen: 

Uitvoeringsinstituut Werknemersverze­
keringen (Durchführungsinstitut für Ar­
beitnehmer-Sozialversicherungen), Ams­
terdam 

c) Krankenversicherungszulage: 

Belastingdienst Toeslagen (Steueramt 
Zulagen), Utrecht 

2. Alter, Tod (Renten), Familienleistungen: 

a) Im Allgemeinen: 

Sociale Verzekeringsbank (Sozialver­
sicherungsanstalt), Postbus 1100, 1180 
BH Amstelveen 

b) Im Verhältnis zu Belgien: 

Bureau voor Belgische Zaken (Amt für 
Angelegenheiten mit Belgien), Breda 

c) Im Verhältnis zu Deutschland: 

Bureau voor Duitse Zaken (Amt für Ange­
legenheiten mit Deutschland), Nijmegen 

S. ÖSTERREICH 

1. Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung: 

Hauptverband der österreichischen Sozial­
versicherungsträger, Wien 

2. Arbeitslosenversicherung: 

Landesgeschäftsstelle Wien des Arbeits­
marktservice, Wien 

3. Familienleistungen: 

a) Familienleistungen mit Ausnahme des 
Kinderbetreuungsgelds: 

Bundesministerium für soziale Sicherheit 
und Generationen und Konsumenten­
schutz, Wien 

b) Kinderbetreuungsgeld: 

Niederösterreichische Gebietskranken­
kasse – Kompetenzzentrum für das Kin­
derbetreuungsgeld 

T. POLEN 

1. Sachleistungen: 

- Narodowy Fundusz Zdrowia (Nationaler 
Gesundheitsfonds), Warschau 

2. Geldleistungen: 

a) Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, Alter, 
Tod, Arbeitsunfälle und Berufskrankhei­
ten: 
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- Zaklad Ubezpieczeñ Spolecznych – 
Centrala (Sozialversicherungsanstalt – 
ZUS-Hauptsitz), Warschau 

- Kasa Rolniczego Ubezpieczenia Spo­
lecznego – Centrala (Sozialversiche­
rungsfonds für Landwirte – KRUS-
Hauptsitz), Warschau 

- Zaklad Emerytalno-Rentowy Minister­
stwa Spraw Wewnêtrznych i Adminis­
tracji 
(Rentenreferat des Ministeriums für 
Inneres und Verwaltung), Warschau 

U. PORTUGAL 

Im Verhältnis zu allen Rechtsvorschriften, 
Systemen und Zweigen der sozialen Sicher­
heit nach Artikel 4 der Verordnung: 

Departamento de Relaçóes Internacionais de 
Segurança Social (Abteilung für internationale 
Beziehungen in der sozialen Sicherheit), Lisboa 

V. RUMÄNIEN 

1.	 Sachleistungen: 
Casa Nationala de Asigurari de Sanatate 
(Staatliche Krankenversicherungsanstalt) 
Bucuresti 

2. Geldleistungen: 

a) Krankheit und Mutterschaft: 
Casa Nationala de Asigurari de Sanatate 
(Staatliche Krankenversicherungsanstalt) 
Bucuresti 

b) Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen­
renten und Leistungen im Todesfalle: 
Casa Nationala des Pensii si alte Drepturi 
de Asigurari Sociale (Staatliche Stelle für 
Renten und andere Sozialversicherungs­
ansprüche), Bucuresti 

c) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 
Casa Nationala des Pensii si alte Drepturi 
de Asigurari Sociale (Staatliche Stelle für 
Renten und andere Sozialversicherungs­
ansprüche), Bucuresti 

d) Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 
Agentia Nationala pentru Ocuparea Fortei 
de Munca (Staatliche Stelle für Beschäfti­
gung), Bucuresti 

e) Familienleistungen: 
Minsterul Muncii, Solidaritatii Sociale si 
Familiei (Ministerium für Arbeit, soziale 
Solidarität and Familie), Bucuresti 

W. SLOWENIEN 

1. Krankheit und Mutterschaft: 
Zavod za zdravstveno zavarovanje Slovenije 
(Krankenversicherungsanstalt Sloweniens), 
Ljubljana 

2.	 Alter und Invalidität: 
Zavod za pokojninsko in invalidsko zavaro­
vanje Slovenije (Renten- und Invaliditätsver­
sicherungsanstalt Sloweniens), Ljubljana 

3.	 Arbeitslosigkeit: 
Zavod Republike Slovenije za zaposlovanje 
(Arbeitsamt Sloweniens), Ljubljana 

4.	 Familien- und Mutterschaftsleistungen: 
Ministerstvo za delo, druzino in socialne za­
deve (Ministerium für Arbeit, Familie und 
Soziale Angelegenheiten), Ljubljana 

5.	 Leistungen im Todesfalle: 
Zavod za zdravstveno zavarovanje Slove­
nije (Krankenversicherungsanstalt Slowe­
niens), Ljubljana 

X. SLOWAKEI 

1. Geldleistungen: 

a) Krankheit und Mutterschaft: 
Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungs­
anstalt), Bratislava 

b) Leistungen bei Invalidität: 
Sociálna poisťovňa (Social Insurance 
Agency), Bratislava 

c) Leistungen bei Alter: 
Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungs­
anstalt), Bratislava 

d) Leistungen an Hinterbliebene: 
Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungs­
anstalt), Bratislava 

e) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 
Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungs­
anstalt), Bratislava 

f)	 Sterbegeld: 
Ústredie práce sociálnych vecí a rodiny 
(Zentralamt für Arbeit, Soziales und Fami­
lie), Bratislava 

g) Arbeitslosigkeit: 
Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungs­
anstalt), Bratislava 

h) Familienleistungen: 
Ústredie práce, sociálnych vecí a rodiny 
(Zentralamt für Arbeit, Soziales und Fami-
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lie), Bratislava 

2. Sachleistungen: 

Úrad pre dohl'ad nad zdravotnou starostli­
vost'ou (Aufsichtsbehörde für das Gesund­
heitswesen), Bratislava 

Y. FINNLAND 

1. Kranken- und Mutterschaftsversicherung, 
nationale Renten, Familienleistungen, 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit und Er­
werbsrenten 

Kansaneläkelaitos - Folkpensionsanstalten 
(Sozialversicherungsanstalt), Helsinki 

2. Erwerbsrenten: 

Eläketurvakeskus/Pensionsskyddscentralen 
(Zentralanstalt für Rentenversicherung), 
Helsinki 

3. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 

Tapaturmavakuutuslaitosten Liitto - Olycks­
fallsförsäkringsanstalternas Förbund (Ver­
band der Unfallversicherer), Helsinki 

Z. SCHWEDEN 

1. Für alle Versicherungsfälle außer Leistun­
gen bei Arbeitslosigkeit: 

Försäkringskassan (Sozialversicherungs­
kasse) 

2. Für Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Inspektionen för arbetslöshetsförsäkringen, 
IAF (Inspektion für die Arbeitslosenversiche­
rung) 

AA. VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Großbritannien: 

a)	 Beiträge und Sachleistungen für entsand­
te Arbeitnehmer: 

HM Revenue & Customs (Finanz- und Zoll­
verwaltung), Centre for Non Residents (Zen­
trum für Personen mit Auslandswohnsitz), 
Benton Park View, Newcastle upon Tyne, 
NE98 1ZZ 

b) Übrige Fälle: 

Department for Work and Pensions (Minis­
terium für Arbeit und Renten), The Pension 

Service (Rentenstelle), International Pen­
sion Centre (Internationales Rentenzen­
trum), Tyneview Park, Newcastle upon Tyne 
NE98 1BA 

Nordirland: 

a)	 Beiträge und Sachleistungen für ent­
sandte Arbeitnehmer: 

HM Revenue & Customs (Finanz- und Zoll­
verwaltung), Centre for Non Residents (Zen­
trum für Personen mit Auslandswohnsitz), 
Benton Park View, Newcastle upon Tyne, 
NE98 1ZZ 

b) Übrige Fälle: 

Department for Social Development (Minis­
terium für soziale Entwicklung), Social Secu­
rity Agency (Agentur für soziale Sicherheit), 
Network Support Branch (Abteilung Netz­
werkunterstützung), Overseas Benefits Unit 
(Referat Leistungen für im Ausland wohnen­
de Anspruchsberechtigte), Level 2, James 
House, Cromac Street, Belfast BT7 2JA 

Gibraltar: 

Department for Work and Pensions (Minis­
terium für Arbeit und Renten), The Pension 
Service (Rentenstelle), International Pen­
sion Centre (Internationales Rentenzen­
trum), Tyneview Park, Newcastle upon Tyne 
NE98 1BA 

ZA. ISLAND 

1.	 Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, Alter, 
Tod, Arbeitsunfälle und Berufskrankhei­
ten: 

Tryggingastofnun ríkisins (das Staatliche 
Institut für soziale Sicherheit), Reykjavík 

2. Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Atvinnuleysistryggingasjódur, Vinnumálas­
krifstofan (Arbeitslosenversicherung), Rey­
kjavík 

3. Familienleistungen: 

a) Familienleistungen mit Ausnahme der 
Kinderzulage und der ergänzenden Kin­
derzulage: 

Tryggingastofnun ríkisins (das Staatliche 
Institut für soziale Sicherheit), Reykjavík 

b) Kinderzulage und ergänzende Kinderzu­
lage: 

DVKA Stand: 12.04.2007


111




Auszug aus der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (des Rates vom 21. März 1972) - Anhang 4


Ríkisskattstjóri (der Leiter der Finanzbe­
hörde), Reykjavík 

ZB. LIECHTENSTEIN 

1. Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten, Arbeitslosigkeit: 

Amt für Volkswirtschaft 

2. Alter und Tod: 

a) Alters- und Hinterlassenenversicherung: 

Liechtensteinische Alters- und Hinterlas­
senenversicherung 

b) Betriebliche Personalvorsorge: 

Amt für Volkswirtschaft 

c) Pensionsversicherung für das Staatper­
sonal 

Geschäftsleitung der Pensionsversiche­
rung für das Staatspersonal 

3. Invalidität: 

a) Invalidenversicherung: 

Liechtensteinische Invalidenversicherung 

b) Betriebliche Personalvorsorge: 

Amt für Volkswirtschaft 

c) Pensionsversicherung für das Staatper­
sonal 

Geschäftsleitung der Pensionsversiche­
rung für das Staatspersonal 

4.	 Familienleistungen: 

Liechtensteinische Familienausgleichskasse 

ZC. NORWEGEN 

1.	 Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Arbeidsdirektoratet (Arbeitsdirektion), Oslo 

1a.Leistungen gemäß dem Gesetz Nr. 26 vom 
28. Juli 1949 über die norwegische staat­
liche Pensionskasse (lov av 28. juli 1949 
nr 26 om Statens Pensjonskasse): 

Statens Pensjonskasse (Norwegische staat­
liche Pensionskasse). 

2. In allen übrigen Fällen: 

Rikstrygdevertet (Staatliche Versicherungs­
verwaltung), Oslo 

SCHWEIZ 

1. Krankheit und Mutterschaft: 

Gemeinsame Einrichtung KVG, Solothurn – 
Institution commune LaMal, Soleure – Istitu­
zione commune LaMal, Soletta. 

2. Invalidität: 

a) Invalidenversicherung: 

Schweizerische Ausgleichskasse, Genf – 
Caisse suisse de compensation, Genève 
- Cassa svizzera di compensazione, 
Ginevra. 

b) Berufliche Vorsorge: 

Sicherheitsfonds – Fonds de garantie – 
Fondo di garanzia LPP. 

3. Alter und Tod: 

a) Alters- und Hinterlassenenversicherung: 

Schweizerische Ausgleichskasse, Genf – 
Caisse suisse de compensation, Genève 
– Cassa svizzera di compensazione, 
Ginevra. 

b) Berufliche Vorsorge: 

Sicherheitsfonds – Fonds de garantie – 
Fondo di garanzia LPP. 

4. Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

Schweizerische Unfallversicherungsanstalt, 
Luzern – Caisse nationale suisse d’assuran­
ce en cas d’accidents, Lucerne – Cassa 
nazionale svizzera di assicurazione contro 
gli incidenti, Lucerna. 

5. Arbeitslosigkeit: 

Bundesamt für Wirtschaft und Arbeit, Bern – 
Office fédéral du développement économi­
que et de l’emploi, Berne – Ufficio federale 
dello sviluppo economico e del lavoro, Berna. 

6. Familienleistungen: 

Bundesamt für Sozialversicherung, Bern – 
Office fédéral des assurances sociales, 
Berne – Ufficio federale delle assicurazioni 
sociali, Berna. 
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ANHANG 5 

WEITERGELTENDE 
DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN ZU 

ZWEISEITIGEN ABKOMMEN 

(Artikel 4 Absatz 5, Artikel 5, Artikel 53 Absatz 
3, Artikel 104, Artikel 105 Absatz 2, Artikel 116, 

Artikel 121 und Artikel 122 der 
Durchführungsverordnung) 

Allgemeine Bemerkungen 

I. Wird in den Bestimmungen, die in diesem An­
hang aufgeführt sind, auf Bestimmungen von 
Abkommen oder der Verordnungen Nr. 3, 
Nr. 4 oder Nr. 36/63/EWG Bezug genom­
men, so werden diese Bezugnahmen jeweils 
durch Bezugnahmen auf die entsprechen-
den Bestimmungen der Verordnung oder der 
Durchführungsverordnung ersetzt, soweit die 
betreffenden Bestimmungen dieser Abkom­
men nicht durch Aufnahme in den Anhang II 
der Verordnung aufrechterhalten werden. 

II. Die Kündigungsklausel in einem Abkommen, 
von dem einzelne Bestimmungen in diesen 
Anhang aufgenommen sind, bleibt für diese 
Bestimmungen gültig. 

(Es sind nachfolgend nur Bestimmungen wie­
dergegeben, an denen Deutschland beteiligt ist. 
- DVKA.) 

4. BELGIEN – DEUTSCHLAND 

a) Zweite Verwaltungsvereinbarung vom 20. Juli 
1965 zur Durchführung der Dritten Zusatz­
vereinbarung zum Allgemeinen Abkommen 
vom 7. Dezember 1957 (Zahlung von Renten 
für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Abkom­
mens). 

b)	 Artikel 9 Absatz 1 der Vereinbarung vom 20. 
Juli 1965 über die Durchführung der Verord­
nungen Nr. 3 und Nr. 4 des Rates der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer. 

c) Vereinbarung vom 6. Oktober 1964 über die Er­
stattung der an Rentner, die ehemalige Grenz­
gänger sind, gewährten Sachleistungen auf­
grund des Artikels 14 Absatz 3 der Verord­
nung Nr. 36/63/EWG und des Artikels 73 Ab­
satz 4 der Verordnung Nr. 4 des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

d)	 Vereinbarung vom 29. Januar 1969 über die 
Einziehung und Beitreibung von Beiträgen 
der sozialen Sicherheit. 

e) Vereinbarung vom 4. Dezember 1975 über den 
Verzicht auf Erstattung der an Arbeitslose 
gewährten Leistungen. 

29. BULGARIEN – DEUTSCHLAND 

Artikel 8 und 9 der Verwaltungsvereinbarung zur 
Durchführung des Abkommens vom 17. Dezem­
ber 1997 über soziale Sicherheit auf dem Ge­
biet der Renten. 

53. TSCHECHISCHE REPUBLIK – 
DEUTSCHLAND 

Gegenstandslos. 

76. DÄNEMARK – DEUTSCHLAND 

a) Artikel 8 bis 14 der Vereinbarung vom 4. Juni 
1954 über die Durchführung des Abkommens 
vom 14. August 1953. 

b) Abkommen vom 27. April 1979 über: 

i)	 den teilweisen gegenseitigen Erstattungs­
verzicht nach Artikel 36 Absatz 3 und Ar­
tikel 63 Absatz 3 der Verordnung und den 
gegenseitigen Erstattungsverzicht nach Ar­
tikel 70 Absatz 3 der Verordnung und Arti­
kel 105 Absatz 2 der Durchführungsver­
ordnung (teilweiser Erstattungsverzicht bei 
Sachleistungen wegen Krankheit, Mutter­
schaft, Arbeitsunfall und Berufskrankheit 
und Erstattungsverzicht bei Leistungen 
wegen Arbeitslosigkeit sowie verwal-
tungsmäßigen und ärztlichen Kontrollen). 

ii) Artikel 93 Absatz 6 der Durchführungsver­
ordnung (Verfahrensweise bei der Ermitt­
lung des Erstattungsbetrags bei Sachleis­
tungen wegen Krankheit und Mutterschaft). 

99. DEUTSCHLAND – ESTLAND 

Gegenstandslos. 

100. DEUTSCHLAND – GRIECHENLAND 

a)	 Artikel 1 und 3 bis 6 der Verwaltungsverein­
barung vom 19. Oktober 1962 und zweite 
Verwaltungsvereinbarung vom 23. Oktober 
1972 zum Abkommen über Arbeitslosenver­
sicherung vom 31. Mai 1961. 

b)	 Vereinbarung vom 11. Mai 1981 über die Er­
stattung von Familienbeihilfen 

c)	 Abkommen vom 11. März 1982 über die Er­
stattung von Aufwendungen für Sachleis-
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tungen der Krankenversicherung. 

101. DEUTSCHLAND – SPANIEN 

Gegenstandslos. 

102. DEUTSCHLAND – FRANKREICH 

a)	 Artikel 2 bis 4 und 22 bis 28 der Zweiten Ver­
waltungsvereinbarung vom 31. Januar 1952 
zur Durchführung des Allgemeinen Abkom­
mens vom 10. Juli 1950. 

b) Artikel 1 der Vereinbarung vom 27. Juni 1963 
über die Durchführung des Artikels 74 Ab­
satz 5 der Verordnung Nr. 4 (Erstattung der 
Sachleistungen für Familienangehörige der 
Versicherten). 

c	 Abkommen vom 14. Oktober 1977 über den 
Verzicht auf Erstattung nach Artikel 70 Ab­
satz 3 der Verordnung (Aufwendungen für 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit). 

d) Vereinbarung vom 26. Mai 1981 zu Artikel 36 
Absatz 3 der Verordnung (gegenseitiger Er­
stattungsverzicht bei den Kosten für Sach­
leistungen im Krankheitsfall, die nach Artikel 
32 der Verordnung an Rentner, die ehemali­
ge Grenzgänger waren, deren Familienange­
hörigen oder Hinterbliebenen gewährt wer-
den). 

e) Abkommen vom 26. Mai 1981 nach Artikel 92 
der Verordnung (Einziehung und Beitreibung 
von Sozialversicherungsbeiträgen). 

f)	 Abkommen vom 26. Mai 1981 über die 
Durchführung des Artikels 105 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung (gegenseitiger 
Erstattungsverzicht bei den Kosten für ver-
waltungsmäßige und ärztliche Kontrollen). 

103. DEUTSCHLAND – IRLAND 

Abkommen vom 20. März 1981 nach Artikel 36 
Absatz 3, Artikel 63 Absatz 3 und Artikel 70 Ab­
satz 3 der Verordnung (gegenseitiger Erstat­
tungsverzicht bei den Kosten für Sachleistun­
gen im Falle von Krankheit, Mutterschaft, Ar­
beitsunfall und Berufskrankheit sowie Leistun­
gen wegen Arbeitslosigkeit) und Artikel 105 Ab­
satz 2 der Durchführungsverordnung (gegen­
seitiger Erstattungsverzicht bei den Kosten für 
verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle). 

104. DEUTSCHLAND – ITALIEN 

a) Artikel 14, Artikel 17 Absatz 1, Artikel 18, Arti­
kel 42, Artikel 45 Absatz 1 und Artikel 46 der 

Verwaltungsvereinbarung vom 6. Dezember 
1953 zur Durchführung des Abkommens 
vom 5. Mai 1953 (Rentenzahlung). 

b) Artikel 1 und 2 der Vereinbarung vom 27. Juni 
1963 über die Durchführung des Artikels 73 
Absatz 4 und des Artikel 74 Absatz 5 der Ver­
ordnung Nr. 4 (Erstattung der Sachleistungen 
für Familienangehörige der Versicherten). 

c)	 Vereinbarung vom 5. November 1968 über 
die Erstattung der Aufwendungen für Sach­
leistungen, welche von den italienischen Trä­
gern der Krankenversicherung in Italien an 
Familienangehörige in der Bundesrepublik 
Deutschland versicherter italienischer Ar­
beitnehmer gewährt wurden, durch die deut­
schen zuständigen Träger der Krankenver­
sicherung. 

d)	 Abkommen vom 3. April 2000 über die Ein­
ziehung und Beitreibung von Beiträgen der 
sozialen Sicherheit 

105. DEUTSCHLAND – ZYPERN 

Gegenstandslos. 

106. DEUTSCHLAND – LETTLAND 

Gegenstandslos. 

107. DEUTSCHLAND – LITAUEN 

Gegenstandslos. 

108. DEUTSCHLAND – LUXEMBURG 

a) Artikel 1 und 2 der Vereinbarung vom 27. Juni 
1963 über die Durchführung des Artikels 73 
Absatz 4 und des Artikels 74 Absatz 5 der Ver­
ordnung Nr. 4 Erstattung der Sachleistungen 
für Familienangehörige der Versicherten). 

b)	 Vereinbarung vom 9. Dezember 1969 über 
den Verzicht auf die in Artikel 14 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 36/63/EWG vorgesehe­
ne Erstattung von Aufwendungen für Sach­
leistungen, welche bei Krankheit Rentenbe­
rechtigten, die ehemalige Grenzgänger oder 
Hinterbliebene eines Grenzgängers sind, 
sowie deren Familienangehörigen gewährt 
wurden. 

c)	 Abkommen vom 14. Oktober 1975 über den 
Verzicht auf Erstattung der Kosten der ver-
waltungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle 
nach Artikel 105 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung. 
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d)	 Abkommen vom 14. Oktober 1975 über die 
Einziehung und Beitreibung der Beiträge der 
sozialen Sicherheit. 

e)	 Vereinbarung vom 25. Januar 1990 über die 
Durchführung der Artikel 20 und 22 Absatz 1 
Buchstaben b) und c) der Verordnung. 

109. DEUTSCHLAND – UNGARN 

Keine 

110. DEUTSCHLAND – MALTA 

Gegenstandslos. 

111. DEUTSCHLAND – NIEDERLANDE 

a)	 Artikel 9, Artikel 10 Absätze 2 bis 5, Artikel 
17, 18, 19 und 21 der Ersten Verwaltungsver­
einbarung vom 18. Juni 1954 zum Abkom­
men vom 29. März 1951 (Krankenversiche­
rung und Rentenzahlung). 

b)	 Vereinbarung vom 27. Mai 1964 über den 
Verzicht auf Erstattung von Kosten der ver-
waltungsmäßigen und ärztlichen Kontrolle in 
den Rentenversicherungen. 

c)	 Vertrag vom 21. Januar 1969 über die Ein­
ziehung und Beitreibung von Beiträgen der 
sozialen Sicherheit. 

d)	 Vereinbarung vom 3. September 1969 über 
den Verzicht auf die in Artikel 14 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 36/63/EWG vorgesehe­
ne Erstattung von Aufwendungen für Sach­
leistungen, welche bei Krankheit Rentenbe­
rechtigten, die ehemalige Grenzgänger oder 
Hinterbliebene eines Grenzgängers sind, 
sowie deren Familienangehörigen gewährt 
wurden. 

e)	 Vereinbarung vom 22. Juli 1976 über den 
Verzicht auf Erstattung der Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit. 

f)	 Abkommen vom 11. Oktober 1979 über die 
Durchführung des Artikels 92 der Verord­
nung (Mindestbetrag für die Eintreibung von 
Sozialversicherungsbeiträgen). 

g)	 Artikel 2 bis 8 der Durchführungsvereinba­
rung zum Abkommen vom 18. April 2001 
über soziale Sicherheit. 

112. DEUTSCHLAND – ÖSTERREICH 

a)	 Abschnitt II Nummer 1 und Abschnitt III der 
Vereinbarung vom 2. August 1979 über die 
Durchführung des Abkommens vom 19. Juli 
1978 über die Arbeitslosenversicherung. 

b)	 Vereinbarung vom 21. April 1999 über die 
Kostenerstattung im Bereich der sozialen Si­
cherheit. 

113. DEUTSCHLAND – POLEN 

a) Vereinbarung vom 11. Januar 1977 zur Durch­
führung des Abkommens vom 9. Oktober 
1975 über Renten- und Unfallversicherung 

b)	 Artikel 5 der Vereinbarung vom 19. Dezem­
ber 1995 zur Durchführung des Abkommens 
vom 8. Dezember 1990 über Soziale Sicher­
heit betreffend die Zahlung von Renten über 
die Verbindungsstellen 

c) Artikel 26 der Vereinbarung vom 24. Oktober 
1996 betreffend den Verzicht auf Erstattung 
der Kosten für kontrollärztliche Untersuchun­
gen, Beobachtungen, Fahrten der Ärzte und 
der Versicherten im Hinblick auf Geldleis­
tungen bei Krankheit und Mutterschaft. 

114. DEUTSCHLAND – PORTUGAL 

Abkommen vom 10. Februar 1998 über die Er­
stattung von Aufwendungen für Sachleistungen 
der Krankenversicherung. 

115. DEUTSCHLAND – RUMÄNIEN 

Keine 

116. DEUTSCHLAND – SLOWENIEN 

Keine 

117. DEUTSCHLAND – SLOWAKEI 

Keine 

118. DEUTSCHLAND – FINNLAND 

Keine 

119. DEUTSCHLAND – SCHWEDEN 

Keine 
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120. DEUTSCHLAND – VEREINIGTES 
KÖNIGREICH 

a)	 Artikel 8, 9, 25 bis 27 und 29 bis 32 der Ver­
einbarung vom 10. Dezember 1964 über die 
Durchführung des Abkommens vom 20. Ap­
ril 1960 

b)	 Abkommen vom 29. April 1977 über den 
Verzicht auf die Erstattung von Aufwendun­
gen für Sachleistungen bei Krankheit, Mut­
terschaft, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 
der Leistungen an Arbeitslose sowie der 
Kosten für verwaltungsmäßige und ärztliche 
Kontrollen. 

c)	 Briefwechsel vom 18. Juli und 28. Septem­
ber 1983 über die Nichtanwendung der Ver­
einbarungen über den Verzicht auf die Er­
stattung der nach Artikel 69 der Verordnung 
gewährten Leistungen wegen Arbeitslosig­
keit auf Selbständige in den Beziehungen 
mit Gibraltar. 

331. LIECHTENSTEIN – DEUTSCHLAND 

Keine 

SCHWEIZ 

Gegenstandslos. 
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ANHANG 9 

BERECHNUNG DER JAHRESDURCH­
SCHNITTSKOSTEN FÜR SACHLEISTUN­

GEN 

(Artikel 4 Absatz 9, Artikel 94 Absatz 3 
Buchstabe a) und Artikel 95 Absatz 3 

Buchstabe a) der Durchführungsverordnung) 

A. BELGIEN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung des all­
gemeinen Systems der sozialen Sicherheit be­
rechnet. 

Für die Anwendung der Artikel 94 und 95 der 
Durchführungsverordnung in Fällen, in denen 
Artikel 35 Absatz 2 der Verordnung gilt, werden 
jedoch die Jahresdurchschnittskosten für Sach­
leistungen unter Berücksichtigung des Systems 
für Krankheit und Mutterschaft für Selbständige 
in nichtlandwirtschaftlichen Berufen berechnet. 

B. BULGARIEN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der vom 
Staatlichen Krankenversicherungsfonds nach den 
Bestimmungen des Krankenversicherungsge­
setzes erbrachten Sachleistungen berechnet. 

C. TSCHECHISCHE REPUBLIK 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung des all­
gemeinen Krankenversicherungssystems be­
rechnet. 

D. DÄNEMARK 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der 
Systeme berechnet, die aufgrund des Gesetzes 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst, des 
Gesetzes über die Krankenhauspflege und - im 
Zusammenhang mit Rehabilitation - des Geset­
zes über aktive Sozialpolitik und des Gesetzes 
über aktive Beschäftigungsförderung eingeführt 
worden sind. 

E. DEUTSCHLAND 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­

tungen werden unter Berücksichtigung des all­
gemeinen Systems berechnet. 

F. ESTLAND 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der 
Leistungen berechnet, die gemäß dem Kran­
kenversicherungsgesetz, gemäß dem Gesetz 
über die Organisation des Gesundheitswesens 
und gemäß Artikel 12 des Sozialfürsorgegeset­
zes (Bereitstellung von Prothesen, von orthopä­
dischen Hilfsmitteln und sonstigen Geräten) ge­
währt werden. 

G. GRIECHENLAND* 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sach­
leistungen werden unter Berücksichtigung des 
vom IKA – ETAM [Institut für Sozialversiche­
rung – Einheitliche Versicherungskasse der Ar­
beitnehmer (IKA – ETAM)] verwalteten allge­
meinen Systems der sozialen Sicherheit be­
rechnet. 

H. SPANIEN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der 
Leistungen des Staatlichen Spanischen Ge­
sundheitssystems berechnet. 

I. FRANKREICH 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sach­
leistungen werden unter Berücksichtigung des 
allgemeinen Systems der sozialen Sicherheit 
berechnet. 

J. IRLAND 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der 
Sachleistungen (health services) berechnet, wel­
che die in Anhang 2 genannten Gesundheits­
dienste gemäß Health Acts (Gesundheitsgeset­
zen) von 1947 bis 2004 gewähren. 

K. ITALIEN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sach­
leistungen werden unter Berücksichtigung der 
vom italienischen Staatlichen Gesundheits­
dienst erbrachten Leistungen berechnet. 

* Auf die griechische Bezeichnung wurde aufgrund der Zeichenproblematik verzichtet. 
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L. ZYPERN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der Leis­
tungen des staatlichen Gesundheitswesens in 
Zypern berechnet. 

M. LETTLAND 

Die Jahresdurchschnittskosten für Leistun­
gen werden unter Berücksichtigung der Sach­
leistungen (Gesundheitsleistungen) der staatli­
chen gesetzlichen Krankenversicherungs­
anstalt berechnet. 

N. LITAUEN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden auf der Grundlage der Bestim­
mungen des Krankenversicherungsgesetzes 
berechnet. 

O. LUXEMBURG 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Einbeziehung aller Kran­
kenkassen und der Vereinigung der Kranken­
kassen berechnet. 

P. UNGARN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung des all­
gemeinen Krankenversicherungssystems und 
der Ausgaben für Leistungen der medizinischen 
Versorgung, die nach den Bestimmungen des 
Gesundheitsgesetzes getätigt werden, berech­
net. 

Q. MALTA 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der Leis­
tungen im Rahmen des staatlichen Gesund­
heitswesens berechnet. 

R. NIEDERLANDE 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung des all­
gemeinen Systems der sozialen Sicherheit be­
rechnet. 

Zur Berücksichtigung der Auswirkungen der 
nebenstehenden Versicherungen wird jedoch 
eine Kürzung vorgenommen: 

1.	 Invaliditätsversicherung 
(Arbeitsongeschiktheidsverzekering, WAO) 

2.	 Versicherung für besondere Krankheitskos­
ten (Verzekering tegen bijzondere ziekteko­
sten, AWBZ) 

S. ÖSTERREICH 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der 

1. Leistungen der Gebietskrankenkassen, 

2.	 der Leistungen der Krankenanstalten, für die 
ein Landesgesundheitsfonds zuständig ist 

3.	 der Leistungen der anderen Krankenanstal­
ten, die von dem am 31. Dezember 2000 
geltenden Vertrag zwischen Hauptverband 
und Wirtschaftskammer Österreich erfasst 
sind, und 

4.	 der Leistungen des Fonds zur Mitfinanzie­
rung der In-vitro-Fertilisation, Wien, berech­
net. 

T. POLEN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der Sys­
teme berechnet, die aufgrund des Gesetzes 
über die aus öffentlichen Mitteln finanzierten 
Leistungen der Gesundheitsversorgung, des Ge­
setzes über den ärztlichen Notfalldienst und - im 
Zusammenhang mit Rehabilitation - auch des 
Gesetzes über die Sozialversicherung und des 
Gesetzes über die Sozialversicherung für Land­
wirte eingeführt worden sind. 

U. PORTUGAL 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der vom 
öffentlichen Gesundheitsdienst erbrachten 
Leistungen berechnet. 

V. RUMÄNIEN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der 
Leistungen im Rahmen des Krankenversiche­
rungssystems berechnet. 

W. SLOWENIEN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung des all­
gemeinen Programms zur medizinischen Ver­
sorgung berechnet. 
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X. SLOWAKEI 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der Kos­
ten für die medizinische Versorgung im Rahmen 
des Krankenversicherungssystems berechnet. 

Y. FINNLAND 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sach­
leistungen werden unter Berücksichtigung der 
von der Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalt 
(Sozialversicherungsanstalt), Helsinki, verwal­
teten Systeme der Volksgesundheits- und 
Krankenhauspflege sowie der Erstattungen aus 
der Krankenversicherung und den Rehabilita­
tionsdiensten berechnet. 

Z. SCHWEDEN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der vom 
staatlichen System der Sozialversicherung er-
brachten Leistungen berechnet. 

AA. VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der 
Sachleistungen berechnet, die der Nationale 
Gesundheitsdienst im Vereinigten Königreich 
gewährt. 

ZA. ISLAND 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der 
Leistungen der allgemeinen Systeme der sozia­
len Sicherheit in Island berechnet. 

ZB. LIECHTENSTEIN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der 
Leistungen anerkannter Krankenversicherer 
gemäß den Bestimmungen der nationalen 
Rechtsvorschriften über die Krankenversiche­
rung berechnet. 

ZC. NORWEGEN 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der 
Leistungen aufgrund von Kapitel 2 des Versi­
cherungsgesetzes (Gesetz vom 17. Juni 1966), 
aufgrund des Gesetzes vom 19. November 1982 
über die kommunale Gesundheitsfürsorge, auf­
grund des Gesetzes vom 19. Juni 1969 für das 

Krankenhauswesen und aufgrund des Geset­
zes vom 28. April 1961 über die psychische Ge­
sundheitsfürsorge berechnet. 

SCHWEIZ 

Die Jahresdurchschnittskosten für Sachleis­
tungen werden unter Berücksichtigung der 
Leistungen berechnet, die die Versicherer ge-
mäß den Bestimmungen des Bundesgesetzes 
über die Krankenversicherung gewähren. 
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ANHANG 10 

TRÄGER UND STELLEN, DIE VON DEN 
ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN 

BEZEICHNET WORDEN SIND 

(Artikel 4 Absatz 10 der 
Durchführungsverordnung) 

A. BELGIEN 

0.	 Bei Anwendung des Artikels 10b der Durch­
führungsverordnung: 

Arbeitnehmer: 

der Versicherungsträger, bei dem der Ver­
sicherte versichert oder eingetragen ist 

Selbständige: 

Institut national d’assurances sociales pour 
travailleurs indépendants, Bruxelles 
- Rijksinstituut voor de sociale verzekerin­
gen der zelfstandigen, Brussel - (Landesver­
sicherungsanstalt für Selbständige, Brüssel) 

1. Bei Anwendung des Artikels 14 der Verord­
nung und der Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe 
a und Absatz 2 und der Artikel 12a, 13 und 
14 der Durchführungsverordnung: 

Office national de sécurité sociale -
Rijksinstituut voor Sociale Zekerheid (Staat­
liche Anstalt für soziale Sicherheit, Brüssel) 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 14b Absatz 1 
der Verordnung und des Artikels 11 der 
Durchführungsverordnung: 

Caisse de secours et de prévoyance en 
faveur des marins- Hulp- en voorzorgskas 
voor zeevarenden - (Hilfs- und Vorsorgekas­
se für Seeleute), Antwerpen 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 14a der Verord­
nung und des Artikels 11a Absatz 1 Buch­
stabe a) und des Artikels 12a der Durchfüh­
rungsverordnung: 

Institut national d’assurances sociales pour 
travailleurs indépendants, Bruxelles 
- Rijksinstituut voor de sociale verzekeringen 
der zelfstandigen, Brussel - (Staatliche Sozial­
versicherungsanstalt für Selbständige) 

3 a. Bei Anwendung des Artikels 14c der Ver­
ordnung und des Artikels 12a der Durch­
führungsverordnung: 

Arbeitnehmertätigkeit:

Office national de sécurité sociale,


Bruxelles - Rijksinstituut voor maatschap­
pelijke zekerheid, Brussel - (Landesan­
stalt für soziale Sicherheit) 

Selbständigentätigkeit: 

Institut national d’assurances sociales 
pour travailleurs indépendants, Bruxelles 
- Rijksinstituut voor de sociale verzekerin­
gen der zelfstandigen, Brussel - (Landes­
sozialversicherungsanstalt für Selbständige) 

3 b. Bei Anwendung der Artikels 14 Buchsta­
ben e und f der Verordnung und des Arti­
kels 12b der Durchführungsverordnung: 

Service public fédéral de sécurité sociale 
– Federale Overheidsdienst Sociale 
Zekerheid (Föderaler Öffentlicher Dienst 
Soziale Sicherheit, Brüssel) 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 17 der Verord­
nung und 

- des Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe b der 
Durchführungsverordnung: 

a) Nur für individuelle Sonderfälle: 

Office national de sécurité sociale – 
Rijksdienst voor Sociale Zekerheid 
(Staatliche Anstalt für soziale Sicher­
heit, Brüssel) 

b)	 Ausnahmen zu Gunsten bestimmter 
Arbeitnehmerkategorien: 

Service public fédéral de sécurité 
sociale, Direction générale Politique 
sociale/Federale Overheidsdienst So­
ciale Zekerheid, Direktie-generaal So­
ciaal Beleid (Föderaler Öffentlicher 
Dienst Soziale Sicherheit, Generaldi­
rektion Sozialpolitik, Brüssel) 

- des Artikels 11a Absatz 1 Buchstabe b der 
Durchführungsverordnung: 

Service Public Fédéral de sécurité sociale, 
Direction générale Indépendants/Fede­
rale Overheidsdienst Sociale Zekerheid, 
Direktie-generaal Zelfstandigen (Födera­
ler Öffentlicher Dienst Soziale Sicherheit, 
Generaldirektion Selbständige, Brüssel) 

4 a. Bei Anwendung des Artikels 17 der Ver­
ordnung, wenn ein Sondersystem für Be­
amte beteiligt ist: 

Service public pédéral de sécurité socia­
le/Federale Overheidsdienst Sociale 
Zekerheid, (Föderaler Öffentlicher Dienst 
Soziale Sicherheit, Brüssel) 
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5.	 Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2, 
des Artikels 81, des Artikels 82 Absatz 2, des 
Artikels 85 Absatz 2 und des Artikels 88 der 
Durchführungsverordnung: 

a) Im allgemeinen: 

Office national de l’emploi, Bruxelles -
Rijksdienst voor arbeidsvoorziening, 
Brussel - (Staatliche Anstalt für Arbeit) 

b) Für Seeleute: 

Pool des marins de la marine marchande 
- Pool van de zeelieden ter koopvaardij ­
(Seemännische Heuerstelle der Handels­
marine), Antwerpen 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) Krankheit, Mutterschaft und Arbeitsunfälle: 

i) Im allgemeinen: 

Institut national d’assurance maladie ­
invalidité, Bruxelles - Rijksinstituut 
voor ziekte- en invaliditeitsverzeke­
ring, Brussel - (Staatliche Anstalt für 
Kranken- und Invaliditätsversiche­
rung) 

ii)	 Für die Personen, die dem System der 
sozialen Sicherheit in Übersee unter-
liegen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese 
sociale zekerheid, Brussel - (Amt für 
soziale Sicherheit in Übersee) 

iii) Für die ehemals in Belgisch-Kongo 
und Ruanda-Urundi beschäftigten 
Personen: 

Office de sécurité sociale d’outre-mer, 
Bruxelles - Dienst voor overzeese 
sociale zekerheid, Brussel - (Amt für 
soziale Sicherheit in Übersee) 

b) Berufskrankheiten: 

Fonds des maladies professionnelles, 
Bruxelles - Fonds voor beroepsziekten, 
Brussel - (Kasse für Berufskrankheiten) 

c) Arbeitslosigkeit: 

i) Im Allgemeinen: 

Office national de l’emploi, Bruxelles -
Rijksdienst voor arbeidsvoorziening, 
Brussel - (Staatliches Arbeitsamt) 

ii) Für Seeleute: 

Pool des marins de la marine mar­
chande - Pool van de zeelieden ter 
koopvaardij - (Seemännische Heuer­
stelle der Handelsmarine), Antwerpen 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Institut national d’assurance maladie-invali­
dité, Bruxelles - Rijksinstituut voor ziekte- en 
invaliditeitsverzekering, Brussel - (Staatliche 
Anstalt für Kranken- und Invaliditätsver­
sicherung) 

B. BULGARIEN 

1. Bei Anwendung des Artikels 14c, des Artikels 
14d Absatz 3 und des Artikels 17 der Verord­
nung: 
(Staatliches Institut für Soziale Sicherheit) 

2	 Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: 
(Staatliches Institut für Soziale Sicherheit) 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 8, des Artikels 
10b, des Artikels 11 Absatz 1, des Artikels 11a 
Absatz 1, des Artikels 12a, des Artikels 13 Ab­
satz 3, des Artikels 14 Absätze 1, 2 und 3 
und des Artikels 38 Absatz 1 der Durchfüh­
rungsverordnung: 

- (Gesundheitsministerium)

- (Staatliches Institut für Soziale Sicherheit)

- (Staatlicher Krankenversicherungsfonds)


4. Bei Anwendung des Artikels 70 Absatz 1, des 
Artikels 80 Absatz 2, des Artikels 81, des Arti­
kels 82 Absatz 2 und des Artikels 91 Absatz 
2 der Durchführungsverordnung: 
(Staatliches Institut für Soziale Sicherheit) 

5. Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2, des 
Artikels 86 Absatz 2, des Artikels 89 Absatz 1, 
des Artikels 102 Absatz 2, des Artikels 109 
und des Artikels 110 der Durchführungsver­
ordnung: 

- (Gesundheitsministerium)

- (Staatliches Institut für Soziale Sicherheit)

- (Staatlicher Krankenversicherungsfonds)


6.	 Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

- (Gesundheitsministerium)

- (Staatlicher Krankenversicherungsfonds)
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C. TSCHECHISCHE REPUBLIK 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 17 der Verord­
nung: 

Ceská správa sociálniho zabezpecení 
(Tschechische Sozialversicherungsanstalt) 

1.b)	 Bei Anwendung der Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung und der Arti­
kel 10b, 11 Absatz 1, 11a Absatz 1, 12a, 
13 Absätze 2 und 3, 14 Absätze 1, 2 und 
3, 80 Absatz 2, 81 und 85 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung sind die gemäß 
Artikel 4 Absatz 10 der Durchführungsver­
ordnung bezeichneten Träger: Ceská 
správa sociálniho zabezpecení (Tschechi­
sche Sozialversicherungsanstalt) und de­
ren Regionalstellen. 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz 1, 
des Artikels 70 Absatz 1, des Artikels 82 Ab­
satz 2 und des Artikels 86 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: Gemeindebe­
hörde (Verwaltungsstelle) des Wohnortes 
der Familienmitglieder 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung (in Verbin­
dung mit der Erstattung von Aufwendungen 
für Sachleistungen gemäß den Artikeln 36 
und 63 der Verordnung): Centrum mezistát­
nich úhrad (Zentrum für internationale 
Erstattungen), Prag 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung (in Verbin­
dung mit der Erstattung von Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit gemäß Artikel 70 der 
Verordnung): Ministerstvo práce a sociál­
ních vecí – Správa slu�eb zamestnanosti 
(Ministerium für Arbeit und Soziale Ange­
legenheiten – Arbeitsvermittlungsdienste), 
Prag. 

D. DÄNEMARK 

1.	 Bei Anwendung von Artikel 10c, Artikel 11 
Absatz 1, Artikel 11a Absatz 1, Artikel 12a, 
Artikel 13 Absätze 2 und 3 sowie Artikel 14 
Absätze 1, 2 und 3 der Durchführungsver­
ordnung: 

Den Sociale Sikringsstyrelse (Behörde für 
Soziale Sicherung), København 

Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Indenrigs- og Sundhedsministeriet (Minis­
terium für innere Angelegenheiten und 
Gesundheit), København 

2.	 Bei Anwendung von Artikel 14 Nummer 1 
Buchstabe b) und Nummer 2 Buchstabe a), 
Artikel 14a Nummer 1 Buchstabe b) und 
Artikel 14b Nummern 1 und 2 der Verord­
nung: 

Den Sociale Sikringsstyrelse, København 
(Sozialversicherungsamt, Kopenhagen) 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 17 der Verord­
nung und des Artikels 10b der Durchfüh­
rungsverordnung: 

Den Sociale Sikringsstyrelse, København 
(Sozialversicherungsamt, Kopenhagen) 

4.	 Bei Anwendung der Artikel 38 Absatz 1, 70 
Absatz 1 und 82 Absatz 2 der Durchführungs­
verordnung: 

Verwaltung der Gemeinde, in der die betref­
fende Person wohnt. 

5.	 Bei Anwendung der Artikel 80 Absatz 2, 81 
und 84 Absatz 2 der Durchführungsverord­
nung: 

die zuständige Arbejdsløshedskasse (Ar­
beitslosenkasse), der die betreffende Person 
zuletzt angeschlossen war, bzw. die Arbeits­
verwaltung (Arbejdsdirektoratet), Køben-
havn, falls die betreffende Person keiner 
Arbeitslosenkasse angeschlossen war. 

Das Direktoratet for Arbejdsløshedsforsik-
ringen (Landesamt für Arbeitslosenver­
sicherung), København, falls die betreffende 
Person keiner Arbeitslosenversicherung an-
geschlossen war. 

6.	 Bei Anwendung des Artikel 102 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

a) Erstattungen gemäß den Artikeln 36 und 
63 der Verordnung: 

Indenrigs- og Sundhedsministeriet (Minis­
terium für innere Angelegenheiten und 
Gesundheit), København 

b) Durchführung des Artikelsl 70 Absatz 2 
der Verordnung: 

Arbejdsdirektoratet (Arbeitsverwaltung), 
København 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 110 der Durch­
führungsverordnung: 

a) Leistungen gemäß Titel III Kapitel 1 und 5 
der Verordnung: 

Indenrigs- og Sundhedsministeriet (Minis-
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terium für innere Angelegenheiten und 
Gesundheit), København 

b) Geldleistungen gemäß Titel III Kapitel 1 
der Verordnung und Leistungen gemäß 
Titel III Kapitel 2, 3, 7 und 8 der Verord­
nung: 

Den Sociale Sikringsstyrelse, København 
(Sozialversicherungsamt, Kopenhagen) 

c) Leistungen gemäß Titel III Kapitel 4 der 
Verordnung: 

Arbejdsskadestyrelsen (Landesarbeits­
unfallverwaltung), København 

d) Leistungen gemäß Titel III Kapitel 6 der 
Verordnung: 

Arbejdsdirektoratet (Arbeitsverwaltung) 
København 

E. DEUTSCHLAND 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: 

a) je nach Art der zuletzt ausgeübten Tätig­
keit: 

Die in Anhang 2 im Verhältnis zu den ein­
zelnen Mitgliedstaaten genannten Träger 
der Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten 

b) läßt sich die Art dieser letzten Tätigkeit 
nicht feststellen: 

Die in Anhang 2 im Verhältnis zu den ein­
zelnen Mitgliedstaaten genannten Träger 
der Rentenversicherung der Arbeiter 

c) bei Personen, die nach den niederländischen 
Rechtsvorschriften über die Allgemeine Ver­
sicherung für den Fall des Alters (Algemene 
Ouderdomswet) während einer Tätigkeit ver­
sichert waren, die nach den deutschen 
Rechtsvorschriften nicht versicherungspflich­
tig gewesen wären: 

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, 
Berlin 

2. Bei Anwendung: 

- des Artikels 14 Absatz 1 Buchstabe a, des 
Artikels 14b Absatz 1 und im Fall von 
Vereinbarungen nach Artikel 17 der Ver­
ordnung in Verbindung mit Artikel 11 der 
Durchführungsverordnung, 

- des Artikels 14a Absatz 1 Buchstabe a, 
des Artikels 14b Absatz 2 und im Fall von 
Vereinbarungen nach Artikel 17 der Ver­
ordnung in Verbindung mit Artikel 11a der 
Durchführungsverordnung, 

- des Artikels 14 Absatz 2 Buchstabe b, des 
Artikels 14 Absatz 3, des Artikels 14a Ab­
sätze 2 bis 4, des Artikels 14c Buchstabe a 
und im Fall von Vereinbarungen nach Arti­
kel 17 der Verordnung in Verbindung mit 
Artikel 12a der Durchführungsverordnung: 

i) krankenversicherte Personen: 

Träger, bei dem sie krankenversichert 
sind, und in Bezug auf Überprüfungen 
auch die Behörden der Zollverwaltung 

ii)	 Personen, die nicht krankenversichert 
und nicht Mitglied in einer berufsstän­
dischen Versorgungseinrichtung sind: 

der jeweils zuständige Träger der 
Rentenversicherung und in Bezug auf 
Überprüfungen auch die Behörden der 
Zollverwaltung 

iii) Personen, die nicht krankenversichert 
jedoch Mitglied in einer berufsständi­
schen Versorgungseinrichtung sind: 

Arbeitsgemeinschaft Berufsständischer 
Versorungseinrichtungen, Köln, und in 
Bezug auf Überprüfungen auch die 
Behörden der Zollverwaltung 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 1 
Buchstabe b), des Artikels 14a Absatz 1 
Buchstabe b), des Artikels 14b Absatz 1 (in 
Verbindung mit Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe 
b)), des Artikels 14b Absatz 2 (in Verbindung 
mit Artikel 14a Absatz 1 Buchstabe b)) und 
des Artikels 17 der Verordnung: 

DVKA, Bonn 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 13 Absätze 2, 3 
und 4 und des Artikels 14 der Durchfüh­
rungsverordnung: 

Die von der betreffenden Person gewählte 
Krankenkasse im Bereich der Stadt Bonn. 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2, 
des Artikels 81 und des Artikels 82 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Das Arbeitsamt, in dessen Bezirk der letzte 
Wohn- oder Aufenthaltsort des Arbeitneh­
mers in Deutschland liegt, oder, wenn der 
Arbeitnehmer während seiner Beschäfti­
gung in Deutschland dort weder gewohnt 
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noch sich aufgehalten hat, das Arbeitsamt, 
in dessen Bezirk der letzte Beschäftigungs­
ort des Arbeitnehmers in Deutschland liegt 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Arbeitsamt, in dessen Bezirk der letzte 
Beschäftigungsort des Arbeitnehmers liegt 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 91 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

a) Familienbeihilfen, die nach den Artikeln 77 
und 78 der Verordnung gewährt werden: 

Arbeitsamt Nürnberg, Nürnberg 

b) Kinderzuschüsse zu den Renten der 
gesetzlichen Rentenversicherung: 

In Anhang 2 Teil C Nummer 2 als zustän­
dige Träger genannte Träger der Renten­
versicherung der Arbeiter, der Rentenver­
sicherung der Angestellten und der knapp­
schaftlichen Rentenversicherung 

8. Bei Anwendung: 

a) des Artikels 36 der Verordnung und des 
Artikels 102 Absatz 2 der Durchführungs­
verordnung: 

DVKA, Bonn 

b) des Artikels 63 der Verordnung und des 
Artikels 102 Absatz 2 der Durchführungs­
verordung: 

Hauptverband der gewerblichen Berufs­
genossenschaften, St. Augustin 

c) des Artikels 75 der Verordnung und des 
Artikels 102 Absatz 2 der Durchführungs­
verordnung: 

Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 

9.	 Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) Erstattungen von Sachleistungen, die 
nicht leistungsberechtigten Arbeitneh­
mern bei Vorlage der Bescheinigungen 
nach Artikel 20 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung gewährt wurden: 

DVKA, Bonn, entsprechend einer Umlage 
gemäß Anhang VI der Verordnung Ab-
schnitt C Nummer 3 

b) Erstattungen von Sachleistungen, die 
nicht leistungsberechtigten Arbeitnehmern 
bei Vorlage der Bescheinigung nach Arti­

kel 62 Absatz 2 der Durchführungsverord­
nung gewährt wurden: 

Hauptverband der gewerblichen Berufs­
genossenschaften, St. Augustin 

10 .Bei Anwendung des Artikels 14d Absatz 3 
der Verordnung: 

Der Träger, an den die Rentenversiche­
rungsbeiträge abgeführt werden, oder, wenn 
der Antrag gleichzeitig mit dem Rentenan­
trag oder nach diesem gestellt wird, der mit 
der Bearbeitung dieses Rentenantrags be­
auftragte Träger 

F. ESTLAND 

1.	 Bei Anwendung der Artikel 14c, 14d Absatz 
3 und 17 der Verordnung und der Artikel 6 
Absatz 1, 10b, 11 Absatz 1, 11a Absatz 1, 
12a, 13 Absatz 2 , 13 Absatz 3, 14 Absatz 1, 
14 Absatz 2, 14 Absatz 3, 17, 38 Absatz 1, 
70 Absatz 1, 82 Absatz 2, 86 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Sotsiaalkindlustusamet (Sozialversicherungs­
anstalt) 

2.	 Bei Anwendung der Artikel 8 und 113 Absatz 
2 der Durchführungsverordnung: 

Eesti Haigekassa (Estnische Krankenkasse) 

3.	 Bei Anwendung der Artikel 80 Absatz 2 und 
81 der Durchführungsverordnung: 

Eesti Töötukassa (Estnische Arbeitslosen­
versicherung) 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten: 

Eesti Haigekasse (Estnische Kranken­
kasse) 

b) Arbeitslosigkeit: 

Eesti Töötukasse (Estnische Arbeitslo­
senversicherung) 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 109 der Durch­
führungsverordnung: 

Maksuamet (Finanzamt) 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 110 der Durch­
führungsverordnung: 

Jeweils zuständiger Träger 
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G. GRIECHENLAND* 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: 

Sozialversicherung – Einheitliche Versiche­
rungskasse der Arbeitnehmer (IKA – ETAM), 
Athen 

2. Bei Anwendung 

a) des Artikels 14 Absatz 1, des Artikels 14b 
Absatz 1 und der Vereinbarungen auf der 
Grundlage von Artikel 17 der Verordnung 
zusammen mit Artikel 11 der Durchfüh­
rungsverordnung, 

b) des Artikels 14 Absatz 2 Buchstabe b) 
und der Vereinbarungen auf der Grundla­
ge von Artikel 17 der Verordnung zusam­
men mit Artikel 12a der Durchführungs­
verordnung, 

i) im Allgemeinen: 

Institut für Sozialversicherung – Ein­
heitliche Versicherungskasse der Ar­
beitnehmer (IKA – ETAM), Athen 

ii) für Seeleute: 

Rentenkasse für Seeleute (NAT), Piräus 

3. Bei Anwendung 

a) des Artikels 14a Absatz 1, des Artikels 14b 
Absatz 2 und der Vereinbarungen auf der 
Grundlage von Artikel 17 der Verordnung 
zusammen mit Artikel 11a der Durchfüh­
rungsverordnung, 

b) des Artikels 14a Absatz 2, des Artikels 14c 
und der Vereinbarungen auf der Grundla­
ge von Artikel 17 der Verordnung zusam­
men mit Artikel 12a der Durchführungs­
verordnung, 

c) des Artikels 13 Absätze 2 und 3 und des 
Artikels 14 Absätze 1 und 2 der Durchfüh­
rungsverordnung: 

i) im Allgemeinen: 

Sozialversicherung – Einheitliche Ver­
sicherungskasse der Arbeitnehmer 
(IKA – E-TAM), Athen 

ii) für Selbständige: 

Einrichtung, bei der der Arbeitnehmer 
(zutreffend: Selbständige - DVKA) ver­

sichert ist, 

und insbesondere: 

- für die Besitzer von Verkehrsmitteln 
für den Einsatz in der Öffentlichkeit: 

Rentenkasse der Kraftfahrer (TSA), 
Athen 

- für Freiberufler und Handwerker: 

Griechische Kasse für Handwerk 
und Gewerbe (TEBE), Athen 

- für Händler: 

Versicherungskasse für Händler 
(TAE), Athen 

- für Agenten für Tourismus und 
Seeverkehr: 

Versicherungskasse für Arbeitnehmer 
der Seeagenturen (TANPY), Piräus 

- für Anwälte, Rechtsanwälte und 
Notare: 

Juristenkasse, Athen 

- für Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und 
Apotheker: 

Renten- und Versicherungskasse 
des Personals im Gesundheits­
wesen (TSAY), Athen 

- für Ingenieure, Architekten: 

Rentenkasse der Ingenieure und 
der Unternehmer für öffentliche Ar­
beiten (TSMEDE), Athen 

- für Journalisten der Tageszeitungen 
von Athen und Saloniki: 

Rentenkasse der Arbeitnehmer der 
Tageszeitungen von Athen und Sa­
loniki (TSPEATH), Athen 

- für Journalisten der regionalen Ta­
geszeitungen und der regelmäßig 
erscheinenden Zeitschriften: 

Versicherungskasse der Verleger, 
Redakteure und Arbeitnehmer im 
Pressewesen (TAISYT), Athen 

- für Hotelbesitzer und Gastwirte: 

* Auf die griechische Bezeichnung wurde aufgrund der Zeichenproblematik verzichtet. 
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Vorsorgekasse der Hotelbesitzer 
und Gastwirte, Athen 

- für Zeitschriftenverkäufer: 

Rentenkasse der Zeitschriftenver­
käufer, Athen-Saloniki 

iii) Für Seeleute: 

Rentenkasse für Seeleute (NAT), Piräus 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 14c Absatz 3 
der Verordnung: 

a) Im Allgemeinen: 

Institut für Sozialversicherung – Einheit­
liche Versicherungskasse der Arbeitneh­
mer (IKA – ETAM), Athen 

b) Für Seeleute: 

Rentenkasse der Seeleute (NAT), Piräus 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2, 
des Artikels 82 Absatz 2 und des Artikels 85 
Absatz 2 der Durchführungsverordnung: 

Einrichtung für die Beschäftigung von Ar­
beitskräften (OAED), Glyfada 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 81 der Durch­
führungsverordnung: 

Institut für Sozialversicherung – Einheitliche 
Versicherungskasse der Arbeitnehmer (IKA 
– ETAM), Athen 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) für die Familienbeihilfen und das Arbeits­
losengeld: 

Einrichtung für die Beschäftigung der Ar­
beitskräfte (OAED), Glyfada 

b) für die Leistungen für Seeleute: 

Haus der Seeleute, Piräus 

c) Sonstige Leistungen: 

i) für Arbeitnehmer, Selbständige und Be­
dienstete der Städte und Gemeinden: 

Institut für Sozialversicherung – Ein­
heitliche Versicherungskasse der Ar­
beitnehmer (IKA – ETAM), Athen 

ii) für Beamte: 

Einrichtung für die Gesundheitsversor­
gung der Versicherten des öffentlichen 
Dienstes (OPAD), Athen 

iii) für Militärpersonen im aktiven Dienst: 

Ministerium für Verteidigung, Athen 

iv) für Militärpersonen der Hafenpolizei 
im aktiven Dienst: 

Ministerium für die Handelsmarine, 
Piräus 

v) für Studierende der AEI und der TEI: 

Ministerium für Bildung und Glaubens­
gemeinschaften, Athen 

8.	 Bei Anwendung des Artikels 110 der Durch­
führungsverordnung: 

a) für die Familienbeihilfen und das Arbeits­
losengeld: 

Einrichtung für die Beschäftigung der Ar­
beitskräfte (OAED), Glyfada 

b) für die Leistungen für Seeleute: 

Rentenkasse der Seeleute (NAT), Athen 

c) für die sonstigen Leistungen: 

Institut für Sozialversicherung – Einheit­
liche Versicherungskasse der Arbeitneh­
mer (IKA – ETAM), Athen 

9.	 Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) für die Leistungen für Seeleute: 

Rentenkasse der Seeleute (NAT), Piräus 

b) für die sonstigen Leistungen: 

Institut für Sozialversicherung – Einheitli­
che Versicherungskasse der Arbeitnehmer 
(IKA – ETAM), Athen. 

H. SPANIEN 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 17 der Verord­
nung in Einzelfällen und bei Anwendung des 
Artikels 6 Absatz 1 (ausgenommen die Son­
dervereinbarung der Seeleute mit dem Insti­
tuto Social de la Marina (Sozialanstalt der 
Marine), des Artikels 11 Absatz 1, der Artikel 
11a und 12a, des Artikels 13 Absätze 2 und 3, 
des Artikels 14 Absätze 1, 2 und 3 und des 
Artikels 109 der Durchführungsverordnung: 
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Tesorería General de la Seguridad Social 
(Allgemeine Kasse für die soziale Sicher­
heit), Madrid 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
(ausgenommen die Regelungen für Seeleu­
te und für Leistungen bei Arbeitslosigkeit), 
des Artikels 110 (ausgenommen die Rege­
lungen für Seeleute) und des Artikels 113 
Absatz 2 der Durchführungsverordnung: 

Instituto Nacional de Seguridad Social 
(Staatliche Sozialversicherungsanstalt), Ma­
drid 

3.	 Bei Anwendung des Artikel 102 Absatz 2 
hinsichtlich der Seeleute (ausgenommen 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit) und des Ar­
tikels 110 der Durchführungsverordnung: 

Instituto Social de la Marina (Sozialanstalt 
der Marine), Madrid 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz 1, 
des Artikels 70 Absatz 1, des Artikels 85 
Absatz 2 und des Artikels 86 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung, ausgenommen 
die Regelungen für Seeleute und - in Bezug 
auf die beiden letztgenannten Artikel - aus-
genommen die Regelungen des Sondersys­
tems für Angehörige der Streitkräfte 

Direcciones Provinciales del Instituto Nacio­
nal de Seguridad Social (Provinzialdirekti­
onen der Staatlichen Sozialversicherungs­
anstalt) 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 
(Sondervereinbarung für Seeleute), des Arti­
kels 38 Absatz 1 (hinsichtlich der Seeleute), 
des Artikels 70 Absatz 1, des Artikels 80 Ab­
satz 2, des Artikels 81, des Artikels 82 Ab­
satz 2, des Artikels 85 Absatz 2, des Artikels 
86 Absatz 2 der Durchführungsverordnung: 

Direcciones Provinciales del Instituto Social 
de la Marina (Provinzialdirektionen der So­
zialanstalt der Marine) 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2, 
sofern es sich um Leistungen bei Arbeitslo­
sigkeit handelt: 

Servicio Público de Empleo Estatal (Staat­
licher Beschäftigungsservice), INEM, Madrid 

7.	 Bei der Anwendung des Artikels 80 Absatz 
2, des Artikels 81 und des Artikels 82 Absatz 
2 der Durchführungsverordnung im Hinblick 
auf die Leistungen bei Arbeitslosigkeit, aus-
genommen der Leistungen für Seeleute: 

Direcciones Provinciales del Servicio Púb­

lico de Empleo Estatal (Provinzdirektionen 
des Staatlichen Beschäftigungsservice) 
INEM, Madrid 

8.	 Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2 und 
des Artikels 86 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung in Bezug auf die Familien­
leistungen für die Angehörigen der Streit­
kräfte: 

Dirección General de Personal del Ministerio 
de Defensa (Generaldirektion für Personal 
des Verteidigungsministeriums), Madrid 

9.	 Sondersysteme für Beamte der öffentlichen 
Verwaltung: Bei Anwendung der Artikels 14 
Buchstaben e und f und des Artikels 17 der 
Verordnung und des Artikels 12a der Durch­
führungsverordnung: 

Mutualidaded General de Funcionarios 
Civiles del Estado, Servicios Centrales (all­
gemeines Versicherungssystem auf Gegen­
seitigkeit für Staatsbeamte, zentrale Diens­
te), Madrid 

10.Sondersystem für Beamte und Streitkräfte: 
Bei Anwendung des Artikels 14 Buchstaben 
e und f und des Artikels 17 der Verordnung 
und des Artikels 12a der Durchführungsver­
ordnung: 

Instituto Social de las Fuerzas Armadas 
(Sozialversicherungsinstitut der Streitkräfte), 
Madrid 

11.Sondersystem für Beamte der Justizbehör­
den: Bei Anwendung des Artikels 14 Buch­
staben e und f und des Artikels 17 der Ver­
ordnung und Artikel 12a der Durchführungs­
verordnung: 

Mutualidad General Judicial (allgemeins 
Versicherungssystem auf Gegenseitigkeit 
für die Richterschaft), Madrid 

I. FRANKREICH 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: 

Direction régionale de la sécurité sociale 
(Regionaldirektion für soziale Sicherheit) 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 
Buchstabe a) und des Artikels 12a der Durch­
führungsverordnung: 

a) Mutterland 

i) Allgemeines System: 
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Caisse primaire d’assurance maladie 
(Örtliche Krankenkasse) 

ii)	 Landwirtschaftliches System: 
Caisse de mutualité sociale agricole 
(Gegenseitigkeitskasse der Sozialver­
sicherung in der Landwirtschaft) 

iii) Bergbausystem: 

Société de secours minière (Knapp­
schaftsverein) 

iv) System der Seeleute: 

Section „Caisse de retraite des 
marins“ du quartier des affaires mariti­
mes (Abteilung „Rentenkasse für See­
leute“ der Schiffahrtsdirektion) 

b) Überseeische Departements 

i) Im allgemeinen: 

Caisse générale de sécurité sociale 
(Allgemeine Kasse für soziale Sicher­
heit) 

ii) Für Seeleute: 

Section „Caisse de retraite des ma­
rins“ du quartier des affaires maritimes 
(Abteilung „Rentenkasse für Seeleute“ 
der Schiffahrtsdirektion) 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 11a und 12a 
der Durchführungsverordnung: 

Caisses mutuelles régionale (Regionale 
Krankenkassen auf Gegenseitigkeit) 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 13 Absätze 2 
und 3 und des Artikels 14 Absatz 3 der Durch­
führungsverordnung: 

Caisse primaire d’assurance maladie de la 
région parisienne (Örtliche Krankenkasse 
für den Raum Paris) 

4a.Bei Anwendung des Artikels 14c der Ver­
ordnung und des Artikels 12a Absätze 7 und 
8 der Durchführungsverordnung: 

a) Artikel 12a Absatz 7 der Durchführungs­
verordnung: 

i) Arbeitnehmertätigkeit in Frankreich 
und nichtlandwirtschaftliche selbstän­
dige Tätigkeit in einem anderen Mit­
gliedstaat: 

Caisse mutuelle régionale (Regionale 
Krankenkasse auf Gegenseitigkeit) 

ii) Arbeitnehmertätigkeit in Frankreich und 
landwirtschaftliche selbständige Tätig­
keit in einem anderen Mitgliedstaat: 

Caisse de mutualité sociale agricole 
(Gegenseitigkeitskasse der Sozialver­
sicherung in der Landwirtschaft) 

b) Artikel 12a Absatz 8 der Durchführungs­
verordnung: 

i) Nichtlandwirtschaftliche selbständige 
Tätigkeit in Frankreich: 

Caisse mutuelle régionale (Regionale 
Krankenkasse auf Gegenseitigkeit) 

ii)	 Landwirtschaftliche selbständige Tä­
tigkeit in Frankreich: 

Caisse de mutualité sociale agricole 
(Gegenseitigkeitskasse der Sozialver­
sicherung in der Landwirtschaft) 

c) Bei nichtlandwirtschaftlicher selbständi­
ger Tätigkeit in Frankreich und Arbeit­
nehmertätigkeit in Luxemburg: 

ist dem Betreffenden der Vordruck E 101 
auszustellen, der ihn der Caisse mutuelle 
régionale (Regionale Krankenkasse auf 
Gegenseitigkeit) vorlegt 

5. Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 1 Buch­
stabe b), des Artikels 14a Absatz 1 Buch­
stabe b) und des Artikels 17 der Verordnung: 

Centre des liaisons européennes et interna­
tionales de sécurité sociale (CLEISS; Zen­
tralstelle für europäische und internationale 
Verbindungen im Bereich der sozialen Si­
cherheit) (früheres Centre de sécurité socia­
le des travailleurs migrants – Zentralstelle 
für die soziale Sicherheit der Wanderarbeit­
nehmer), Paris. 

6.	 Bei Anwendung der Artikel 80, 81, 82 Absatz 
2 und des Artikels 85 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung: 

Direction départementale du travail et de la 
main-d’ouvre (Departementsdirektion für 
Arbeit und Arbeitskräfte) des Ortes, in dem 
die Beschäftigung ausgeübt wurde, für die 
die Bescheinigung beantragt wird 

Örtliche Abteilung des staatlichen Arbeitsamts 

Gemeindeverwaltung des Wohnorts der 
Familienangehörigen 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 84 der Durch­
führungsverordnung: 
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a) Vollarbeitslosigkeit: 

Association pour l’emploi dans l’Industrie 
et le commerce (ASSEDIC) (Verband für 
Beschäftigung in Handel und Gewerbe) 
des Wohnorts der betreffenden Person 

b) Kurzarbeit: 

Direction départementale du travail et de 
la main-d’ouvre (Departementsdirektion 
für Arbeit und Arbeitskräfte) des Beschäf­
tigungsorts der betreffenden Person 

8.	 Bei gleichzeitiger Anwendung von Artikel 36 
und 63 der Verordnung und Artikel 102 der 
Durchführungsverordnung: 

Centre des liaisons européennes et interna­
tionales de sécurité sociale (CLEISS; Zen­
tralstelle für europäische und internationale 
Verbindungen im Bereich der sozialen Si­
cherheit) (früheres Centre de sécurité socia­
le des travailleurs migrants – Zentralstelle 
für die soziale Sicherheit der Wanderarbeit­
nehmer), Paris 

9.	 Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Centre des liaisons européennes et interna­
tionales de sécurité sociale (CLEISS; Zen­
tralstelle für europäische und internationale 
Verbindungen im Bereich der sozialen Si­
cherheit) (früheres Centre de sécurité socia­
le des travailleurs migrants – Zentralstelle 
für die soziale Sicherheit der Wanderarbeit­
nehmer), Paris 

J. IRLAND 

1.	 Bei Anwendung der Artikel 14c und 17 der 
Verordnung und der Artikel 6 Absatz 1, 11 
Absatz 1, 11a Absatz 1, 12a, 13 Absätze 2 
und 3, 14 Absätze 1 bis 3, 38 Absatz 1, 70 
Absatz 1, 85 Absatz 2, 86 und 91 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Department of Social and Family Affairs (Mi­
nisterium für soziale Angelegenheiten und 
Familie) 

2.	 Bei Anwendung der Artikel 80 Absatz 2, 81 
und 82 Absatz 2 der Durchführungsverord­
nung: 

Department of Social and Family Affairs (Mi­
nisterium für soziale Angelegenheiten und 
Familie) 

3.	 a) Bei Anwendung der Artikel 36 und 63 der 
Verordnung und des Artikels 102 Absatz 2 

der Durchführungsverordnung: 

Department of Health and Children (Mi­
nisterium für Gesundheitswesen und für 
Kinder) 

b) Bei Anwendung des Artikels 70 der Ver­
ordnung und des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

4. a) Bei Anwendung des Artikels 110 der 
Durchführungsverordnung (bei Geldleis­
tungen): 

Department of Social and Family Affairs 
(Ministerium für soziale Angelegenheiten 
und Familie) 

b) Bei Anwendung der Artikel 110 (bei Sach­
leistungen) und 113 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung: 

Health Service Executive Dublin-Mid 
Leinster (Gesundheitsdienst für die Re­
gion Dublin-Mid Leinster), Tullamore, Co. 
Offaly 

Health Service Executive Dublin-North 
East (Gesundheitsdinest Region Dublin-
Nord-Ost), Kells, Co. Meath 

Health Service Executive South (Gesund­
heitsdienst Region Süd), Cork 

Health Service Executive West (Gesund­
heitsdienst Region West), Galway 

K. ITALIEN 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: 

Ministero del Lavoro e delle politiche Sociali 
(Ministerium für Arbeit und Sozialpolitik), Rom 

2.	 a) Bei Anwendung des Artikels 17 der Ver­
ordnung: 

Istituto nazionale della previdenza sociale 
(Staatliche Anstalt für Soziale Vorsorge), 
Regionalstellen 

b) Für die Anwendung von Artikel 11 Absatz 
1, Artikel 13 Absätze 2 und 3 und Artikel 
14 Absätze 1, 2 und 3 der Durchführungs­
verordnung: 

Istituto nazionale della previdenza sociale 
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(Staatliche Anstalt für Soziale Vorsorge), 
Provinzialstellen 

3.	 Bei Anwendung der Artikel 11a und 12 der 
Durchführungsverordnung: 

Für Ärzte: 

Ente nazionale di previdenza ed assistenza 
medici (Staatliche Vorsorge- und Fürsorge­
einrichtung für Ärzte) 

Für Apotheker: 

Ente nazionale di previdenza ed assistenza 
farmacisti (Staatliche Vorsorge- und Fürsor­
geeinrichtung für Apotheker) 

Für Tierärzte: 

Ente nazionale di previdenza ed assistenza 
veterinari (Staatliche Vorsorge- und Fürsor­
geeinrichtung für Tierärzte) 

Für Krankenpflegepersonal, medizinisches 
Hilfspersonal, Kinderkrankenschwestern: 

Cassa nazionale di previdenza ed assisten­
za a favore degli infermieri professionali, 
assistenti sanitari, vigilatrici d’infanzia 
(Staatliche Vorsorge- und Fürsorgekasse für 
Krankenpfleger, medizinisches Hilfsper­
sonal, Kinderkrankenschwestern) 

Für Reiseagenten und Handelsvertreter: 

Ente nazionale di assistenza per gli agenti e 
rappresentanti di commercio (Staatliche 
Vorsorge- und Fürsorgeeinrichtung für 
Reiseagenten und Handelsvertreter) 

Für Biologen: 

Ente nazionale di previdenza ed assistenza 
a favore dei biologi (Staatliche Vorsorge­
und Fürsorgekasse für Biologen) 

Für Industriesachverständige: 

Ente nazionale di previdenza dei periti indu­
striali (Staatliche Vorsorge- und Fürsorge­
kasse für Industriesachverständige) 

Für Psychologen: 

Ente nazionale di previdenza ed assistenza 
psicologi (Staatliche Vorsorge- und Fürsor­
geeinrichtung für Psychologen) 

Für Journalisten: 

Istituto nazionale di previdenza dei giornali­
sti italiani „Giovanni Amendola“ (Staatliche 

Vorsorgeanstalt für italienische Journalisten 
„Giovanni Amendola“) 

Für Aktuare, Chemiker, Diplomlandwirte, 
Diplomforstwirte, Geologen: 

Ente di previdenza ed assistenza pluricate­
goriale degli agronomi e forestali, degli chi­
mici e dei geologi (Staatliche Vorsorge- und 
Fürsorgeeinrichtung für Aktuare, Chemiker, 
Diplomlandwirte, Diplomforstwirte und Geo­
logen) 

Für Agrartechnologen und –berater: 

Ente nazionale di previdenza per gli addetti 
e per gli impiegati in agricoltura (Staatliche 
Vorsorge- und Fürsorgekasse für die Ange­
stellten in der Landwirtschaft) 

Für Ingenieure und Architekten: 

Cassa nazionale di previdenza ed assisten­
za per gli ingegneri ed architetti (Staatliche 
Vorsorge- und Fürsorgekasse für Ingenieure 
und Architekten) 

Für Vermesser (geometri): 

Cassa nazionale di previdenza ed assisten­
za a favore dei geometri (Staatliche Vor-
sorge- und Fürsorgekasse für Vermesser) 

Für Rechtsanwälte (avvocati): 

Cassa nazionale di previdenza ed assisten­
za forense (Staatliche Vorsorge- und Für­
sorgekasse für Rechtsanwälte) 

Für Diplomkaufleute: 

Cassa nazionale di previdenza ed assisten­
za a favore dei dottori commercialisti (Staat­
liche Vorsorge- und Fürsorgekasse für Dip­
lomkaufleute) 

Für Buch- und Wirtschaftsprüfer: 

Cassa nazionale di previdenza ed assisten­
za a favore dei ragionieri e periti commercia­
li (Staatliche Vorsorge- und Fürsorgekasse 
für Buch- und Wirtschaftsprüfer) 

Für Arbeits- und Sozialrechtsberater: 

Ente nazionale di previdenza ed assistenza 
per i consulenti del lavoro (Staatliche Vor-
sorge- und Fürsorgeeinrichtung für Sozial­
rechtsberater) 
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Für Notare: 

Cassa nazionale notariato (Staatliche Kasse 
für Notare) 

Für Zollagenten: 

Fondo di previdenza a favore degli spedizio­
nieri doganali (Vorsorgefonds für Zollagenten) 

Für Selbständige in der Landwirtschaft, im 
Handwerk und im Handel 

Istituto Nazionale della previdenza sociale ­
sedi provinciali (Staatliche Anstalt für soziale 
Vorsorge - Provinzialstellen) 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: 

Istituto nazionale della previdenza sociale 
(Staatliche Anstalt für soziale Vorsorge), 
Provinzialstellen 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2, 
des Artikels 81, des Artikels 82 Absatz 2, des 
Artikels 85 Absatz 2, des Artikels 88 und des 
Artikels 91 Absatz 2 der Durchführungs­
verordnung: 

Istituto nazionale della previdenza sociale 
(Staatliche Anstalt für soziale Vorsorge), 
Provinzialstellen 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) Erstattungen gemäß Artikel 36 der Verord­
nung: 

Ministero della sanità (Gesundheitsminis­
terium), Roma 

b) Erstattungen gemäß Artikel 63 der Ver­
ordnung: 

i) Sachleistungen: 

Ministero della sanità (Gesundheits­
ministerium), Roma 

ii)	 Körperersatzstücke und größere Hilfs­
mittel: 

Istituto nazionale per l’assicurazione 
contro gli infortuni sul lavoro (Staatliche 
Unfallversicherungsanstalt), Roma 

c) Erstattungen gemäß Artikel 70 der Verord­
nung: 

Istituto nazionale della previdenza sociale 

(Staatliche Anstalt für soziale Vorsorge), 
Provinzialstellen 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) Krankheit (einschließlich Tuberkulose): 

Ministero della sanità (Gesundheitsmi­
nisterium), Roma 

b) Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten: 

i) Sachleistungen: 

Ministero della sanità (Gesundheits­
ministerium), Roma 

ii)	 Körperersatzstücke und größere Hilfs­
mittel: 

Istituto nazionale per l’assicurazione 
contro gli infortuni sul lavoro (Staatliche 
Unfallversicherungsanstalt), Roma 

L. ZYPERN 

1.Bei Anwendung der Artikel 14c, Artikel 14d 
Absatz 3 und Artikel 17 der Verordnung und 
der Artikel 6 Absatz 1, Artikel 10b, Artikel 11 
Absatz 1, Artikel 11a Absatz 1, Artikel 12a, 
Artikel 13 Absätze 2 und 3, Artikel 14 Absätze 
1 bis 3, Artikel 38 Absatz 1, Artikel 70 Absatz 
1, Artikel 80 Absatz 2, Artikel 81, Artikel 82 
Absatz 2, Artikel 85 Absatz 2, Artikel 86 
Absatz 2, Artikel 91 Absatz 2 und Artikels 109 
der Durchführungsverordnung: 

Abteilung Sozialversicherung, Ministerium 
für Arbeit und Sozialversicherung, Nikosia 

Abteilung für Zuschüsse und Leistungen, 
Finanzministerium, Nikosia 

2.	 Bei Anwendung der Artikel 8, Artikel 102 Ab­
satz 2 und Artikel 110 der Durchführungs­
verordnung (bei Geldleistungen): 

Abteilung Sozialversicherung, Ministerium 
für Arbeit und Sozialversicherung, Nikosia 

Abteilung für Zuschüsse und Leistungen, Fi­
nanzministerium, Nikosia 

3.	 Bei Anwendung der Artikel 8, Artikel 102 
Absatz 2, Artikel 110 und Artikel 113 Absatz 
2 der Durchführungsverordnung (bei Sach­
leistungen) und der Artikel 36 und 63 der 
Verordnung: 

Gesundheitsministerium, Nikosia 
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M. LETTLAND 

Bei Anwendung von: 

a) Artikel 14 Absatz 1, Artikel 14a Absätze 1 und 
4, Artikel 14b Absatz 1, Artikel 14d Absatz 3 
und Artikel 17 der Verordnung: 

Valsts socialas apdrošinašanas agentura 
(Staatliche Sozialversicherungsanstalt, Riga) 

b) Artikel 10b, Artikel 11 Absatz 1, Artikel 11a 
Absatz 1, Artikel 13 Absätze 2 und 3, Artikel 
14 Absätze 1, 2 und 3, Artikel 82 Absatz 2 und 
Artikel 109 der Durchführungsverordnung: 

Valsts socialas apdrošinašanas agentura 
(Staatliche Sozialversicherungsanstalt, Riga) 

c)	 Artikel 102 Absatz 2 der Durchführungsver­
ordnung (in Verbindung mit Artikel 36 und 63 
der Verordnung): 

eselibas obligatas apdrošinašanas valsts 
agentura (staatliche gesetzliche Kranken­
versicherungsanstalt, Riga) 

d) Artikel 70 Absatz 2 der Verordnung: 

Valsts socialas apdrošinašanas agentura 
(Staatliche Sozialversicherungsanstalt, Riga) 

N. LITAUEN 

1.	 Bei Anwendung der Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b, 14a Absatz 1 Buchstabe b, 
14b Absätze 1 und 2, 14d Absatz 3 und 17 
der Verordnung und der Artikel 6 Absatz 1, 
10b, 11 Absatz 1, 11a, 12a, 13 Absätze 2 
und 3, 14 Absätze 1 und 2, 85 Absatz 2 und 
91 Absatz 2 der Durchführungsverordnung: 

Valstybinio socialinio draudimo fondo valdy­
bos Uzsienio ismoku tarnyba (Staatlicher 
Sozialversicherungsfonds, Büro für Aus­
landsleistungen) 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz 1, 
des Artikels 70 Absatz 1 und des Artikels 86 
Absatz 2 der Durchführungsverordnung: 
Seníunijos pagal asmens gyvenamąją vietą 
(Gemeindeämter des Wohnorts der betref­
fenden Person) 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2, 
des Artikels 81 und des Artikels 82 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: Lietuvos 
darbo birža (Litauisches Arbeitsamt) 

4.	 Bei Anwendung von Artikel 102 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

a) Erstattung von Aufwendungen nach Artikel 
36 und 63 der Verordnung: Valstybine ligoniu 
kasa (Staatlicher Patientenfons), Vilnius 

b)	 Erstattungen von Leistungen nach Artikel 70 
Absatz 2: 
Lietuvos darbo birža (Litauisches Arbeitsamt) 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 110 der Durch­
führungsverordnung: 

a) Sachleistungen gemäß Titel III Kapitel 1 
und 4 der Verordnung: 

alstybine ligoniu kasa (Staatlicher Pati­
entenfonds), Vilnius 

b) Geldleistungen gemäß von Titel III Kapitel 
1 bis 4 und 8 der Verordnung: 
Valstybinio socialinio draudimo fondo val­
dybos Uzsienio ismoku tarnyba (Staatli­
cher Sozialversicherungsfonds, Büro für 
Auslandsleistungen) 

c) Geldleistungen gemäß Titel III Kapitel 6 
der Verordnung: 
Lietuvos darbo birža (Litauisches Arbeits­
amt) 

d) Geldleistungen gemäß Titel III Kapitel 5 
und 7 der Verordnung: 
Savivaldybiu socialines paramos skyriai 
(Sozialhilfeämter der Gemeinden) 

6. Bei Anwendung von Artikel 113 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: Valstybine ligoniu 
kasa (Staatlicher Patientenfonds), Vilnius 

O. LUXEMBURG 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 14d Absatz 3 
der Verordnung: 

Der je nach Art der ausgeübten beruflichen 
Tätigkeit zuständige Träger 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: 

Das je nach Art der zuletzt im Großherzog-
tum ausgeübten Beschäftigung oder selb­
ständigen Tätigkeit zuständige System 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1, 
des Artikels 11a Absatz 1, des Artikels 13 
Absätze 2 und 3 und des Artikels 14 Absätze 
1, 2 und 3 der Durchführungsverordnung: 

Centre commun de la sécurité sociale (Ge­
meinsame Zentralstelle für die soziale Si­
cherheit), Luxembourg 
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4.	 Bei Anwendung des Artikels 10b und 12a 
der Durchführungsverordnung: 

Centre commun de la sécurité sociale (Ge­
meinsame Zentralstelle für die soziale Si­
cherheit), Luxembourg 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2, 
des Artikels 81, des Artikels 82 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Administration de l’emploi (Amt für Beschäf­
tigungsfragen), Luxembourg 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Krankenkasse, bei der die betreffende Per­
son zuletzt versichert war 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 91 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung 

a) Invalidität, Alter, Tod (Renten): 

i) Für Arbeiter: 

Ètablissement d’assurance contre la 
vieillesse et l’invalidité (Alters- und In­
validitätsversicherungsanstalt), Lu­
xembourg 

ii)	 Für Angestellte und selbständige An­
gehörige der freien Berufe: 

Caisse de pension des employés pri­
vés (Rentenkasse der Privatangestel­
lten), Luxembourg 

iii) Für Selbständige in Handwerk, Han­
del und Industrie: 

Caisse de pension des artisans, des 
commerçants et industriels (Renten­
kasse für Handwerker, Kaufleute und 
Gewerbetreibende), Luxembourg 

iv) Für Selbständige in der Landwirtschaft: 

Caisse de pension agricole (Landwirt­
schaftliche Rentenkasse), Luxembourg 

v)	 Für die Sondersysteme des öffentli­
chen Sektors: 

Der zuständige Rentenversicherungs­
träger 

b) Familienleistungen: 

Caisse nationale des prestations familia­
les (Landeskasse für Familienleistungen), 
Luxembourg 

8.	 Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung 

a) Krankheit, Mutterschaft: 

Vereinigung der Krankenkassen, Luxem­
bourg 

b) Arbeitsunfälle: 

Association d’assurance contre les acci­
dents, section industrielle (Unfallversiche­
rungsanstalt, gewerbliche Abteilung), Lu­
xembourg 

c) Arbeitslosigkeit: 

Administration de l’emploi (Amt für Be­
schäftigungsfragen), Luxembourg 

9.	 Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung 

a) Krankheit, Mutterschaft: 

Vereinigung der Krankenkassen, Luxem­
bourg 

b) Arbeitsunfälle: 

Association d’assurance contre les acci­
dents, section industrielle (Unfallversiche­
rungsanstalt, gewerbliche Abteilung), Lu­
xembourg 

P. UNGARN 

1.	 Bei Anwendung von Artikel 14c, Artikel 14d 
Absatz 3 und Artikel 17 der Verordnung: 
Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
(Nationaler Krankenversicherungsfonds), 
Budapest 

2.	 Bei Anwendung von Artikel 6 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: 

a) Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfälle: 
Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
(Nationaler Krankenversicherungsfonds), 
Budapest 

b) Alter, Invalidität: Országos Nyugdíjbizto­
sítási Fõigazgatóság (Zentralverwaltung 
der staatichen Rentenversicherung), Bu­
dapest 

c) Arbeitslosigkeit: Foglalkoztatási Hivatal 
(Arbeitsamt), Budapest 

d) private Pensionsversicherungsfonds, frei­
willige Pensionsversicherungsfonds: 
Pénzügyi Szervezetek Állami Felügyelete 
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(Staatliche Finanzaufsichtsbehörde Un­
garns), Budapest 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 8, des Artikels 
10b, des Artikels 11 Absatz 1, des Artikels 
11a Absatz 1, des Artikels 12a, des Artikels 
13 Absätze 3 und 4 und des Artikels 14 Ab­
sätze 1, 2 und 3 der Durchführungsverord­
nung: Országos Egészségbiztosítási Pénz­
tár (Nationaler Krankenversicherungs­
fonds), Budapest 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: Országos Nyug­
díjbiztosítási Fõigazgatóság (Zentralver­
waltung der staatichen Rentenversiche­
rung), Budapest 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 70 Absatz 1 der 
Durchführungsvereinbarung: 

a)	 Lohn- und Gehaltsfortzahlung bei Unfall und 
Rente bei Unfall: Országos Egészség-bizto­
sítási Pénztár (Nationaler Krankenver­
sicherungsfonds), Budapest 

b) sonstige Leistungen: Országos Nyugdíj­
biztosítási Fõigazgatóság (Zentralver­
waltung der staatichen Rentenversiche­
rung), Budapest 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2, 
des Artikels 81 und des Artikels 82 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: Foglal­
koztatási Hivatal (Arbeitsamt), Budapest 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2 und 
des Artikels 86 Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung: 

a) Mutterschafts- und Kinderbetreuungs­
geld: Országos Egészségbiztosítási 
Pénztár (Nationaler Krankenversiche­
rungsfonds), Budapest 

b) sonstige Familienleistungen: Államház­
tartási Hivatal (Amt für öffentliche Finan­
zen), Budapest 

8.	 Bei Anwendung des Artikels 91 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: Országos Nyug­
díjbiztosítási Fõigazgatóság (Zentralverwal­
tung der staatichen Rentenversicherung), 
Budapest 

9.	 Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfälle: 
Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
(Nationaler Krankenversicherungsfonds), 
Budapest 

b) Arbeitslosigkeit: Foglalkoztatási Hivatal 
(Arbeitsamt), Budapest 

10.Bei Anwendung des Artikels 109 der Durch­
führungsverordnung: 

Országos Egészségbiztosítási Pénztár (Na­
tionaler Krankenversicherungsfonds), Buda­
pest 

11.Bei Anwendung des Artikels 110 der Durch­
führungsverordnung: 

a) Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfälle: 
Országos Egészségbiztosítási Pénztár 
(Nationaler Krankenversicherungsfonds), 
Budapest 

b) Alter, Invalidität: Országos Nyugdíjbizto­
sítási Fõigazgatóság (Zentralverwaltung 
der staatichen Rentenversicherung), Bu­
dapest 

c) Leistungen der Arbeitslosigkeit: Foglal­
koztatási Hivatal (Arbeitsamt), Budapest 

d) Familienleistungen: Államháztartási Hivatal 
(Amt für öffentliche Finanzen), Budapest 

- Mutterschafts- und Kinderbetreuungs­
geld: Országos Egészségbiztosítási 
Pénztár (Nationaler Krankenversiche­
rungsfonds), Budapest 

12.Bei Anwendung des Artikels 113 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: Országos 
Egészségbiztosítási Pénztár (Nationaler 
Krankenversicherungsfonds), Budapest 

Q. MALTA 

Bei Anwendung des Artikels 14c, des Artikels 
14d Absatz 3 und des Artikels 17 der Verord­
nung sowie des Artikels 6 Absatz 1, des Artikels 
8 Absätze 1 und 2, des Artikels 10b, des Artikels 
11 Absatz 1, des Artikels 11a Absatz 1, des Arti­
kels 12 Buchstabe a, des Artikels 13 Absätze 2 
und 3, des Artikels 14 Absätze 1, 2 und 3, des 
Artikels 38 Absatz 1, des Artikels 70 Absatz 1, 
des Artikels 80 Absatz 2, des Artikels 81, des 
Artikels 82 Absatz 2, des Artikels 85 Absatz 2, 
des Artikels 86 Absatz 2, des Artikels 89 Absatz 
1, des Artikels 91 Absatz 2, des Artikels 102 
Absatz 2, des Artikels 109 und des Artikels 110 
der Durchführungsverordnung: Dipartiment tas-
Sigurta Sočjali (Ministerium für soziale Sicher­
heit), Valletta 

Bei Anwendung des Artikels 8 Absatz 3 und des 
Artikels 113 Absatz 2 der Durchführungsverord­
nung: Diviżjoni tas-Sahha (Abteilung Gesund­
heitswesen), Valletta 
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R. NIEDERLANDE 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 17 der Verord­
nung und des Artikels 6 Absatz 1, des Arti­
kels 10b, des Artikels 11 Absätze 1 und 2, 
des Artikels 11a Absätze 1 und 2, des Arti­
kels 12a, des Artikels 13 Absätze 2 und 3 
und des Artikels 14 Absätze 1 und 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Sociale Verzekeringsbank (Sozialversiche­
rungsanstalt), Amstelveen 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 82 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Uitvoeringsinstituut Werknemersverzeke­
ringen (Durchführungsinstitut für Arbeitneh­
mer-Sozialversicherungen), Amsterdam 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung 

Erstattungen gemäß den Artikeln 36 und 63 
der Verordnung: 

College voor zorgverzekeringen (Verband der 
Krankenversicherungsträger), Amstelveen 

Erstattungen gemäß Artikel 70 der Verord­
nung: 

Uitvoeringsinstituut Werknemersverzeke­
ringen (Durchführungsinstitut für Arbeitneh­
mer-Sozialversicherungen), Amsterdam 

S. ÖSTERREICH 

1.	 Bei Anwendung von Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b, Artikel 14a Absatz 1 Buchsta­
be b und Artikel 17 der Verordnung: 

Bundesminister für soziale Sicherheit, Ge­
nerationen und Konsumentenschutz im 
Einvernehmen mit dem jeweiligen öffentlich-
rechtlichen Dienstgeber, in Bezug auf die 
Sondersysteme für Beamte und im Ein-
vernehmen mit der jeweiligen Versorgungs­
einrichtung in Bezug auf die Rentenver­
sicherungen der Kammern der freien Berufe 

2.	 Für die Anwendung der Artikel 11, 11a, 12a, 
13 und 14 der Durchführungsverordnung: 

a) Wenn die betreffende Person den öster­
reichischen Rechtsvorschriften unterliegt: 

der zuständige Krankenversicherungs­
träger 

b) In allen übrigen Fällen: 

der Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger, Wien 

3.	 Für die Anwendung von Artikel 14d Absatz 3 
der Verordnung: 

der zuständige Träger 

4.	 Für die Anwendung von Artikel 38 Absatz 1 
und Artikel 70 Absatz 1 der Durchführungs­
verordnung: 

die für den Wohnort der Familienangehö­
rigen zuständige Gebietskrankenkasse 

5.	 Für die Anwendung von Artikel 80 Absatz 2, 
Artikel 81 und Artikel 82 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung: 

die für den letzten Wohn- oder Aufenthalts­
ort des Arbeitnehmers oder den letzten Be­
schäftigungsort zuständige regionale Ge­
schäftsstelle des Arbeitsmarktservice 

6.	 Für die Anwendung von Artikel 85 Absatz 2 
und Artikel 86 Absatz 2 der Durchführungs­
verordnung in bezug auf das Karenzgeld: 

die für den letzten Wohn- oder Aufenthalts­
ort der betreffenden Person zuständige Ge­
bietskrankenkasse 

7. Für die Anwendung von 

a) Artikel 102 Absatz 2 der Durchführungs­
verordnung in bezug auf die Artikel 36 
und 63 der Verordnung: 

Hauptverband der österreichischen Sozi­
alversicherungsträger, Wien 

b) Artikel 102 Absatz 2 der Durchführungs­
verordnung in bezug auf Artikel 70 der 
Verordnung: 

Landesgeschäftsstelle Wien des Arbeits­
marktservice, Wien 

8.	 Für die Anwendung von Artikel 110 der 
Durchführungsverordnung: 

- der zuständige Träger, oder 

- sofern es keinen zuständigen österreichi­
schen Träger gibt, der Träger des Wohn­
ortes 

9.	 Für die Anwendung von Artikel 113 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Hauptverband der österreichischen Sozial­
versicherungsträger, Wien, wobei gilt, daß 
der Kostenersatz aus den Beiträgen zur 
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Krankenversicherung der Rentner erfolgt, 
die an den genannten Hauptverband ent­
richtet werden 

T. POLEN 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 1 
Buchstabe a und des Artikels 17 der Verord­
nung in Verbindung mit Artikel 11 der Durch­
führungsverordnung, des Artikels 14 Absät­
ze 2 und 3 der Verordnung in Verbindung mit 
Artikels 12a der Durchführungsverordnung, 
des Artikels 14a Absatz 1 Buchstabe a und 
des Artikels 17 der Verordnung in Verbin­
dung mit Artikel 11a der Durchführungsver­
ordnung, des Artikels 14a Absätze 2, 3 und 
4 der Verordnung in Verbindung mit Artikel 
12a der Durchführungsverordnung, des Arti­
kels 14b Absätze 1 und 2 in Verbindung mit 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a der Verord­
nung, des Artikels 14c der Verordnung in 
Verbindung mit Artikel 12a der Durchfüh­
rungsverordnung und des Artikels 14d 
Absatz 3 der Verordnung. Außenstellen des 
Zaklad Ubezpieczeń Spolecznych (Sozial­
versicherungsanstalt – ZUS) mit örtlicher 
Zuständigkeit für den offiziellen Sitz des Ar­
beitgebers der versicherten Person (oder 
des Selbstständigen) 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 1 
Buchstabe b und des Artikels 17 der Verord­
nung in Verbindung mit Artikel 11 der Durch­
führungsverordnung, des Artikels 14a Ab­
satz 1 Buchstabe b und des Artikels 17 der 
Verordnung in Verbindung mit Artikel 11a 
der Durchführungsverordnung des Artikels 
14b Absätze 1 und 2 in Verbindung mit Arti­
kel 14 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 17 
der Verordnung: Zaklad Ubezpieczeń 
Spolecznych – Centrala (Social Insurance 
Institution – ZUS-Main Headquarters), War­
schau 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1, des 
Artikels 10b, des Artikels 13 Absätze 2 und 3 
und des Artikels 14 der Durchführungsver­
ordnung: 

a) Sachleistungen: 

Narodowy Fundusz Zdrowia (Nationaler 
Gesundheitsfonds, Warschau) 

b) Für die sonstigen Leistungen: 

i)	 für Arbeitnehmer und Selbstständige 
mit Ausnahme selbstständiger Land­
wirte: 

Zweigstellen des Zaklad Ubezpieczeń 
Spolecznych (Sozialversicherungsan­

stalt – ZUS) mit örtlicher Zuständigkeit 
für den offiziellen Sitz des Arbeitge­
bers der versicherten Person (oder 
des betreffenden Selbstständigen) 

ii) für selbstständige Landwirte: 

Regionale Zweigstellen der Kasa Rol­
niczego Ubezpieczenia Spoecznego 
(Sozialversicherungsfonds für die Land­
wirtschaft – KRUS) mit Zuständigkeit 
für den Ort, an dem der Landwirt ver­
sichert ist 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 8 der Durchfüh­
rungsverordnung: 

a) Sachleistungen: 

Narodowy Fundusz Zdrowin (Nationaler 
Gesundheitsfonds), Warschau 

b) sonstige Leistungen: 

- Außenstellen des Zaklad Ubezpiec­
zeń Spolecznych (Sozialversiche­
rungsanstalt – ZUS) mit örtlicher Zu­
ständigkeit für den offiziellen Sitz des 
Arbeitgebers der versicherten Person 
(oder des betreffenden Selbstständi­
gen) während des Versicherungszeit­
raums, für Arbeitnehmer und Selbst­
ständige mit Ausnahme selbstständi­
ger Landwirte 

- Außenstellen des Zaklad Ubezpieczeń 
Spolecznych (Sozialversicherungsan­
stalt – ZUS) mit örtlicher Zuständigkeit 
für den Wohn- oder Aufenthaltsort bei 
Arbeitnehmern und Selbstständigen, 
mit Ausnahme selbstständiger Land­
wirte, nach Ablauf des Versicherungs­
zeitraums 

- Regionale Zweigstellen der Kasa Rol­
niczego Ubezpieczenia Spolecznego 
(Sozialversicherungsfonds für Land­
wirte – KRUS) mit örtlicher Zuständig­
keit für den Versicherungsort des 
selbstständigen Landwirts 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: 

a) für Personen, die in jüngerer Zeit als Ar­
beitnehmer oder Selbstständige erwerbs­
tätig waren, mit Ausnahme selbstständi­
ger Landwirte, sowie für Berufssoldaten 
und Beamte, die andere Dienstzeiten als 
die in Anhang 2 Nummer 2 Buchstabe c) 
Ziffern i) und ii), Buchstabe d) Ziffern i) und 
ii), Buchstabe e) Ziffern i) und ii) genann­
ten zurückgelegt haben: 
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Zweigstellen der Sozialversicherungsan­
stalt (Zaklad Ubezpieczeń Spolecznych), 
die in Anhang 3 Nummer 2 Buchstabe a) 
genannt sind. 

b) für Personen, die in jüngerer Zeit als selbst­
ständige Landwirte erwerbstätig waren, 
und die keine Dienstzeiten im Sinne von 
Anhang 2 Nummer 2 Buchstabe c) Ziffer 
i). Buchstabe c) Ziffer ii), Buchstabe d) 
Ziffer i), Buchstabe d) Ziffer ii), Buchstabe 
e) Ziffer i) und Buchstabe e) Ziffer ii) zu­
rückgelegt haben: 

Zweigstellen des Sozialversicherungs­
fonds für die Landwirtschaft (Kasa Rol­
niczego Ubezpieczenia Spolecznego), 
die in Anhang 3 Nummer 2 Buchstabe b) 
genannt sind. 

c) für Berufssoldaten: 

Wojskowe Biuro Emerytalne w Warsza­
wie (Armeerentenstelle in Warschau), 
wenn es sich dabei um den zuständigen 
Träger gemäß Anhang 2 Nummer 2 
Buchstabe c) handelt. 

d) für Polizeibeamte, Bedienstete des Amts 
für Staatschutz, des Amts für innere Si­
cherheit, des Amts für Auslandsaufklä­
rung (öffentliche Sicherheitsdienste), des 
Grenzschutzes, des Sicherheitsbüros der 
Regierung und der staatlichen Feuerwehr: 

Zaklad Emerytalno-Rentowy Ministerstwa 
Spraw Wewnętrznych i Administracji w 
Warszawie (Rentenreferat des Ministeri­
ums für Inneres und Verwaltung in War­
schau), wenn es sich dabei um den zu­
ständigen Träger gemäß Anhang 2 Num­
mer 2 Buchstabe d) handelt. 

e) für Strafvollzugsbedienstete: 

Biuro Emerytalne Slużby Więziennej w 
Warszawie (Rentenstelle des Strafvoll­
zugswesens in Warschau), wenn es sich 
dabei um den zuständigen Träger gemäß 
Anhang 2 Nummer 2 Buchstabe e) handelt. 

f) für Richter und Staatsanwälte: 

besondere Stellen des Justizministeriums 

g) für Personen, die ausschließlich ausländi­
sche Versicherungszeiten zurückgelegt 
haben: 

Zweigstellen der Sozialversicherungsan­
stalt (Zaklad Ubezpieczeń Spolecznych), 
die in Anhang 3 Nummer 2 Buchstabe g) 
genannt sind. 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 70 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: 

a) Langfristige Leistungen: 

i)	 für Personen, die in jüngerer Zeit als 
Arbeitnehmer oder Selbstständige er­
werbstätig waren, mit Ausnahme selbst­
ständiger Landwirte, sowie für Berufs­
soldaten und Beamte, die andere 
Dienstzeiten als die in Anhang 2 Num­
mer 2 Buchstabe c) Ziffern i) und ii), 
Buchstabe d) Ziffern i) und ii), Buch­
stabe e) Ziffern i) und ii) genannten zu­
rückgelegt haben: 

Zweigstellen der Sozialversicherungs­
anstalt (Zaklad Ubezpieczeń Spolecz­
nych), die in Anhang 3 Nummer 2 
Buchstabe a) genannt sind. 

ii)	 für Personen, die in jüngerer Zeit als 
selbstständige Landwirte erwerbstätig 
waren, und die keine Dienstzeiten im 
Sinne von Anhang 2 Nummer 2 Buch­
stabe c) Ziffer i), Buchstabe c) Ziffer ii), 
Buchstabe d) Ziffer i), Buchstabe d) 
Ziffer ii), Buchstabe e) Ziffer i) und 
Buchstabe e) Ziffer ii) zurückgelegt 
haben: 

Zweigstellen des Sozialversicherungs­
fonds für die Landwirtschaft (Kasa Rol­
niczego Ubezpieczenia Spolecznego), 
die in Anhang 3 Nummer 2 Buchstabe 
b) genannt sind 

iii) für Berufssoldaten: 

Wojskowe Biuro Emerytalne w War­
szawie (Armeerentenstelle in War­
schau), wenn es sich dabei um den 
zuständigen Träger gemäß Anhang 2 
Nummer 2 Buchstabe c) handelt. 

iv) für die in Nummer 5 Buchstabe d) ge­
nannten Bediensteten: 

Zaklad Emerytalno – Rentowy Mini­
sterstwa Spraw Wewnętrznych i Admi­
nistracji w Warszawie (Rentenreferat 
des Ministeriums für Inneres und Ver­
waltung in Warschau), wenn es sich 
dabei um den zuständigen Träger ge-
mäß Anhang 2 Nummer 2 Buchstabe 
d) handelt 

v) für Strafvollzugsbeamte: 

Biuro Emerytalne Slużby Więziennej 
w Warszawie (Rentenstelle des Straf­
vollzugswesens in Warschau), wenn es 
sich dabei um den zuständigen Träger 
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gemäß Anhang 2 Nummer 2 Buchsta­
be e) handelt 

vi) für Richter und Staatsanwälte: 

besondere Stellen des Justizministeri­
ums. 

vii) Für Personen, die ausschließlich aus­
ländische Versicherungszeiten zu­
rückgelegt haben: 

Zweigstellen der Sozialversicherungs­
anstalt ((Zaklad Ubezpieczeń Spolecz­
nych), die in Anhang 3 Nummer 2 
Buchstabe g) genannt sind. 

b) Kurzfristige Leistungen: 

i)	 für Arbeitnehmer und Selbstständige 
mit Ausnahme selbstständiger Land­
wirte: Außenstellen des des Zaklad 
Ubezpieczeń Spolecznych (Sozial­
versicherungsanstalt – ZUS) mit örtli­
cher Zuständigkeit für den Wohn- oder 
Aufenthaltsort der Familienmitglieder 
der versicherten Person (oder des 
betreffenden Selbstständigen) 

ii)	 für selbstständige Landwirte: Regio­
nale Zweigstellen der Kasa Rolnic­
zego Ubezpieczenia Spolecznego 
(Sozialversicherungsfonds für Land­
wirte – KRUS) mit örtlicher Zuständig­
keit für den Wohn- oder Aufenthaltsort 
der Familienmitglieder des Landwirtes 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2, 
des Artikels 81, des Artikels 82 Absatz 2, des 
Artikels 83 Absatz 1, des Artikels 84 Absatz 
2 und des Artikels 108 der Durchführungs­
verordnung: 

Wojewódzkie urzędy pracy (Arbeitsämter 
der Woiwodschaft) mit örtlicher Zuständig­
keit für den Wohn- oder Aufenthaltsort. 

8.	 Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

a) für Arbeitnehmer und Selbstständige mit 
Ausnahme selbstständiger Landwirte: 
Außenstellen des Zaklad Ubezpieczeń 
Spolecznych (Sozialversicherungsanstalt 
– ZUS) mit örtlicher Zuständigkeit für den 
offiziellen Sitz des Arbeitgebers der versi­
cherten Person (oder des betreffenden 
Selbstständigen) 

b) für selbstständige Landwirte: Regionale 
Zweigstellen der Kasa Rolniczego Ubez­
pieczenia Spolecznego (Sozialversiche­
rungsfonds für Landwirte – KRUS) mit 

örtlicher Zuständigkeit für den Versiche­
rungsort des Landwirts 

c) für Arbeitslose: Wojewódzkie urzędy 
pracy (Arbeitsämter der Woiwodschaft) 
mit örtlicher Zuständigkeit für den Wohn­
oder Aufenthaltsort 

9.	 Bei Anwendung des Artikels 86 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Regionales sozialpolitisches Zentrum, das 
für den Wohn- oder Aufenthaltsort des Lei­
tungsberechtigten zuständig ist 

10.Bei Anwendung des Artikels 91 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

a) bei Anwendung des Artikels 77 der Ver­
ordnung: 

Regionales sozialpolitisches Zentrum, 
das für den Wohn- oder Aufenthaltsort 
des Leistungsberechtigten zuständig ist 

b) bei Anwendung des Artikels 78 der Ver­
ordnung: 

i) für Personen, die in jüngerer Zeit als 
Arbeitnehmer oder Selbstständige er­
werbstätig waren, mit Ausnahme selbst­
ständiger Landwirte, sowie für Berufs­
soldaten und Beamte, die andere 
Dienstzeiten als die in Anhang 2 Num­
mer 2 Buchstabe c) Ziffern i) und ii), 
Buchstabe d) Ziffern i) und ii), Buchsta­
be e) Ziffern i) und ii) genannten zurück-
gelegt haben: 

Zweigstellen der Sozialversicherungs­
anstalt (Zaklad Ubezpieczeń Spo­
lecznych), die in Anhang 3 Nummer 2 
Buchstabe a) genannt sind 

ii) für Personen, die in jüngerer Zeit als 
selbstständige Landwirte erwerbstätig 
waren, und die keine Dienstzeiten im 
Sinne von Anhang 2 Nummer 2 Buch­
stabe c) Ziffer i), Buchstabe c) Ziffer ii), 
Buchstabe d) Ziffer i), Buchstabe d) Zif­
fer ii), Buchstabe e) Ziffer i) und Buch­
stabe e) Ziffer ii) zurückgelegt haben: 

Zweigstellen des Sozialversicherungs­
fonds für die Landwirtschaft (Kasa Rol­
niczego Ubezpieczenia Spolecznego), 
die in Anhang 3 Nummer 2 Buchstabe 
b) genannt sind. 

iii) für Berufssoldaten: 

Wojskowe Biuro Emerytalne w Wars­
zawie (Armeerentenstelle in Warschau), 
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wenn es sich dabei um den zuständi­
gen Träger gemäß Anhang 2 Nummer 
2 Buchstabe c) handelt. 

iv) Für die in Nummer 5 Buchstabe d) ge­
nannten Bediensteten: 

Zaklad Emerytalno – Rentowy Mini­
sterstwa Spraw Wewnętrznych i Admi­
nistracji w Warszawie (Rentenreferat 
des Ministeriums für Inneres und Ver­
waltung in Warschau), wenn es sich 
dabei um den zuständigen Träger ge-
mäß Anhang 2 Nummer 2 Buchstabe 
d) handelt 

v) für Strafvollzugsbedienstete: 

Biuro Emerytalne Slużby Więziennej 
w Warszawie (Rentenstelle des Straf­
vollzugswesens in Warschau), wenn 
es sich dabei um den zuständigen Trä­
ger gemäß Anhang 2 Nummer 2 
Buchstabe e) handelt 

vi) für ehemalige Richter und Staatsan­
wälte: 

besondere Stellen des Justizministeri­
ums 

11.Bei Anwendung der Artikel 36 und 63 Ver­
ordnung und des Artikels 102 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Narodowy Fundusz Zdrowia (Nationaler 
Gesundheitsfonds), Warschau 

12.Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung in Verbindung 
mit Artikel 70 der Verordnung: 

Ministerstwo Pracy i Polityki Spolecznej (Mi­
nisterium für Arbeit und Sozialpolitik), War­
schau 

13.Bei Anwendung des Artikels 109 der Durch­
führungsverordnung: 

Zweigstellen der Sozialversicherungsanstalt 
(Zaklad Ubezpieczeń Spolecznych) mit örtli­
cher Zuständigkeit für den Wohnort des 
Arbeitnehmers 

U. PORTUGAL 

A. IM ALLGEMEINEN: 

I. Mutterland 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 17 der Verord­
nung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für internati­
onale Beziehungen in der sozialen Sicher­
heit), Lisboa 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 und 
des Artikels 11a der Durchführungsverord­
nung: 

Instituto de Solidariedade e Segurança So­
cial (Anstalt für Solidarität und soziale Si­
cherheit): Centro Distrital de Solidariedade e 
Segurança Social (Bezirksstelle für Solidari­
tät und soziale Sicherheit), bei dem der Be­
treffende versichert ist 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 12a der Durch­
führungsverordnung: 

Instituto de Solidariedade e Segurança So­
cial Anstalt für Solidarität und soziale Si­
cherheit): Centro Distrital de Solidariedade e 
Segurança Social (Bezirksstelle für Solidari­
tät und soziale Sicherheit), des Wohnorts 
oder der Versicherungszugehörigkeit des 
Betreffenden 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 13 Absätze 2 
und 3 der Durchführungsverordnung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für internati­
onale Beziehungen in der sozialen Sicher­
heit), Lisboa 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 14 Absätze 1 
und 2 der Durchführungsverordnung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für interna­
tionale Beziehungen in der sozialen Sicher­
heit), Lisboa 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 3 der 
Durchführungsverordnung: 

Instituto de Solidariedade e Segurança 
Social (Anstalt für Solidarität und soziale Si­
cherheit): Centro Distrital de Solidariedade e 
Segurança Social (Bezirksstelle für Solida­
rität und soziale Sicherheit), Lisboa 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 28 Absatz 1, 
des Artikels 29 Absätze 2 und 5, des Arti­
kels 30 Absätze 1 und 3 und des Artikels 31 
Absatz 1 Satz 2 der Durchführungsverord­
nung (im Hinblick auf die Ausstellung der 
Bescheinigungen): 

Instituto de Solidariedade e Segurança So­
cial (Anstalt für Solidarität und soziale Si­
cherheit): Centro Distrital de Solidariedade e 
Segurança Social (Bezirksstelle für Solida-
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rität und soziale Sicherheit), des Wohnorts 
des Betreffenden 

8.	 Bei Anwendung des Artikels 25 Absatz 2, 
des Artikels 38 Absatz 1, des Artikels 70 Ab­
satz 1, des Artikels 82 Absatz 2 und des Arti­
kels 86 Absatz 2 der Durchführungsverord­
nung: 

Verwaltungsbehörde des Wohnorts der Fa­
milienangehörigen 

9.	 Bei Anwendung des Artikels 17 Absätze 6 
und 7, des Artikels 18 Absätze 3, 4 und 6, 
des Artikels 20, des Artikels 21 Absatz 1, des 
Artikels 22, des Artikels 31 Absatz 1 Satz 1 
und des Artikels 34 Absatz 1 und Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Durchführungsverord­
nung (im Hinblick auf den Träger des Wohn­
orts bzw. des Aufenthaltsorts): 

Administração Regional de Saúde (Regio­
nales Gesundheitsamt) des Wohnorts oder 
Aufenthaltsorts 

10.Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2, 
des Artikels 81 und des Artikels 85 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Instituto de Solidariedade e Segurança So­
cial (Anstalt für Solidarität und soziale Si­
cherheit): Centro Distrital de Solidariedade e 
Segurança Social (Bezirksstelle für Solida­
rität und soziale Sicherheit), bei dem der 
Betreffende zuletzt versichert war 

11.Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für interna­
tionale Beziehungen in der sozialen Sicher­
heit), Lisboa 

II. Autonome Region Madeira 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 17 der Verord­
nung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für interna­
tionale Beziehungen in der sozialen Sicher­
heit), Lisboa 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 und 
des Artikels 11a der Durchführungsverord­
nung: 

Centro de Segurança Social da Madeira (So­
zialversicherungsstelle Madeira), Funchal 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 12a der Durch­
führungsverordnung: 

Centro de Segurança Social da Madeira (So­
zialversicherungsstelle Madeira), Funchal 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 13 Absätze 2 
und 3 der Durchführungsverordnung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für interna­
tionale Beziehungen in der sozialen Sicher­
heit), Lisboa 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 14 Absätze 1 
und 2 der Durchführungsverordnung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für inter­
nationale Beziehungen in der sozialen Si­
cherheit), Lisboa 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 3 der 
Durchführungsverordnung: 

Centro de Segurança Social da Madeira (So­
zialversicherungsstelle Madeira), Funchal 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 28 Absatz 1, 
des Artikels 29 Absätze 2 und 5, des Arti­
kels 30 Absätze 1 und 3 und des Artikels 31 
Absatz 1 Satz 2 (im Hinblick auf die Ausstel­
lung der Bescheinigungen): 

Centro de Segurança Social da Madeira (So­
zialversicherungsstelle Madeira), Funchal 

8. Bei Anwendung des Artikels 25 Absatz 2, des 
Artikels 38 Absatz 1, des Artikels 70 Absatz 
1, des Artikels 82 Absatz 2 und des Artikels 
86 Absatz 2 der Durchführungsverordnung: 

Verwaltungsbehörde des Wohnorts der Fa­
milienangehörigen 

9.	 Bei Anwendung des Artikels 17 Absätze 6 
und 7, des Artikels 18 Absätze 3, 4 und 6, 
des Artikels 20, des Artikels 21 Absatz 1, des 
Artikels 22, des Artikels 31 Absatz 1 Satz 1 
und des Artikels 34 Absatz 1 und Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Durchführungsverordnung 
(im Hinblick auf den Träger des Wohnorts 
bzw. des Aufenthaltsorts): 

Centro Regional de Saúde (Regionales Ge­
sundheitszentrum), Funchal 

10.Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2, 
des Artikels 81 und des Artikels 85 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Centro de Segurança Social da Madeira (So­
zialversicherungsstelle Madeira), Funchal 
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11.Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für interna­
tionale Beziehungen in der sozialen Sicher­
heit), Lisboa 

III. Autonome Region der Azoren 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 17 der Verord­
nung: 

Direcção Regional da Solidariedade e da 
Segurança Social (Regionaldirektion für 
Solidarität und soziale Sicherheit), Angra do 
Heroísmo 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 und 
des Artikels 11a der Durchführungsverord­
nung: 

Instituto de Gestào de Regimes de Segu-
rança Social (Sozialversicherungsanstalt): 
Centro de Prestaçòes Pecuniárias (Zentral-
stelle für Geldleistungen), bei dem der Be­
treffende versichert ist 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 12a der Durch­
führungsverordnung: 

Instituto de Gestào de Regimes de Seguran-
ça Social (Sozialversicherungsanstalt): Cen­
tro de Prestaçòes Pecuniárias (Zentralstelle 
für Geldleistungen), des Wohn- oder des 
Aufenthaltsorts des Betreffenden 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 13 Absätze 2 
und 3 der Durchführungsverordnung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für internati­
onale Beziehungen in der sozialen Sicher­
heit), Lisboa 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 14 Absätze 1 
und 2 der Durchführungsverordnung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für internati­
onale Beziehungen in der sozialen Sicher­
heit), Lisboa 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 3 der 
Durchführungsverordnung: 

Instituto de Gestào de Regimes de Seguran-
ça Social (Sozialversicherungsanstalt): Cen­
tro de Prestaçòes Pecuniárias (Zentralstelle 
für Geldleistungen), Angra do Heroísmo 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 28 Absatz 1, 
des Artikels 29 Absätze 2 und 5, des Artikels 
30 Absätze 1 und 3 und des Artikels 31 Ab­
satz 1 Satz 2 der Durchführungsverordnung 
(im Hinblick auf die Ausstellung der Beschei­
nigungen): 

Instituto de Gestào de Regimes de Seguran-
ça Social (Sozialversicherungsanstalt): Cen­
tro de Prestaçòes Pecuniárias (Zentralstelle 
für Geldleistungen) des Wohnorts des Be­
treffenden 

8.	 Bei Anwendung des Artikels 25 Absatz 2, 
des Artikels 38 Absatz 1, des Artikels 70 Ab­
satz 1, des Artikels 82 Absatz 2 und des Arti­
kels 86 Absatz 2 der Durchführungsverord­
nung: 

Verwaltungsbehörde des Wohnorts der Fa­
milienangehörigen 

9.	 Bei Anwendung des Artikels 17 Absätze 6 
und 7, des Artikels 18 Absätze 3, 4 und 6, 
des Artikels 20, des Artikels 21 Absatz 1, des 
Artikels 22, des Artikels 31 Absatz 1 Satz 1 
und des Artikels 34 Absatz 1 und Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Durchführungsverordnung 
(im Hinblick auf den Träger des Wohnorts 
bzw. des Aufenthaltsorts): 

Centro de Saúde (Gesundheitszentrum), des 
Wohn- oder Aufenthaltsorts des Betreffenden 

10.Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2, 
des Artikels 81 und des Artikels 85 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Instituto de Gestào de Regimes de Segu-
rança Social (Sozialversicherungsanstalt): 
Centro de Prestaçòes Pecuniárias (Zentral-
stelle für Geldleistungen) bei dem der Be­
treffende zuletzt versichert war. 

11.Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für inter­
nationale Beziehungen in der sozialen Si­
cherheit), Lisboa 

B. In bezug auf Sondersysteme für Beamte 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 17 der Verord­
nung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für interna­
tionale Beziehungen der Sozialversiche­
rung), Lisboa 

DVKA Stand: 12.04.2007 

141 



Auszug aus der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (des Rates vom 21. März 1972) - Anhang 10


2.	 Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 und 
des Artikels 11a der Durchführungsverord­
nung: 

Secretaria-Geral ou equivalente ou o depar­
tamento que exerça as funções de gestão e 
administração dos recursos humanos no 
organismo a que está vinculado o funcioná­
rio destacado (Generalsekretariat oder ent­
sprechende Stelle oder die Abteilung, die in 
der Einrichtung, zu der der abgestellte Be­
amte gehört, für die Personalverwaltung zu-
ständig ist) 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 12a der Durch­
führungsverordnung: 

Secretaria-Geral ou equivalente ou o depar­
tamento que exerça as funções de gestão e 
administração dos recursos humanos no 
organismo a que está vinculado o funcioná­
rio destacado (Generalsekretariat oder ent­
sprechende Stelle oder die Abteilung, die in 
der Einrichtung, zu der der Beamte gehört, 
für die Personalverwaltung zuständig ist) 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 13 Absätze 2 
und 3 der Durchführungsverordnung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für interna­
tionale Beziehungen der Sozialversiche­
rung), Lisboa 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 3 der 
Durchführungsverordnung: 

Secretaria-Geral ou equivalente ou o depar­
tamento que exerça as funções de gestão e 
administração dos recursos humanos no 
organismo a que o funcionário está vincula­
do (Generalsekretariat oder entsprechende 
Stelle oder die Abteilung, die in der Einrich­
tung, zu der der Beamte gehört, für die Per­
sonalverwaltung zuständig ist) 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 28 Absatz 1, 
des Artikels 29 Absätze 2 und 5, des Artikels 
30 Absätze 1 und 3 und des Artikels 31 Ab­
satz 1 Satz 2 der Durchführungsverordnung 
(im Hinblick auf die Ausstellung der Beschei­
nigungen): 

Direcção-Geral de Protecção Social dos 
Funcionários e Agentes da Administração 
Pública (ADSE) (Generaldirektion der So­
zialversicherung der Beamten und Beschäf­
tigten der öffentlichen Verwaltung), Lisboa 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 25 Absatz 2, 
des Artikels 38 Absatz 1, des Artikels 70 Ab­
satz 1 und des Artikels 86 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Autoridade administrativa do lugar de resi­
dência dos familiares (Verwaltungsbehörde 
des Wohnorts der Familienangehörigen) 

8.	 Bei Anwendung des Artikels 17 Absätze 6 
und 7, des Artikels 18 Absätze 3 und 6, des 
Artikels 20, des Artikels 21 Absatz 1, des 
Artikels 22, des Artikels 31 Absatz 1 Satz 1 
und des Artikels 34 Absatz 1 und Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Durchführungsverordnung 
(im Hinblick auf den Träger des Wohnorts 
bzw. des Aufenthaltsorts): 

Administração Regional de Saúde do lugar 
de residência ou de estada do interessado 
(Regionales Gesundheitsamt des Wohnorts 
oder Aufenthaltsorts) 

9.	 Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Secretaria-Geral ou equivalente ou o depar­
tamento do último organismo a que o inter­
essado esteve vinculado, que exerça as 
funções de gestão e administração dos 
recursos humanos (Generalsekretariat oder 
entsprechende Stelle oder die Abteilung, die 
in der Einrichtung, der der Betreffende zu­
letzt angehört hat, für die Personalverwal­
tung zuständig ist) 

10.Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Departamento de Relações Internacionais 
de Segurança Social (Abteilung für interna­
tionale Beziehungen in der sozialen Sicher­
heit), Lisboa 

V. RUMÄNIEN 

1. Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 1 Buch­
stabe b und des Artikels 17 der Verordnung 
sowie des Artikels 10 Buchstabe b, des Arti­
kels 11 Absatz 1, des Artikels 11a Absatz 1, 
des Artikels 12 Buchstabe a, des Artikels 13 
Absätze 2 und 3, des Artikels 14 Absätze 1, 
2 und 3, des Artikels 80 Absatz 2, des Arti­
kels 81 und des Artikels 85 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Casa Nationala des Pensii si alte Drepturi 
de Asigurari Sociale (Staatliche Stelle für 
Renten und andere Sozialversicherungsan­
sprüche), Bucuresti 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz 1, 
des Artikels 70 Absatz 1, des Artikels 82 
Absatz 2 und des Artikels 86 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

a) Geldleistungen: 
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Casa Nationala des Pensii si alte Drepturi 
de Asigurari Sociale (Staatliche Stelle für 
Renten und andere Sozialversicherungs­
ansprüche), Bucuresti 

b) Sachleistungen: 

Casa Nationala de Asigurari de Sanatate 
(Staatliche Krankenversicherungsanstalt), 
Bucuresti 

3. Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung (Erstattung von 
Aufwendungen für Sachleistungen gemäß 
den Artikeln 36 und 63 der Verordnung): 

Casa Nationala de Asigurari de Sanatate 
(Staatliche Krankenversicherungsanstalt), 
Bucuresti 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung (Erstattung 
von Leistungen bei Arbeitslosigkeit gemäß 
Artikel 70 der Verordnung): 

Agentia Nationala pentru Ocuparea Fortei 
de Munca (Staatliche Stelle für Beschäfti­
gung), Bucuresti 

W. SLOWENIEN 

1.	 Bei Anwendung des Artikels 14 Absatz 1 
Buchstabe b, des Artikels 14a Absatz 1 
Buchstabe b und des Artikels 17 der Verord­
nung: Ministrstvo za delo, dru�ino in social­
ne zadeve (Ministerium für Arbeit, Familie 
und soziale Angelegenheiten) 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 10b der Durch­
führungsverordnung: Zavod za zdravstveno 
zavarovanje Slovenije (Krankenversiche­
rungsanstalt Sloweniens) 

3. Bei Anwendung der Artikel 11, 11a, 12a, 12b, 
13 und 14 der Durchführungsverordnung: 
Zavod za zdravstveno zavarovanje Slovenije 
(Krankenversicherungsanstalt Sloweniens) 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: Ministrstvo za 
delo, dru�ino in socialne zadeve (Ministeri­
um für Arbeit, Familie und soziale Angele­
genheiten) 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 70 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: Ministrstvo za 
delo, dru�ino in socialne zadeve (Ministeri­
um für Arbeit, Familie und soziale Angele­
genheiten) 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 1, 
des Artikels 81 und des Artikels 82 Absatz 2 

der Durchführungsverordnung: Zavod Re­
publike Slovenije za zaposlovanje (Arbeits­
amt Sloweniens) 

7. Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2 und 
des Artikels 86 Absatz 2 der Durchfüh-rungs­
verordnung: Ministrstvo za delo, dru�ino in 
socialne zadeve (Ministerium für Arbeit, 
Familie und soziale Angelegenheiten) 

8.	 Bei Anwendung des Artikels 91 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: Ministrstvo za 
delo, dru�ino in socialne zadeve (Ministeri­
um für Arbeit, Familie und soziale Angele­
genheiten) 

9. Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung in Verbindung 
mit Artikel 36 und 63 der Verordnung: Zavod 
za zdravstveno zavarovanje Slovenije (Kran­
kenversicherungsanstalt Sloweniens) 

10.Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung in Verbin­
dung mit Artikel 70 der Verordnung: Zavod 
Republike Slovenije za zaposlovanje (Ar­
beitsamt Sloweniens) 

11.Bei Anwendung des Artikels 110 der Durch­
führungsverordnung: die zuständigen Träger 

X. SLOWAKEI 

1. Bei Anwendung des Artikels 17 der Verordnung: 

Ministerstvo práce sociálnych vecí a rodiny 
Slovenskej republiky (Ministerium für Arbeit, 
Soziales und Familie der Slowakischen Re­
publik), Bratislava 

2.	 Bei Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: Sociálna poisťo­
vňa (Sozialversicherungsanstalt), Bratislava 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 8 der Durchfüh­
rungsverordnung: 

a) Geldleistungen: Sociálna poisťovňa (So­
zialversicherungsanstalt), Bratislava 

b) Sachleistungen: zuständige Krankenver­
sicherungsanstalt 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 10b der Durch­
führungsverordnung: 

a) Leistungen bei Krankheit, Mutterschaft, 
Invalidität, Alter, Arbeitsunfälle und Be­
rufskrankheiten: 

Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungs­
anstalt), Bratislava 
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b) Familienleistungen: 

Úrady práce, sociálnych vecí a rodiny 
(Amt für Arbeit, Soziales und Familie), 
das für den jeweiligen Wohn- oder Aufent­
haltsort des Antragstellers zuständig ist. 

c) Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Sociálna poist’ovňa (Sozialversicherungs­
anstalt), Bratislava 

d) Sachleistungen: zuständige Krankenver­
sicherungsanstalt 

5.	 Bei Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: 

Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungsan­
stalt), Bratislava 

6.	 Bei Anwendung des Artikels 11a Absatz 1, 
des Artikels 12a, des Artikels 13 Absatz 3 
und des Artikels 14 Absätze 1, 2 und 3 der 
Durchführungsverordnung: 

Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungsan­
stalt), Bratislava; für Sachleistungen: 

zuständige Krankenversicherungsanstalt 

7.	 Bei Anwendung des Artikels 38 Absatz 1 und 
des Artikels 70 Absatz 1 der Durchfüh­
rungsverordnung: 

Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungsan­
stalt), Bratislava 

8.	 Bei Anwendung des Artikels 80 Absatz 2, 
des Artikels 81 und des Artikels 82 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungsan­
stalt), Bratislava 

9.	 Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungsan­
stalt), Bratislava 

10.Bei Anwendung des Artikels 86 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Gemeindeamt des Wohnorts der Familien­
mitglieder, das für Personenstandsfragen 
zuständig ist 

11.Bei Anwendung des Artikels 91 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung (im Zusammen­
hang mit der Zahlung von Leistungen nach 
Artikel 77 und 78 der Verordnung): 

Úrady práce, sociálnych vecí a rodiny (Amt 
für Arbeit, Soziales und Familie), das für den 
jeweiligen Wohn- oder Aufenthaltsort des 
Antragstellers zuständig ist 

12.Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) im Zusammenhang mit Erstattungen nach 
den Artikel 36 und 63 der Verordnung: 

Úrad pre dohl’ad nad zdravotnou starosli­
vost’ou (Aufsichtsbehörde für das Ge­
sundheitswesen), Bratislava 

b) im Zusammenhang mit Erstattungen nach 
Artikel 70 der Verordnung: 

Sociálna poist’ovňa (Sozialversicherungs­
anstalt), Bratislava 

13.Bei Anwendung des Artikels 109 und des 
Artikels 110 der Durchführungsverordnung: 

a) Leistungen in Bezug auf Krankheit, Mut­
terschaft, Invalidität, Alter, Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten: 

Sociálna poisťovňa (Sozialversicherungs­
anstalt), Bratislava 

b) Sachleistungen: zuständige Krankenver­
sicherungsanstalt 

c) Leistungen bei Arbeitslosigkeit: 

Sociálna poist’ovňa (Sozialversicherungs­
anstalt), Bratislava) 

14.Bei Anwendung des Artikels 113 der Durch­
führungsverordnung: 

zuständige Krankenversicherungsanstalt 

Y. FINNLAND 

1.	 Für die Anwendung von Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b) und Artikel 14a Absatz 1 Buch­
stabe b) der Verordnung und von Artikel 11 
Absatz 1, Artikel 11a Absatz 1, Artikel 12a, 
Artikel 13 Absatz 2 und Absatz 3 und Artikel 
14 Absatz 1 und Absatz 2 der Durchfüh­
rungsverordnung: 

Eläketurvakeskus/Pensionsskyddscentralen 
(Zentralanstalt für Rentenversicherung), Helsinki 

2. Für die Anwendung von Artikel 10b der Durch­
führungsverordnung: 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten 
(Sozialversicherungsanstalt), Helsinki 
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3.	 Für die Anwendung von Artikel 36 und Arti­
kel 90 der Durchführungsverordnung: 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten 
(Sozialversicherungsanstalt), Helsinki und 

Työeläkelaitokset (Berufsrententräger) und 

Eläketurvakeskus/Pensionsskyddscentralen 
(Zentralanstalt für die Rentenversicherung), 
Helsinki 

4. Für die Anwendung von Artikel 37 Buchstabe 
b), Artikel 38 Absatz 1, Artikel 70 Absatz 1, 
Artikel 82 Absatz 2, Artikel 85 Absatz 2 und 
Artikel 86 Absatz 2 der Durchführungsver­
ordnung: 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten 
(Sozialversicherungsanstalt), Helsinki 

5.	 Für die Anwendung von Artikel 41 der Durch­
führungsverordnung: 

Eläketurvakeskus/Pensionsskyddscentralen 
(Zentralanstalt für die Rentenversicherung), 
Helsinki 

6. ... 

7.	 Für die Anwendung von Artikel 80 und 81 
der Durchführungsverordnung: 

Der zuständige Arbeitslosenfonds im Fall ein­
kommensabhängiger Arbeitslosenleistungen 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten 
(Sozialversicherungsanstalt), Helsinki, im 
Fall der Grundleistungen bei Arbeitslosigkeit 

8.	 Für die Anwendung von Artikel 102 und 113 
der Durchführungsverordnung: 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten 
(Sozialversicherungsanstalt), Helsinki 

Tapaturmavakuutuslaitosten Liitto/Olycks­
fallsförsäkringsanstalternas Förbund (Ver­
band der Unfallversicherer), Helsinki, im Fall 
einer Unfallversicherung 

9. Für die Anwendung von Artikel 110 der Durch­
führungsverordnung 

a) Berufsrenten: 

Eläketurvakeskus/Pensionsskyddscen­
tralen (Zentralanstalt für die Rentenver­
sicherung), Helsinki 

b) Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten: 

Tapaturmavakuutuslaitosten Liitto/Olycks­

fallsförsäkringsanstalternas Förbund (Ver­
band der Unfallversicherer), Helsiniki 

c) In allen übrigen Fällen: 

Kansaneläkelaitos/Folkpensionsanstalten 
(Sozialversicherungsanstalt), Helsinki 

Z. SCHWEDEN 

1. Für alle Versicherungsfälle außer den unten 
aufgeführten Sonderfällen: 

Försäkringskassans länsorganisation (zu­
ständige Regionalstelle der Versicherungs­
anstalt) 

2. Für Seeleute, die keinen Wohnsitz in Schwe­
den haben: 

Försäkringskassans länsorganisation Västra 
Götaland (Versicherungsanstalt Västra Gö­
taland) 

3.	 Bei Anwendung des Artikels 16 der Verord­
nung: 

Försäkringskassans länsorganisation Got­
land (Versicherungsanstalt Gotland) 

4.	 Bei Anwendung des Artikels 17 der Verord­
nung für Personengruppen: 

Försäkringskassans länsorganisation Got­
land (Versicherungsanstalt Gotland) 

5. Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) Försäkringskassan huvudkontor (Haupt-
stelle der Versicherungsanstalt) 

b) Für Leistungen bei Arbeitslosigkeit - Inspek­
tionen för arbetslöshetsförsäkringen (In­
spektion für die Arbeitslosenversicherung) 

AA. VEREINIGTES KÖNIGREICH 

1.	 Bei Anwendung der Artikel 14c, Artikel 14d 
Absatz 3 und Artikel 17 der Verordnung und 
der Artikel 6 Absatz 1, 11 Absatz 1, 11a Ab­
satz 1, 12a, 13 Absätz 2 und 3, 14 Absätze1 
bis 3, 80 Absatz 2, 81, 82 Absatz 2 und 109 
der Durchführungsverordnung: 

Großbritannien: 

HM Revenue & Customs (Finanz- und Zoll­
verwaltung), Centre for Non Residents, (Zen­
trum für Personen mit Auslandswohnsitz), 
Benton Park View, Newcastle upon Tyne, 
NE98 1ZZ 
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Nordirland: 

Department for Social Development (Minis­
terium für soziale Entwicklung), Social Secu­
rity Agency (Agentur für soziale Sicherheit), 
Network Support Branch (Abteilung Netz­
werkunterstützung), Overseas Benefits Unit 
(Referat Leistungen für im Ausland wohnen­
de Anspruchsberechtigte), Level 2, James 
House, Cromac Street, Belfast, BT7 2JA 

HM Revenue & Customs (Finanz- und Zoll­
verwaltung), Centre für Non Residents (Zen­
trum für Personen mit Auslandswohnsitz), 
Benton Park View, Newcastle upon Tyne, 
NE98 1ZZ 

2.	 Bei Anwendung der Artikel 36 und 63 der 
Verordnung und der Artikel 8, 38 Absatz 1, 
70 Absatz 1, 91 Absatz 2, 102 Absatz 2, 110 
und 113 Absatz 2 der Durchführungsverord­
nung 

Großbritannien: 

Department for Work and Pensions (Minis­
terium für Arbeit und Renten), The Pension 
Service (Rentenstelle), International Pensions 
Centre (Internationale Rentenstelle), Tyne­
view Park, Newcastle upon Tyne, NE98 1BA 

Nordirland: 

Department for Social Development (Minis­
terium für soziale Entwicklung), Northern 
Ireland Social Security Agency (Nordirische 
Agentur für soziale Sicherheit), Network 
Support Branch (Abteilung Netzwerkunter­
stützung), Overseas Benefits Unit (Referat 
Leistungen für im Ausland wohnende An­
spruchsberechtigte), Block 2, Stormont 
Estate, Belfast, BT4 3SJ 

3.	 Bei der Anwendung der Artikel 85 Absatz 2, 
86 Absatz 2 und 89 Absatz 1 der Durchfüh­
rungsverordnung 

Großbritannien: 

HM Revenue & Customs, Child Benefit Of­
fice (Finanz- und Zollverwaltung, Kinder­
geldstelle), Newcastle upon Tyne, NE88 1AA 

HM Revenue & Customs, Tax Credits Office 
(Finanz- und Zollverwaltung, Freibetrags­
stelle), Preston, PR1 0SB 

Nordirland: 

HM Revenue & Customs, Child Benefit Of­
fice (Finanz- und Zollverwaltung, Kindergeld­
stelle) (Belfast), Windsor House, 9-15 Bed­
ford Street, Belfast BT2 7UW 

HM Revenue & Customs, Tax Credits Office 
(Finanz- und Zollverwaltung, Freibetragsstel­
le) (Belfast), Dorchester House, 52-58 Great 
Vicotria Street, Belfast, BT2 7WF 

ZA. ISLAND 

Für alle Versicherungsfälle mit Ausnahme von 
Artikel 17 der Verordnung und Artikel 102 Ab­
satz 2 der Durchführungsverordnung: 

Tryggingastofnun ríkisins (Staatliche Anstalt für 
soziale Sicherheit), Reykjavík 

ZB. LIECHTENSTEIN 

1.	 Für die Anwendung des Artikels 11 Absatz 1 
der Durchführungsverordnung: 

b) in bezug auf Artikel 14 Absatz 1 und Arti­
kel 14b Absatz 1 der Verordnung: 

Liechtensteinische Alters-, Hinterlasse­
nen- und Invalidenversicherung 

in bezug auf Artikel 17 der Verordnung: 

Amt für Volkswirtschaft 

2.	 Für die Anwendung von Artikel 11a Absatz 1 
der Durchführungsverordnung: 

a) in bezug auf Artikel 14a Absatz 1 und 
Artikel 14b Absatz 2 der Verordnung: 

Liechtensteinische Alters-, Hinterlasse­
nen- und Invalidenversicherung 

b) in bezug auf Artikel 17 der Verordnung: 

Amt für Volkswirtschaft 

3.	 Für die Anwendung von Artikel 13 Absätze 2 
und 3 sowie Artikel 14 Absätze 1 und 2 der 
Durchführung: 

Amt für Volkswirtschaft und Liechtenstei­
nische Alters-, Hinterlassenen- und Invali­
denversicherung 

4.	 Für die Anwendung von Artikel 38 Absatz 1, 
Artikel 70 Absatz 1, Artikel 82 Absatz 2 und 
Artikel 86 Absatz 2: 

Gemeinverwaltung des Wohnortes 

5.	 Für die Anwendung von Artikel 80 Absatz 2 
und Artikel 81: 

Amt für Volkswirtschaft 
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6.	 Für die Anwendung von Artikel 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung in bezug auf 
die Artikel 36, 63 und 70: 

Amt für Volkswirtschaft 

7.	 Für die Anwendung von Artikel 113 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

Amt für Volkswirtschaft 

ZC. NORWEGEN 

1. Für die Anwendung von Artikel 14 Absatz 1 
Buchstaben a) und b) der Verordnung, Arti-kel 
11 Absatz 1 Buchstabe a) und Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung, wenn die Tätigkeit 
außerhalb Norwegens ausgeführt wurde, und 
Artikel 14a Absatz 1 Buchstabe b): 

Folketrygdkontoret for utenlandssaker 
(Staatliche Versicherungsanstalt für Sozial­
versicherungen im Ausland), Oslo 

4.	 Für die Anwendung von Artikel 14a Absatz 1 
Buchstabe a) der Verordnung, wenn die Tä­
tigkeit in Norwegen ausgeübt wird: 

das örtliche Versicherungsbüro in der Ge­
meinde, in der die betreffende Person ihren 
Wohnsitz hat 

5.	 Für die Anwendung von Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe a) der Verordnung, wenn die be­
treffende Person in (zutreffend: nach – 
DVKA) Norwegen entsandt ist: 

das örtliche Versicherungsbüro in der Ge­
meinde, in der der Arbeitgeber registriert ist, 
oder, wenn der Arbeitgeber keine Vertretung 
in Norwegen hat, Stavanger trygdekontor 
(das örtliche Versicherungsbüro Stavanger), 
Stavanger 

6.	 Für die Anwendung von Artikel 14 Absatz 2 
und Artikel 14 Absatz 3: 

das örtliche Versicherungsbüro in der Ge­
meinde, in der die betreffende Person ihren 
Wohnsitz hat. 

7. Für die Anwendung von Artikel 14a Absatz 2: 

das örtliche Versicherungsbüro in der Ge­
meinde, in der die betreffende Person ihren 
Wohnsitz hat 

8.	 Für die Anwendung von Artikel 14b Absätze 
1 und 2: 

Folketrygdkontoret for utenlandssaker (Staat­
liche Versicherungsanstalt für Sozialversi­

cherungen im Ausland), Oslo 

9.	 Für die Anwendung von Artikel 17 der Ver­
ordnung: 

a) Folketrygdkontoret for utenlandssaker 
(die staatliche Versicherungsanstalt für 
Sozialversicherungen im Ausland), Oslo 

b) Stavanger trygdekontor (das örtliche Ver­
sicherungsbüro Stavanger), Stavanger 

i) für Personen, die in Norwegen für ei­
nen ausländischen Arbeitgeber arbei­
ten, der nicht in Norwegen registriert ist 

ii)	 für Personen, die in Norwegen für ei­
nen Arbeitgeber arbeiten, der in Sta­
vanger registriert ist 

10.Für die Anwendung der Artikel 36, 63 und 87 
der Verordnung und des Artikels 102 Ab­
satz 2 sowie des Artikels 105 Absatz 1 der 
Durchführung: 

Rikstrygdeverket (staatliche Versicherungs­
verwaltung), Oslo 

11.Für die Anwendung der übrigen Bestimmun­
gen des Titels III Kapitel 1, 2, 3, 4, 5, 7 und 
8 der Verordnung und der entsprechenden 
Bestimmungen der Durchführungsverord­
nung: 

Rikstrygdeverket (staatliche Versicherungs­
verwaltung), Oslo, und nachgeordnete Stellen 
(Folketrygdkontoret for utenlandssaker, Oslo 
(die staatliche Versicherungsanstalt für Sozial­
versicherungen im Ausland), Regionalver­
waltungen und örtliche Versicherungsbüros) 

12.Für die Anwendung des Titels III Kapitel 6 
der Verordnung und der entsprechenden 
Bestimmungen der Durchführungsverord­
nung: 

Arbeidsdirektoratet (Arbeitsdirektion), Oslo, 
und nachgeordnete Stellen 

13.Für die Anwendung des Artikels 10 a der 
Verordnung und des Artikels 2 der Durch­
führungsverordnung: 

Folketrygdkontoret for utenlandssaker, (die 
staatliche Versicherungsanstalt für Sozia­
versicherungen im Ausland), Oslo 

14.Für das Rentenversicherungssystem für 
Seeleute: 

a) das örtliche Versicherungsbüro am Woh­
nort, wenn die betreffende Person einen 
Wohnsitz in Norwegen hat 
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b) Folketrygdkontoret for utenlandssaker, 
Oslo (die staatliche Versicherungsanstalt 
für Sozialversicherungen im Ausland), 
Oslo, in bezug auf die Auszahlung von 
Leistungen im Rahmen des Systems an 
Personen mit Wohnsitz im Ausland 

SCHWEIZ 

1.	 Für die Anwendung von Artikel 11 Absatz 1 
der Durchführungsverordnung: 

a) in Verbindung mit Artikel 14 Absatz 1 und 
Artikel 14b Absatz 1 der Verordnung: 

zuständige Ausgleichskasse der Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversiche­
rung - Caisse de compensation de l’assu­
rance-vieillesse, survivants et invalidité – 
Cassa di compensazione dell’assicura­
zione vecchiaia, superstiti e invalidità; 

b) in Verbindung mit Artikel 17 der Verord­
nung: 

Bundesamt für Sozialversicherung, Bern 
– Office fédéral des assurances sociales, 
Berne – Ufficio federale delle assicurazio­
ni sociali, Berna. 

2.	 Für die Anwendung von Artikel 11a Absatz 1 
der Durchführungsverordnung: 

a) in Verbindung mit Artikel 14a Absatz 1 
und Artikel 14b Absatz 2 der Verordnung: 

zuständige Ausgleichskasse der Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversiche­
rung - Caisse de compensation de l’assu­
rance-vieillesse, survivants et invalidité – 
Cassa di compensazione dell’assicura­
zione vecchiaia, superstiti e invalidità; 

b) in Verbindung mit Artikel 17 der Verord­
nung: 

Bundesamt für Sozialversicherung, Bern 
– Office fédéral des assurances sociales, 
Berne – Ufficio federale delle assicurazio­
ni sociali, Berna. 

3.	 Für die Anwendung von Artikel 12a der 
Durchführungsverordnung: 

zuständige Ausgleichskasse der Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung 
– Caisse de compensation de l’assurance­
vieeillesse, survivants et invalidité – Cassa 
de compensazione dell’assicurazione vec­
chiaia, superstiti e invalidità. 

4.	 Für die Anwendung von Artikel 13 Absätze 2 
und 3 und Artikel 14 Absätze 1 und 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Eidgenössische Ausgleichskasse, Bern – 
Caisse fédérale de compensation, Berne – 
Cassa federale di compensazione, Berna. 

5.	 Für die Anwendung von Artikel 38 Absatz 1, 
von Artikel 70 Absatz 1, von Artikel 82 Ab­
satz 2 und von Artikel 86 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung: 

Gemeindeverwaltung - Administration com­
munale – Amministrazione communale, des 
Wohnortes. 

6.	 Für die Anwendung von Artikel 80 Absatz 2 
und Artikel 81 der Durchführungsverord­
nung: 

Bundesamt für Wirtschaft und Arbeit, Bern – 
Office fédéral du développement économi­
que et de l’emploi, Berne – Ufficio federale 
dello sviluppo economico e del lavoro, Berna. 

7.	 Für die Anwendung von Artikel 102 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) in Verbindung mit Artikel 36 der Verord­
nung: 

Gemeinsame Einrichtung KVG, Solothurn 
– Institution commune LaMal, Soleure – 
Istituzione commune LaMal, Soletta; 

b) in Verbindung mit Artikel 63 der Verord­
nung: 

Schweizerische Unfallversicherungsan­
stalt, Luzern – Caisse nationale suisse 
d’assurance en cas d’accidents, Lucerne 
– Cassa nazionale svizzera di assicura­
zione contro gli incidenti, Lucerna; 

c) in Verbindung mit Artikel 70 der Verord­
nung: 

Bundesamt für Wirtschaft und Arbeit, 
Bern – Office fédéral du développement 
économique et de l’emploi, Berne – 
Ufficio federale dello sviluppo economico 
e del lavoro, Berna. 

8.	 Für die Anwendung von Artikel 113 Absatz 2 
der Durchführungsverordnung: 

a) in Verbindung mit Artikel 20 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: 

Gemeinsame Einrichtung KVG, Solothurn 
– Institution commune LaMal, Soleure – 
Istituzione commune LaMal, Soletta; 

DVKA Stand: 12.04.2007


148




Auszug aus der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 (des Rates vom 21. März 1972) - Anhang 10


b) in Verbindung mit Artikel 62 Absatz 1 der 
Durchführungsverordnung: 

Schweizerische Unfallversicherungsan­
stalt, Luzern – Caisse nationale suisse 
d’assurance en cas d’accidents. Lucerne 
– Cassa nazionale svizzera di assicura­
zione contro gli incidenti, Lucerna. 
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